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(Fortsetzung um 9.02 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren! Mit einer leichten Verzögerung nehmen wir die Sitzung auf.

Ich wünsche allen einen wunderschönen guten Morgen.

Ich darf weiterhin Herrn StR DDr Schock als entschuldigt melden.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung und wie bereits bekannt, schlage ich vor, die Debatte zur Geschäftsgrup-pe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung mit der Postnummer 5, das ist der Wirtschaftsplan der Unternehmen Stadt Wien – Wiener Wohnen für das Jahr 2006 gemeinsam durchzuführen. Selbstverständlich wird die Abstimmung getrennt vorgenommen. 

Ich nehme an, es sind alle damit einverstanden.

Weiters möchte ich noch bekannt geben, dass wir gestern bei der Spezialdebatte eine Redezeit pro Redner von ca 15 Minuten vereinbart haben. Ich danke auch für die Einhaltung gestern. Das hat perfekt funktioniert.

Nun, als Erster darf die heutige Debatte Herr GR Herzog eröffnen. Bitte.

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Stadtrat! Herr Vorsitzender!

Beim heutigen Kapitel möchte ich ein paar Dinge wiederholen, die wir in der Rechnungsabschlussdebatte bereits angesprochen haben, dass nämlich an und für sich ein neues Mietrecht, eine Mietrechtsnovelle in Österreich mit 2006 in Kraft treten soll oder sollte. Hauptpunkt war in dieser Novelle unter anderem die Erhaltungspflicht der Vermieter bei desolaten Objektzuständen, des Weiteren die Beseitigung erheblicher Gefahren für Gesundheit der Mieter und das Ende der automatischen Umwandlung befristeter Mietverträge in unbefristete, wenn der Vermieter nach Fristablauf keine erkennbaren Handlungen gesetzt hat. Das Erstere würde ich als positiv betrachten. Das Zweitere ist sicher eine Verschlechterung der Rechtsstellung der Mieter und schafft nach meinem Geschmack zu viele befristete Mietverträge.

Die Novelle aber scheint vorerst gescheitert zu sein. Sie tritt offensichtlich nicht in Kraft. Es dürfte zu Jahresende darüber noch keine Einigung geben. Es wird also keine Sanierung bei gesundheitsgefährdenden Zuständen wie veraltete elektrische Leitungen et cetera geben. Das Paket, glaube ich, könnte auch wieder aufgeschnürt werden und damit eine Verschiebung auf einen recht weit zurückliegenden Tag eintreten. Wie man weiß oder schon gehört hat, werden sowohl von Vermieter- als auch von Mieterseite eine Reihe von neuen Wünschen angemeldet. Betroffen von dieser Novellenverschiebung ist aber auch die EU-Richtlinie über die Gesamteffizienz von Gebäuden, die mit Jänner 2006 in Kraft treten sollte, die Gebäuderichtlinie kurz gesagt.

Die Nichteinführung dieser Gebäuderichtlinie in Österreich verstößt gegen das Gemeinschaftsrecht. Das ist an und für sich, wie ich finde, noch kein Fehler, ganz im Gegenteil, man könnte die eine oder andere Übung in diesem Punkt der Nichteinführung durchaus fortsetzen, um in anderen Dingen österreichische Interessen und Wiener Interessen zu sichern. Mein Eindruck war, dass die Stadt Wien allerdings noch ziemlich unvorbereitet und nicht sehr konkret über die weitere Vorgangsweise bei dieser wichtigen Veränderung dieser Richtlinie da steht, und ein solcher Schritt, das muss man schon sagen, wäre, was die Richtlinie nun inhaltlich betrifft, ein sehr wichtiger Schritt in Richtung Energieeffizienz. In Österreich und Wien aber wird es sicher wieder einmal heißen: „Bitte warten!“

Nach dieser EU-Gebäuderichtlinie muss jeder, der ein Haus oder eine Wohnung verkauft oder vermietet, einen Energiepass für sein Gebäude vorlegen. Nach Schätzungen in Deutschland könnte bis 2020 so ein 
Einsparungspotential von 30 Prozent des Energiever-
brauchs in Wohngebäuden erzielt werden. In Deutsch-
land hat es zwischen 2003 und 2004 einen Feldversuch mit immerhin 4 000 Energiepässen gegeben. Nach drei Monaten wurden die Betroffenen, also ich muss sagen, hauptsächlich Eigenheimbesitzer und Hausbesitzer, Ein-
zelhausbesitzer, wieder befragt, was in ihrem Bereich geschehen ist. 60 Prozent haben angegeben, dass sie bereits dabei sind, Maßnahmen zur Umsetzung des Energiesparens einzuleiten. Das heißt, es wäre wahrscheinlich eine recht deutliche und erfolgreiche Lösung, wie man hier zu einem massiven Senken des Energieverbrauchs bei Wohnungen kommen könnte, weil die Aufmerksamkeit der Betreffenden massiv auf diesen Punkt gelenkt wird.

In Deutschland ist die Ausstellung des Energiepasses gut durchdacht und bereits im Laufen. Welche Schritte in Wien gesetzt werden, weiß ich nicht. Wie schauen hier die praktischen Überlegungen aus und wer wird in Wien solche Energiepässe überhaupt ausstellen können, dürfen und sie kontrollieren? Vielleicht hat der StR Faymann schon alles in der Hand. Vielleicht aber wird auch wieder das übliche Hickhack zwischen der Bundesregierung und dem Land Wien ausbrechen mit gegenseitigen Schuldzuweisungen, warum bisher noch nicht viel geschehen ist.

In dem Sinne wäre dann das Scheitern der Wohnnovelle fast ein Glücksfall für die Republik Österreich und die Stadt Wien, weil damit wieder Zeit für die praktische Umsetzung der Richtlinie gegeben wäre. In Deutschland übrigens sind Architekten, Bauingenieure und Energieberater berechtigt, ein solches Dokument auszustellen und die Bauinnungen freuen sich jetzt bereits massiv über einen kräftigen Schub in punkto Sanierungen.

Es gibt übrigens aus Brüssel auch eine groteske Einlage zu berichten, eine Richtlinie über Erdbebenschutz und -sicherheit. Sie muss in den Mitgliedsstaaten umgesetzt werden mit dem Ergebnis, dass ein Großteil der Wiener Gebäude sicher nicht erdbebensicher gebaut wurde. Bei Sanierung könnten durch Auflagen nun massive Kosten anstehen, die zu Buche schlagen, womit vielleicht doch so mancher davon absehen wird, überhaupt eine Sanierung auch nur durchzuführen. Also ein sehr kontraproduktives Vorgehen.

Noch kurz zum Thema “Leistbares Wohnen“. Hier hat die ganze Zeit und das ganze Jahr durch die AK nicht zuletzt die hohen Mietpreise und Wohnungskosten beklagt, völlig zurecht, wie ich sagen würde. Das betrifft aber natürlich nicht nur den privaten Haussektor, sondern natürlich auch die Gemeindebauten, die sich heute nicht mehr mit dieser massiven Billigkeit und Günstigkeit auszeichnen, wie sie vor Jahr und Tag vielleicht noch gegeben gewesen sind. 

Diese gesteigerten Mietkosten ergeben sich einerseits durch ein unbrauchbares Gesetz der großen Koalition, das Richtwertgesetz. Die Arbeiterkammer aber, ge-nauso wie hier die Sozialdemokraten im Hause und na-türlich auch die ÖVP, haben damals doch massiv für die-ses Richtwertgesetz gemauert und alles für seine Durch-setzung gegen unseren heftigen Widerstand gemacht. Sie brauchen nur nachzulesen, was der damalige StR Edlinger als Vorgänger von StR Faymann da von sich gegeben hat. 

Wir waren vom Scheitern dieser Praxis sicher überzeugt und wir können heute sagen, dass auf weite Strecken die wirtschaftliche Wirklichkeit am Gesetz ziemlich vorbei geht. Je nach Lage des Objekts ist für den Hausbesitzer der offizielle Richtwertzins erreichbar oder, wenn die Lage schlecht ist, auch nicht. 

Entscheidend für die Wohnungskosten sind aber bei uns, und das ist, glaube ich, ganz, ganz wichtig, die Be-triebskosten. Das findet die Sozialdemokratische Partei in Wien auch und sie hat daher in dem wohnpolitischen Programm die Senkung dieser Betriebskosten angekün-
digt und dort verankert. Doch leider, trotz absoluter Mehrheit seit zwei Perioden und dazwischen eine andere Phase und vorher schon lange absolute Mehrheiten, hat die SPÖ seit Jahren zu diesem Thema nichts zusammengebracht und ist trotz absoluter Mehrheit nicht dazu gekommen, diesen tollen Gedanken zur Senkung der Betriebskosten umzusetzen. Nicht einmal die Bohne, bit-
te. Ganz im Gegenteil. Nach jeder Gemeinderats- und Landtagswahl werden die Gebühren und Tarife hinaufgesetzt. Das passiert jetzt auch wieder. Es kommt mit Sicherheit zu einer Erhöhung der Wasser-, Abwasser- und Müllsteuer und die Rathaussozialisten erhöhen die Gaspreise pro Kubikmeter um 30 Prozent, was den Endverbraucher letztendlich mit 12 Prozent treffen wird. Es kommt zu einer Erhöhung der Strompreise und vielleicht droht unter Umständen sogar - das wird nicht vom Land Wien abhängen, sondern von gesamtösterreichischen Entscheidungen - die Erhöhung der Einheitswerte und/ oder damit die Erhöhung der Grundsteuer. Alles das spüren die Wienerinnen und Wiener in ihrer Geldbörse. Wir Freiheitliche verlangen seit langem in diesem Punkt einen Belastungstopp. (Beifall bei der FPÖ.)

Die wirtschaftliche Lage ist nicht so gut, die Arbeitslosigkeit aber hoch. Daher ist es eine Notwendigkeit, dass sich die Gemeinde endlich dazu durchringt, keine Erhöhung kommunaler Abgaben und Gebühren durchzuführen. 

Ein Ende der Wiener Wasser-, Abwasser- und Müllsteuer wäre wichtig, das heißt, die Rückführung auf den Betrag, der sich aus den tatsächlichen Kosten und dem Kostendeckungsgrad von 100 Prozent ergibt. Wenn man sich das durchrechnet, kann ein durchschnittlicher Haushalt bis zu 120 EUR im Jahr einsparen.

Eine Frage noch an den Herrn StR Faymann, die letzten Endes unklar und unbeantwortet geblieben ist. Ich habe das letzte Mal bei der Rechnungsabschlussdebatte im Juni die Frage gestellt, ob es damit etwas auf sich hat, dass Wiener Wohnen unter Umständen nicht nur wieder ausgegliedert, sondern darüber hinaus in die Wiener Holding eingegliedert werden soll. Der Herr Stadtrat hat hier keine Antwort gegeben. Ich frage Sie nochmals, ob an diesem Gerücht etwas dran ist. Ich hof-fe, es ist nicht so, weil es sicher eine Entwicklung wäre, die massivsten Schaden bei den Wienerinnen und Wie-ner und den Gemeindemietern auslösen würde.

Dann darf ich noch auf einen Vorschlag hinweisen, den ich für die Senioren für wichtig halte, nämlich vermehrt auf die Wohnbedürfnisse der älteren Generation einzugehen. Im Neubaubereich wird ja bereits vieles für generationsübergreifendes Wohnen und senioren- und behindertengerechtes Wohnen getan. Das ist hier anerkannt und das ist gut so. Im Sanierungsbereich des Alt-hausbaus dagegen sind solche Möglichkeiten nur einge-schränkt gegeben und nur wenig ausgenützt. Auf Grund der demographischen Entwicklung in dieser Stadt und natürlich in ganz Österreich kommt einer seniorenfreundlichen Wohnungs- und Wohnhausgestaltung erhöhte Be-deutung zu. 

Daher haben wir Freiheitliche schon zuletzt einen entsprechenden Antrag auf Ausweitung der Förderung der Wohnhaussanierung auf Zwecke einer seniorenfreundlichen Gestaltung von Wohnungen und Gebäuden gestellt. Ich glaube, dass jeder Euro, der hier für solche Förderungen ausgegeben wird, eine massive Einsparung für zukünftig notwendige Bauten von Seniorenwohnheimen bedeutet. Ein wichtiger Schritt für Wien und für seine Menschen. (Beifall bei der FPÖ.)

Abschließend noch zu einem interessanten Thema, zum Thema der EU‑Gleichbehandlungsrichtlinie oder wie sie heißt "Richtlinie betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatenangehörigen". Ja, Österreich wird demnach Ausländer aus Nicht-EU-Staaten, die sich hier längerfristig niedergelassen ha-ben, auf verschiedenen Gebieten gleichzustellen haben. Das wird Auswirkungen auch im Wohnbereich haben, unter anderem in Richtung auf Öffnung der Gemeinde-bauten für Drittstaatenangehörige. Aus diversen Artikeln der Richtlinie kann eine Öffnung der Gemeindebauten für Drittstaatenangehörige zu interpretieren sein, muss aber nicht, wie wir Freiheitliche überzeugt sind. Die Definition “langfristig aufenthaltsberechtigt“ steht zum Beispiel im Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, im NAG. Wer diese Voraussetzungen des Art 45 erfüllt, soll nach dem Willen der Wiener Sozialisten Zugang zum Gemeindebaubereich bekommen, wenn die sonstigen Voraussetzungen stimmen. Die Voraussetzungen des österreichischen Gesetzes sind: Fünf Jahre Aufenthalt in Österreich, ausreichendes Einkommen, Krankenversicherung und Integrationsvereinbarung. 

Hier, glaube ich, ist ein breiter Interpretationsspielraum gegeben, den die Gemeinde ausnützen könnte, um einen Massenzuzug in die Gemeindebauten und ein Umstürzen der dortigen Verhältnisse zu verhindern. Salzburg hat zum Beispiel eine Quotenregelung von 20 Prozent für Drittstaatenangehörige, also Nicht-EU-Bürger, eingeführt, die dort in Salzburg leben und arbeiten. In Wien wäre eine solche Quote, wie ich glaube, et-was, was durch mitziehende Familienangehörige, die noch Drittstaatenangehörige sind, während der Mieter österreichischer Staatsbürger ist, gar keinen Handlungsbedarf bedeuten würde. Eine solche Quote wäre in Wien, wie ich glaube, schon erfüllt. 

Wien muss sich, glaube ich, gegen eine solche Zumutung Brüssels wehren. Es besteht die Gefahr, dass die Einheimischen in den Gemeindebauten auf alle Fälle zur Minderheit im eigenen Land werden würden. Das heißt, es droht eine massive Ghettoisierung. 

Die Rathaussozialisten wollen diese Richtlinie offensichtlich ohne weitere Interpretationen und ohne Wenn und Aber umsetzen. Mit einer Arbeits- und Aufenthaltsbewilligung der MA 20 kann also der Drittstaatenangehörige um eine Gemeindewohnung ansuchen. Die üblichen Voraussetzungen, wie gesagt, müssen wohl gegeben sein. 

Die Stadt Wien legt meiner Meinung nach so eine breite Zufahrtsstraße für den Einzug in den Gemeindebau an. Der wird gerne angenommen werden. Die Rede von einer sanften Öffnung des Gemeindebaus ist etwas, was ich nicht ernst nehmen kann, genauso wenig wie die Zahl von tausend Wohnungen, die davon betroffen wären. Ich halte das für reine Beruhigungspillen. 

Wir Freiheitliche werden auf alle Fälle den Mieterinnen und Mietern über die Vorgangsweise der Stadtverwaltung Klarheit verschaffen und sie darüber aufklären, was auf sie zukommt. Dessen können Sie gewiss sein. (Beifall bei der FPÖ.)

Es gibt auch in der SP Einzelne, die die Gefahr der Ghettoisierung im Gemeindebau sehen. Ich erwähne oder nenne den SPÖ- und EU-Abgeordneten Swoboda, der als ehemaliger amtsführender Stadtrat sehr wohl informiert ist und weiß, wovon er spricht. Er meint, notfalls solle man gegen die EU-Richtlinie verstoßen und ich glaube, das ist etwas, über das man reden sollte. Er ist für eine Ausländerquote und er sagt, dass die Gleichstellungsrichtlinie dem Geist nach, aber nicht den Buchstaben nach umzusetzen wäre. Ich glaube, eine Regelung im Inland und ein gemeinsames Vertreten in der EU für alle Wiener wäre eine echte Aufgabe. 

Swoboda hat Recht. Ich glaube, die Bedrohung von Zuständen im Gemeindebau in Richtung Ghettoisierung sind gegeben. StR Faymann selbst hat das in einem Presseartikel vom 10.11. ja selbst zugegeben und gesagt, dass hier im Gemeindebau das Konfliktpotential steigt. 

Ich habe keine Zeit mehr, auf die weiteren Dinge einzugehen. Jeder weiß, wie es im Gemeindebau zugeht und in welchem Ausmaß die Konflikte hier steigen und das Zusammenleben von Einheimischen und Zuwanderern mit Schwierigkeiten belastet ist. 

Eine weitere Belastung der Wiener Gemeindebauten wäre etwas, was unzumutbar wäre und das Zusammenleben in dieser Stadt zutiefst gefährden würde. 

Wir Freiheitliche lehnen, wie gesagt, das Budget auch zu diesem Kapitel ab. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Budgetdebatte Wohnbau und Stadterneuerung. Um diese Jahreszeit gibt es viele nette Traditionen in Wien: Die Weihnachtsmärkte, die Punschstände, die Debatten hier, die sich von Jahr zu Jahr ähneln. Ich habe den Auszug der letztjährigen Debatte dabei. Ich werde das dann genau verfolgen. 

Ich nehme an, das Wohnbaubudget ist sehr hoch, die Wohnbauförderung wird nicht zweckentfremdet verwendet, die ganze Welt ist begeistert vom sozialen Wohnbau in Wien, es wird 5 000 neue Wohnungen oder ein bissel mehr pro Jahr geben, die weltbesten ArchitektInnen wer-den im sozialen Wohnbau eingesetzt und der Dank, das sage ich jetzt nicht zynisch, und der Dank an alle Mit-arbeiter, wirklich... (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 
Da braucht man kein Rhetorikseminar, wenn man da Applaus von der anderen Seite sofort in der ersten Minute bekommt, nicht einmal eine Minute abgelaufen, alles wunderbar, oder? Nachdem es eben Adventzeit ist, kann man ja hoffen, dass der eine oder andere Fall vielleicht auch etwas milder betrachtet wird und vielleicht nützt es sogar was. 

Im Wahlkampf sind besonders viele Beschwerden auch rund um die Wohnsituation, nicht nur Wiener Wohnen natürlich, sondern einfach prinzipiell rund um die Wohnsituation gekommen. Ich möchte ein paar einzelne Fälle vortragen, bei denen ich glaube, dass von der Stadtregierung auch etwas getan werden könnte.

Sonnenfelsgasse 13 ist ein Haus im 1. Bezirk, das von der Gemeinde Wien verkauft wurde und mittlerweile vom neuen Eigentümer umgebaut, aufgebaut, aufgestockt wird. Das Haus daneben hat jetzt gesenkte Fenster. Es lassen sich nicht mehr alle schließen. Das ist nicht sehr praktisch und hebt den Wert der Immobilie nicht. Die Auskünfte, die man da bekommen hat, sind: „Ja, da müsst’s den Zivilrechtsweg gehen, habt’s quasi a Pech g’habt und schau ma." 

Nachdem das Haus daneben allerdings von der Gemeinde verkauft wurde, die Baupolizei alles mögliche genehmigt hat, nämlich zum Beispiel das Ausheben ei-nes Kellers, der nicht existiert hat, sondern da wird ein-fach Erdreich rausgeschaufelt und deswegen senkt sich das Nebenhaus, glaube ich, dass die Gemeinde hier gut beraten wäre, den Leuten nicht einfach zu sagen: „Ihr habt’s Pech g’habt und geht’s den Zivilrechtsweg.", sondern dass man sich dort einschaltet und der Baupolizei vor allem auf die Finger klopft. Es scheint nicht so zu sein, dass dort alles so gelaufen ist, wie es sein sollte. Einen Keller, der nicht existiert, ausheben lassen und dann wird einfach Erdreich rausgeschaufelt - da kann sich jeder, so wie ich auch, selbst vor Ort davon überzeugen. Man muss nur einmal hingehen und sich das anschauen.

Zweiter Fall, der öfter vorgekommen ist, Sanierung im Gemeindebau, Weißenböckstraße 1-3 in Simmering. Eigentlich gut saniert. Es gibt dort ein paar kleine Fehler. Da machen die BewohnerInnen, so wie es gefordert wird, auch Mängellisten, geben die ab und hoffen, dass etwas passiert. Entweder ist bei der Sanierung das Budget ausgegangen oder man hat es sonst vergessen, weil es immer im Kreis geht. Die Auskunft, die diese Frau, die zu mir gekommen ist, bekommt, ist immer: „Schreiben Sie eine Mängelliste und schicken Sie uns das und dann gehen wir dem nach." Die Mängelliste ist, glaube ich, jetzt achtfach geschickt worden. Sie schickt mir immer die gleiche Liste, es ist immer wieder die gleiche Liste, und sie sagt: „Ich schicke es eh immer wieder an alle Adressen, wo es verlangt wird, überhaupt kein Problem." Nur gut wäre, wenn man irgendwann auf diese Mängelliste reagieren würde.

Ich nehme das als Beispiel, weil das öfter passiert. Es gibt eine Sanierung und dann gibt es kleine Fehler und dann passiert nichts. Ich habe den Eindruck, als ob es für die Sanierung ein Budget geben würde, und wenn das aufgebraucht ist, dann war es das und dann kommen die wieder dran, wenn das nächste Mal der Gemeindebau saniert wird. Das kann nicht jedes Jahr passieren und es passiert auch in Jahrzehnten. Das heißt, sie wartet jetzt vielleicht mehrere Jahrzehnte beziehungsweise sie wird dann vielleicht nicht mehr da wohnen. 

Ein paar Kleinigkeiten rund um Wiener Wohnen, wo ich sage, eigentlich könnte man die Menschen, die dort wohnen, schon auch wie Kunden behandeln und etwas kundInnenfreundlicher agieren. 

Da gibt es einen harmlosen Fall: Sockelsanierter Gemeindebau, es gibt keinen Wohnungsplan. Jemand möchte gerne eine Küche einbauen und muss wissen, wo die Leitungen liegen. Es gibt keinen Leitungsplan, hat Pech, fragt ein paar Mal nach, keine Chance, auf der Abrechnung ist eine andere Nutzfläche angegeben als im Mietvertrag, fragt schriftlich nach, fragt mündlich nach, Auskunft: „Wissen wir nicht, können wir nicht machen", wird zwei-, dreimal im Kreis geschickt, gibt dann halt entnervt auf, schickt mir eine Mail, ich sag’, ich werde die Frage auch weiterleiten, harre der Dinge. 

Vergabe geförderter Wohnungen: Ein Herr meldet sich für eine geförderte Mietwohnung, meldet sich bei der Genossenschaft an und bekommt eine Einladung. Im PS des Briefes steht gleich dabei: „Zur Information: Es stehen keine Terrassenwohnungen zur Verfügung." Er denkt sich, warum nicht, ruft bei der Genossenschaft an, die sagt, die sind alle an die Stadt Wien weitergegeben worden, weil die das fördern. Deswegen haben sie keine zu vergeben. Aussage Wohnservice: „Keine Ahnung, wovon der redet." Das kann man alles nachprüfen, weil wir dann dort unter verdecktem Namen anrufen und genau die gleichen Auskünfte bekommen wie der Herr.

Wieder einmal der Verdacht: Wie transparent ist die Vergabe von geförderten Wohnungen? Wer bekommt diese schönen Terrassenwohnungen? Es scheint welche zu geben, die leichter drankommen und andere, die sich ein bisschen schwerer tun. 

Wohnungsverbesserung: Man bekommt in Wien eine Förderung für eine Wohnung. Zum Beispiel sagen wir, ich wohne als junger Student irgendwo, kann mir die Verbesserung der Wohnung nicht leisten, später geht es ein bissel leichter und ich saniere mir meine Wohnung. Dafür gibt es Unterstützung. Wenn aber die Wohnung kleiner als 22 m² ist - da wohnen nicht die reichen Leute -, dann gibt es die Unterstützung nicht, dann gibt es nämlich keine Förderung! Das Gesetz ist so geregelt, wenn es unter 22 ist, also eine kleine Wohnung mit 21 m² und nehmen wir einmal an, der Mensch ist nicht reich, möchte sich aber trotzdem eine Dusche einbauen, dann bekommt er im Gegensatz zu jemandem, der eine Wohnung mit 100 m² hat, keine Förderung. Das könnte man ändern.

Ein Fall, der mich wirklich überrascht hat, na ja, wie man das so hart jemandem sagen kann, das ist nämlich alles andere als lustig. Ein Mann und eine Frau wohnen in einer Gemeindewohnung und die Frau stirbt bei der Geburt des zweiten Kindes. Er geht her und sagt: „Ich brauch’ eine andere Wohnung, weil ich pack das net. Das erinnert mich zuviel an meine Frau und das geht irgendwie nicht." Anstatt dass irgendjemand jetzt den Nerv hätte zu sagen: „Na, schauen wir. Bei 212 000 Wohnungen, 220 000 Objekten, werden wir eine finden.“, bekommt er die Auskunft: „Das ist kein Grund," - es stimmt, das steht nicht irgendwo explizit drinnen – „hast Pech gehabt, mach’ einen normalen Antrag, wird vielleicht drei Jahre dauern, dann kriegst es". Er sagt: „Ich muss aus der Wohnung raus. Das erinnert mich an meine verstorbene Frau." Auskunft knallhart: „Pech gehabt."

Dass so jemand am Ende überhaupt bei mir landet, ist eigentlich eh schon ein Witz. Irgendjemand muss diese Leute schulen. Das leuchtet jedem ein, da brauche ich keine Weihnachtsstimmung und nichts, aber so kann man mit Leuten nicht umgehen! Vom Callcenter hat er die Auskunft gekriegt, es wird drei Jahre dauern; zum Callcenter komme ich nachher noch. 

Ein Werkmeister von Wiener Wohnen als Nächstes, wieder Kundenfreundlichkeit. Eine Person sagt, sie zieht aus, Direktvergabe berücksichtigt, vorhandener Fehler im Boden, die Reparatur kostet 2 000 EUR. Sie sagt: „Ich hab’ kein Geld. Deswegen bin ich ja ausgezogen. Ich ziehe nämlich zu einer Freundin." Und das Erste, was sie hört, ist sofort die Drohung mit dem Gefängnis: „Entweder Sie zahlen mir das oder sie werden eingesperrt." und und und. Also wenn das ein normaler Hausbesitzer machen würde oder sein Personal dieses sagen lassen würde, würden wir alle sagen, das geht so nicht. Hier ist es eine offizielle Stelle und ich glaube, das geht auch nicht.

Falsche Auskünfte durch das Callcenter. Das haben wir hier immer wieder. Das Personal im Callcenter scheint nicht so geschult zu sein wie das bei den Menschen, die den Job vorher ausgeübt haben, der Fall ge-wesen war. Da gibt es zum Beispiel folgende Auskunft: „Wenn Sie eine Gemeindewohnung wollen, dann machen Sie Folgendes: Melden Sie sich obdachlos, also abmelden, dann geht es schneller." Das ist natürlich tota-ler Quatsch, weil Obdachlosigkeit ist genau kein Grund, eine Gemeindewohnung zu bekommen. Die Person hat nachher endgültig ausgespielt und bekommt keine. 

Noch eine Auskunft: „Wenn Wiener Wohnen Ihren Antrag abgelehnt hat, brauchen Sie überhaupt nicht zur Wohnungskommission gehen, die kann da nichts machen." Falsche Auskunft, weil natürlich unter anderem dafür die Wohnungskommission da ist. Das heißt nicht, dass deswegen jedes Mal positiv beschieden werden muss.

Nächste Auskunft, Jungwiener Wohnen: „Nein, die bekommen Sie fix, spätestens in einem Jahr. Sie brauchen sich nirgends rühren. In einem Jahr werden Sie ei-nen Brief bekommen. Da wird dann drinnen stehen, wo Sie wohnen dürfen." Natürlich auch ein Blödsinn mittlerweile, weil das Jahr vorbei geht, niemand meldet sich, die Person rührt sich, dort heißt es: „Warum haben Sie sich während dem Jahr nicht gerührt?" Super, weil man mir die Auskunft gegeben hat, ich soll es nicht tun. „Sie werden drei Jahre warten müssen". 

Oder: Nachdem jemand das eigene Problem genau schildert: „Nein, Sie haben keinen Wohnbedarf.“, obwohl eindeutig ein Überbelag vorliegt.

Bei dieser Serie von falschen Auskünften wundere ich mich dann immer wieder, wie viel Leute diese falschen Auskünfte bekommen, wenn die schon alle bei mir landen und mehrere von diesen Punkten mehrfach bei mir landen. Da muss ich ja annehmen, das sind nicht 10, 20 oder 100, sondern es sind Tausende Leute, die so informiert werden, weil bei mir sicher nicht jede Beschwerde über das Callcenter landet. Und ich muss ehr-lich sagen, ich glaube auch, dass ich nicht in der Lage wäre, das allein zu bewältigen. Es scheint da ununterbrochen falsche Auskünfte zu geben.

Nachdem wir das schon öfter zur Sprache gebracht haben, wäre mir wirklich daran gelegen, dass wir entweder den Leuten im Callcenter sagen, sie geben gar keine Auskünfte, sondern sie schreiben das jetzt auf und lassen dann die Auskünfte vom geschulten Personal geben, offensichtlich machen da ein paar einen Schnellschuss, oder aber diese Personen werden so geschult, dass sie Auskünfte geben können, die den Personen tatsächlich etwas nützen und die richtig sind.

Angesichts dessen, dass Weihnachten ist: Falls sich irgendwer von der Stadtregierung vom Büro vom StR Faymann für einen dieser Fälle, die ich hier jetzt alle ohne Namen gesagt habe, interessieren sollte, stehe ich gerne zur Verfügung - ich habe alle gefragt, die ich jetzt hier erwähnt habe, und gebe Ihnen die kompletten Namen, Adressen et cetera. Dann kann man diese einzelnen Fälle vielleicht alle ganz problemlos und kurz lösen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Walter bitte.

GR Norbert WALTER, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Voranschlag für das Budget der Stadt Wien für das Jahr 2006 ist wohl die Fortschreibung des Stillstands, der Wiener Nichtstrukturpolitik und die versuchte Quadratur des Kreises mit untauglichen Mitteln. 

In Wahrheit brauchen wir über das Wohnbudget hier heraußen gar nicht zu diskutieren, denn es ist eigentlich alles fixiert, weil es ja der Bund vorgibt und Wien gibt ja keine Mittel dazu. Es ist fast alles ausgelagert und de facto haben wir wenig Spielraum, weil man nicht will. Den Vorwurf, dass die regierende SPÖ das Budget nicht gut verstecken kann und zwar in Zahlenkolonnen, die keiner versteht, wo es keine Informationen, keine Detailgeschichten dazu gibt und vor allem buchhalterische Tricks, das ist die Realität in Wien und an der wird sich so schnell nichts ändern. (Beifall bei der ÖVP.)
Das ist business as usual und das haben wir immer schon gemacht. Warum sollen wir daran was ändern, weil verstehen tut das ja eh keiner außer die SPÖ selber. 

Dass die SPÖ de facto den Wirtschaftsstandort aushungern lässt, ist ja nicht nur an der steigenden Arbeitslosigkeit zu sehen, weil wir in Wien sind immer noch Schlusslicht. (GR Franz Ekkamp: Das ist Ihre Beschäftigungsquote!) Und wenn immer wieder andere Bundesländer herangezogen werden, die dort im Moment vielleicht einen etwas stärkeren Zuwachs haben, dann muss man immer wissen, von welchem Niveau man ausgeht. (GR Franz Ekkamp: Das ist richtig! Beschäftigungsquote!) Jedenfalls ist in Wien das Niveau am höchsten und fast jeder Zehnte in Wien ist arbeitslos. Und dessen soll-ten wir uns schon bewusst sein, denn wir haben die Möglichkeit, wenn wir nur wollten. Gerade im “Wohnen“ haben wir auch etwas Budget auf der Seite, wie Sie wissen, Herr Kollege, und da könnten wir durchaus gerade im Bau- und Baunebengewerbe etwas ankurbeln. (GR Franz Ekkamp: Das ist eine spannende Diskussion mit Ihnen über Arbeitslosigkeit!) Ja! (GR Franz Ekkamp: Sehr spannend! Da können wir uns einmal treffen!) Ja, ist in Ordnung. Das können wir gerne machen. Das wiederholen wir, ja. 

Ich hätte gerne einen Punkt oder mehrere Punkte ganz kurz angesprochen und zwar geht es mir da um das Thema Eigentum. Man glaubt es kaum, es ist hier kein Jahr her, da hat die SPÖ ein Papier "Startklar für Österreich" herausgebracht und da steht wie Wunder drinnen, dass die SPÖ für das Eigentum ist und vor al-lem auch für die Förderung von Eigentumswohnungen. Das ist eine beachtliche ideologische Selbstüberwindung und eigentlich sollte man dafür vollen Beifall spenden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nur stellt sich natürlich schon die Frage: Warum diskriminieren wir in Wien immer noch das Eigentum gegenüber der Miete? Wir wissen, die Wohnbauförderung ist nach wie vor nicht gleichgestellt. Die Miete wird stärker gefördert und das Eigentum wird diskriminiert. Die Frage ist, wann beginnen wir damit? In Wien haben wir eine absolut regierende SPÖ-Mehrheit und damit könnten wir heute beginnen und nicht erst morgen, weil als Opposition etwas vorzugeben, wie es im Bund ist, scheint ja ganz einfach. 

Ein nächster Punkt sind die Versäumnisse in der Planung und Umsetzung. Dass sich die Bedürfnisse der Menschen ändern, das wissen wir. Die Zeit ändert sich schneller als manche glauben, nur die SPÖ-Politik in Wien bleibt eine beharrliche. Wer schläft, versäumt viel, und der Strukturwandel und die Nachbarn sind manches Mal etwas schneller. Vielfach ist es zu spät, die Wienerinnen und Wiener aus dem Speckgürtel Wiens zurückzuholen. Zu spät, um wichtigen Fragen der Integration von Ausländern und dem Zusammenleben von Jung und Alt in unserer Stadt wohnbaupolitisch etwas entgegen zu setzen. Der StR Herzog hat das kurz angesprochen, dass der Beginn einer Ghettoisierung - was ja auch der Kollege in der EU angesprochen hat - uns durchaus ein ernstzunehmendes Problem sein sollte. 

Es darf auch nicht so sein, dass individuelle Reihenhäuser, die am Stadtrand im Grünen entstehen, als exotisch gelten. Ich glaube, eine Stadt braucht mehr, eine Stadt braucht auch Vielfalt. Und da kann es nicht sein, dass wir uns nur mehrgeschoßigen Wohnbau wünschen. Was passiert? Wir kaufen uns nichts anderes ein als die Pendler und das ist dann der einzige Gewinn, den wir haben. 

Ein weiterer Punkt, den ich gerne ansprechen möchte, ist die Durchmischung. Die Qualität des Wohnens wird ja maßgeblich von der Stadtplanung bestimmt. In-frastruktur, Erreichbarkeit der Arbeitsplätze, soziale Durchmischung, Grün in der Stadt, das sind wesentliche Faktoren der Lebensqualität und das war ja ein großes Thema im letzten Wahlkampf. Das haben Sie sich auf ihre Fahnen geheftet und letzteres sogar am Rathaus angebracht. Bei dieser Mischung gäbe es mehr zu tun. Ich frage mich, wann wir endlich damit beginnen werden, vor allem die innerstädtischen brachliegenden Flächen einer sinnvollen Nutzung zuzuführen. Ich glaube, es ist nicht sinnvoll, permanent in Stadterweiterung zu investieren, wo wir zuerst die Infrastruktur nachliefern müssen oder gar nicht nachliefern, wie es zum Beispiel am Wienerberg der Fall ist, wo wir heute noch keine erstklassige Verkehrsanbindung haben außer der Straße. Wer die Triesterstraße in der Früh kennt, weiß, was das für die Menschen dort bedeutet. 

Wann beginnen wir endlich, die Bahnhofsareale sinn-voll zu verwenden. Und es gibt noch eine Reihe anderer Areale in Wien, die wir innerstädtisch nutzen können und vor allem einer Nutzung zuführen müssen, bevor wir wieder auf der grünen Wiese zu bauen beginnen. Aber die Nutzung und sinnvolle Widmung von Flächen ist ja nicht unbedingt die große Stärke der SPÖ. Und der Fall, den ich letztes Mal hier von Floridsdorf erzählt habe - die Widmung von L auf SwwL – zeigt uns ja, wie das vor sich geht. (Aufregung bei der SPÖ.) 

Ein Flächen- und Immobilienmanagement in dieser Stadt, um alle Grundstücke, die die Stadt Wien besitzt, zusammenzuführen, um einmal einen Überblick darüber zu haben, das wäre eine sinnvolle Notwendigkeit, um daraus dann die sinnvollen Investitionen für die Zukunft abzuleiten. 

Eine weitere, nicht unwesentliche Komponente sind die ökonomisch wichtigen und ökologisch sinnvollen Fra-gen der thermisch-energetischen Wohnhaussanierung, aber nicht nur diese, sondern auch die der Amtsge-bäude. Wir haben genug Amtsgebäude in Wien, die bis heute nicht thermisch-energetisch saniert worden sind und wo wir Energiebedarf ohne Ende haben. Zum einen gibt es dann einen enormen Effekt auf der Umweltseite, auf der anderen Seite hätten wir eine arbeitsplatzpo-litische Dimension. (GR Franz Ekkamp telefoniert.) Herr Kollege, wenn Sie nicht telefonieren würden, dann könnten Sie zuhören und dann wüssten Sie, wie es weiter geht. Aber das interessiert keinen. (Beifall bei der ÖVP.)
Zudem hätten wir die Chance, die Klein- und Mittelbetriebe in Wien noch stärker einzubauen, denn wir wissen ja, dass im großvolumigen Wohnbau nicht unbedingt die Kleinen zum Zug kommen, sondern immer die etwas Größeren.

Ein weiterer Punkt, der mir sehr wichtig erscheint, ist die ganze Frage des Service und der Kundenorientierung in unserem Wohnbaubereich und ich denke, hier fehlt uns manches Mal das flexible Denken und es sollte uns bewusst sein, dass nicht ein jeder gleich ist. Der Mensch ist ein Individuum und der Gemeindebau-Ein-heitsmieter mit Parteibuch und Demut stirbt leider oder Gott sei Dank aus. (Beifall bei der ÖVP.) 

Jeder hat eigene Bedürfnisse, selbstverständlich gerade auch beim Wohnen. Und ich denke mir manches Mal, das interessiert aber niemanden, denn gerade die ganze Callcenter-Geschichte bei Wiener Wohnen, die vorgeschaltet wurde, da gibt es dermaßen viele Beschwerden, wo ich mir denke, da kann man mit etwas Goodwill durchaus Großes bewegen. 

Zusätzlich haben wir heute im geförderten Wohnbau in der Ausstattung keine wie auch immer gearteten Ausstattungspakete. Es gibt eine Einheitswohnung und wenn du selbst etwas daran verbessern möchtest, dann kostet das – Sie wissen es alle – Länge mal Breite. Da kostet dann die Steckdose von 200 EUR aufwärts. Ich denke, hier einen niedrigen, einen mittleren und einen höheren Level anzubieten, das könnte durchaus Sinn machen, vor allem, weil es auch die Menschen gibt, die danach nachfragen. 

Die Evolution der ganzen Bauträgerwettbewerbsgeschichten, denke ich, die würde uns auch einiges mitgeben. Denn ich bin mir ziemlich sicher, dass nicht alles das, was in den Wettbewerben herauskommt, für die Menschen dort auch immer gut ist und viele manches ganz gerne anders haben möchten. 

Ich denke, es ist zu wenig, dass wir nur monoton ver-walten. Wir sollten auch innovativ gestalten und es gab gerade hier im Wohnbaubereich in früherer Zeit ge-nügend gute Ansätze. Es ist aber auch so, dass ich mich schon manches Mal frage, warum der Wohnbau die einzige innovative gestaltende Kraft hier in dieser Stadt ist. Letztendlich frage ich mich, wozu wir die Planung brauchen, denn eigentlich könnten wir die Ressource weiter umlegen, weil dann manches leichter ginge und manches schneller und vieles besser. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich denke, wir haben auch die Pflicht, wenn uns Kundinnen und Kunden oder Mieterinnen und Mieter ansprechen, mitzuschauen, welche Argumente finden wir, warum das nicht geht oder jenes nicht geht, sondern wir haben die verdammte Pflicht, das zu tun und das zu lösen, damit den Menschen dort geholfen werden kann. Es kann nicht sein, wenn permanent dasselbe Thema an uns heran getragen wird, dass wir dann Jahre zuwarten müssen, bis endlich Lösungen gefunden werden. 

Wenn ich denke, dass die SPÖ gerade beim Thema Wohnen auch immer wieder sagt, der Bund ist schuld, so ist es schon eine der dümmsten Pawlow’schen Reflexe, denn das Wohnbudget ist das einzige, das der Bund zur Gänze bereitstellt, und es ist von Wien nichts dabei. Das heißt, Wien hungert den Bund aus und nicht umgekehrt, denn dieses Budget bremst das Wirtschaftswachstum. 

Wir hätten genügend Rücklagen und Mittel, die uns ja der Bund zur Verfügung gestellt hat, um das Wirtschaftswachstum im ganzen Land anzukurbeln und nicht nur in Wien. (Beifall bei der ÖVP.)
Darunter leidet nicht nur jede zehnte Wienerin und jeder zehnte Wiener, sondern darunter leiden alle Österreicherinnen und Österreicher. Deshalb sind dieser Entwurf und diese politische Realität abzulehnen. Wir werden diesem Budget nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Stürzenbecher.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Um auf meine Vorredner einzugehen, möchte ich mit einem Zitat oder mit zwei Zitaten beginnen, die vor kurzem im Rahmen eines langen Artikels in der hochrenommierten deutschen Zeitschrift “DIE ZEIT“ erschienen sind und wo von objektiver Seite, glaube ich, im redaktionellen Teil, es war kein Inserat, sondern eindeutig im redaktionellen Teil die Dinge so dargestellt worden sind, wie sie sind. 

Allgemein heißt es dort: „Im Vergleich zu anderen Metropolen gilt Wien mittlerweile als Erfolgsmodell. Dynamische Stadtentwicklung, prosperierende neue Wirtschaftszweige und ein weitgehend friedfertiger Alltag, keine Slums, kaum Obdachlose, nirgendwo urbane Kampfzonen und selten versäumt die Müllabfuhr, den Schmutz von den Straßen zu räumen. In Wien tanzen hinter der Loveparade die Kehrmaschinen Ballett. Künstler zieht es eher weniger nach Wien, meint Gerald Matt, der Direktor der Städtischen Kunsthalle. Es ist zu wenig Spannung, es herrscht zu wenig Gewalt.“ Also auf das können wir natürlich wirklich verzichten, auf Gewalt, das gibt es bei uns nicht. 

Speziell zur Wohnungspolitik, nachdem die Kommunalpolitik der Gemeindebauten speziell gelobt worden ist – was ich jetzt nicht alles vorlesen kann – steht weiter in “DIE ZEIT“: „Alle Stadtregierungen haben die Gemeinde-baustrategie der roten Gründerjahre konsequent fortgesetzt. Sie diente nicht nur der Linderung von Wohnungsnot, sie fungiert bis heute auch als wirkungsvolles, sozialpolitisches Steuerungsinstrument. Rund 220 000 Wohnungen besitzt die Stadt. Das gibt ihr direkten Zugriff auf ein Viertel des Wiener Wohnraums. Die Gemeindebau-ten sind quer über die Stadt verteilt. Sie finden sich im innerstädtischen Bereich ebenso wie in herrschaftlichen Villenvierteln oder an der Peripherie. Diese durchaus taktisch geplante Ansiedlungspolitik hat verhindert, dass sich in Wien streng von einander abgetrennte Wohn-quartiere mit großen sozialen Unterschieden entwickeln. Nach wie vor gliedert sich Wien in viele kleine Lebens-räume, die sich in konzentrischen Kreisen um den his-torischen Stadtkern gruppieren. Diese so genannten Grätzel erstrecken sich oft nur über wenige Straßenzüge. Ihre Bewohner verbindet ein dorfähnliches Zusammengehörigkeitsgefühl.“ Und so weiter und so weiter. Also in diesem Artikel wurde dargelegt, dass wir eine erfolgreiche Politik in Wien betreiben und dass wir eine ganz besonders erfolgreiche Wohnungspolitik betreiben. Darauf können wir zu Recht stolz sein. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir setzen natürlich alles daran, dass das so bleibt. Deshalb werden wir die EU-Richtlinie so umsetzen, dass wir den konsequenten Weg der sanften Öffnung des Gemeindebaus beibehalten. Hätten wir, wie von den GRÜNEN verlangt, die radikale Öffnung betrieben, wie das schon seit 15 Jahren immer betrieben worden ist, dann wäre wahrscheinlich dieser Artikel nicht so erschienen, weil dann hätten wir andere Zustände. Dann hätten wir diese soziale Durchmischung nicht, die eben eine Voraussetzung für unseren Erfolg in der Wohnungspolitik ist, sondern wir werden auf Basis unserer bisherigen grundlegenden Konzepte auch hier die sanfte Öffnung des Gemeindebaus fortsetzen und werden weiter erfolgreich sein.

Zu dem Sonstigen, was vorhin vom Herrn GR Herzog zum Mietrecht gesagt worden ist: Ich kann ihm natürlich sagen, dass wir sehr froh sind, dass diese Wohnrechtsnovelle vorerst gescheitert ist, weil die von der Bundesregierung weitere Verschlechterungen gebracht hätte. Es wäre noch mehr die befristete Wohnung gegenüber der unbefristeten bevorzugt worden und es wären weitere wesentliche Teile aus dem Mietrecht von der Geltung des Mietrechts ausgenommen worden, zum Beispiel die Zubauten von Wohnungen. Das wäre ein weiterer Anschlag in der Summe der bisherigen Anschläge auf die Interessen der Mieter, die wir natürlich zurückweisen. Wir hoffen, dass dieses Wohnrechtspaket in dieser Form niemals kommt. 

Zum Konkreten, was der Kollege Walter gesagt hat. Sie sind noch relativ... (GR Norbert WALTER, MAS unterhält sich mit GR Dkfm Dr Fritz Aichinger.) Jetzt hört er nicht zu, aber das macht auch nichts. Kollege Walter, Sie sind noch ganz neu im Wohnbauausschuss und ich gestehe Ihnen natürlich 100 Tage Einarbeitungszeit zu. Dann werden Sie irgendwann auch das inhaltliche Niveau Ihres Vorgängers, des Kollegen Fuchs, bekommen. Aber derzeit, muss ich noch sagen, glaubt man, Sie leben auf einem anderen Planeten, wenn Sie über manche Sachen in der Wohnpolitik sprechen. Das war wirklich bezeichnend, wie Sie jetzt argumentiert haben. 

Besonders hat mich, ich will nicht sagen, amüsiert, aber doch irgendwie erstaunt mithören lassen, dass Sie darüber reden, dass der Bund investiert und Wien nicht! Also Wien investiert öffentlich wesentlich mehr als der Bund bei einem wesentlich geringeren Budget. Deshalb ist diese Politik von Wien richtig und der Bund soll sich endlich ein Beispiel nehmen und öffentliche Investitionen auch wieder verstärken und nicht so radikal zusammenkürzen, wie er es bisher in den letzten fünf Jahren gemacht hat! (Beifall bei der SPÖ. – Große Aufregung bei der ÖVP.) 

Die Wohnbauförderungsmittel kommen vom Steuerzahler, wie alles von den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern kommt! Dass sie gesichert worden sind, ist im Wesentlichen ein Verdienst von StR Rieder, von Bgm Häupl, von StR Faymann und der Wiener Stadtregierung, durchaus in Zusammenarbeit mit auch vernünftigen ÖVP‑Landesräten in manchen Bundesländern. Der, der es kürzen wollte, war der Finanzminister. Der wollte die Wohnbauförderung abschaffen beziehungsweise radikal kürzen und das konnte von einer Koalition der Vernünftigen abgewendet werden! Das ist die Realität! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich kann an einem Beispiel darlegen, wie in Wien investiert wird. Wiener Wohnen investiert zum Beispiel sehr intensiv und hat damit mit einem Rekordinvestitionsschub 10 000 Arbeitsplätze allein gesichert und damit Impulse für die Wirtschaft geliefert. Besonders das Bau- und Baunebengewerbe profitiert von diesen Investitionen zur Sanierung, zum Umbau und zur Erhaltung der Gemeindebauten. Im Jahr 2005 sind bei den Investitionen von Wiener Wohnen immerhin 36 Prozent Steigerung zu verzeichnen, in konkreten Millionenzahlen: Von 396 Mil-lionen EUR auf 506 Millionen EUR ist das erhöht wor-den. Davon profitieren natürlich die Mieterinnen und Mie-ter, aber ganz besonders auch die Beschäftigten. 10 000 Beschäftigte, das habe ich schon gesagt, in tausend Klein- und Mittelbetrieben sind da wirklich zum Vorteil gekommen. Derzeit werden 100 Gemeindewohnungs-anlagen mit größeren Sanierungsarbeiten bedacht. In 710 Wohnanlagen gibt es aktuell Aufkategorisierungen. 

Das sind Beispiele, wie man konkret investiert und die öffentlichen Investitionen zum Wohl unserer Wirtschaft in Wien vorantreibt. Da könnte sich der Bund wirk-lich ein Beispiel nehmen. 

Da ich den Kollegen Ellensohn nicht ganz enttäuschen will, weil er am Anfang seiner Rede ja wirklich sehr klug argumentiert hat, möchte ich natürlich jetzt in dieser positiven Darstellung unserer Wohnbaupolitik nicht zum dritten Mal in meiner Rednerzeit darauf verweisen, dass wir in dieser Studie allgemein an 3. Stelle von 215 Städten sind. Das weiß inzwischen jeder. Aber was ich in diesem Zusammenhang schon noch erwähnen möchte, ist, dass wir in dieser Studie beim Thema “Wohnen und Wohnpolitik“ an 1. Stelle sind und 39 von 40 erreichbaren Punkten erreicht haben. Sowohl die Qualität des Wohnens als auch die große Auswahl und das günstige Preisniveau wurden hier in dieser unabhän-gigen Studie positiv bewertet und das ist wieder einmal etwas, worauf man stolz sein kann. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir stehen aber nicht nur in Konkurrenz zu den 214 anderen Städten, die da erwähnt worden sind, sondern wir stehen natürlich auch in einem Konkurrenzverhältnis zum Wiener Umland. Es ist ein internationales Phänomen, das es in allen Großstädten gibt, dass gerade jüngere Familien gerne in den so genannten Speckgürtel von Großstädten ziehen. Wir bemühen uns natürlich bestmöglich, dass die Bewohnerinnen und Bewohner gerne in Wien bleiben und sind da auch erfolgreich, weil es ja in jeder Hinsicht besser ist. Erstens ist es für den Verkehr besser, denn es hat ja keinen Sinn, wenn täglich noch mehr zugependelt wird. Und zweitens ist es natürlich auch für den Finanzausgleich wichtig, dass die Menschen gerne bei uns bleiben. Das gelingt uns deshalb, weil wir eben - anders als der Kollege Walter gesagt hat, es würde alles eintönig gebaut werden, das ist vollkommener Schmarrn, wenn Sie mir erlauben, dass ich das so bezeichne. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Wir haben eine außerordentliche Vielfalt in unserem geförderten Wohnbau. Wir haben Wohnbauten, die eben ganz speziell für jüngere Familien ganz besonders viel Grün haben. Wir haben biologisch umweltfreundliche Bauweisen. Ich gehe jetzt nicht auf das THEWOSAN-Projekt ein, das wird meine Kollegin Lueger dann im Detail machen. Aber wir haben jetzt als Pilotprojekte zum Beispiel auch schon mehrere Passivwohnhäuser, sogar kombiniert mit mehrgeschoßigem Holzbau, den wir aufgrund einer Bauordnungsnovelle aus dem Jahr 2001 jetzt auch forcieren können, natürlich jetzt nicht flächendeckend, sodass 80 Prozent der Wienerinnen und Wiener im Holzbau wohnen werden, aber als ein Angebot für manche, die das eben besonders interessiert. Wir haben besonders frauenfreundliche Mustersiedlungen. Wir haben die autofreie Mustersiedlung. Wir haben Mehrgenerationswohnungen. Wir wohnen in ehemaligen Industriegebäuden. Wir haben verschiedenste Wohnformen, wo sich jeder nach seinem individuellen Bedürfnis aussuchen kann, was er oder sie gerne hätte und das ist eben unsere er-folgreiche Wohnpolitik. Hier zu sagen, es ist alles eintönig, geht einfach an der Realität vorbei. Also da muss der Kollege Walter in einer anderen Stadt leben oder er nimmt einfach die Realität nicht wahr. 

Durch die Bauträgerwettbewerbe, die meine Kollegin Lueger, weil meine Zeit schon bald abläuft, näher beschreiben wird, haben wir die Baukosten durchschnittlich um 15 Prozent gesenkt und haben dort schon als Standard flexible Wohngrundrisse, einen hohen Begrünungsanteil und natürlicher als Standard barrierefreie Wege und das ist gut so. 

Bei der Wohnbauförderung erwähne ich nur, dass wir 2006 wieder 535 Millionen EUR an Wohnbauförderung - sicher Geld der Steuerzahler, wie alles Geld, das wir verwalten, Geld der Steuerzahler ist - für Neubau, Sanierung und Subjektförderung einsetzen, wobei ja die Subjektförderungen zunehmen. Das ist nicht nur positiv, weil das natürlich heißt, dass die Leute aufgrund der schlechten Wirtschaftspolitik der Bundesregierung das in höherem Maße in Anspruch nehmen müssen. Also die Wohnbeihilfen fallen eben unter diese Kriterien. 

Was ich aber schon auch erwähnen möchte - wobei mich wundert, dass das der Kollege Ellensohn nicht er-wähnt hat, eben weil es positiv ist -, ist, dass die Anzahl der Delogierungen bei Wiener Wohnen zurückgegangen ist. Trotz der schlechten Rahmenbedingungen, die uns die Wirtschafts- und Sozialpolitik der Bundesregierung vorgibt, haben wir die Delogierungen reduzieren können und zwar im Jahr 2004 gegenüber dem Jahr 2003 um 17 Prozent. Das ist schon auch ein Erfolg der umfassenden Delogierungsprävention, wo durch großzügige Ratenvereinbarungen es wirklich nur in ganz extremen Fäl-len dazu kommt, dass tatsächlich aufgrund der nicht be-zahlten Miete eine Delogierung notwendig ist, wobei man grundsätzlich natürlich in diesen Extremfällen die Delo-gierungen schon vornehmen muss. Würde man nämlich grundsätzlich sagen, es ist egal, ob jemand zahlt oder nicht, es wird auf keinen Fall irgendwer delogiert, dann würden natürlich die 99,6 Prozent der Gemeindemieter, die ordentlich zahlen, ja auch nicht gut dastehen und das wäre denen gegenüber nicht vertretbar, ganz zu schweigen natürlich von denen, die in privaten Mietverhältnissen für oft die gleiche Wohnqualität zwei bis drei Mal soviel Miete bezahlen, denn die würden das auch nicht verstehen. Also auch hier ist unser Weg richtig: Delogierungen trotz schlechter Rahmenbedingungen durch die Bundespolitik reduziert! Dabei ist aber interessant, dass 41,2 Prozent der Delogierten zwar Wohnbeihilfeempfänger sind, 58,8 Prozent aber nicht. Das heißt, die Mehrzahl der Delogierten sind keine Kleinstverdiener, sondern das hängt damit zusammen, dass die Überschuldung der Haushalte immer mehr steigt. Und das ist etwas, was uns natürlich schon zu denken geben muss. Es ist ganz einfach notwendig, dass wir endlich wieder eine Wirtschafts- und Sozialpolitik in Österreich hätten, wo die Massenkaufkraft gestärkt wird und Arbeitsplatzsicherheit wieder im Vordergrund steht und nicht eine Arbeitslosigkeit, wie sie durch die Bundesregierung produziert wird. 

Zum Schluss noch einen herzlichen Dank an alle Mit-arbeiterInnen der Geschäftsgruppe von Wohnen, Wohn-bau und Stadterneuerung und an alle Mitarbeiter von Wiener Wohnen. Wir betreiben zusammen mit allen Mit-arbeiterInnen eine sehr erfolgreiche Wohnpolitik in Wien. Wir investieren viel und wir haben einen guten Budget-voranschlag ganz allgemein und ganz speziell auch im Kapitel Wohnen. Man kann diesem Budget wirklich mit guten Gründen und gutem Gewissen zustimmen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Frank, bitte.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Herr StR Ellensohn hat gleich zu Beginn gesagt, dass es hier Jubelmeldungen geben wird, und der Herr Dr Stürzenbecher hat das ja gleich ganz toll gemacht. Tatsache ist, auch wenn die Zeitungen, die er zitiert hat, so schöne Berichte bringen, so glaube ich doch, dass hier vielfach nur die Fassade gesehen wird, denn dort, wo die echten Probleme sind, da werden sie die Leute dann gar nicht so wirklich hinführen. 

Echte Probleme – und das wurde auch vom Herrn StR Ellensohn angesprochen, Mängel bei Altbauten - sind nicht nur die Mängel bei den Altbauten, sondern wir haben ganz massiv Mängel bei Neubauten, denn sobald die Wohnungen übergeben sind, verabschieden sich die Bauträger, verabschieden sich die Baufirmen und die Mieter bleiben mit den Problemen alleine zurück und es dauert oft Jahre, dass das nur annährend wieder ins Lot gebracht wird. 

Nicht einverstanden war ich auch mit der Meldung vom Herrn GR Walter, wenn er meint, wir brauchen hier überhaupt nicht zu diskutieren, es ändert nichts. Ich glau-be, gerade diese Diskussion ist die einzige Chance, die wir haben, dass sich etwas ändert. Wenn wir nicht mehr darüber diskutieren, dann haben wir uns selbst aufge-geben. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich möchte auch meinen Dank an die Beamten aussprechen, weil ich glaube, dass gerade das Wohnbauressort eines ist, wo man wirklich immer auch Auskunft bekommt, soweit es diesen im Rahmen ihrer Tätigkeit auch möglich ist und man dort auch wirklich nicht immer als Bittsteller behandelt wird.

Einen Punkt muss ich doch noch anführen, wenn es darum geht, es ist richtig, dass die Delogierungen zurückgegangen sind, aber ganz massiv um über 10 Pro-zent sind die Räumungsklagen gestiegen. Also es ist hier doch noch einiges, was verbesserungswürdig ist.

Zum eigentlichen Referat habe ich jetzt in der Zeitung “VOR-Magazin“ eine ganz tolle Wohnbeilage gelesen. Da stand gleich zu Beginn: „Wohnen zum Wohlfühlen“ und des Eingangsstatement lautete: „Bei allen neuen Wohnprojekten ist eine gute Infrastruktur Vorraussetzung. 

Deshalb entstehen und entstanden attraktive Wohnprojekte, vor allem entlang der U-Bahn-Achsen. Das wird auch bei der aktuellen Verlängerung der U1 und der U2 der Fall sein.“

Und dann war von Rothneusiedl die Rede. Nun wissen wir ja hier schon alle, dass zuerst einmal daran gedacht ist, die U-Bahn vielleicht bis zum Stockholmer Platz bis zum Jahre 2016 zu verlängern. Aber wenn ich an die Wienerberg-City denke, dann ist dort überhaupt nicht einmal daran gedacht worden, ein Riesenwohnprojekt entlang einer U-Bahn-Achse zu errichten. 

Oder Laaerberg: Die Leute, die dort wohnen, sind wirklich massiv verärgert, dass sie kein attraktives Anbindungsmittel zur Verfügung haben. Und wenn ich Wohnen zum Wohlfühlen habe, dann ist es für mich ein wesentliches Kriterium, dass ich dort auch richtig hinkomme. Es würde natürlich auch gleichzeitig das Feinstaubproblem der Frau StRin Sima lösen. 

Und wenn man den heutigen Pressemeldungen glau-ben darf, dass Volksgaragen unmotiviert überfinanziert werden - mit 21 800 EUR pro Parkplatz -, dann muss ich sagen, wir sind sehr wohl dafür, dass die Leute in den Wohnanlagen auch die Möglichkeit haben, billig zu wohnen, aber es gibt hier sicher noch einiges zu hinterfragen. 

Zum Thema Sicherheit: Auch das war ein Punkt, der in diesem "VOR-Magazin" sehr ausführlich besprochen wurde. Und ein wesentliches Anliegen der Freiheitlichen war und ist es immer wieder, dass die Sicherheit gegeben ist, und das vor allem auch beim Wohnen. Unserer Meinung nach genügt es dann nicht, dass man hier nur die Türen zu den Wohnanlagen, also zu den Wohnungen, fördert, sondern vielmehr sind wir der Meinung, dass in diese Fördermaßnahmen genauso Türen und Fenster von Kleingärten mit der Widmung "ganzjährig wohnen" und auch Siedlungs- und Reihenhäuser einzubinden sind. Die sind aber definitiv ausgeschlossen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir bringen einen Antrag ein mit der Bitte um formale Zuweisung, der genau dieses Thema behandelt, nämlich Ausdehnung der Fördermaßnahmen auf Türen und Fen-ster in Reihenhäusern, Kleingärten mit “ganzjährig Woh-nen“ und Siedlungshäusern.

Und nun zur Wohnungsstruktur von Wiener Wohnen. 220 000 Wohnungen, jeder vierte wohnt in einer Gemeindewohnung, jeder vierte Wiener. Und jetzt frage, ob es wirklich jeder vierte Wiener ist, der im Gemeindebau wohnt. Alteingesessene Österreicher werden jetzt schon laufend zurückgestuft, zurückgereiht, zugunsten dieser Neuzuwanderer, weil die Dringlichkeit von Neo-Öster-reichern, die zugegeben auch oftmals mehr Kinder und daher mehr Raumbedarf haben, eine größere ist. 

Diese Wiener, deren Wiener Schmäh und Wiener Lieder Sie noch vor wenigen Jahren ganz massiv für Ihre Publicity gebraucht haben und die dazu beigetragen ha-ben, dass dieses soziale Wohnsystem überhaupt ent-stehen konnte und erhalten wird, werden jetzt zum Teil ausgegrenzt oder so weit zurückgestuft, dass sie oft kaum mehr Chancen haben, in den Genuss des sozialen Wohnbaus zu kommen.

Kein Wunder also, wenn dann die "Presse" schreibt, dass jeder vierte Wiener eine Mietwohnung nur mehr als Übergangslösung sieht, und trachtet, vielleicht außerhalb der Stadt Wien, auch Eigentum zu erwerben.

Und trotz der Altmann-Studie - und ich zitiere sie ja jedes Mal, Herr Stadtrat, das ist mein Anliegen -, also trotz massiver Zuwanderung, werden nach wie vor nicht mehr Wohnungen gebaut als all die Jahre zuvor, nämlich um die 5 500. Und rechnet man dann noch die Notfallswohnungen weg, dann bleiben überhaupt nur mehr 2 000 für den sozusagen freien Wohnungsmarkt, und das ist extrem wenig. Und so müssen dann jene Wiener und Wienerinnen, die wirklich jahrelang geduldig und mit Vormerkschein auf die Wohnung warten, sich noch weiter in Geduld üben. Und das ist eine Politik, die wir Freiheitlichen nicht mittragen und auch nicht vertreten können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das Budget lässt auch nicht darauf schließen, dass in Zukunft mehr soziale Wohnungen errichtet würden, ganz im Gegenteil, es ist ja die Wohnbauförderung sogar gekürzt worden. Und hier ist nicht allein der Bund schuld, wie Sie es gerne darstellen, sondern vielleicht auch Ihre Verhandlungstaktik, die dazu beigetragen hat, dass eben für Wien nicht mehr drinnen war. Und das alles hängt selbstverständlich damit zusammen, dass eben so wenige Wohnungen gebaut werden.

Herr Bgm Häupl hat in seiner Regierungserklärung 2001 verkündet, zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit stelle er kurzfristig eine Milliarde – damals waren es noch Schilling - bereit, und zwar für Baumaßnahmen, vor al-lem im Wohnbau. Es ist aber, verfolgt man die alljährlichen Budgetzahlen, immer nur von Reduzierung zu lesen, jedoch nie von Aufstockung. Wohin fließt das Geld, wenn es überhaupt fließt? 

Und so ist der Quartalsbericht 3/05 also nur logisch nachvollziehbar, wenn im Jahre 2003 noch 9 468 Mietvertragsabschlüsse getätigt wurden, jedoch sind es jetzt, bis September 2005, lediglich 7 145. Also um 2 300 we-niger und ich bin überzeugt davon, dass dies auch in den restlichen Monaten nicht aufgeholt wird.

Ich habe hier den Eindruck, dass für Sie, meine Damen und Herren der SPÖ, der Begriff einer Milliarde irgendwie so ein imaginärer ist – und da haben wir eine Pflegemilliarde, und da haben wir eine Baumilliarde -, und ohne Konsequenzen wird hier etwas angekündigt, was überhaupt nicht durchgeführt wird. Es wird den Wie-nern Sand in die Augen gestreut und dann ist die Sache wieder vergessen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir Freiheitlichen bringen daher einen Antrag ein, endlich diese im Jahre 2001 bei der Regierungserklärung von Herrn Bgm Häupl versprochene Sofortmaßnahme von einer Milliarde, einer Baumilliarde, umzusetzen und bitten um formale Zuweisung.

Und dann komme ich noch auf einen Artikel aus dem "VOR-Magazin" über Mitbestimmung und Service zu sprechen. Tatsächlich werden immer schönere, futuristische Wiener Wohnservicestellen errichtet. Aber die Men-schen, die um Hilfe bitten, werden oft kurz und bündig abgespeist. Von Service kann da oft keine Rede sein. Und wenn ich jetzt darüber rede, dann handelt es sich nicht um einen Einzelfall, sondern nur um einen Fall von vielen.

Und so war es, als im Wahlkampf jemand zu mir kam, ein sehr junger Mann, völlig verzweifelt und dessen stereotype Aussage war immer nur, ich bring mich um. Und zwar deshalb, weil er durch Scheidungsprobleme und so weiter in einer Wohnung lebt, die er sich überhaupt nicht mehr leisten kann, und er wollte jetzt eine kleinere im Rahmen des Wiener Wohnens. Abgelehnt wurde er ganz lapidar mit dem Satz: „Noch schlafen Sie ja nicht unter der Brücke". Das, meine Damen und Herren von der SPÖ, ist weder sozial noch menschlich, und wir lehnen so etwas auf das Schärfste ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Auch von Mitbestimmung wurde viel geredet, und was jedoch diese betrifft, so glaube ich nicht, dass irgendein Mieter in Wien die Hausordnungen mitbestimmen konnte. Denn sonst könnte dort wohl kaum stehen, dass Lärmen ab 22 Uhr verboten ist, ausgenommen Ju-gendspielplätze. Und ich meine, wenn man auf Jugendspielplätzen bis 22 Uhr lärmen darf, dann ist das genug, denn die Jugendspielplätze befinden sich ausschließlich im dichtest verbauten Gebiet, und im Sommer müssen die Leute oft den Lärm der Ballspielgitter und so weiter bis 2 Uhr früh ertragen. Und das ist für diese Menschen unzumutbar, wenn sie dann in der Früh aufstehen und zur Schule, in den Kindergarten oder zur Arbeit müssen. Und wir meinen, dass hier auch die Jugendspielplätze mit dem Lärm ab 22 Uhr eingeschränkt und mit einbezogen gehören.

Mitbestimmung lässt auch nicht darauf schließen, dass Wohnungen zur Zeit des Ramadans kaum mehr betreten werden können, weil die Gänge mit dutzenden Schuhen und Kinderwägen voll gestellt sind. Und ich ha-be hier ein Bild, aus dem man ganz klar und deutlich er-kennen kann, dass die Menschen nicht einmal mehr die Chance haben, wenn es jetzt zu einer Feuersgefahr oder welcher Gefahr auch immer, kommen würde, diese Gän-ge, die als Fluchtwege ausgebildet sind, überhaupt zu benützen. Denn überall dort, wo Treppenabgänge sind, stehen die Kinderwägen und im Flur selber stehen überall Schuhe. 

Und ich meine, es geht mir hier nicht um das Problem der Integration, sondern um das Problem der Sicherheit und Sicherheit in unseren Wohnhausanlagen muss oberstes Prinzip für alle sein, die darin leben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Zustände in Paris, die von Ihnen, meine Damen und Herren der SPÖ, weit von sich geschoben werden, beruhten unter anderem darauf, dass keine gute Durchmischung der Bevölkerungsschichten gegeben war. Aber wie sieht das jetzt in Wien aus? Durch die von uns schon so oft kritisierte Objektförderung ist es nicht möglich, begüterte Familien in die Bauten mit einzubeziehen, so-dass sich hier ein sinnvolles Nebeneinander von ärmeren und reicheren Bevölkerungsgruppen ergibt. 

Sie schaffen damit schon fast künstlich Slums und verteidigen das auch noch. In Holland und Deutschland geht man bereits einen seit langem von den Freiheitlichen geforderten Weg der Subjektförderung. Das heißt, in die Wohnbauten ziehen Menschen aller Schichten ein und nur jene, die bedürftig sind, werden gefördert. In Wien werden solche Menschen oft überhaupt vom sozialen Wohnbau ausgeschlossen, wie das schon vorerwähnte Beispiel zeigt. Außerdem versucht man in diesen Ländern durch die Mischung Eigentum, geförderte Miete, vor allem auch durch die gezielte Infrastruktur wie Arbeitsplätze, U-Bahn-Anbindungen und so weiter die Ver-slumung zu verhindern, weil die Anbindung und das Umfeld wesentlich zur Integration beitragen. 

Sie suchen immer die Beispiele der Internationalität, wenn es darum geht, sich positiv in Szene zu setzen. Nehmen Sie doch bitte auch einmal solche Beispiele, wenn es darum geht, in Wien noch vieles zu verbessern. Wenn die Gemeindewohnungen weiter das Herz des sozialen Wohnbaues in Wien bleiben sollen, dann ist es auf lange Sicht unerlässlich, Entwicklungen auf diesem Sektor zu planen und nicht bloß einen Wirtschaftsplan zu haben, der immer nur von einem Jahr auf das andere er-stellt wird. Wie wollen Sie Perspektiven entwickeln, wenn sie von einem Jahr auf das nächste nicht wissen, wie Sie welche Mittel entsprechend einsetzen?

Wir fordern daher, einen Wirtschaftsplan für Wiener Wohnen für die Dauer der Legislaturperiode zu erstellen und allen im Gemeinderat vertretenen Fraktionen zukommen zu lassen. 

Wir bringen den diesbezüglichen Antrag mit der Bitte um Zuweisung ein. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und so, wie die Erhöhung der Gas- und Strompreise bereits unmittelbar nach den Wahlen erfolgt ist und auch laufend in den vergangenen zehn Jahren geschehen ist, und so, wie die Erhöhung der städtischen Gebühren für Müll, Kanal und Wasser von 93 bis 2006 um insgesamt 96,4 Prozent gestiegen sind, ist auch wieder einmal daran gedacht, die Grundsteuer zu erhöhen. 

Nun ist schon klar, dass das Bundessache ist, aber es liegt auch in der Verantwortung des Herrn Bgm Häupl als Städtebundpräsident und als Bürgermeister der Stadt Wien, sich hier massiv einzusetzen, dass diese Erhöhung abgewendet wird. Es bedeutet wieder einmal mehr Verteuerung des Wohnens, und das lehnen wir massiv ab. (Beifall bei der FPÖ.) 
Zusammengefasst kann gesagt werden, dass das Budget für Wiener Wohnen im sozialen Wohnbau für die echten Wiener schwieriger, vor allem aber extrem teurer geworden ist. Es werden keine Zukunftsperspektiven ge-boten wie etwa mehr Wohnungen, eine Reduzierung überzogen erhöhter Gebühren und Steuern, mehr Sicherheit und eine gute Mischung der Mieter aus allen Bereichen. Wir lehnen dieses Budget ab. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun. 

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Sollte ich die Wortmeldung meiner Vorrednerin ernst nehmen, müsste ich mich hier an dieser Stelle zuerst einmal rechtfertigen, wie ich denn überhaupt dazu komme, als so genannte nicht echte Wienerin zu Ihnen sprechen zu dürfen und wie ich überhaupt dazu komme, ein politisches Amt bekleiden zu dürfen als so genannte nicht echte Wienerin.

Nun, zu der Wortmeldung von Kollegen Stürzenbecher: Dass die Wiener SPÖ ihre Wohnbaupolitik loben wird, war zu erwarten. Die uns vorgetragene Lobhudelei übersteigt aber doch ziemlich meine Vorstellungen, und deshalb möchte ich darauf eingehen, auch um von dieser Stelle zu erläutern, was die so gelobte und angeblich so vernünftige Wohnbaupolitik der Wiener SPÖ seit Jahrzehnten zur Folge hatte. 

Für diejenigen unter Ihnen, die entweder verdrängt haben, wie Menschen, die wegen ihrer Arbeitskraft in dieses Land gerufen und geholt wurden, in diesem schönen Land wohnen mussten, bis heute wohnen müssten, und für diejenigen unter uns, die es nicht wissen wollten oder nicht wissen, möchte ich ein paar Zeilen und Sätze zitieren zur Situation der Migranten und Migrantinnen, der Arbeitsmigranten und -migrantinnen, der so genannten Gastarbeiter und Gastarbeiterinnen, die nunmehr seit über 40 Jahren in diesem Land leben. Die Sätze stammen aus dem Katalog der Ausstellung "Gastarbeiterie", die letztes Jahr in Wien im Wien-Museum stattgefunden hat. 

Kapitel Wohnen, Teilabbruch und Neubesiedelung mit Gastarbeiterfamilien: Teile der um 1880 gebauten Ar-beitersiedlung Walddörfl in Ternitz wurden auf Grund der unhygienischen und mangelhaften Infrastruktur zwischen 1977 und 1979 niedergerissen. Noch im selben Jahr be-siedelte die Firma Schöller-Bleckmann die restlichen zehn Wohnblöcke mit ihren “Gastarbeiterfamilien“. Somit war das Verschwinden von einem Stück Geschichte aus der Arbeiterbevölkerung von Ternitz nur ein vermeintliches. Die Wohnsituation der bei Schöller-Bleckmann beschäftigten Arbeitsmigranten vor und nach Walddörfl ist exemplarisch für die Entwicklung der Wohnsituation der MigrantInnen allgemein. 

Und zu einem anderen MigrantInnenquartier: Die Gastarbeiter von Schöller‑Bleckmann wurden von 1970 bis 1973 in den Arbeiterwohnhäusern Wimpelinsel in Ternitz und anschließend in Wohnungen in Wimpassing einquartiert. Vier bis fünf Personen lebten hier in 20 m²-Räumen. Ich wiederhole für die, die es nicht gehört haben: Vier bis fünf Personen lebten hier in 20 m²-Räumen. 

Nach dem Teilabbruch der Walddörfl-Häuser im Jahr 1979 wurden sie in die restlichen Arbeiterwohnhäuser vermittelt. Die Wohnungen bestanden meist aus Zimmer-Küche, ohne Wasser und ohne Bademöglichkeit und wurden mitunter von sechsköpfigen Familien bewohnt. Die Klosetts waren bis zu 50 m entfernt.

Herr Kollege Stürzenbecher hat in seiner Rede einen schönen Satz gesagt, nämlich, Zitat: Wohnbauförderungsmittel kommen vom Steuerzahler. Ich ergänze, na-türlich auch von der Steuerzahlerin und dieser so ge-nannte Steuerzahler und die Steuerzahlerin, das sind durchaus auch Menschen, die hier leben, die sich hier niedergelassen haben und die vor über 40 Jahren als Arbeitskräfte angeworben wurden. Und genau dort liegt auch das Problem, dass nämlich die Wiener SPÖ es schafft, in einer Rede, wo sie ihre eigene Wohnbaupolitik in höchsten Tönen lobt, gleichzeitig zuzugeben und zu sagen, ja, die Wohnbaufördermittel kommen von den Steuerzahlern und Steuerzahlerinnen. Und zu denen ge-hören bekanntlich Menschen, die hier leben, egal wel-cher Abstammung sie sind und welche Staatsbürgerschaft sie haben. 

Und was die Wiener SPÖ seit über 40 Jahren leider verabsäumt hat, bis zum heutigen Tage, ist, die geförderten Wohnungen für alle Menschen zu öffnen, die zu ihrer Finanzierung beitragen. Und das sind - unabhängig von ihrer Staatsbürgerschaft - auch Migranten und Migrantinnen, die in Wien leben. Das wird aber nicht so bleiben. Nicht, weil die Wiener SPÖ umgedacht hätte, nicht, weil sie zu der Erkenntnis gelangt wäre, dass die Diskriminierung eines Teils der Bevölkerung, die in Wien immerhin ungefähr 19 Prozent ausmacht - nämlich ausländische Staatsbürger, die ganz legal hier leben -, sich sozusagen nicht geziemt, dass damit ein Ende sein sollte, und dass der geförderte Wohnbau geöffnet werden sollte. Zu dieser Einsicht ist die Wiener SPÖ aber noch nicht gelangt. 

Und zur so genannten sanften Öffnung der Gemeindebauten in Wien möchte ich kurz erklären, was daran so sanft sein soll, beziehungsweise was daran eine Öffnung überhaupt sein soll. Vor einigen Jahren wurde nämlich damit begonnen, die so genannten Notfallswohnungen auch Menschen zu geben, die nicht österreichische Staatsbürger oder Nicht-EU-Staatsbürger sind. Die-se so genannten Notfallswohnungen - die unter die Kate-gorie sanfte Öffnung und vernünftige Öffnung des Wie-ner Gemeindebaues abgehandelt werden - machen we-niger als ein Prozent des Wiener Gemeindebaubestandes aus, weniger als ein Prozent. 

Und ich glaube, da ist das Wort sanft eigentlich ein ziemlicher Euphemismus. Da sollte man eigentlich zu-geben, dass man die Gemeindebauten nicht geöffnet hat, denn weniger als ein Prozent für Menschen, die mit ihren Steuern und Abgaben wesentlich zum Bau dieser Gemeindebauten beigetragen haben und weiterhin beitragen, das würde ich zumindest nicht als Öffnung bezeichnen, ob sanft oder unsanft. (GR Dr Herbert Madejski: Das ist ein Gesetz, der Steuerzahler zahlt alles!) 
Der Steuerzahler, die Steuerzahlerin ist, wie gesagt, jemand, der oder die in Wien lebt. Steuer zahlt man noch nicht nach dem Reisepass, sonst würden nämlich viele Menschen, die in Wien leben, gar keine Steuern zahlen, ungefähr 19 Prozent der Bevölkerung. (GR Dr Herbert Madejski: Unter der Wohnbauförderung zahlt er alles!) Ich glaube, das hätten Sie gerne, dass Migranten und Migrantinnen keine Ahnung haben, aber wenn ich einer Partei angehöre, die mit rassistischen Argumenten zwischen echten Wienern und nicht echten Wienern unterscheidet, hätte ich eigentlich nicht den Mumm, sozusagen hier auch noch dazwischen zu reden und eine Rede zu stören. Danke vielmals. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Dr Herbert Madejski zu GR Dipl Ing Martin Margulies: Wenn du es besser weißt, komm heraus!) Was wir uns nämlich seit gestern von Ihrer Partei an Aussagen anhören müssen, das übersteigt die menschliche Kraft, weil irgendwo sind auch Grenzen zu setzen, und die sind auch hier im Wiener Gemeinderat zu setzen. Und wir werden keinem Rassismus, und auch nicht dem von Ihnen, erlauben, sich hier breit zu machen, weder im Gemeinderat noch in Wien. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Dr Herbert Madejski: Das kommt nicht auf Sie an! - GR Kurt-Bodo Blind: Wir werden noch darauf zurückkommen! – GR Mag Rüdiger Maresch vom Platz des Schriftführers aus: Das ist ja Faschismus, was Sie sagen!) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Frau Mag Korun ist am Wort und ich bitte, sie jetzt ausreden zu lassen.

GRin Mag Alev Korun (fortsetzend): Viele von uns kennen die Definition von Faschismus offensichtlich nicht und ich denke, wir sollten froh sein, dass wir nicht in einem faschistischen Land leben und dass der Faschismus hier in diesem Land Gott sei Dank besiegt wurde. (GR Dr Herbert Madejski: Uns können Sie nichts verbieten!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): So, Kollege Madejski, wenn Sie so reden...

GRin Mag Alev Korun (fortsetzend): Ich weiß nicht, ob ich so reden dürfte, aber ich werde mir das Recht einfach nehmen. Wie gesagt, ist es nicht so, dass ein Umdenken in der Wiener Stadtpolitik wirklich stattgefunden hätte, dass man mit der Diskriminierungspolitik von Menschen, die hier ganz legal leben, aufhören wollte, aber immerhin gibt es auch EU-Vorgaben, unter anderem eine EU-Richtlinie, die ich an dieser Stelle schon einmal erwähnt habe, die spätestens mit 23. Jän-ner 2006 umgesetzt sein muss. 

Sie könnte natürlich auch jetzt schon umgesetzt sein, ist sie aber nicht. Aber spätestens am 23. beziehungsweise am 24. Jänner muss sie umgesetzt sein, denn das ist die Frist, die die EU vorsieht, und das ist übrigens auch die Frist, beziehungsweise sind das die Bestimmungen, denen auch die österreichische Regierung zu-gestimmt hat. Auch die Stadt Wien hat also die Verpflichtung, wie es übrigens in der besagten EU-Richtlinie genannt wird, den Zugang zu wahren und Dienstleistungen sowie Lieferung von Waren und Erbringung von Dienstleistungen für die Öffentlichkeit, und jetzt kommt es, und zu Verfahren für den Erhalt von Wohnraum gleich zu behandeln und zwar bei so genannten langfristig aufenthaltsberechtigten Ausländern und Ausländerinnen. Die sind, unter anderem in diesen Bereichen, wie die eigenen Staatsangehörigen zu behandeln. 

Und daher bringen wir heute einen Antrag ein betreffend Öffnung der Gemeindebauten für langansässige Nicht-EU-AusländerInnen gemäß EU-Richtlinie 2003/ 109/EG und fordern damit, dass die zuständigen Stellen der Gemeinde Wien die Öffnung der Gemeindebauten inklusive der erforderlichen Begleitmaßnahmen für Drittstaatsangehörige mit einem mindestens fünf Jahre andauernden ununterbrochenen legalen Aufenthalt entsprechend der EU-Richtlinie vollzieht und beantragen die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.

Ich habe es schon erwähnt, dass unserer Meinung nach die Stadt Wien nicht allen und jeden Grund hat, sich über diese Wohnbaupolitik zu freuen und dass vieles im Argen liegt. David Ellensohn hat schon auch ganz konkrete Beispiele vorgebracht. Es ist im Wohnbereich nicht nur die Benachteiligung von hier lebenden Ausländern und Ausländerinnen, die geändert werden muss, sondern diverse Dinge, die hier bereits schon angesprochen wurden. Das Ende der Diskriminierung von Ausländern und Ausländerinnen, die legal hier leben und auch hier ihre Steuern zahlen, würde aber bedeuten, dass endlich auch mit einer Gleichstellungspolitik in Wien angefangen wird. Denn wenn Wien wirklich will, dass es ein Gegenpol und ein Gegensatz ist zu der schwarz-blau-orangen Regierung, dann müsste Wien dafür auch etwas tun und nicht nur darüber reden und nicht nur den Bund kritisieren. 

In diesem Sinne wünschen wir uns, dass diese Öffnung der Gemeindebauten, die natürlich auch begleitet werden sollte, nicht nur den Menschen zugute kommt, die es betrifft, nämlich allen Wienern und Wienerinnen, sondern dass es auch ein politisches Signal ist für ganz Österreich, dass die Diskriminierungspolitik, die nun seit über 40 Jahre andauert, ein Ende hat, und dass es gut so wäre. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Frau Vorsitzende! Kolleginnen und Kollegen!

Herr Dr Stürzenbecher, Sie kennen doch die alte Geschichte von den Studien beziehungsweise von dem Ar-tikel, den Sie hier erwähnt haben. Die Frage stellt sich natürlich, was man der Zeitung in Wirklichkeit gezahlt hat auf Umwegen, das ist doch keine Frage. Ich lebe in dieser Stadt und ich liebe diese Stadt, keine Frage! Aber Sie haben so nett von der Wohnbauförderung gesprochen. Ich denke mir, Sie haben gesagt, im Bund kommt das Geld vom Steuerzahler, no na, aber in Wien kommt das Geld natürlich von der Gemeinde, und der Herr Bür-germeister ist der liebe Onkel, aber das nur ein bisschen zur Einleitung.

Die Gemeinde Wien ist mit 220 000 Wohnungen der größte Hausherr der Welt. Sie hat mit der Errichtung und dem Erhalt dieser Wohnungen große Verpflichtungen auf sich genommen. Wohnen ist ein Grundrecht und jene, die es sich nicht leisten können, sind besonders schutzwürdig. Es gilt in dieser Stadt, menschenwürdige Wohnungen für jene bereitzustellen, die diese notwendig ha-ben. 

Aber, ein guter Tag fängt mit einem ausgeglichenen Budget an und mit keinen Schulden. Diese Wort gelten für Oberösterreich, aber nicht für die Stadt Wien. (Beifall der GRe Mag Barbara Feldmann und Dr Matthias Tschirf. – GR Franz Ekkamp: Der Beifall ist aber schwach!) 

Für die Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau, Stadterneuerung darf ich vorerst feststellen, dass die Gesamtschulden der Stadt Wien dezent die Schulden von Wiener Wohnen von 1,3 Milliarden EUR verschweigen.

Aber mir geht es nicht um diese Schulden von Wiener Wohnen, mir geht es um die bessere Verwendung der eingesetzten Mittel für diese 220 000 Wohnungen dieser Stadt. Was könnte man bei einer effizienteren Be-wirtschaftung dieses riesigen Immobilienreiches, durch Verbesserungen des Leistungsspektrums, alles güns-
tiger für die Mieterinnen und Mieter machen? Es geht immer, und als Unternehmer möchte ich darauf hin-weisen, dass man optimieren kann. Man kann immer verbessern. Man kann sich das Leistungsspektrum durchaus nochmals anschauen. Man könnte aber sogar noch Rückzahlungen dieser Schulden erreichen und die Belastungen für jede einzelne Wienerin und jeden Wiener, die derzeit mit 840 EUR pro Kopf bei der Verschuldung angesetzt werden können, reduzieren.

Wie geht diese Stadt mit einem anderen Thema, mit ihren Wohnobjekten, um, die einerseits ein Denkmal und andererseits Wohnung, beziehungsweise Wohnraum sind? Als in beiden Bereichen tätiger Abgeordneter, so-wohl in den Bereichen Wohnen und Stadterneuerung, als auch im Bereich Kultur und Wissenschaft, liegt mir dieses Thema sehr am Herzen. In einem Falter-Buch heißt die Überschrift "Rotes Wien vom Karl-Marx-Hof bis zur Werkbundsiedlung", und so weit spannt sich der Bereich der denkmalgeschützten Wohnobjekte dieser Stadt. Vie-le denkmalgeschützte Wohnobjekte harren der Sanierung durch diese Stadt. 

Ich kann Ihnen viele Beispiele nennen, wo die Sanierung teilweise unzureichend oder überhaupt ungeeignet war. Die Bewohnobjekte warten noch immer auf die Sa-nierung, während oft betagte Bürgerinnen und Bürger in ihnen unter nicht zumutbaren Umständen leben. Hier ist die Stadt aufgefordert, deutlich mehr Mittel für die Sa-nierung dieser Kulturgüter einzusetzen. Wir fordern die deutliche Entkopplung von Mietzinsreserven, Sanierungsaufwand, Altstadterhaltung und Denkmalschutz so-wie mehr Mittel für die rasche Sanierung. Die Stadt hat mit ihrem Wohnbau auch die Verpflichtung übernommen, diese Objekte nach bestem Wissen und Gewissen zu erhalten und zu schützen.

Weiters greife ich noch das Thema Wohnen im Kleingarten auf. Kleingartensiedlungen beleben wesentlich das Landschaftsbild der großräumigen Grünflächen am Stadtrand und beleben ebenso die dichter verbaute Stadt. Kleingärten leisten einen wichtigen Beitrag zum ökologischen Ausgleich der Feinstaubbelastung und er-möglichen den oft weniger wohlhabenden Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt ihr Leben im Grünraum und 
in der Gemeinschaft der Kleingartenvereine. Rund 200 Kleingartenvereine, die bei ca 35 000 Parzellen Ein-fluss auf die Qualität des beschaulichen Wohnens im Grünen haben, wachen darüber, dass die Bauordnung in den Kleingärten eingehalten wird. Wir von der ÖVP stehen dafür, dass der Gedanke ganzjähriges Wohnen im Kleingarten weiter gestärkt wird und die notwendige Infrastruktur errichtet wird. Wir stehen aber auch dafür, und wir waren es auch, die ÖVP hat gefordert, dass der Kleingarten auch im Eigentum sein kann. Die Alternativen sollen sein, Kauf beziehungsweise Eigentum oder Miete beziehungsweise Pacht. Beide oder alle Möglichkeiten sollen hier einfach gegeben sein. (Beifall bei der ÖVP.)
Unsere Kritik richtet sich somit gegen die Verwendung der Mittel von Wiener Wohnen - hier soll die Effizienz gesteigert werden -, gegen die Art und Weise, wie diese Stadt mit ihren Wohnkulturbauten umgeht und wir treten für ganzjähriges Wohnen in Kleingärten ein, damit der weitere Ausbau erfolgen kann, und wie der Erwerb beziehungsweise die Verfügungsmöglichkeit der Kleingärten möglich sein soll. 

Abschließend kann ich zu den Aktivitäten der Stadt Wien im Bereich Wohnen und Altstadterhaltung nur so viel sagen, dass Wien den Bund aushungert. Durch den effizienteren Einsatz der Mittel für Wiener Wohnen könnte den Menschen in dieser Stadt mehr Geld zur Verfügung stehen. Damit würde das Wirtschaftswachstum deutlich belebt werden. Durch die zu geringe Effizienz leidet nicht nur Wien, sondern ganz Österreich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Lueger, bitte sehr. 

GRin Angela Lueger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Werte Damen und Herren!

Nach einer sehr umfassenden Diskussion, wo ich sehr wohl dann noch auf einige Punkte eingehen möchte, will ich trotzdem wieder zum Budgetvoranschlag zu-rückkommen. Trotz schwierigster Rahmenbedingungen, trotz schwierigster Rahmenbedingungen, wurde dieser Voranschlag meiner Meinung nach vorbildhaft erarbeitet. Die während des Jahres immer wieder nach unten revidierten Konjunkturprognosen und zwei voll wirksame Steuerreformen des Bundes waren nicht nur für Wien, sondern auch für alle anderen Kommunen eine budgettechnische Herausforderung.

Frau GRin Frank, es gibt eine Richtlinie zur Vergabe von Wohnungen. Eine Zurückreihung von Österreichern, diese Aussage, die Sie getätigt haben, ist schlichtweg falsch. (Beifall bei der SPÖ.) 

Im Wohnungsneubau gibt es zwei Wettbewerbsvarianten für die Vergabe von Fördermitteln: Den Bauträgerwettbewerb und den Grundstücksbeirat. Die beiden Varianten werden zur Qualitätssicherung und Qualitätskontrolle herangezogen, und zwar vor einer Zusicherung von bereitgestellten Baufördermitteln. Der Bauträgerwettbewerb selbst dient der Erstellung von Realisierungskonzepten für Architektur, Ökonomie und Ökologie. Im Bereich der Ökologie ist die Verwendung umweltfreundlicher Materialen, Anlagen und verschiedener Bauteile von großer Bedeutung. Durch das Zusammenspielen der Förderrichtlinien der MA 50 und des Wohnfonds sind Bauträgerwettbewerbe immer wieder eine attraktive Möglichkeit, neue, innovative Bauten zu errichten mit drei Zielen: Leistbares Wohnen, Halten von Qualitätsstandards und letztendlich innovative Projektinhalte. 

Um es zu veranschaulichen, möchte ich aus Floridsdorf einige Bauten nennen: Im Gender Mainstreaming spielte unsere Frauenwerkstatt in der Donaufelder Straße eine der Vorreiterrollen im Bauen, die autofreie Mustersiedlung ist heute auch schon erwähnt worden, Wiens erster mehrgeschoßiger Holzwohnbau in der Spöttlgasse und die erste neue Passivhaussiedlung am Kammelweg, die zur Gänze ohne eine konventionelle Heizung auskommen könnte, aber nichtsdestotrotz an das Fernwärmenetz angeschlossen wurde. Von den Bauträgerwettbewerben selbst sind zwei große Projekte, in Wien 10 die Buchengasse und in Wien 21 der Orasteig, bereits abgeschlossen. 

Derzeit finden sich fünf Projekte in Bearbeitung. Bei vieren sind die Verfahren bereits gestartet und für das nächste Jahr sind bereits zehn weitere Verfahren geplant. Ziel ist es, pro Jahr 5 500 Wohnungen zur Verfügung zu stellen. Damit sind Arbeitsplätze gesichert, die Wohnqualität ist gesichert und, meine Damen und Herren, auch die Preisgestaltung der Wohnungen in Wien ist gesichert.

Aber nicht nur der Neubau am Stadtrand, die Sanierungen im innerstädtischen Bereich und auch die Lückenverbauung im dicht verbauten Gebiet, stellen nicht nur neue Lebensqualitäten für die Menschen dar, sondern sind auch eine nachhaltige Arbeitsplatzsicherung.

Und, Herr GR Walter, wenn Sie auf das Beispiel kommen mit Floridsdorf. Sie wünschen sich einerseits keine Siedlungen am Stadtrand, andererseits stimmen Sie gegen eine Widmung von SwwL, weil sich dadurch vielleicht ein Einzelner einen positiven Gewinn erwarten könnte. Das ist ja zwiespältig, und das würde ich so sagen. 

Die Stadterneuerung selbst verfolgt das Ziel, die Altsubstanz nach Möglichkeit zu erhalten, soweit dies natürlich wirtschaftlich vertretbar ist, und immer unter Einbeziehung der betroffenen Bewohner. Der Sanierungsbereich THewosan, die thermisch-energetische Wohnhaussanierung, ist als gesamtheitliche Sanierung nach ökologischen Gesichtspunkten durchaus angesehen. Ziel ist, durch Reduktion von Luftschadstoffen einen wesentlichen Beitrag zu leisten, damit die Umweltsituation verbessert wird. Der eigentliche Effekt für die Nutzer der Wärmedämmung speziell umgebungsexponierter Bauteile, oder durch die Erneuerung von Fenstern und Außentüren, ist einerseits eine Verringerung der Heizkosten für die Mieter und natürlich auch eine Verbesserung der Lebensqualität. 

Bei der Fernwärmesonderaktion hat sich die Zahl der Anträge im Gegensatz zum Jahr 2004, wo 25 Anträge gestellt wurden, im Jahr 2005 auf 92 zugesicherte Anträge erhöht. Das ist ein Anstieg um das Vierfache.

Die Aufzugsförderung: Nach der Novelle, die im Frühjahr hier beschlossen wurde, liegen 69 Anträge mit zugesicherten Baukostenzuschüssen vor und 14 davon sind Behindertenlifte.

Gleichzeitig wurde ab dem Frühjahr - und das wurde heute schon erwähnt - auch ein Förderausmaß von 1 700 Anträgen à 400 EUR für einbruchshemmende Wohnungseingangstüren zur Verfügung gestellt. 

Mit all diesen zur Verfügung gestellten Mitteln soll bei weitem keine Mieterverdrängung, aber auch keine Luxusmodernisierung erfolgen, sondern die Stadterneuerung sanft betrieben werden.

Für die mieterfreundliche Sanierung wurde ein Instrumentarium entwickelt, sodass die Sanierung sehr wohl abgestimmt auf das zu renovierende Objekt und auf die Bedürfnisse der Bewohner erfolgen kann. Der rasche Anstieg von Anträgen im Bereich der Ökoförderung bei Eigenheimen und Kleingartenwohnhäusern im Neubaubereich zeigt einerseits das Umweltbewusstsein der Menschen und die nachhaltige Nutzung unserer Energiereserven. So wurden zum Beispiel im Jahr 2003 Anträge zur Errichtung von Niederenergiehäusern oder Passivhäusern nur in der Höhe von 24 gestellt, 2005 waren es bereits 93. Die Wärmepumpenförderung 2003 in der Hö-he von 10 Stück im Ausmaß, wurde auf 52 Stück erhöht. Biomasseförderungen gab es 2003 überhaupt noch keine, und jetzt gab es 66. 

Das heißt, es ist ein Anstieg bei Anträgen von 34 im Jahr 2003 auf 401 Anträge im Jahr 2005 zu verzeichnen. Das ist für mich der Beweis, dass die im Budgetvoranschlag 2006 veranschlagten Ausgaben richtig und nachhaltig gesetzt wurden, und dass Bauen, Ökologie und Ökonomie nicht im Gegensatz zueinander stehen. 

Erschreckend ist für mich der Anstieg der Wohnbeihilfebezieher. Die Entwicklung der allgemeinen Wohnbeihilfe ist sicherlich am deutlichsten zu sehen, wenn ich Ihnen ein paar Zahlen nenne. 

Im Rechnungsabschluss 2003 wurden 12,6 Millio-nen EUR aufgewendet, das sind 11 196 Wohnbeihilfen-bezieher. Wenn ich das jetzt bis zum Voranschlag 2006 weiterspiele, habe ich 24 Millionen EUR Aufwendung und 21 000 Wohnbeihilfenbezieher. 

Meine Damen und Herren, das ist eine Verdoppelung derer, die die Wohnbeihilfe dringend brauchen.

Um Sie nicht länger mit weiteren Zahlen zu langweilen, möchte ich natürlich dann noch kurz zusammenfassen, dass die Entwicklung der Wohnbeihilfe im geförderten Bereich einen Anstieg um 10 000 Wohnbeihilfebe-zieher hatte und die Sanierungsförderung einen Anstieg um 1,5 Millionen EUR. Das ist ein Anstieg von 1 463 Wohnbeihilfebeziehern. 

Meine Damen und Herren, das ist für mich ein Zeichen, dass die Politik Schüssels seit dem Jahr 2000 die Ursache des dramatischen Anstiegs der Armut ist und parallel dazu eine steigende Zahl an Sozialhilfebeziehern ausweist. Armutsbekämpfung ist für die derzeitige Bundesregierung kein Thema. Es werden Härtefonds eingerichtet, die zwar öffentlich recht gut klingen, aber mit einer Einmalzahlung niemandem eine Hilfe sein können. Das ist, meine Damen und Herren, für mich ideenlos und planlos. (Beifall bei der SPÖ. – GR Johann Herzog: Heizkostenzuschuss!)
Die Zunahme der Armut, verbunden mit der höchsten Arbeitslosigkeit der Zweiten Republik, die hohe Armutsgefährdung der Menschen mit atypischen Arbeitsverhältnissen, die Zunahme der Zahl der alleinerziehenden Müt-ter und Väter sowie die hohe Armutsgefährdung von Pensionistinnen und Pensionisten, das ist dieser Bundesregierung schlichtweg egal. Die Regierung Schüssel war nicht in der Lage, eine Trendwende einzurichten und es kann nicht die Aufgabe der Stadt Wien sein, für vom Bund nicht geleistete Dinge in Verantwortung zu treten. 

Ich möchte jedoch auch ein positives Beispiel herausheben, und zwar an Hand der Dotierung der MA 39, der Forschungs- und Versuchsanstalt. Das Hochbaulabor erweitert seinen Fenster- und Fassadenprüfstand in Richtung einer Prüfmöglichkeit von Vorhangfassaden. Das ist eines der ersten europäischen Prüfinstitute. Die Vorhangfassadenprüfung stellt einen enorm wichtigen Beitrag zum Nachweis von Sicherheit und Gebrauchstauglichkeit dar. Die thermische Wohnhaussanierung hat in den letzten Jahren zu den wichtigsten Standbeinen der Sanierung von Wohnbauten geführt. 2005 wurden von der Stadt Wien Fassaden im Wert von rund 200 Mil-lionen EUR beauftragt. Die technische Methode der Wär-meverbundfassaden wird 2006 im Rahmen eines For-schungsprojektes in Hinsicht auf Dauerhaftigkeit und nachhaltige Nutzung untersucht werden. Gleichzeitig werden die Untersuchungsmethoden zur Nachweisführung der ausreichenden Festigkeit bei Dachbodenausbauten und Aufstockungen verfeinert und intensiviert.

Das Tiefbaulabor, meine Damen und Herren, wird die Tätigkeit im Rahmen der baustellenbegleitenden Betonprüfungsverfahren und in Kooperation mit den eigenen zuständigen Fachabteilungen intensivieren. Und ein wei-terer Schwerpunkt wird die Gutachtenerstellung bei der Betoninstandsetzung sein. 

Das Bauphysiklabor hat in den beiden letzten Jahren eine Methodenentwicklung zur Ermittlung der Energiekennzahlen im Rahmen der Energieausweis-Erstellung gesetzt. In diesem Zusammenhang wird ein neues Arbeitsgebiet der Gebäudephysik eingerichtet als Serviceeinrichtung der Dienststellen der Stadt Wien in Sachen Energieausweis, aber dieses Angebot soll auch privaten Kundinnen und Kunden zur Verfügung gestellt werden.

2006 wird in der derzeitigen Entwicklung ein Prüfstand kommen, der zur Rauchdichtheitsprüfung herangezogen wird, sodass eine völlig neue Generation von kaltrauchdichten Türen in Betrieb genommen werden kann. Er wurde erprobt und erforscht, letztendlich geht er jetzt in Betrieb. 

Das Kalibrier- und Messtechniklabor strebt die Akkreditierung als DKD-Labor für Messgrößen von Kraft, Länge und apparative Erweiterung auf dem Gebiet der Temperaturkalibrierung an. 

Weiters arbeiten die Fachleute der MA 39 im Dienst der Stadt Wien an zahlreichen nationalen und internationalen Regelwerkserstellungen aktiv mit.

Und zum Schluss, meine Damen und Herren, lassen Sie mich auch danke sagen. Danke an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien, die hervorragende Arbeit leisten. Und danke schön auch noch für eine Kom-bination eines umsichtigen und vorausschauenden Budgets, denn ich bin stolz darauf. 

Wien ist Stadt der Zukunft, Wien ist Stadt des Wohlfühlens und Wien ist eine Stadt der Lebensqualität. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr StR Faymann, bitte das Schlusswort.

Amtsf StR Werner Faymann: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Es sind in der Debatte einige Bereiche mehrfach genannt worden, die aber eigentlich von den beiden Rednern meiner Fraktion so ausführlich beantwortet wurden, dass ich es mir leicht machen kann und mich lediglich auf zwei oder drei Punkte konzentrieren möchte. 

Erstens: Es passiert in der Debatte etwas, was immer passieren muss, es werden Einzelfälle genannt. Das ist ja noch gar nichts Böses, wenn man Einzelfälle nennt, weil tatsächlich dort, wo gearbeitet wird, auch Fehlleistungen passieren. Nicht jeder hier vorgebrachte Einzelfall muss deshalb gleich eine Fehlleistung sein, aber selbst wenn er es wäre, möchte ich kurz zur Dimension etwas sagen und auch zum Kollegen Ellensohn und seinen Beispielen und ich weiß, dass auch er daran interessiert ist, dass wir das positiv erledigen. 

Aber nur zur Dimension, auch zu dem immer wieder genannten Callcenter: Schätzen Sie, wie viele Anrufe wir im Callcenter beweisbar, belegbar, dokumentierbar, im Jahr haben? Eineinhalb Millionen Anrufe, 4 000 Anrufe am Tag. Und wenn Sie mir sagen, es wird irgendeinen Zeitpunkt geben, wo man sagt, alle waren super geschult, alle Anrufer haben das so vorgebracht, dass man irgendwie eine Chance hat, sich auszukennen, jede Ant-wort war in Ordnung, alles war freundlich, es war immer alles in bester Ordnung, dann weiß ich, Sie meinen es nicht ernst, wenn Sie das sagen würden, weil das nicht denkbar ist bei eineinhalb Millionen Anrufern. 

Und daher ist die Frage von großer Bedeutung, wie schult man ein, wie schult man nach, wie verbessert man die Ausbildung von Kolleginnen und Kollegen, die in diesem Bereich tätig sind, wie kann man aber auch umgekehrt eingestehen, dass man verschiedene Erwartungshaltungen einfach nicht erfüllen kann, weil Wiener Wohnen eine Verwaltung ist, eine Wohnhäuserverwaltung, und gar nicht das Potential zur Verfügung hat, um eine ausreichende Auskunftsstelle für alle Fragen des Lebens, psychologischer Dienst für alle Sorgen der Menschen, um Seelsorge für alles, was jemand zu besprechen wünscht, zu sein. 

Das ist für eine Wohnhäuserverwaltung, die 700 Mil-lionen EUR Umsatz hat und im Wesentlichen Häuser verwaltet, unter sozialen Bedingungen wie sie in Europa einzigartig sind - etwa zur halben Marktmiete in der Neuvermietung – nicht möglich. Es ist eine Wohnhäuserverwaltung natürlich gar nicht in der Lage, hier alle diese Wünsche abzudecken. Trotzdem lohnt sich jeder Einzelfall, zum Anlass genommen zu werden - weil ja hinter jedem Wunsch, hinter jedem Vorhaben, hinter jeder Beschwerde ein Mensch steht, der etwas vorzubringen hat, der vielleicht um Hilfe sucht -, um ihm nachzugehen. Ich wollte nur die Dimension - Einzelfall auf der einen Seite und 4 000 Anrufer am Tag - klarstellen, um das auch einmal hier deutlich zu sagen. 

Der zweite Punkt, der in der Debatte natürlich immer wieder eine gewisse Rolle spielt, ist, wie ist das also mit dem Budget. Ein Redner sagt, wir haben Rücklagen, ein Redner sagt, es gibt Schulden, ein Redner sagt, wir könnten da mehr tun oder dort mehr tun. Und da komme ich zum Kollegen Walter, der, wie ich meine, sehr sachlich vorgebracht hat, wie halten wir es mit der Eigentumswohnung. Und ich gestehe, ich persönlich habe immer gesagt, dass ich bei der Eigentumswohnung und dem Mietkauf - das ist also eine Eigentumswohnung mit ein bisschen Verspätung für die, die das haben wollen - dafür bin, ein ausreichendes Angebot in der Stadt zur Verfügung zu stellen. Denn eine Wiese kennt eine Vielfalt und der Wohnungsmarkt soll auch eine Vielfalt kennen, und wenn sich Menschen eine Eigentumswohnung wünschen und Familien oft mitwirken, dass jemand sich eine Eigentumswohnung kauft, da ist mir das lieber, als er investiert das Geld in andere Bereiche. 

Mir ist überhaupt lieber, wenn viel Geld im Wohnbau bleibt, daher bin ich auch ein Freund von Eigentumswohnungen, wenn das dazu führt, dass damit auch investiert werden kann.

Nun haben wir tatsächlich in der Vergangenheit ein bisschen gespart und ich erkläre vielleicht, warum wir überhaupt sparen. Wir haben ein bisschen gespart, indem wir in einem Haus oft Mischverhältnisse hatten von freifinanzierten und nicht frei finanzierten Wohnungen, indem wir im Wohnungsneubau Mischverhältnisse von Miete, Mietkauf und Eigentum haben und haben halt versucht, von denen, die sich ein bisschen mehr leisten können, ein bisschen mehr zu bekommen, weil natürlich auch die Verfügbarkeiten zwischen diesen unterschiedlichen Modellen verschieden sind. Und das haben wir zum Anlass genommen, von dem einen, der mehr Verfügbarkeit will, und es sich leisten kann, ein bisschen mehr zu kriegen. 

Trotzdem ist es immer wieder zu überdenken und es gibt durchaus etwa Pensionsmodelle oder andere Modelle, die Anlass sind zu sagen, vielleicht kann man hier die eine oder andere Förderung anpassen, angleichen, ver-bessern. Ich wollte Ihnen nur auch dazu eine Zahl sagen. Dreht man kurz das Rad um 10 Jahre zurück, fördern wir heute beim selben Ergebnis, gemessen am Einkommen der Bevölkerung, den Quadratmeter mit nur mehr 50 Prozent des Betrages an Objektförderung wie vor 10 Jahren. Und das ist durch diese Flexibilität und durch dieses Aufmachen zu unterschiedlichen Formen und auf der anderen Seite natürlich durch die Einführung der Wohnbeihilfe, die treffsichere Subjektförderung sein soll, in diesem Mischverhältnis gelungen. Und wenn da etwas nachzujustieren ist in der einen oder anderen Weise, bin ich immer gerne dazu bereit, weil ich glaube, das ist ein Bereich, der uns hilft, Geld einzusparen. Und jetzt sage ich, wofür. Wofür brauchen wir dieses viele Geld? Dieses viele Geld brauchen wir, weil wir uns vorgenommen ha-ben, kein Haus in dieser Stadt für Wohnungen zu er-richten, ohne zu fragen, wie schaut es aus mit dem öffentlichen Verkehr, wie schaut es aus mit der Aufschließung und wie schaut es aus mit dem Kindergarten und der Schule. 

Und da sind die Kriterien und der Kriterienkatalog so, dass natürlich jeder sich immer das Optimum wünscht. Aber selbst wenn man vom Optimum ein bisschen nachlässt, erwachsen uns alleine bei der sozialen Infrastruktur so viele Kosten in der Finanzierung von Kindergärten und Schulen auch über die damit verbundene soziale Infrastruktur über die Wohnbauförderung, dass wir überhaupt keine Kindergärten oder Schulen über die Wohnbauförderung mitfördern könnten, hätten wir nicht auf der anderen Seite eingespart. Und darauf zu verzichten, dass es ausreichende Versorgung für Menschen gibt, die dann, wenn sie in die schöne neue Wohnung einziehen, fragen, wie schaut es denn rund um das Haus aus, wo ist denn da der Kindergarten oder die Schule, darauf also verzichten möchte ich keinesfalls, weil ich weiß, dass das für Wohnungssuchende eine Hauptfrage ist. 

Wir können uns nicht überall die U-Bahn leisten, ich würde auch gern nur bei U-Bahn-Stationen alle Häuser bauen, aber das wird sich die Stadt niemals leisten können und das wird nicht real sein, aber wir können es uns leisten, die öffentlichen Verkehrsmittel, und vor allem die soziale Infrastruktur vorweg zu gewährleisten, bevor das Haus fertig ist. Nur, das kostet viel Geld, das kostet erheblich viele Mittel und wir haben viele Einsparungen verwendet, um genau damit einzuspringen, weil natürlich von Bundesebene nicht zu erwarten ist, dass hier Kindergartenmilliarden oder anderes kommt und uns zu Hilfe eilt, sondern weil ich glaube, wir müssen wir uns aufs eigene Budget verlassen und müssen Prozentsätze des eigenen Budgets für soziale Infrastruktur aufwenden, die vor 15 Jahren noch auf Bundesebene getragen wurde. 

Das heißt, auch in Zukunft gehe ich davon aus, dass wir hier sehr sparsam im Wohnbau vorgehen müssen. Und auch die paar Eigenmittel, die wir geschaffen haben, um genau diese Investitionen tätigen zu können, sind Eigenmittel, die uns helfen, dieses Ziel zu erreichen, ohne darauf zu warten, dass jetzt plötzlich ein Geldregen von Bundesseite einsetzt. Daher verlasse ich mich lieber hier auf diese Einsparungsvorschläge. Und lassen sie mir als letzten Punkt doch den der Migration, Zuwanderinnen und Zuwanderer, kurz ansprechen.

Wenn Kollegin Korun etwas aus meiner Sicht zu hart formuliert hat, wir seien hier nicht fair zu den ZuwanderInnen im geförderten Wohnbau, möchte ich nur ein Fak-tum vorweg stellen: Die 5 000 Wohnungen pro Jahr, die 5 500 Wohnungen pro Jahr, kennen natürlich nicht den österreichischen Staatsbürger als Vormerkgrund, weil das sind ausschließlich geförderte Wohnungen, die nicht der Gemeinde Wien gehören. Und das sind daher ausschließlich Wohnungen, und zwar jedes Jahr, Jahr für Jahr, die gleichgestellt sind - dafür hätten wir auch keine EU-Richtlinie gebraucht - hier verhalten sich alle Bauträger in dieser Stadt, egal, wem sie gehören, durch die Förderungsrichtlinie schon so, dass sich da gar nichts zu ändern braucht, auch gar nichts ändern wird, weil das sind die jährlich neu gebauten und neu zur Verfügung stehenden Wohnungen. Die Zahl der Menschen mit, wie es so schön heißt, Migrationshintergrund im Gemeindebau liegt natürlich nicht bei einem Prozent und auch nicht bei zwei Prozent, sondern deutlich höher. Das wissen wir aus unseren Erhebungen genau, weil jemand, der Staatsbürger ist, trotzdem sehr häufig mit vielen Mitbewohnern in eine Wohnung einzieht, die natürlich keine Staatsbürgerschaft haben. 

Und wenn ich Ihnen sagen würde, ich habe jetzt nicht die genaue Zahl, weil ja das auch eine Frage ist, wie lange gilt jetzt dieser Migrationshintergrund, ist jemand, der 20 Jahre und Staatsbürger ist, 25 Jahre und Staatsbürger ist, noch immer zum Migrationshintergrund zu zählen. Ich bin daher sehr vorsichtig bei Zahlen, aber ich kann Ihnen sagen, die Durchschnittszahl der Bevölkerung an ausländischen Mitbürgern ist, wenn Sie die Bewohner der Gemeindebauten ansehen, aus meiner Sicht erreicht. Hier gibt es keinen Prozentsatz darunter. Und das ist, wenn Sie die Gerechtigkeit ansprechen, für mich ein wichtiger Punkt. Denn wenn es tatsächlich so wäre, dass fast alle ausländischen Bürger in einer Wohnform außerhalb des Gemeindebaus leben und im Gemeindebau nur ein Prozent, dann würde ich mir schon die Frage stellen, ob das gerecht ist, aber so ist es nicht, ganz im Gegenteil. 

Die Bewohnerinnen und Bewohner und die Bewohnerstruktur ist durchaus im Durchschnitt der Bevölkerung über die Möglichkeit der Bewohner und Mitbewohner so, dass hier keine Ungleichheit entsteht. Daher werden Sie verstehen, dass ich mit Formulierungen, die sich zwar nicht im Antrag, aber in seiner Begründung finden, wo immer alles diskriminierend und ungerecht ist, keine Freude habe. Nicht, weil ich nicht das Ritual einer Debatte kenne und was man halt so alles hineinschreiben muss, sondern weil es eigentlich eine Beleidigung der Politik in dieser Stadt ist und weil es auch die Menschen in den Gemeindewohnhausanlagen kränkt, weil die glauben ja, wir leben auf einem anderen Planeten, wenn wir Ihnen sagen, dort sind nur 1 Prozent Bewohner aus dem Ausländerbereich, weil das nicht wahr ist.

Weil, egal ob jemand Staatsbürger ist oder nicht Staatsbürger ist, von den Bewohnern her zusammenlebt, mit wem er möchte und daher das auch rechnerisch nachweisbar ist.

Auf der anderen Seite habe ich natürlich - und dem Kollegen Herzog habe ich sehr aufmerksam zugehört - in Erinnerung, wann diese von Ihnen quasi als böse EU-Richtlinie gebrandmarkte Richtlinie beschlossen wurde. Und sie werden es wissen, das war 2003. Und das waren die Zeiten, als Sie noch die Bundesregierung da ver-teidigt haben und dass die Bundesregierung keinen Vor-behalt bei der Beschlussfassung abgegeben hat, son-dern die Vertreter der Bundesregierung dort brav aufmarschiert sind und allem zugestimmt haben.

Das sollten wir zumindest nicht vergessen, wenn wir die Diskussion hier ausführen. Daher ist auch die Fragestellung: „Werden Sie sich an ein Gesetz halten oder nicht?", leicht zu beantworten. Ich hoffe, Sie sich auch. Wir halten uns an ein Gesetz. Daher können Sie von der EU-Richtlinie und von den Gesetzen her von einer gesetzlichen, klaren, rechtskonformen Umsetzung ausgehen. Davon geht auch Hannes Swoboda aus, mit dem wir natürlich auch darüber gesprochen haben. 

Die Frage, ob wir trotz der Umsetzung dieser EU-Richtlinie unser Ziel einhalten können, hängt davon ab, wie viele Antragsteller überhaupt zu erwarten sind. Das ist einmal die eine Einschätzungsfrage. Da warne ich vor zu viel Sorgen, weil wir sind, weil wir einander so oft bei Sitzungen treffen, in der Lage zu überprüfen, wie viele das wirklich werden oder ob man da nicht unnötig selbst zu viel Angst hat. Also zuerst schauen wir uns einmal an, wie viel das sein werden, rechtskonform umgesetzt, das ist klar.

Zweitens glaube ich, dass trotz einer rechtskonformen Umsetzung die soziale Durchmischung und das, was ich eben die sanfte Öffnung des Gemeindebaus nenne, sehr wohl aufrechtzuerhalten ist, weil wie die Vergabe der Gemeindewohnungen zu gestalten ist, ist unsere Sache, vorausgesetzt, sie ist nicht diskriminierend. Und eine diskriminierende Vergabe oder eine Vergabe gegen die EU-Rechte oder gegen die Gesetze, wird wohl niemand ernsthaft verlangen. Daher glaube ich, dass auch diese politische Diskussion in Summe zeigt, dass wir sehr aufmerksam sind, wenn es um soziale Durchmischung in der Stadt geht, weil wir wissen, dass am Privathaussektor weniger Menschen mit geringem Einkommen wirklich die Möglichkeit haben, eine ausreichende, für sie leistbare Wohnung zu finden.

Die Untersuchungen der Arbeiterkammer, die immer wieder zitiert werden, sind Auswertungen des Annoncenmarkts. Ich kenne die sehr genau. Bei den Annoncenmärkten handelt es sich natürlich überwiegend um private Angebote und, was man auch erklären kann, natürlich um Angebote, die eher ein bisschen im hochpreislicheren Segment sind, weil die, die günstig sind, braucht man nicht so oft zu inserieren als die anderen. Also ich weiß die Untersuchung der Kammer sehr genau zu deuten. Sie besagt nämlich, dass es am privaten Alt-haussektor wenigen Menschen mit geringem Einkom-men gelingt, ausreichend Wohnraum zu finden und dass der gemeindeeigene Bereich, der gemeinnützige Be-reich, der sanierte Bereich, also alles, was im weitesten Sinne des Wortes als den geschützteren oder durch Wohnbauförderung beeinflussten Bereich betrifft, natürlich die Stärke in der Wohnversorgung von sozial Schwächeren in der Gesellschaft hat und oft der Einzige ist, der überhaupt eine Wohnung anbieten kann. Die Zu-kunft vieler junger Familien in dieser Stadt, die mit Kindern aufwachsen und sich vielleicht dann doch ein eigenes Kinderzimmer leisten können, ist ein Verdienst des sozialen Wohnbaus und nicht der Preise, die man bei der Annoncenauswertung im privaten Althaus vorfindet. Das macht uns stolz! 

Darum kann ich mit dem Bereich schließen, den Kollege Ellensohn in seiner Vorhersage begonnen hat: Wir können mit Recht stolz darauf sein, dass wir im internationalen Vergleich mit diesem Instrument der Wohnbauförderung leistbare Wohnungen für die Bevölkerung ge-schaffen haben und können versprechen, das behalten wir auch in Zukunft so bei! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung und zum Wirtschaftsplan der Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal. 

Als Erste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wien hat seit Ende der 80er, Beginn der 90er Jahre eine enorme Zuwanderungswelle erfahren, eine gewollte Zuwanderung. Ich zitiere aus dem Jahre 1989 Herrn Bgm Zilk, der in der Studie "Wien 2010" gesagt hat: „Mag sein, dass das Flüchtlingsboot voll ist, dass Zuwandererschiff aber ist leer." - Nun, dieses Zuwandererschiff wurde gefüllt und die Zuwanderungswelle, die über Wien hereingebrochen ist, ist natürlich nicht ohne Folgen geblieben, ist natürlich nicht spurlos an dieser Stadt vorübergegangen. In nur zehn Jahren sind weit über 100 000 eingebürgert worden, in den letzten Jahren jährlich durchschnittlich 15 000 Staatsbürgerschaften vergeben worden, oft ohne ausreichende Sprachkenntnisse, die ja die vorrangige Grundlage für ein Leben mit Rechten und Pflichten als österreichischer Staatsbürger bilden, oft aber auch ohne jegliches Anpassungsvermögen und ohne Anpassungswillen an die hiesigen Lebensgewohnheiten, die Sitten und Gebräuche. Und das wäre das, was wir in erster Linie unter Integration verstehen wollen.

Die verantwortliche SPÖ in Wien sieht das leider anders. Integration ist in Wien untrennbar mit dem Bekenntnis zur multikulturellen Gesellschaft verknüpft. Die Eingliederung, die Anpassung der Zuwanderer, das Er-lernen, aber nicht nur das Erlernen zum Selbstzweck, sondern vor allem auch der Gebrauch unserer Sprache, spielt eine nachgeordnete Rolle. Zuwanderer, Migranten bekommen in Wien einen Willkommensbrief, eine Willkommensmappe in ihrer Sprache. Okay, das ist in Ordnung, sie kommen ja erst zu uns. Dass aber in weiterer Folge auch Wähler, die Neuösterreicher sind, eine Wahlinformation in ihrer eigenen Sprache bekommen, finden wir nicht in Ordnung. Denn man muss sich schon die Frage stellen: Wie soll denn jemand, dem man zutraut, dass er keine ausreichenden Sprachkenntnisse hat, eine politische Entscheidung treffen? Wie soll sich dieser Mensch informieren? Wie soll er den Medien entnehmen, was etwa der Wille der einzelnen politischen Parteien in dieser Stadt ist? Wie soll er Zugang zu Nachrichtensendungen haben, wenn er sie nicht versteht? Das heißt, hier muss die Information über eine andere Schiene laufen. Ich denke, es ist Ihnen vielleicht ganz Recht, dass diese Leute nicht über ausreichende Sprachkenntnisse verfügen, denn damit liegt es in Ihrer Hand, entsprechende Informationen, die man vielleicht auch als Empfehlung titulieren könnte, muttersprachlich zu übergeben.

Das hat sich schon bei der letzten Wahl gezeigt, wenn uns etwa die Beisitzer in den einzelnen Wahlsprengeln berichtet haben, Sie werden das selbst auch gehört haben, dass sehr viele Neuwähler eigentlich nicht ganz genau gewusst haben, was sie zu machen haben. Noch deutlicher hat es sich gezeigt, dass nicht wenige ihre Unterschrift in die Spalten für die Vorzugsstimmen gesetzt haben. Bei den zum Teil recht langwierigen Auszählungsprozessen in den Bezirkswahlbehörden war dann das große Suchen auf den Kandidatenlisten, welchem Namen dies wohl zuzuordnen wäre. Die Leute haben unterschrieben, weil sie überhaupt nicht gewusst haben, was eine Vorzugsstimme ist. Das heißt, sie haben mit dem Wahlvorgang als solchem ihr Problem gehabt.

Ich glaube, das kann nicht der Weg sein. Die Vergabe unserer Staatsbürgerschaft wird durch das Staatsbürgerschaftsgesetz geregelt. Ich stehe hier auch nicht an, das geplante Staatsbürgerschaftsgesetz durch die Bundesregierung überaus kritisch zu sehen. Im Einzelfall ist aber die Vergabe Landeskompetenz. Wir meinen, es ist ein Privileg und es muss auch als solches gehandelt werden. In Wien ist die Vergabe der Staatsbürgerschaft aber vielfach zum Schleuderartikel verkommen, vor allem auch durch die oft frühzeitige Vergabe nach Ermessen! (Beifall bei der FPÖ.)

In Wien steht nicht im Vordergrund, ob der, der hier Staatsbürger werden will, über ausreichende Sprachkenntnisse verfügt, ob sein Wissen und seine Bereitschaft, unsere Leitkultur anzunehmen, vorausgesetzt sind. Wir sagen, das muss Grundlage sein. Wir sagen aber auch, gelingt das nicht im derzeit vorgeschriebenen Zeitrahmen, dann muss man diesen einfach erhöhen, denn diese Voraussetzungen sind unabdingbar für eine reibungslose Eingliederung in die hiesige Gesellschaft. 

In Wien wird das, was Sie als Integration bezeichnen, weitgehend durch diverse Vereine geführt, von denen, und wir sprechen ja heute über das Budget, eine große Zahl eben aus Steuermitteln finanziert ist. Wenn man sich diese genauer anschaut, vor allem ihre personelle Zusammensetzung, aber auch ihre Tätigkeit und ihre Vereinsziele, kann man zwar feststellen, dass sie sich in überwiegender Mehrheit mit diversen Serviceleistungen, auch gesellschaftlichen Angeboten für Zuwanderer beschäftigen, aber der Integrationsgedanke im Sinne einer Eingliederung so gut wie keinen Platz hat. Diese Art von Integration, sehr geehrte Damen und Herren, führt jedoch unausweichlich in weiterer Konsequenz zur Bildung von Parallelgesellschaften. Wir Freiheitlichen lehnen das ab! (Beifall bei der FPÖ.)

Wir lehnen das ab, weil wir schon seit Jahren auf die Auswirkungen und Gefahren dieses Integrationswegs hinweisen. Wir lehnen es aber auch ab, weil wir dazu den Wählerauftrag haben und auch wahrnehmen. Seit den Unruhen, die es in Frankreich, in Belgien oder in den Niederlanden gegeben hat, wird bei uns gern gesagt, hier besteht keine Gefahr. Ich sage auch, Österreich ist nicht mit Frankreich, Wien nicht mit Paris vergleichbar, das stimmt schon, aber es gibt durchaus ähnliche Voraussetzungen. Ich sage, wir können nicht vorweg sagen, bei uns kann es das alles nicht geben. Was nämlich kaum je erwähnt wird, ist, dass Clichy-sous-Bois, der Pariser Vorort, von dem die Unruhen ihren Ausgang genommen haben, einen sozialistischen Bürgermeister hat, der sich um seine Gemeinde sehr wohl gekümmert hat. Es sind dort die Sozialstrukturen, wie etwa auch Mutter-Kind-Heime, Kindergärten, Schulen sehr gut aus-gebaut. Der "Spiegel" schreibt sogar von Vorzeigemodellen. Und auch die anderen Pariser Vororte sind nicht so beschaffen, dass dort nur absolute soziale Tristesse in der Versorgung herrscht. Man hat sich also um die soziale Versorgung der Familien, der Jugendlichen, aber auch der Kinder sehr wohl gekümmert. 

Was ich damit sagen will: Es ist nicht allein die soziale Voraussetzung, die Versorgung allein, die diese Span-nungen erzeugt. Es ist natürlich eine gewisse Größe an Zuwanderung, die die soziale Eingliederung hintanhält. Es ist der Mangel an Anpassung, an echter Integration, der zu diesen Spannungen führt. Die soziale Versorgung einerseits und das Verharrenlassen in der eigenen Kultur oder Lebensweise des Herkunftslands, was wir hier in Wien immer noch propagiert bekommen, ist der falsche Weg. Denn die politisch Verantwortlichen in den Ländern, wo diese Unruhen und Krawalle, vor allem durch jugendliche Zuwanderer, stattfinden, sind, das wissen Sie auch, mehrheitlich linke oder sozialistische Politiker und Politikerinnen, die ihren Multikulti-Traum ausgeträumt haben und das auch offen zugeben. Das ist in sehr vielen, auch internationalen Medien nachzulesen. (GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Das ist aber falsche Politik!)

Ich wiederhole, die Situation in Österreich, die Situation in Wien ist anders. Dennoch, sehr geehrte Damen und Herren, ist auch bei uns Aggression in Ansätzen bereits vorhanden. Ich zitiere jetzt aus einer Demo, die am 12.11.2005 anlässlich Sheibani Wague vor dem Justizministerium stattgefunden hat. Dort sagt Patrick Léon Bongola, der in Zaire geboren ist, unter anderem Folgendes: „Wir wollen keine französischen Zustände, doch diese werden kommen! Sie werden kommen, wenn man uns weiterhin unter Druck setzt! Wir werden ein Ventil suchen! Wir werden ein Ventil für unsere Wut suchen! Merkt euch das, yeah! Und wenn ihr das nicht wollt, dann hört auf, uns umzubringen, behandelt uns mit Respekt, verdammt noch mal, denn ich habe die Schnauze voll!" - Und unter anderem: „Es ist wichtig, dass wir Druck ausüben auf diese Politik, auf diese Justiz und vor allem auf diese Exekutive, denn sie wissen, dass wir gemeinsam mit ihnen marschieren, damit sie bessere Menschen werden." - Das haben sich unsere Polizisten anhören müssen. Diese Worte sind bei einer Demonstration in Wien gefallen. Allen, die das vielleicht bezweifeln, was ich hier zitiere, stelle ich selbstverständlich das Video gern zur Verfügung. (Beifall bei der FPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren, mir ist kalt geworden, als ich das sehen und hören musste. Das Beispiel zeigt, dass wir nicht auf der Insel der Seligen leben und dass natürlich ein Umdenken im Bereich der Integrationspolitik in Wien angesagt ist, auch wenn wir es, Gott sei Dank, nicht mit den Dimensionen und Gegebenheiten von Paris zu tun haben. Es gibt aggressive Potentiale und es dürfen sich nicht weitere durch eine völlig falsch verstandene Toleranz und Integrationspolitik entwickeln. Der Weg heißt: Weg vom Multikulti, weg von den Gedanken des Co-Existierens, denn beides fördert gefährliche Parallelgesellschaften. Der Weg heißt aber auch, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, vor allem mehr Verständnis für die Sorgen, für die Nöte und Anliegen der Wiener Bevölkerung in diesem Bereich! (Beifall bei der FPÖ.)
Dieses Verständnis wird leider allzu oft verweigert. Wir Freiheitlichen verstehen uns auch weiterhin als Anwalt dieser Bevölkerung! (Beifall bei der FPÖ.)
Von den beiden Bereichen Schule und Wohnen haben meine Kollegen schon ausführlich gesprochen, denn hier sind die Spannungen, die Ihre fehlgeschlagene In-tegrationspolitik verursacht hat, am deutlichsten spürbar. Scheuen Sie sich doch nicht davor, von den, muss man sagen, zugegebenenermaßen bitteren Erfahrungen und den Erkenntnissen der Politiker anderer Länder zu pro-fitieren und leiten Sie einen Umdenkprozess ein! Es ist doch hoch an der Zeit, wenn selbst Hans Rauscher, und ich glaube, der ist wirklich völlig unverdächtig, SPÖ-Politik zu betreiben, am 8. November im "Standard" sagt: „Die Lösung heißt Assimilation." - also Anpassung. (GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Sanfte Assimilation! Das ist ein großer Unterschied!) Sanfte, genau! Das wird ja nicht gefördert! Ich lese jetzt vor: „Sanfter Assimilationsdruck, verbunden mit Förderung, ist ein Projekt auf Jahrzehnte, aber man muss jetzt signalisieren, dass man es angehen will. Die Geschichte Europas der letzten 150 Jahre ist auch eine der Assimilation. Das wird sie auch künftig sein." (GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Aber auf freiwilliger Basis!) - Das ist der Weg, den wir Freiheitlichen schon lange als den richtigen erkannt haben, nämlich Assimilation im Sinne von Anpassung. 

Wir können daher die derzeitige Integrationspolitik, die in Wien geführt wird, nicht unterstützen und lehnen damit auch die entsprechende Finanzierung und das Budget ab! (Beifall bei der FPÖ. - GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Der französische Weg ist eine Assimilation! Dort ist er auch gescheitert!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau StRin Dr Vana. - Bitte.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich merke gerade, ich werde Sie heute wahrscheinlich nur mit einer sehr kurzen Rede beglücken, weil ich höre, dass meine Stimme offensichtlich nicht die beste ist. (Beifall von GR Mag Wolfgang Jung.) - Reizen Sie mich nicht, Herr Kollege, dann wird es vielleicht doch länger, ich habe 20 Minuten!

Ich werde auf die Rede der Frau Kollegin Matiasek nicht eingehen. Auf das Integrationsthema wird in aller Ausführlichkeit meine Kollegin Alev Korun eingehen. Die GRÜNEN widmen sich traditionell bei dieser Geschäftsgruppe in ihrer ersten Rede der Frauenpolitik, nicht nur weil die Frauenpolitik prinzipiell oder generell in den Debatten in diesem Hause oft zu kurz kommt. Man müsste gemäß Gender Mainstreaming eigentlich frauenpolitische Aspekte in allen Geschäftsgruppen debattieren, aber so ist es leider nicht. Deshalb werden wir uns ausführlich in der Geschäftsgruppe, wo sie in Form der MA 57 ressortiert, mit dem Thema befassen.

Es gibt frauenpolitisch sehr viel zu tun in Wien, denn das IFES-Frauenbarometer vom Oktober 2005, das Sie vielleicht in den Medien gelesen haben, hat ergeben, dass nur sechs von zehn Frauen Wien als frauenfreundliche Stadt bezeichnen. Immerhin tun das vier von zehn Frauen nicht. Für vier von zehn Frauen ist Wien keine frauenfreundliche Stadt. Jetzt kann man natürlich, je nach Blickwinkel, das Glas halbvoll oder halbleer sehen. Wir sind in Opposition, sehen es natürlich halbleer und sagen, wenn vier von zehn Frauen Wien nicht als frauenfreundliche Stadt bezeichnen, ist es ein Alarmsignal und ist viel zu tun.

Ich möchte mich in meiner Rede heute auf drei Aspekte des Voranschlags 2006 konzentrieren. Das für die GRÜNEN drängendste Problem der Frauen in Wien ist die dramatische Situation am Arbeitsmarkt und das zunehmende Armutsrisiko, insbesondere für alleinerziehen-de Frauen. Dazu haben die GRÜNEN morgen eine Ak-tuelle Stunde mit dem Titel "Alarmstufe rot für Frauen am Wiener Arbeitsmarkt" eingebracht. Das heißt, ich werde heute nicht darauf eingehen, sondern mich auf drei Punkte im Voranschlag konzentrieren, die uns wichtig sind. 

Zunächst ein Punkt, den ich zweimal im Jahr, einmal im Rahmen der Budgetwoche und einmal im Jahr im Rahmen der Rechnungsabschlusswoche, wiederholt kritisiere: Das ist die niedrige Dotierung der MA 57, die aus Sicht der GRÜNEN unzureichende Dotierung der MA 57. Frauenförderung und Koordinierung von Frauenangelegenheiten ist der Stadt Wien immerhin ein Budget von 0,7 Promille des Gesamtbudgets wert. Das heißt, nicht einmal ein Prozent des Gesamtbudgets wird für Frauenförderung und Koordinierung von Frauenangelegenheiten aufgewendet. Das ist zu wenig, insbesondere deshalb, weil von diesem geringen Budget, also nur 7 Millionen EUR, 53 Prozent für die vier Frauenhäuser in Wien gebunden sind und weitere 23 Prozent der Mittel für die Subventionen und Unterstützung für Frauenvereine gebunden sind, die wir gut und wichtig finden, wir unterstützen das, haben auch jahrelang die Dreijahresverträge für Frauenvereine gefordert, die es für viele Frauenvereine mittlerweile gibt, trotzdem bleibt ein sehr geringer Handlungsspielraum der MA 57 für Innovatives, für Neues, für Experimentelles in der Frauenpolitik, wie es andere europäische Städte auch tun.

Wir denken, dass es höchste Zeit ist, das Budget der MA 57 für Frauenförderung und Koordinierung von Frauenangelegenheiten zu erhöhen, um zum Beispiel auch neue Dinge zu ermöglichen, wie, ich sage jetzt nur exemplarisch einige Dinge, die die GRÜNEN wiederholt fordern, eine Expertinnendatenbank nach norwegischem Vorbild, die Erstellung eines Frauenarbeitsberichts, eine langfristig abgesicherte Beratungsstelle für Sexarbeiterinnen oder auch experimentelle Akzente in der frauenspezifischen Arbeitsmarktpolitik zu setzen. Das alles wäre möglich, wenn das Budget der MA 57 eine Erhöhung finden würde. Gerade weil StR Rieder gestern zu Recht, ich unterstütze das, angesprochen hat, wie wichtig angesichts der derzeitigen Arbeitsmarktlage geschlechtsspezifische Maßnahmen für Frauen sind, weisen die GRÜNEN auch heuer wieder darauf hin, dass das auch eine Frage des Budgets und des Geldes und der Ressourcen ist und deshalb nicht einmal ein Prozent des Gesamtbudgets für Frauenförderung eigentlich läppisch ist. 

Ich weiß, dass Sie sofort erwidern werden, Frauenförderung ist nicht allein Angelegenheit der MA 57, sondern selbstverständlich Angelegenheit aller Ressorts in diesem Haus. Ja, das glauben wir auch. Das wünschen wir uns auch. Darauf haben die GRÜNEN auch wiederholt hingewiesen. Allein, so lange es kein spezifisches Budget für Frauenförderung in allen Ressorts gibt, so lange trägt die Hauptverantwortung für Frauenförderung die MA 57, die sehr engagiert, also mit großem Engagement, sehr viele gute Projekte macht, aber eben noch mehr im Interesse der Frauen tun könnte. Das ist auch ein Grund, weshalb wir diesen Voranschlag 2006 ablehnen, weil sich auch hier zeigt, was sich generell im Wiener Budget zeigt, nämlich dass es von Jahr zu Jahr einfach fortgeschrieben wird, ohne Innovatives, ohne Neues und ohne Experimentelles.

Was ich sehr positiv erwähnen möchte, ist der neue Ansatz im Voranschlag 2006, dem auch ein eigenes Kapitel gewidmet ist, das Gender Budgeting, das auch wiederholt von den GRÜNEN gefordert wurde und experimentell in anderen europäischen Städten bereits in Ansätzen umgesetzt wird. Wie auch StR Rieder zugegeben hat, ist das, was heuer vorgelegt wird, natürlich nur ein erster Schritt, der zur Bewusstseinsbildung sicher sehr wichtig ist, auch in den einzelnen Ressorts, in den einzelnen Geschäftsgruppen, die beauftragt waren, die frauen- und männerspezifischen Maßnahmen darzustellen, herauszuarbeiten, auch Empfehlungen auszuarbeiten. Aber so wie auch Rom nicht an einem Tag erbaut wurde, ist natürlich die Umsetzung von Gender Budgeting ein langfristiges Projekt, insbesondere wenn alle Ressorts betroffen sein sollen. 

In anderen Städten macht man das zum Teil anders. Man nimmt sich einzelne Ressorts heraus. Ich begrüße ausdrücklich, dass Wien diesen Weg nicht geht, sondern wirklich alle Ressorts verpflichtet, beim Gender Budgeting mitzumachen, aber es fehlt eben noch einiges für ein echtes Gender Budgeting. Uns GRÜNEN fehlt zum Beispiel, dass der Budgeterstellungsprozess als solcher nicht in das Gender Budgeting einbezogen wurde, wie es eigentlich nach den wissenschaftlichen Vorgaben des Gender Budgetings sein sollte, dass man sich anschaut, wer denn eigentlich in diesem Haus Budgets erstellt, und eben dieser Budgeterstellungsprozess aus dem jetzigen Ansatz vollkommen ausgeklammert ist. Es fehlen uns klare Zielvorgaben, auch klare politische Zielvorgaben, sowohl auf Ebene der Stadt Wien, zum Beispiel, dass man das Ziel eines geschlechtergerechten Budgets in der Stadtverfassung verankert, als auch klare Zielvorgaben für die einzelnen Geschäftsgruppen, mit welchem Ziel sie eigentlich diesen, ich nenne es einmal immensen Datenerfassungsprozess, der jetzt stattfindet, machen. Denn uns fehlt zum Beispiel die Festschreibung des Ziels, mit diesen Daten dann auch etwas in ferner Hinsicht anzufangen, dass man sagt: „Ja, wir wünschen uns eine Umverteilung der Budgetmittel zu Gunsten des unterrepräsentierten Geschlechts." Diese Zielvorgaben fehlen uns völlig. Hier wird, sage ich einmal ein bisschen polemisch, ein bisschen übertrieben, ins Blaue hineingearbeitet, ohne zu wissen, was das Ziel dieser Datensammlung sein soll.

Was Gender Budgeting nicht sein soll oder in unseren Augen nicht sein darf, ist der Ersatz für aktive Frauenförderung, der aktiven Frauenpolitik und eine unverbindliche Absichtserklärung ohne Ziel und ohne klaren Zeitplan. Wir sind aber hoffnungsfroh. Wir sehen den Gender-Budgeting-Ansatz in diesem Voranschlag als gu-ten, als wichtigen, als begrüßenswerten ersten Schritt, hoffen, dass die politischen Zielfestlegungen nach einem vielleicht klaren Zeitplan noch kommen. Ich denke, wenn das gelingt, ist Gender Budgeting in Wien wirklich ein großer Wurf und kann sich international durchaus sehen lassen. Also ich zolle hier eindeutig Respekt. Die GRÜ-NEN werden sich natürlich, unabhängig vom Gender-Budgeting-Prozess dafür einsetzen, dass budgetwirksa-me Maßnahmen zu Gunsten von Frauen ergriffen wer-den.

Der zweite und letzte Punkt, auf den ich eingehen möchte, auch wegen meiner Stimme, die sich jetzt endlich gefangen hat, ist der Gleichbehandlungsbericht, der zwar erst morgen auf der Tagesordnung steht, aber natürlich thematisch sehr gut in diese Geschäftsgruppe passt. Ich erspare mir dann morgen eine Wortmeldung, weil die Frauenförderung im öffentlichen Dienst im Gleichbehandlungsbericht, der alle drei Jahre vom Herrn Bürgermeister vorgelegt wird, beinhaltet ist. 

Ich hatte die letzten Jahre an dieser Stelle immer den Frauenanteil und die Frauenförderung von Spitzenfunktionen im Magistrat im Fokus, wo sich ein bisschen etwas tut. Also wir sehen schon auch die Erfolge, die die internen Frauenfördermaßnahmen, die es gibt, bringen, aber nach wie vor, und da werden Sie mir sicher alle Recht geben, ist die Situation von Frauen in Spitzenpositionen im Magistrat noch nicht zufriedenstellend. Von der 50 Prozent-Frauenquote im Wiener Gleichbehandlungsgesetz sind wir weit entfernt. Hier würden wir uns als GRÜNE schon mehr so genannte offensive Umsetzungs-maßnahmen wünschen und warnen vor einem Ausruhen auf diesem Gleichbehandlungsgesetz.

Wir wollen heute ein Thema in den Fokus stellen, das mir beim Lesen des Gleichbehandlungsberichts ins Auge gesprungen ist und das ist die extrem niedrige Zahl der Männerkarenzen im öffentlichen Dienst und korrespondierend damit als Pendant die sehr hohe Zahl der Teilzeitbeschäftigungen von Frauen und niedrige Werte bei der Teilzeitbeschäftigung von Männern. Jetzt kann man sagen, das ist traditionell so auf Grund der, wie immer man es bewerten will, der Herr Kollege lächelt, so genannten traditionellen Rollenverteilung zwischen Frauen und Männern. Wir GRÜNEN, und ich nehme an, auch die Sozialdemokratie, sehen das naturgemäß nicht so, sondern sehen hier Handlungsbedarf, um die subjektive Verantwortung von Frauen für das Thema Vereinbarkeit von Beruf und Familie, für das Thema Kinderbetreuung und auch für das Thema Hausarbeit zu verteilen. Sie haben sicher das IFES-Barometer auch dahin gehend zur Kenntnis genommen, dass sich in Wien 80 Prozent der Frauen subjektiv für Hausarbeit, Familienarbeit und Kindererziehung zuständig fühlen. Also hier ist enormer Handlungsbedarf gegeben. Das hinzunehmen hieße, am graduierten Rollenbild festzuhalten. 

Hier gibt es auch die niedrige Zahl der Männerkarenzen. Ich glaube, die aktuellen Werte des öffentlichen Diensts liegen bei 98 Prozent. Also 98 Prozent der Karenzen im öffentlichen Dienst in Wien werden von Frauen in Anspruch genommen. Das ist sogar ein höherer Wert als in der Privatwirtschaft, wo immerhin 3,2 Prozent der Väter - das "immerhin" lasse ich jetzt weg, streichen Sie das aus dem Protokoll, weil das ist ein erdenklich niedriger Wert - Karenzen in Anspruch nehmen, Tendenz steigend. 

Auch bei der Teilzeitarbeit kann man sagen, wenigstens arbeiten Frauen in Teilzeit, um nicht ganz aus dem Arbeitsmarkt geklammert zu sein. In der Privatwirtschaft hört man das Argument oft. Wir GRÜNE teilen das Argument nicht. Für uns GRÜNE ist Teilzeitarbeit unter den jetzigen Rahmenbedingungen, nämlich unter den Rahmenbedingungen, dass sie vorwiegend nicht existenzsichernd stattfindet, dass Teilzeitarbeit nicht nur niedrigere Einkommen für Frauen bedeutet, meistens nicht existenzsichernd ist, sondern in weiterer Folge schlechte Aufstiegschancen, schlechtere Karrieremöglichkeiten, niedrigere Pensionsansprüche bedeutet, als Falle und, wenn man sich die Zahlen anschaut, leider als einseitiges oder nur den Frauen gestelltes Problem. Hier gilt es gegenzusteuern, auch gegen die subjektive Verantwortlichkeit von Frauen. 

Im Bund ist das derzeit ein Thema, nämlich ein Thema, nicht nur die Reform des Kindergelds, sondern auch Väterkarenz zu fördern, zum Beispiel durch eine Einführung eines so genannten Papamonats, wo auch Väter die Möglichkeit auf unbezahlten Urlaub in manchen Bereichen hätten, aber auch Anreizmodelle entwickelt werden, Vätern die finanziell abgesicherte Möglichkeit zu geben, zumindest in den ersten Lebenswochen des Kin-des mit der Mutter gemeinsam bei dem Kind zu sein. Denn die Absenz der Väter bei der Kinderbetreuung wird seit Jahren kritisch diskutiert und es ist mittlerweile unbestritten, dass Väter für die Entwicklung des Kindes von Anfang an wichtig sind und dass Kindererziehung vom ersten Tag an nicht allein ein Frauenproblem ist, sondern ein gemeinsames Problem, natürlich dort, wo es Väter gibt, muss ich einschränkend hinzufügen. Den Vätern sollte auch die Chance zum Einstieg in eine dauerhafte Verantwortung für ihr Kind finanziell abgesichert gegeben werden.

Das heißt, ich freue mich, dass wir heute gemeinsam mit der Sozialdemokratie einen Antrag stellen, den Bund, nämlich namentlich Sozialministerin Haubner und Beamtenstaatssekretär Finz aufzufordern, für die rechtlichen Bedingungen zur Einführung eines Papamonats für alle Beschäftigten Sorge zu tragen. 

Darüber hinaus stellen die GRÜNEN heute einen Antrag - die Frau Kollegin Puller wird das dann tun -, Väterkarenzmodelle auch im öffentlichen Dienst der Stadt Wien zu entwickeln. Ich denke, dass das ein wichtiges Signal der Stadt Wien wäre, Anreizmodelle zur Umverteilung von Hausarbeit und Familienarbeit zwischen den Geschlechtern zu schaffen. 

Lassen Sie mich noch ein Letztes (Das Licht, das das Ende der Redezeit anzeigt, beginnt rot zu blinken.) - mein Licht blinkt doch schon rot - erwähnen, das ist ein Thema, das die Kollegin Ludwig gestern angesprochen hat, das Thema Gewalt gegen Frauen. Vor ein paar Ta-gen ist die Kampagne "16 Tage Gewalt gegen Frauen" zu Ende gegangen. Sie haben schon auf die empörenden Aussagen des Finanzministers zur angeblichen Un-finanzierbarkeit des Anti-Stalking-Gesetzes hingewiesen. 

Ich möchte noch einmal von hier aus bekräftigen, wir haben das schon öfters gemeinsam getan, dass wir es skandalös finden, dass derzeit in vier Bezirken die Tätigkeit der Interventionsstellen gegen Gewalt nicht gewährleistet ist. Ich empfinde das gerade in der Vorweihnachtszeit als skandalös, wo sich zeigt, dass der Bedarf an gewaltberatenden Stellen enorm steigt, also viel mehr Frauen als sonst Beratungsstellen in Anspruch nehmen. Das heißt, ich möchte auch heute wieder die Gelegenheit nutzen, einen dringenden Appell an die Bundesregierung beziehungsweise an die anwesenden Kolleginnen und Kollegen der Bundesregierungsfraktionen zu richten, dafür zu sorgen, dass dem Gewaltschutzgesetz, das es auf Bundesebene gibt, Genüge getan wird und die Arbeit der Interventionsstellen abgesichert ist. Im Übrigen möchte ich aber auch einen Appell an die Sozialdemokratie richten. Angesichts des großen Budgets, das die Stadt Wien hat, denn Wien ist eine reiche Stadt, wir haben darüber gestern wiederholt diskutiert, und weil es nicht um sehr viele Mittel geht, könnte hier doch die Stadt Wien einspringen! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Feldmann. - Bitte.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie frauenfreundlich ist dieses Budget, nämlich nicht nur bezüglich von Ankündigungen, sondern bezüglich von Aktionen, die den Frauen tatsächlich helfen, die sie tatsächlich unterstützen, gleich aus welcher sozialen Schicht sie kommen, gleich welche berufliche Stellung sie einnehmen? Wenn ich mir dieses leider recht phantasielose Budget ansehe, mit einer Steigerung in diesem wichtigen Bereich um nur 3,6 Prozent, und dazu muss ich sagen, es sind insgesamt nur 0,077 Prozent des Gesamtbudgets, dann kann ich heute bereits sagen, dass angesichts der Fülle an Themen, die umzusetzen wären, um auch nur in den Dunstkreis der frauenfreundlichsten Stadt zu kommen, uns das nicht gelingen wird, uns das nicht gelingen kann! (Beifall bei der ÖVP.)
Mit dieser minimalen Steigerung in einem Bereich mit maximalem Aufholbedarf kann die Ausweitung der Vorhaben nicht gelingen, noch dazu, wo ein Großteil des Budgets zweckgebunden ist. Ich möchte das jetzt nicht wiederholen. Für die vier Frauenhäuser sind allein 4 Millionen EUR zweckgebunden. So bleibt nicht mehr besonders viel für andere oder gar für neue Projekte übrig. Sonst kann man aus dem Budget leider nicht sehr viel wegen mangelnder Transparenz herauslesen. Aber das geht ja nicht nur mir so, sondern allen anderen Ressorts auch.

Im Bereich der Gleichstellung der Frauen ist noch lange nicht genug getan. Das wissen wir. Wir brauchen ein Gender-gerechtes Budget in Wien. Wir haben diesbezüglich schon 2004 einen Antrag gestellt, dass die Gender-Perspektiven in alle Stadien der Budgeterstellung eingebracht gehören. Aber der Herr Stadtrat hat die Implementierung von Gender Budgeting im Budgetvoranschlag immerhin präsentiert und wir hoffen, dass aus diesem ersten Schritt unmittelbar ein zweiter Schritt zur tatkräftigen Umsetzung folgt. 

Ich bringe hier einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, betreffend strukturierter Förderung von Gender Mainstreaming durch die Stadt Wien, und zwar: 

„Im Rahmen eines Beschlusses des Europarats im Jahr 1998 haben sich die Mitgliedsstaaten verpflichtet, Gender Mainstreaming in allen politischen Entscheidungen und Handlungsabläufen zu integrieren. Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien wird aufgefordert, in Absprache mit der amtsführenden Stadträtin für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal folgende Maßnahmen zu setzen: Flächendeckende Schulungsmaßnahmen für die gesamte Wiener Stadtregierung, Führungskräfte des Magistrats und nachgeordneter Einrichtungen, die Erstellung eines Berichts, in dem die wichtigsten Chancenungleichheiten dargestellt werden, Erstellung eines Katalogs zur Förderung der Gleichstellung und zum Abbau der Chancenungleichheit und Erarbeitung von Arbeitsprogrammen durch die einzelnen Magistratsabteilungen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Jetzt möchte ich ganz kurz noch zum AMS sagen, ich würde mir wünschen, dass sich das AMS mehr auf die Vermittlung von Arbeitsplätzen konzentriert und sich we-niger mit der Verwaltung von Arbeitslosigkeit beschäftigt. Ich habe hier drei konkrete Fälle, bei denen eine Frau über das AMS gesucht wurde: Eine Kosmetikerin, eine Friseurin und eine Sekretärin oder Assistentin. Alle drei haben sich an das AMS gewandt. Friseurladen und Kos-metikinstitut haben die Antwort bekommen: „Im Sommer geht das überhaupt nicht, da haben wir überhaupt nie-manden, wenn, vielleicht im Winter.", was immer die Schlussfolgerung daraus sein mag. Die Firma, die die Sekretärin gesucht hat, hat zwar keine über das AMS gefunden, aber es sind eine ganze Menge Personen um einen Stempel gekommen. Die Krönung war, dass sie sogar einen Brief bekommen hat, die Person nicht einmal persönlich erschien, sondern einen Brief mit der Bitte schickte, den Stempel brieflich wieder zurückzuschicken. Jetzt frage ich mich: Wofür sind die ganzen Kurse dort eigentlich gut? Ist es vielleicht doch nur Beschönigung der Arbeitslosenstatistik? Und wieso ist es in anderen Bundesländern wie Oberösterreich und Niederösterreich um so vieles besser als in Wien? (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Das kann man den Bartenstein fragen!)
Welchen Problemen sehen sich die Frauen in Wien am öftesten ausgesetzt? Den niedrigsten Richtsatz für Sozialhilfe gibt es in Wien. Bei der Liste an Gebührenerhöhungen für Frauen ist besonders tragisch, dass die Kosten für einen Kindergartenplatz um 130 EUR im Jahr steigen. Die Armutsgefährdung ist besonders hervorgerufen durch die steigende Frauenarbeitslosigkeit in Wien. 70 Prozent der geringfügig Beschäftigen in Wien sind Frauen. Nur jede Zweite schafft den Wiedereinstieg. (GRin Martina LUDWIG: Ja, leider! Kindergeldfalle!) Frauen verdienen in Wien um ein Drittel weniger als Männer. Das zieht sich durch bis ins Alter, sodass die durchschnittliche Frauenpension um vieles geringer ist als die der Männer. Das heißt, das Armutsrisiko bei Pensionistinnen betrifft größtenteils alleinstehende Frauen. Alleinerzieherinnen sind auch mit Erwerbstätigkeit zu 28 Prozent armutsgefährdet. 

Das heißt, es ist essenziell, dass in Wien Frauen mit Familie ausreichend erwerbstätig sein können und damit die verbundene Kinderbetreuung ermöglicht wird, um die Kinder, die Familie und die Frauen vor Armut zu schützen. Wir fordern seit langem eine verbessere Kinderbetreuung, um die Gleichstellung der Frauen überhaupt möglich zu machen und ihre Chancen, sich in den Arbeitsmarkt zu integrieren, zu gewährleisten, eine kostenlose Halbtagsbetreuung, flexible Öffnungszeiten, ausreichende Nachmittagsbetreuung an den Pflichtschulen - wir wissen, das ist besonders tragisch - und Vereinbarkeitspolitik von Familie und Beruf. (GRin Martina LUDWIG: Von welchem Bundesland sprechen Sie?)
Ich spreche hier von Wien. Ich kann Ihnen aber gerne aufzählen, was die Bundesregierung im Gegensatz für wesentliche Schritte getan hat: Frauenberatungsstellen für Migrantinnen, Kinderbetreuungsgeld, Verdreifachung der Zuverdienstgrenze, gesetzlicher Anspruch auf Elternteilzeit, Familienhospizkarenz, Frauenbeschäftigungsquote, Pensionsharmonisierung. (Beifall bei der ÖVP. - GRin Martina LUDWIG: Ist an Ihnen die Diskussion zum Kinderbetreuungsgeld vorbeigegangen? Ihre eigene Partei zweifelt mittlerweile die Sinnhaftigkeit an!)
Die Bundesregierung schnürt ein Beschäftigungspaket in der Höhe von über 780 Millionen EUR. Allein 101,1 Millionen EUR stehen für Wiedereinstiegs- und Qualifizierungsmaßnahmen von Frauen zur Verfügung. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Wir haben dazu Vorschläge gemacht! Die liegen noch immer beim Bartenstein, weil er nicht zustimmen will! Es ist leider so!)
In Wien gibt es sehr viele Versäumnisse. Wir haben es gehört, nur 14 Prozent der Magistratsabteilungen werden von Frauen geführt. In Wien verdienen Frauen noch immer ein Drittel weniger als Männer. In 13 Prozent erfolgt an Sonderschulen Nachmittagsbetreuung, in 33 Prozent an Hauptschulen. Wie sollen Frauen am Nachmittag arbeiten, wenn sie Kinder haben, wenn die Kinder nicht ordentlich betreut sind? (GR Godwin Schuster: Das simmt nicht! Das ist das große Problem!) - Bitte, der Bund hat 99,8 Prozent Nachmittagsbetreuung an den Bundesschulen! (Beifall bei der ÖVP.)
Dann haben wir noch die Rekordarbeitslosigkeit und die steigende Frauenarbeitslosigkeit. (GR Godwin Schuster: Ja, genau!)

Ich sage Ihnen, Wien hungert den Bund aus. (GR Godwin Schuster: Das haben wir schon fünfmal gehört!) Wir sagen es so oft, bis Sie es sich merken! Dieses Budget bremst nicht nur Wien, sondern das ganze Land! (Beifall bei der ÖVP. - GRin Martina LUDWIG: Durch Wiederholen wird es nicht wahrer!)
Das stimmt bekanntlich. Darunter leiden alle Österreicher und Österreicherinnen! Deshalb kann ich diesem Budget leider nicht zustimmen! - Danke. (Beifall bei der ÖVP. - GRin Martina LUDWIG: Ich glaube, ich bin im falschen Film! Das ist ja unglaublich!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frauenberger.

GRin Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Beginnen möchte ich damit, dass ich sehr positiv berichten kann, dass Wien als Kommune aktiv Politik gestaltet, und zwar aktiv Politik auch für Frauen gestaltet. Wir setzen wesentliche Akzente in der Frauenpolitik. Wir möchten, und das tun wir, glaube ich, auch sehr erfolgreich, eigentlich eine Avantgarde-Rolle in der Frauenpolitik in diesem Land übernehmen. Was wir nicht tun, ist, dass wir die Versäumnisse der Bundesregierung wettmachen. Das geht nämlich gar nicht mehr, und zwar aus zwei Gründen: a) reichen dafür die finanziellen Mittel längst nicht mehr aus und b) ist mittlerweile viel zu viel kaputtgekürzt worden! Außerdem, möchte ich sagen, ha-ben wir in Wien ein ganz anderes Politikverständnis! (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn es aber in der Frauenpolitik um Arbeitsmarktpolitik, Aus- und Weiterbildung, Vereinbarkeit von Beruf und Familie, Frauenförderung, aber natürlich auch wichtige Maßnahmen gegen Gewalt an Frauen geht, dann ist Wien die Partnerin für Frauen. Wir kämpfen für die Gleichberechtigung und wir kämpfen für die Unabhängigkeit von Frauen. Frauenpolitik ist eine Angelegenheit, das haben wir schon gesagt, Kollegin Vana, der gesamten Stadtregierung. Jeder einzelne Bereich leistet seinen Beitrag zur Gleichstellung. Darüber hinaus gibt es die MA 57. Es ist uns in dieser Situation, in der wir uns befinden, gelungen, trotzdem eine Erhöhung des Budgets der MA 57 zu erreichen, und zwar stehen wir jetzt auf 7,5 Millionen EUR. 

Das oberste Ziel unserer Frauenpolitik in dieser Stadt ist nach vor die eigenständige Existenzsicherung von Frauen. Das erreichen wir, indem wir gerechter aufteilen, indem wir neu aufteilen und indem wir umverteilen. Das ist ein ganz wesentlicher Punkt, wenn es darum geht, Gleichstellung zwischen den Geschlechtern tatsächlich zu erreichen. Hinter diesem Konzept steckt die Individualisierung der Frauen. Das ist ein sehr konträres Konzept gegenüber dem, das die Bundesregierung fährt, weil das ganz weit von dem weg ist, was wir uns unter eigenständiger Existenzsicherung vorstellen, zum Beispiel Ihre Kinderbetreuungsgeldaktivitäten da nur zu nennen. 

Zum Gewaltschutz: Gewalt ist ein öffentliches und kein individuelles Thema. Wir haben als Stadt in den letzten 16 Tagen gegen Gewalt an Frauen ein massives Zeichen gesetzt. Unsere vier Frauenhäuser und die Be-ratungsstelle der Frauenhäuser im Verbund des Vereins Wiener Frauenhäuser leisten einen unverzichtbaren Be-standteil in der Gewaltschutzarbeit, und das bei gleichem Budget mit steigender Qualität. Das haben wir in den Wiener Frauenhäusern durch sehr gelungene Strukturmaßnahmen erreicht. 

Das effiziente Angebot des Gewaltschutznetzes wird hier in Wien ausgebaut. Der 24-Stunden-Notruf ist ein ganz wesentliches Instrument in der Bekämpfung der Gewalt. Er ist Erstanlaufstelle für Frauen und Mädchen mit Gewalterfahrung. Ich möchte nur sagen, seit 1996 70 000 Kontakte, allein im Jahr 2005 5 000 Kontakte. Im-mer öfter wenden sich die Frauen und Mädchen an den 24-Stunden-Notruf, auch im Bezug auf Stalking-Proble-me. Das Engagement der Stadt, speziell der Stadträtin, zu einem Anti-Stalking-Gesetz im Bund ist, glaube ich, bekannt. Tatsache ist, dass a) es jetzt rechtlich noch nicht so aussieht, dass man den Opfern rasch genug Schutz anbieten kann und b) der Finanzminister, das ist in den letzten zwei Tagen angesprochen worden, sich wehrt und die Frauenministerin schweigt. Trotzdem hoffen wir nach wie vor auf ein Anti-Stalking-Gesetz in diesem Land, denn das ist ein ganz wesentlicher Beitrag, um Frauen schützen zu können.

Zum Wiener Gewaltschutzsystem zählen aber noch einige andere Initiativen wie das Curriculum gegen familiäre Gewalt, die Opferschutzprogramme, die Männerberatungsstelle, aber auch unsere Aktivitäten gegen Frauenhandel. Denn nach wie vor ist es so, dass der beste Schutz gegen Gewalt die Unabhängigkeit von Frauen und eine aktive Frauenpolitik in dieser Stadt sind. (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn wir heute über die Finanzierung von Vereinen gesprochen haben, dann möchte ich sagen, dass wir in dieser Stadt ein hervorragendes Netz an Vereinen haben, die Beratungs- und Serviceeinrichtungen für Frauen sind. Unsere Dreijahresverträge geben im doppelten Sinn Sinn, nämlich zum einen dem Verein, um planen und engagierte wichtige Arbeit leisten zu können, aber natürlich auch Garantie für die Frauen, die in dieser Stadt leben und letztendlich dann von diesen Angeboten Gebrauch machen. Wir können mit der MA 57 in diesen Dreijahresverträgen wieder 20 Vereine subventionieren und wir können auch von Jahr zu Jahr 2 Prozent Steigerung einhalten. Unsere Einjahresverträge gibt es auch weiterhin. Davon werden 10 Vereine profitieren. Der Kleinprojektetopf, den wir aufstocken werden, unterstützt Vereine in den kurzfristigen Vorhaben wie Enqueten oder andere Veranstaltungen und Publikationen, die sie durchführen.

Einen Verein möchte ich an dieser Stelle besonders herausgreifen, nämlich den Verein Courage, dem ich an dieser Stelle zum fünften Geburtstag ganz herzlich gratulieren möchte. Er leistet gemeinsam in einem Netzwerk eine hervorragende Arbeit zum Thema "gleichgeschlechtliche und Transgender-Lebensweisen". 

Die Wiener Antidiskriminierungsstelle schützt Lesben, Bisexuelle, Schwule, Transgender-Personen und andere potentiell diskriminierte Gruppen wirksam vor Diskriminierung, und zwar in allen Lebensbereichen, die die Stadt regeln kann. Wir haben allen Menschen das Recht einzuräumen, so zu leben und so zu lieben, wie und mit wem sie das letztendlich tun wollen! (Beifall bei der SPÖ.)
Die Regenbogenparade ist hier nur ein buntes und lautes Beispiel für das, was letztendlich an Aktivitäten läuft, um gegen die Diskriminierung auf Grund sexueller Orientierung zu kämpfen. 

Der nächste Schwerpunkt, auf den ich eingehen möchte, ist die Mädchenförderung. Um Frauen die gleichen Chancen im Berufsleben einzuräumen, braucht es bereits sehr frühzeitig eine Förderung der Mädchen, um selbstbewusste Mädchen heranwachsen zu lassen. In dieser Stadt leben 50 000 Mädchen zwischen 12 und 18 Jahren. Sie wollen Unabhängigkeit, einen großen Freundinnenkreis, wenn sie einmal arbeiten, Spaß im Job und zum Glück steht ganz am Ende der Wunschliste der vermeintliche Wunsch, einen erfolgreichen Mann zu heiraten. Das gibt uns immerhin große Hoffnung. Ich denke, mit unseren Mädchenförderungsprogrammen liegen wir hier sehr gut.

2006 werden wir mit den Aktivitäten weiterfahren. Ich nenne vier Punkte:

Der Töchtertag, den es natürlich weiterhin geben wird, wo wir speziell Mädchen ansprechen möchten, die nicht die direkten Töchter in Betrieben sind. Das werden wir durch die Zusammenarbeit mit Schulen erreichen. 

Wir werden natürlich das erfolgreiche Mädchentelefon fortsetzen, die Mädchenberatungsstellen. 

Es wird darum gehen, einen Schwerpunkt im Bereich Mädchen und Technik zu setzen. Hier möchte ich ein Mentorinnenprogramm anführen, wo HTL-Schülerinnen mit Kindergärtnerinnen gemeinsam versuchen, ein Interesse für Technik zu wecken.

Und es wird für 700 Kindergärten eine Educationbox geben, in der wir versuchen, einen wesentlichen Beitrag für die geschlechtersensible Pädagogik zu leisten.

Damit bin ich beim Thema Frauen und Arbeitsmarkt: Tatsache ist, dass es am Wiener Arbeitsmarkt mittlerweile gleich viele Frauen wie Männer gibt. Aber das ist noch lange nicht die tatsächliche Gleichstellung, von der wir sprechen. Wir kämpfen dafür, dass Frauen alle Berufe und alle Bereiche, aber natürlich auch alle Karrierewege offen stehen. Wir haben in dieser Stadt die höchste Erwerbsquote Österreichs und das ist nicht zuletzt auch auf die guten Rahmenbedingungen zurückzuführen, die Frauen in dieser Stadt vorfinden. Der Arbeiterkammer-Kinderbetreuungsindex weist uns hier auf dem ersten Platz aus. Das heißt, wir haben eindeutig das beste, qualitätsvollste Angebot an Kinderbetreuung von ganz Österreich. 

Dazu kommt natürlich, dass wir die Jobsituation der Wienerinnen so verbessern, dass wir sehr offensive arbeitsmarktpolitische Strategien fahren. Die Programme des WAFF sind im Jahr 2006 nicht nur ausgeweitet worden, sondern sie sind natürlich auch in der Qualität verbessert worden. Wir sind mittlerweile weit weg von diesen sehr homogenen Eine-Maßnahme-für-alle-Frauen-Geschichten, sondern wir bieten Maßnahmen an, die durch eine gute Beratung, die wir Ihnen natürlich vorweg anbieten, sehr individuell auf die Frauen abzielen. Wir nehmen im Anpassen der Maßnahmen bei den Frauen natürlich auch Rücksicht auf ihre Qualifikation, auf Ihre Bedürfnisse, die sie selbst haben, und natürlich auch auf ihre Kompetenzen. Ich nenne jetzt nur zwei Programme, “NOVA“ und “FRECH“, die hier sehr gute Arbeit im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit in dieser Stadt leisten.

Die beste Prävention gegen Arbeitslosigkeit ist nach wie vor Qualifikation. Das heißt, wenn wir gerade bei den niedrigstqualifizierten Frauen einen Fokus darauf legen und dort qualifizieren, leisten wir einen hohen Beitrag gegen Frauenarmut und verringern damit natürlich auch die immer größer werdende Gruppe der Working Poor in dieser Stadt. (Beifall bei der SPÖ.)
Noch ein paar Worte zu den allgemeinen Frauenthemen: Es geht darum, dass wir unsere ganzen Positionen und Forderungen natürlich auf eine Grundlagenarbeit in der Frauenpolitik legen. Da gibt es den Situationsbericht der Frauen in dieser Stadt, den Frauenbarometer, 2006 erstmals eine Grundlagenarbeit zur Zwangsheirat, um das nur anzuführen. Es wird genug Informationen, Veranstaltungen und Broschüren wie die Ratgeberin, letztes Jahr erstmals aufgelegt, geben. Es gibt die Veranstaltung Open House und Frauen-Power-Tag, was von den Wienerinnen sehr positiv angenommen wurde. Und es gibt natürlich ein großes Programm zur Frauengesundheit, das vielleicht noch bei anderer Gelegenheit genau erläutet wird.

Zum Gender Mainstreaming möchte ich noch sagen, Gender Mainstreaming ersetzt die Frauenpolitik nicht. Gender Budgeting ist ein Teil von Gender Mainstreaming und es ist ein Instrument im Dienste ein und derselben Zielsetzung, nämlich der Gleichstellung von Frauen und Männern in dieser Stadt, in diesem Land. Gender Main-streaming und Gender Budgeting wurden natürlich sehr erfolgreich auf die MA 57 gelegt. Dort gibt es auch zahl-reiche Maßnahmen, die so beschrieben wurden, dass wir letztendlich beide Geschlechter berücksichtigen.

Damit bin ich bei der Personalpolitik. Wir haben 65 222 Bedienstete, davon 41 000 Frauen und 1 200 Lehrlinge. Ein derart großes Unternehmen wie der Magistrat muss sich ständig weiterentwickeln, um auf neue Herausforderungen reagieren zu können. Loyale, aber auch kritische MitarbeiterInnen sind das wichtigste Kapital des Magistrats. Allen, die in diesem Magistrat arbeiten, jeder und jedem Einzelnen möchten wir an dieser Stelle für den Einsatz und das Engagement ganz herzlich danken! (Beifall bei der SPÖ.)
Wir haben in der Stadt auch einen ganz tollen Erfolg in der Lehrausbildung aufzuweisen. Wir hatten 1 000 Lehrlinge beschäftigt. Auf Grund der angespannten Ar-beitsmarktsituation haben wir um 20 Prozent erhöht, ganz im Gegensatz zum Bund. Wir bilden jetzt 1 200 jun-ge Menschen aus. Besonders erfreulich ist an dieser Stelle zu erwähnen, dass wir erstmals zwei Kfz-Mech-anikerinnen ausbilden. Ich hoffe, es werden noch viele Mädchen in nicht traditionellen Berufen folgen. Jedenfalls werden wir das von unserer Seite her fördern. 

Dann möchte ich im Bereich der Personalpolitik noch unser Wiedereinsteigerinnenpaket anführen. Es ist so, und gerade weil es so ist, dass wenig Männer in Karenz gehen und dass viele Frauen in Teilzeit gehen, haben wir von Seiten der Stadt ein Wiedereinsteigerinnenpaket ent-wickelt. Die steigende Qualifizierung und Erwerbstätigkeit von Frauen gibt uns hier einen Auftrag. Wir haben als Muss für ein zukunftorientiertes Unternehmen dieses Paket geschnürt. Es handelt sich dabei um eine sehr gezielte Personalpolitik, um mit verschiedensten Maßnahmen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern rasche Angebote für den Wiedereinstieg anbieten zu können. Es gibt dazu, Kollegin Vana hat es schon gesagt, einen ge-meinsamen Antrag zum Papamonat, den wir sehr un-terstützen, weil es natürlich auch im Magistrat einen Wandel in der Einstellung der Väter gibt.

Zur Frauenförderung möchte ich sagen, dass wir sehr positiv verzeichnen können, dass sich unsere Frauenförderpolitik mittlerweile auszahlt. Wir haben mittlerweile immer mehr Frauen als Abteilungsleiterinnen. In dem Ressort, für das ich heute spreche, gibt es sogar schon mehr Frauen als Männer in AbteilungsleiterInnenfunktionen.

Zum Abschluss noch ein paar Worte zum Tierschutz: Ganz erfolgreich haben wir die Tierschutzombudsstelle installiert und immerhin mit Ressourcen ausgestattet, wie es sich alle anderen Bundesländer wahrscheinlich nur wünschen würden. Wir haben den ersten Wiener Tierschutzpreis verliehen. Mit dem Preis wollen wir Tierschutzforschung fördern und WissenschaftlerInnen motivieren, praxisnahe Projekte zu entwickeln. Es gibt eine neue Homepage, wo das Suchen und Finden von Tieren in dieser Stadt erleichtert wird. Und wir haben zahlreiche erfolgreiche Veranstaltungen, wie zum Beispiel den Tier-schutztag mit 60 000 BesucherInnen, abgewickelt. 

Tatsache ist, Wien ist die frauenfreundlichste Stadt von Österreich, aber natürlich auch die frauenfreundlichste Stadt Europas. Wir sind ein sehr großer und verantwortungsvoller Arbeitgeber und wir sind auch eine tierfreundliche Metropole, um jetzt abzurunden, zu dem allem ich in diesem Ressort gesprochen habe. Das ist ein Verdienst der Sozialdemokratie! Mit guten Konzepten, mit hoher politischer Verantwortung und vor allem mit großem Engagement legen wir Ihnen dieses Budget für 2006 vor! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn wir über die Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal re-den, muss ich feststellen, über Frauenfragen, Konsu-mentenschutz und Personal können wir sprechen, aber die Integration haben Sie doch schon längst durch die Diversion ersetzt. (GR Godwin Schuster: Diversität!) Sie haben die Integration schon längst zu Grabe getragen. 

Es zeigt sich, dass Sie sich schon längst aus der Integrationspolitik verabschiedet haben, wenn Sie über An-passung, Einbindung von Zuwanderern oder Ähnliches sprechen, dann überhaupt nur mehr als Pflicht des Ös-terreichers und nicht als Pflicht des Migranten. Sie haben sogar der MA 17 den Begriff der Diversion beigefügt und anerkennen damit mehr die Parallelgesellschaft als die Eingliederung in die Gesellschaft. Das ist bezeichnend für die Entwicklung in dieser Stadt, die schon seit geraumer Zeit zu verfolgen ist.

Es etabliert sich langsam aber sicher eine Parallelgesellschaft, gerade unter jenen Staatsangehörigen, deren Bevölkerung moslemischen Glaubens ist. (GRin Anica Matzka-Dojder: Na ja!) Sie sind besonders schwer für ei-ne Integration zu gewinnen, sie betreiben eigene Geschäfte, Vereine, Sportstätten, Lokale. Sie brauchen die deutsche Sprache nicht mehr zu beherrschen und nicht mehr zu erlernen. In dieser Parallelgesellschaft wird ihre Sprache gesprochen, und da gibt es natürlich keinen An-reiz, die deutsche Sprache zu erlernen und auszuüben. 

Gerade in Wiens Schulen wird die gescheiterte Integrationspolitik augenscheinlich: Klassen mit exorbitantem Ausländeranteil, die mehr oder minder sich selbst überlassen werden. Schon 1992 - und ich sage, 1992! - haben über hundert Lehrer in einem offenen Brief an den Präsidenten des Wiener Stadtschulrates ihre Stimme erhoben, indem sie auf gravierende Probleme durch Klassen mit Ausländeranteilen von 50 Prozent und mehr hingewiesen haben. Dort heißt es unter anderem - und ich werde Ihnen einiges aus diesem Brief zitieren -: 44 Hauptschulen in Wien mutieren bereits zu so genannten Ausländerschulen. Die notwendige und geforderte Integration ausländischer Schüler kann nicht mehr stattfinden, es müssen sich vielmehr die wenigen österreichischen Schüler an die Ausländer anpassen. 

Das war 1992! Was damals schon offenkundig war, hat bis heute seine Gültigkeit. Bis heute wurde nichts in dieser Richtung unternommen, und die Situation ist in vielen Bereichen bereits außer Kontrolle. Stattdessen wurde beschwichtigt und das Zahlenmaterial, sofern es überhaupt öffentlich zugänglich war, in seiner Aussagekraft in Zweifel gezogen. Die Ergebnisse zum Beispiel der PISA-Studie betreffend Wien sind bis heute nicht zur Verfügung gestellt worden. 

Angesichts dieser Zustände verwundert es mich, wenn Leute wie Herr Kollege Al-Rawi versuchen, es an-ders darzustellen. In einem Interview in der "Wiener Zei-tung" zum Beispiel wurde von ihm das Problem verharmlost. Er behauptete - ich zitiere jetzt auch wieder -, dass viele Kinder erst im Hauptschulalter nach Österreich kommen.

Herr Al-Rawi, das ist nicht richtig! Tatsache ist - und das können Sie in der "Presse" vom 14.6.2005 in einem Gespräch mit dem Pressesprecher des Stadtschulrates, Meißner, nachlesen -, dass im Schuljahr 2004/2005 fast ein Viertel der Erstklassler als außerordentlich eingestuft wurde. Das bedeutet, die Deutschkenntnisse der Kinder sind derart mangelhaft, dass sie dem Unterricht nicht folgen können. In manchen Bezirken Wiens - so ist weiter zu lesen - haben sogar 50 Prozent der Schüler einer Klasse außerordentlich schlechte Sprachkenntnisse. Das sind nicht irgendwelche Daten, Herr Al-Rawi, das sind die Daten aus dem Wiener Stadtschulrat. Statt sich dieses Problems anzunehmen, wird es einfach nur geleugnet.

Die Folgen eines solchen Prozesses sind dann aber auch in der Arbeitsmarktstatistik ersichtlich. So machte zum Beispiel das Fessel-Institut dazu eine Umfrage unter 500 Unternehmen. Ich werde Ihnen wieder das Ergebnis zitieren: Zwei Drittel der Firmen sind mit der Qualifikation der Jobsuchenden unzufrieden, dann erst kommen mangelnde Flexibilität, mangelnde Erfahrung und fehlende Sozialkompetenz für die Aufnahme eines Arbeitnehmers als Hinderungsgründe in Betracht. Das ist gerade auch die Folge dieser Schulpolitik, meine Damen und Herren! Rücksicht ist ganz nett, aber von einer Bildungsanstalt kann man in diesem Zusammenhang sicher nicht mehr sprechen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn ich mir die Aussagen des amtsführenden Stadtschulratspräsidenten und des Herrn Bürgermeisters vor Augen führe, dann bestätigt das spätestens jetzt, dass sie sich von der tatsächlichen Integration bereits verabschiedet haben. Sie versuchen mittlerweile alles, damit sich die Zuwanderer, aus welchem Grund auch immer, nicht anpassen müssen. Nicht der Ausländer soll Deutsch lernen, um dem Unterricht zu folgen. Nein, es soll Aufgabe der Lehrer werden! Schon jetzt ist die Schulsituation geprägt von Sprachproblemen und Analphabetismus. 

Herr Kollege Al-Rawi hat schon im Zuge des Gemeinderatswahlkampfes 2005 in einer Diskussion mit Herrn GR Stefan verlangt, dass sich die Österreicher den Zuwanderern, also den Moslems anpassen sollen. (Widerspruch bei der SPÖ.) Ich glaube, das geht entschieden ein bisschen zu weit. (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) Und jetzt, meine Damen und Herren, kommen der Herr Bürgermeister und Frau Stadtschulratspräsidentin Brandsteidl und fordern offen, die Lehrer sollen verpflichtend Türkisch und Serbokroatisch in den pädagogischen Anstalten lernen. (GRin Nurten Yilmaz: Anstalten?) Nicht freiwillig - wie es zum Beispiel aus Vorarlberg zu vernehmen war, nach einer gewissen politischen Vollbremsung -, sondern verpflichtend! Dass Sie von der SPÖ, meine Damen und Herren, weit fehlen, war mir von vornherein klar, aber jetzt, muss ich sagen, überschreiten Sie den Rubikon! (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Sanfte Anpassung!) 

Sogar der Herr Rauscher schreibt im "Standard": Die Lösung ist Anpassung oder Assimilation. Und er schreibt weiter: Die Lehre aus der französischen Intifada muss sein, dass man die Entstehung solcher Parallelgesellschaften nicht zulassen darf. - Darum frage ich Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratischen Partei: Ist an Ihnen die europäische Entwicklung total vorbeigegangen? (GR Godwin Schuster: Nein!) Ich habe mir die vermehrte Aufmerksamkeit, von der der Herr Bürgermeister nach der Wahl am 23. Oktober 2005 gesprochen hat, eigentlich anders vorgestellt, wissen Sie, aber offenbar ist die SPÖ nicht lernfähig. 

Meine Damen und Herren, uns soll es recht sein! Wir werden diese verfehlte Politik mit unserem Obmann Heinz-Christian Strache weiter thematisieren. (GR Christian Oxonitsch: Gibt es den noch?) Glauben Sie mir, die Menschen werden uns sicher auch dabei unterstützen! - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Dipl Ing Al-Rawi gemeldet. Redezeit: Drei Minuten. - Bitte.

GR Dipl Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Erstens: Herr Lasar hat behauptet, dass ich in einer Diskussion mit Herrn GR Stefan behauptet habe, dass sich die Österreicherinnen und Österreicher an die Ausländer, an die Migranten, an die Moslems anpassen sollen. Das entspricht so nicht der Wahrheit.

Zweitens: Wenn Sie von den Hauptschülerinnen und -schülern sprechen, dann sehen Sie doch dem Problem ins Auge, dass durch Ihre Politik... (GR David Lasar: Wir sind dafür verantwortlich? Für die Integration, bitte?) Wieso? Sie haben ja behauptet, dass ich jetzt gesagt ha-be, dass sie gekommen sind, und dass das nicht stimmt, dass durch die Familienzusammenführung, durch die Senkung der Quote viele Migrantenkinder einfach viel später nach Österreich kommen, anstatt dass man die-sen Familienzuzug außerhalb der Quoten stellt und diese Kinder vorher nach Österreich einreisen lassen würde. Dann würden sie nicht später in die Schule kommen, und dann würden die Deutschkenntnisse einfach besser sein.

Es stimmt auch nicht, dass wir den Problemen nicht ins Auge schauen und dass wir kein Verständnis für die Sorgen der Österreicherinnen und Österreicher haben. Das entspricht... (GR David Lasar: Wenn wir Türkisch und Serbokroatisch lernen sollen, bitte, was ist das für eine Integration? Die Schule...!) Bitte, multilinguistische Schulung ist keine Schande! Glauben Sie mir, im Zuge der EU-Erweiterung ist es nur eine Standortbestimmung für Wien, wenn die Österreicherinnen und Österreicher auch Fremdsprachen haben können. Das ist wirklich eine Bereicherung. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. - GR David Lasar: Das hat mit Fremdsprachen, bitte, nichts zu tun!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Mag Korun. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kinder!

Ganz besonders herzlich möchte ich heute von hier aus die Schüler und Schülerinnen begrüßen, die zu uns gekommen sind, die uns besuchen. Es freut uns sehr, dass ihr da seid. Wir wissen, ihr seid alle Wiener Kinder, im Gegensatz zu manchen hier in diesem Saal, die ständig versuchen, Zwietracht zu säen zwischen Menschen, die hier geboren sind, und Menschen, die eingewandert sind, oder Menschen, die von Eltern abstammen, die eingewandert sind. Für uns sind alle Kinder, die in Wien leben, Wiener Kinder! (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.) Wir lehnen es ab, zwischen diesen Kindern zu unterscheiden, zu hierarchisieren, die einen für so genannte echte Wiener zu halten und die anderen für so genannte nicht echte Wiener. 

Herrn Abg Lasar möchte ich auch zu beruhigen versuchen: Als eine Wiener Moslemin habe ich nicht vor und arbeite ich nicht dafür, dass irgendwer sich an mich anpasst. Weder sollen sich die Christen an die Moslems anpassen noch die Moslems an die Christen. (GR Mag Wolfgang Jung: Das Ergebnis haben wir gesehen in Paris!) 

Nur jemand, der von Fairness, von einem produktiven und konstruktiven Miteinander nichts versteht, nur Menschen, die nicht wissen, dass Integration und Miteinander nur funktionieren können, wenn wir einander auf gleicher Augenhöhe begegnen, wenn wir einander als gleichberechtigte Mitglieder dieser Gesellschaft, dieser Stadt begegnen, nur so jemand oder solche Menschen haben die große Befürchtung, dass eine Minderheit von ihnen verlangen könnte, sie mögen sich, bitte, an die Minderheit anpassen. Das habe ich nicht vor, das haben wir nicht vor, und das haben die aller-, allermeisten Migranten und Moslems in Wien auch nicht vor. Das sei hier einmal ausgesprochen und unterstrichen! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Mag Wolfgang Jung: Sind Sie der legitimierte Sprecher für sie?)
Damit sind wir auch schon beim Thema Integration, und ich möchte hier etwas ganz, ganz Wichtiges zum Thema Integration sagen. Integration und Diversität brauchen gleiche Rechte! Ohne gleiche Rechte, ohne, wie gesagt, die Begegnung auf gleicher Augenhöhe als gleichberechtigte Menschen in dieser Stadt wird Integration höchstwahrscheinlich nicht funktionieren. 

Damit sind wir auch beim Hauptpunkt. Vieles von dem, was so genannte Integrationspolitik betrifft, ist Bun-desmaterie, ist Bundesgesetz. Da haben wir, weiß Gott oder weiß Göttin, große Probleme mit dieser Bundes-regierung, die Integration zwar ständig im Munde führt - sie sagt, sie möchte Integration vorantreiben -, die aber eigentlich genau das Gegenteil tut, zum Beispiel mit einem massiv verschärften Staatsbürgerschaftsgesetz, das nach dem Willen der Bundesregierung mit 1.1.2006 in Kraft treten würde, was wir hoffentlich im Bundesrat um zumindest ein paar Monate verzögern können. 

Es gibt aber auch etliches, was die Stadt Wien, was die Kommune machen kann. Hier möchte ich betonen, dass wir es sehr erfreulich finden, dass das Budget der MA 17 von 2005 auf 2006 zwar geringfügig, aber doch erhöht werden soll. Es ist auch gut so, weil die MA 17, die Magistratsabteilung für Diversitäts- und Integrationsangelegenheiten, sehr viel zu tun hat. Sie hat alle Hände voll zu tun, und ihre Arbeit wird auch sehr gebraucht. 

Was uns allerdings fehlt in diesem Budget wie auch in der bisherigen so genannten Integrations- und Diversitätspolitik der Stadt Wien, das ist der große Wurf. Es ist uns nicht klar, in welche Richtung genau die Stadt Wien mit ihrer Diversitätspolitik gehen will, welche Projekte sie konkret und sozusagen als großen Wurf für die Diversität in dieser Stadt verwirklichen wird, weil wir von konkreten Vorhaben der Diversitätspolitik der Stadt Wien bisher sehr, sehr wenig gehört haben. 

Das ist kein Vorwurf, der an die Adresse der MA 17 geht, sondern das ist eine Kritik und eine Forderung an die Wiener Stadtregierung, an die Wiener Landesregierung, etwas Konkretes aus der Arbeit der MA 17 zu machen. Denn die MA 17 kann die besten Projekte ausarbeiten: Wenn der politische Wille für die Umsetzung die-ser konkreten Projekte nicht vorhanden ist, wenn sie verschleppt werden oder wenn sie nicht vorangetrieben werden, kann auch die beste Diversitätsarbeit einer Magistratsabteilung nicht sehr viel helfen. 

In diesem Bereich fordern wir also konkrete Vorhaben, wie zum Beispiel Diversität im gesamten Magistrat forciert werden könnte, wie Diversitätspolitik umgesetzt werden soll, wie die Sichtbarkeit von Menschen mit Mi-grationshintergrund, von mehrsprachigen Menschen im Magistrat besser als bisher bewerkstelligt werden kann. Uns fehlen konkrete Zielvorgaben: Was will man bis wann erreicht haben? Wie zum Beispiel ein konkretes Ziel: So und so viel Prozent der Angestellten, der Beamten und Beamtinnen, der Vertragsbediensteten dieser Stadt sollen mehrsprachig sein und/oder Migrationshintergrund haben, und dieses Ziel wollen wir innerhalb der nächsten fünf, zehn, fünfzehn Jahre erreichen. 

Solche konkreten Maßnahmen kennen wir noch nicht. Wir finden, es ist höchste Zeit, dass diese Maßnahmen konkret formuliert werden, dass sie öffentlich präsentiert werden, dass die Stadt Wien sich zu einer echten Diversitätspolitik bekennt und nicht nur Diversität im Munde führt. 

Diversität ist keine Einbahnstraße. Sie erfordert Bereitschaft von beiden Seiten, sowohl von der Aufnahmegesellschaft als auch von den Menschen, die Aufnahme in dieser Mehrheitsgesellschaft finden sollen. Sie erfordert also Bereitschaft von beiden Seiten, sich aufeinander einzulassen, statt billiger Polemik nach Anpassung und Assimilation, Anpassung an irgendwelche nebulosen und vermeintlich einheitlichen Sitten und Gebräuche oder Kultur oder eine bestimmte Religion.

Den Bereich Schule und Integration möchte ich kurz streifen, er ist gestern auch im Detail zu Wort gekommen. Wir sind der Meinung, dass eine Politik der gleichen Chancen und gleichen Rechte, die nicht auf dem Papier bleiben, von allen Wiener Kindern gelingen kann, wenn Mehrsprachigkeit nicht nur geduldet, sondern auch gefördert wird und wenn bei Kindern, die es nötig haben, weil sie noch keine guten Deutschkenntnisse haben, Förderunterricht in Form von Förderstunden und auch konkretem Lehrpersonal, das dafür zur Verfügung steht, vorhanden ist. Sollte das nicht der Fall sein - und wir wissen hier alle, dass seit einigen Jahren in Wien 1 400 Lehrer und Lehrerinnen fehlen -, dann ist das bloße Bekenntnis zur Integration von muttersprachlich nichtdeutschsprachigen Kindern nur ein Feigenblatt und nur ein Lippenbekenntnis. 

Das kann es nicht sein in einer Stadt wie Wien, in der es aufgrund der verfehlten Wohnbaupolitik der letzten Jahrzehnte eine sehr starke Konzentration auf bestimmte Grätzel, auf bestimmte Bezirke gibt. Die viel gerühmten oder nicht gerühmten Klassen mit einer MigrantInnenanzahl von über 50, 60 oder 70 Prozent sind auch ein Ergebnis der Wohnpolitik in Wien, Migranten und Migrantinnen aus dem geförderten Wohnbau sehr lange auszusperren, weshalb sie auf den privaten Wohnungsmarkt angewiesen waren und aufgrund des niedrigen Familieneinkommens von vielen Migrantenfamilien gezwungen waren, Substandardwohnungen in bestimmten Bereichen in den so genannten Gründerzeitvierteln zu nehmen. 

Für eine echte Integration in der Schule, für die Förderung der Mehrsprachigkeit, für den Ausgleich der Sprachdefizite mancher Kinder mit Migrationshintergrund brauchen wir also massive Bestrebungen, die auch Geld kosten. Denn Integration fällt nicht vom Himmel, Integration kostet etwas. Das sollte uns aber auch wichtig sein, und das sollte uns die Integration auch wert sein.

Was den Bereich Gesundheit und Integration betrifft, sehen wir zum Beispiel in dem derzeitigen Zustand, dass Sprach- und KulturvermittlerInnen in Wiener Spitälern nicht sehr zahlreich vertreten sind - um es etwas euphemistisch auszudrücken -, einen Mangelzustand, der schleunigst behoben werden sollte. Wir haben im letzten Integrationsausschuss den Akt beraten und beschlossen. Derzeit gibt es in Wien sage und schreibe ganze fünf türkischsprachige muttersprachliche Beraterinnen - mit kleinem i - in Wiener Spitälern, und die haben mehrere Jahre auf eine Gehaltserhöhung warten müssen. Im letz-ten Integrationsausschuss haben wir diese Gehaltser-höhung beschließen können. 

Wir sind der Meinung, dass bei einem AusländerInnenanteil von fast 20 Prozent in Wien ganze fünf muttersprachliche Berater und Beraterinnen in Wiener Spitälern sehr wenig sind, und stellen daher den Antrag auf Aufstockung der muttersprachlichen Sprach- und KulturvermittlerInnen, der so genannten Community Interpreter, in Wiener Spitälern. Wir beantragen gleichzeitig die Zuweisung des Antrags an den zuständigen Ausschuss. 

Zum Bereich Integration gäbe es natürlich sehr, sehr viel zu sagen: Wohnen und Integration, Schule und Integration habe ich erwähnt; Gesundheit und Integration; last but not least die interkulturelle Altenpflege, eine Fra-ge, die in den kommenden Jahren massiv auf uns zu-kommen wird, weil wir aufgrund der Datenlage wissen, dass die erste Migranten-/Migrantinnengeneration langsam in Pension geht. Die Hoffnungen mancher, dass die erste Generation, wenn sie dann in Pension ist, hier nicht bleiben würde, sondern ins Herkunftsland zurückkehren würde, werden sich nach einer letzte Woche präsentierten Studie der Asylkoordination nicht als richtig erweisen. Da haben nämlich viele der interviewten Personen gesagt, dass sie - nicht zuletzt aufgrund der Tatsache, dass ihre Kinder und Kindeskinder in Wien leben - daran denken, auch im Alter in Wien zu bleiben.

Das heißt, es kommen neue Herausforderungen auf die Stadt Wien zu, was interkulturelle Altenpflege, was mehrsprachige Altenpflege betrifft. Da haben wir sehr, sehr viel aufzuholen. Wenn man die Tatsache bedenkt, dass bis zum heutigen Tag nichtösterreichische Staatsbürger, die ein Leben in Wien verbracht haben und hier in Pension gehen, keine Aufnahme in den Pensionistenwohnhäusern der Stadt Wien finden, dann ist das eigentlich ein Alarmzeichen. 

Die vorhin erwähnte EU-Studie betreffend lang ansässige Nicht-EU-AusländerInnen sieht auch in diesem Bereich eine Gleichbehandlung mit den österreichischen Staatsbürgern und Staatsbürgerinnen vor. Wenigstens das sollte die Wiener Stadtregierung, die Wiener Landesregierung zum Anlass nehmen, die Rechtslage, die bis jetzt zu einem Ausschluss von hier lebenden und hier jahrelang Steuer gezahlt habenden Menschen führt, zu korrigieren.

Daher stellen wir einen Antrag betreffend Öffnung der Pensionistenwohnhäuser gemäß der EU-Richtlinie für lang ansässige Nicht-EU-AusländerInnen bis zur Frist, nämlich bis zum 31.1.2006, und beantragen gleichzeitig die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss, damit eine inhaltliche Debatte zu diesem Thema überhaupt erst stattfinden kann. 

Abschließen möchte ich mit einem Punkt, der mir als Frau und Migrantin ein großes Anliegen ist, nämlich der psychologischen und/oder psychosozialen Betreuung von Migranten und vor allem von Migrantinnen. Wir wissen, dass die Migration fast immer eine schwer zu bewältigende Situation ist. Umso schwieriger ist sie zu bewältigen, wenn die Aufnahmegesellschaft durch restriktive Gesetze und durch andere unerfreuliche Begegnungen, sage ich jetzt einmal, mit den Einwanderern diese Einwanderungssituation noch zusätzlich erschwert. 

Wenn man als MigrantIn tagtäglich mitbekommt, dass man in dieser Gesellschaft, in diesem Land eigentlich nicht so richtig willkommen ist - das wird einem auch immer wieder signalisiert, zum Beispiel durch Stellungnahmen von Kollegen, wie sie vorher gefallen sind: Sie soll ja überhaupt froh sein, dass sie hier sein darf -, das sind alles Dinge, die einem signalisieren, dass man hier eigentlich keine Aufnahme findet. Das führt natürlich zu massiven psychologischen Belastungen und Problemen.

Wenn wir uns in Wien die Situation anschauen: Wo finden MigrantInnen mit solchen Problemen psychosoziale Betreuung, psychologische Beratung und Begleitung?, dann sind das sehr, sehr wenige NGOs, die diese Betreuung selber aufgebaut haben und teilweise eine Unterstützung von der Stadt Wien erhalten. Aber der Bedarf ist viel, viel größer als das Angebot, als das, was derzeit angeboten werden kann. Deshalb hoffe ich, dass wir bald mehr Förderung in diesem Bereich, für die Bewältigung von psychologischen Problemen von Migranten und Migrantinnen, haben werden, und ich hoffe, dass zum Beispiel die zuständige MA 17 gemeinsam mit der zuständigen Stadträtin solche Förderprojekte entwickeln wird. - Danke! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Lasar gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte hier eine Berichtigung von Herrn GR Al-Rawi machen. Was er gesagt hat, ist nicht richtig, sondern richtig ist vielmehr Folgendes: 

Ich habe es jetzt von APA Online bekommen, es heißt: Im Restaurant "Kent", sagt Herr GR Al-Rawi, am Brunnenmarkt sind sicher 50 Prozent der Gäste keine gebürtigen Österreicher. Was das türkische Fernsehen angeht, das schauen die Leute deshalb, weil sie sich vom ORF nicht angesprochen fühlen. Warum gibt es etwa keinen türkischstämmigen Moderator in der ZiB? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Gute Frage! - GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Ja! Was ist da so schlimm? - Weitere Zwischenrufe.) Die werden Sie mir vielleicht beantworten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wo ist die Berichtigung?) 

Was heißt das also? - Damit verlangen Sie nichts anderes, als dass wir uns Ihnen anpassen sollten. (GR Godwin Schuster: Jetzt interpretieren aber Sie! - GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Das ist eine Interpretation!) Das wollte ich noch als Berichtigung geben. - Danke. (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Frau Mag Ekici. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich werde jetzt meinen Vorredner nicht kommentieren. Das ist die Meinung der FPÖ, allesamt kennen die Meinung der FPÖ, und was soll ich noch dazu sagen? Ich bin gebürtige Türkin, ich fühle mich sehr wohl in Österreich, in Wien, und ich würde mich auch freuen, wenn es, da es türkischstämmige Gemeinderätinnen gibt, auch eine türkischstämmige Moderatorin gibt. Warum nicht? Was stört Sie daran? Wenn sie hübsch ist und gut reden kann, wird es sicher auch Sie sehr freuen. (Beifall bei der ÖVP, den GRÜNEN und von GR Dipl Ing Omar Al-Rawi. - Zwischenruf von GR Kurth-Bodo Blind.)
Das Thema Integration wird eines der zentralen Themen in dieser Regierungsperiode werden, sagte der Herr Bürgermeister in seiner Regierungsantrittsrede, meine sehr verehrten Damen und Herren. Wenn ich mir aber den Budgetentwurf für 2006 anschaue, ist es schwer, dem Herrn Bürgermeister dies zu glauben. 3,8 Millionen EUR sind 2006 für die MA 17 veranschlagt worden, das sind um 50 Prozent weniger, als es zu Zeiten des Wiener Integrationsfonds waren. (GR Godwin Schuster: Nein, nein!) Dieser wurde, fast über Nacht, vor zwei Jahren geschlossen und an dessen Stelle die MA 17 für Integrations- und Diversitätsangelegenheiten geschaffen. 

Bei der bekannt schlanken Wiener Bürokratie fällt das nicht ins Gewicht, aber damit sind auch die Rückschritte für die Integrationspolitik vorprogrammiert worden. Es ist dies ein Rückschritt, weil seither für die Integrationsarbeit viel weniger Geld zur Verfügung steht, und ein Rückschritt, weil eine der informationsreichsten Internetseiten im Integrationsbereich – sprich, vom ehemaligen Wiener Integrationsfonds, gefüllt mit vielen wissenschaftlichen Informationen - abgeschafft wurde, mit der Begründung, dass auch Menschen, die nicht in Wien leben, auf die Homepage zugreifen können. 

Ich zitiere an dieser Stelle einen nunmehrigen MA 17-Mitarbeiter: „Es ist eine gute Idee, dass Informationen zum Thema Integration nicht mehr für alle Menschen auf der Homepage zugänglich sind.“ – Zitat Ende. Jede andere Institution würde sich, auf gut Wienerisch, einen Haxen ausreißen, weil die Nachfrage nach ihrer Homepage so groß ist. Aber Wien ist bekanntlich anders. (Beifall bei der ÖVP.) 
Es ist dies auch ein Rückschritt, weil die Bibliothek des Integrationsfonds aufgelassen wurde und nun erst in die Bestände der Wiener Stadt- und Landesbibliothek integriert werden muss; ein Rückschritt, weil die bewährten niederschwelligen Beratungsarbeiten des Wiener Integrationsfonds abgeschafft wurden.

Dass der Fonds nicht parteifremd war, ist bekannt. Aber da der WIF manchmal Kritik an der Stadt Wien übte, musste er seine bewährte Arbeit niederlegen, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Anscheinend glauben Sie, Frau Stadträtin und Herr Bürgermeister, dass Integration nur aus Sonntagsreden und Lippenbekenntnissen besteht. Wir brauchen eine zielgerichtete, flächendeckende Integrationsarbeit. Wir brauchen ein Gesamtkonzept, das sich vom Kindergarten bis in den Erwachsenenbereich zieht. Vor allem müs-sen die gesetzten Ziele immer wieder mit den Ergeb-nissen abgeglichen werden, mit einem neudeutschen Wort: Evaluiert werden. (GR Godwin Schuster: Genau!)
Mit Bedauern muss ich aber feststellen, dass in Wien Integrationspolitik nur das ist, was dem Herrn Bürgermeister und der sozialistischen Partei genehm ist. (Beifall bei der ÖVP.) Sinnvolle und wirkungsvolle Integrationsarbeit wird durch marktpolitische Ambitionen und Wahltaktik der SPÖ verhindert.

An dieser Stelle möchte ich den Verein “Echo“ nennen. Ich bin mir sicher, dass dies des Öfteren im Gemeinderat behandelt wurde, aber es ist mir ein Anliegen, dazu Stellung zu nehmen. Diesem seit zehn Jahren in der Betreuung von jugendlichen Migranten aktiven Verein wurde die Subvention gestrichen, mit der Begründung: Die Stadt will ihre Jugendsozialarbeit neu strukturieren, heute gäbe es keinen Bedarf an einer derartigen Einrichtung mehr, und die Mitarbeiter sollen künftig als Magistratsmitarbeiter weiterarbeiten. Drei Mitarbeiter hätten in den Verein “ICE“ integriert werden sollen. Am Rande bemerkt: Zwei der drei “ICE“-Vorstände sind SP-Gemeinderäte. (GR Dr Matthias Tschirf: Aha!) Und über Subventionsprobleme des Vereins ist nichts bekannt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Für viele ist es unverständlich, warum ein bestehender, gut funktionierender Verein kaputt gemacht werden muss. Ich glaube, der wahre Grund der Subventionsstreichung ist, dass der Verein zu unbequem gewesen ist und sich von der Stadt nicht hat instrumentalisieren lassen. Außerdem glaube ich, dass nur jene Vereine subventioniert werden, die entweder der SPÖ nahe stehen oder deren Förderung sich in Wählerstimmen ummünzen lässt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die französischen Vorfälle haben verdeutlicht, dass die Arbeit mit Jungmigranten unerlässlich und sehr wichtig ist. Frankreich ist damit zu einem Symbol für eine verfehlte Integrationspolitik geworden. Dort wurden die Unterstützungsmaßnahmen, die erforderlich gewesen wären, nicht durchgeführt. 

Auch in Wien wurde die Gruppe der Migrantenkinder bis jetzt stark vernachlässigt. Hinsichtlich der zweiten und dritten Generation sind vor allem Integrationsmaßnahmen im vorschulischen, im schulischen und im beruflichen Bereich zu setzen. Denn auffallend oft werden Migrantenkinder in die Sonderschulen abgeschoben. An-ders ist es nicht zu erklären, warum fast die Hälfte der Migrantenkinder in den sonderpädagogischen Lehranstalten sitzen oder dorthin abgeschoben werden. Was diese frühe Selektion für die Zukunft der Kinder bedeutet: Schulabschlüsse, die nichts wert sind, die gerade einmal für Hilfsarbeitertätigkeiten taugen!

Ich nenne diese Generation die "Bildergeneration". Die langjährige Forderung der ÖVP-Wien, das letzte Kindergartenjahr gratis anzubieten, ist meiner Meinung nach ein sehr wichtiger und unumgänglicher Schritt, um die "Bildergeneration" zu verhindern. (Beifall bei der ÖVP.) Es heißt von einer SP-Mandatarin, dass das Gratis-Kindergartenjahr eine wichtige Maßnahme wäre, aber als ÖVP-Forderung abgelehnt werden wird.

Eine weitere wichtige Forderung der ÖVP-Wien, die Frühförderung der Kinder, wurde auf unser Bestreben hin von der Bundesregierung verwirklicht. Wie so oft, will sich aber die SPÖ mit fremden Federn schmücken. Anders ist es nicht zu erklären, warum Sie es in Ihrer eigenen Stadtzeitung sozusagen als Ihre Errungenschaft ver-kaufen. Sie sprechen von Integration, wir sprechen auch von Qualität der Integration. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein anderes zentrales Thema, das gestern und auch heute schon viel diskutiert worden ist, ist das Thema der Gemeindebauten. Seit Jahren wehren Sie, Herr Bürgermeister, und Ihre Fraktion sich aus wahltaktischen Gründen gegen eine Öffnung der Gemeindebauten auch für Nicht-Österreicher, obwohl die Migranten aufgrund ihrer sozialen Position innerhalb der Gesellschaft zu jener Zielgruppe gehören würden, für die diese Wohnungen gedacht wären. Die Versorgungslage von Migranten mit Wohnraum stellt jedenfalls ein sozialpolitisches Problem dar, welches langfristig ein gesellschaftspolitisches Konfliktpotential in sich birgt. Integration im Wohnbereich ist nötig, um einer Reihe von Folgeproblemen entgegenzuwirken. 

Rund 250 000 Gemeindewohnungen besitzt die Stadt Wien. Hier verfügt die Stadt Wien über die größten Handlungspotentiale im Bezug auf Konfliktprävention. Aber sie ist ja nicht gewillt, freiwillig Schritte zu tun. Mehrfach wurden Anträge meiner Fraktion bisher abgelehnt. Dass Sie erst auf Druck der EU diesen Schritt tun müssen, zeigt, wie sehr Sie gerade in der Integrationspolitik modernen Standards hinterherhinken. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber ich weiß, dass auch innerhalb Ihrer Fraktion die Meinungen geteilt sind. Ein SPÖ-Bezirksrat nahm in der Presse dazu Stellung und sprach sich für die Öffnung der Gemeindewohnungen aus. Ein anderer Funktionär von Ihnen, Herr Swoboda, sprach sich dagegen aus. Es wäre natürlich zu wünschen, dass die EU-Regelung, die meine Kollegin Alev Korun heute schon angesprochen hat, am 23.1.2006 umgesetzt wird.

Ich darf vielleicht an dieser Stelle ein paar Fallbeispiele in Bezug auf die Vergabe von Gemeindewohnungen an eingebürgerte Migranten und Migrantinnen nennen. Der Fall Oran F ist ein sehr dramatischer Fall. Herr Oran F hat sich vor zirka zweieinhalb Jahren an uns gewandt und wollte, dass wir intervenieren. Er hatte um eine Gemeindewohnung angesucht und wartete schon seit zwei Jahren auf eine Wohnung, und er sagte: Ich wohne mit drei Kindern in einer sehr kleinen Wohnung, es gibt immer wieder Probleme durch die beengten Wohnverhältnisse. Wir haben interveniert, aber bis heute haben wir nichts erreicht, bis Herr Oran F mich angerufen hat und gesagt hat, dass es Gewalt in der Wohnung gab. Das Problem war eskaliert, Vater und Sohn hatten sich angegriffen, die Polizei war gekommen. Im polizeilichen Protokoll ist heute nachzulesen: Aufgrund beengter Wohnungsverhältnisse kam es zu diesem dramatischen Fall. 

Ein anderer Fall ist der von einem Herrn, der auch Oran heißt. Er hat ein behindertes Kind. Auch er hat sich an uns gewandt. Er hatte um eine Gemeindewohnung angesucht und hat auch eine in Wien 14 zugewiesen bekommen. Er selber wohnt in Wien 16. Da das Kind behindert ist und ärztliche Betreuung braucht, wäre es wichtig, dass Herr Oran und sein Kind in Wien 16 wohnen könnten. Aber dem wurde nicht stattgegeben. Stattdessen wurde ihm eine Wohnung mit 80 Stufen und ohne Aufzug zugewiesen. - Mit solchen Fällen beschäftige ich mich tagtäglich, meine Damen und Herren!

Auch ich werde heute zum Thema Gesundheitsbereich einen Antrag einbringen. Auch ich bin der Meinung, dass im Gesundheitsbereich zu wenige muttersprachliche Berater vorhanden sind und die vorhandenen muttersprachlichen Berater oft besser in Bezug auf die Sprache qualifiziert werden müssen. Denn der Gesundheitsbereich ist ein sehr sensibler Bereich.

Da darf ich vielleicht noch ein Fallbeispiel von zwei schwangeren Frauen nennen, die aus der Türkei stammen; Sie haben es sicher letzten Monat in den Zeitungen lesen können. Da sind zwei Frauen, eine ist im sechsten Monat schwanger, die im andere im neunten, eine geht in ein Krankenhaus, um das Baby zu entbinden, die andere zur Untersuchung. Da sich die Frauen aber nicht verständlich machen können, wird die Frau, die eigentlich nur zur Untersuchung im Krankenhaus anwesend ist, entbunden. Ein sehr dramatischer Fall, aber Gott sei Dank sind alle wohlauf!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wien wird der Rolle, die ich dieser Stadt gönnen würde, nicht gerecht, und daran sind Sie, Herr Bürgermeister, und Ihr Team schuld. Wenn Ihre Stadträtin laut eigener Aussagen noch 20 bis 30 Jahre benötigt, damit ihre Integrationsmaßnahmen greifen, sollte ihr nicht vorhandenes Integrationskonzept schnellstens erstellt werden. Stimmenmaximierung und Machtausbau sind Ihre Ziele, und nicht die nachhaltige Integration von Migranten. Dies wurde im letzten Wahlkampf wieder verdeutlicht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir können diesem Budget nicht zustimmen, weil der Budgetvoranschlag 2006 im Integrationsbereich untransparent, verschleiert und nicht aussagekräftig ist. 

Im Übrigen meine ich: Wien hungert den Bund aus. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Nurten Yilmaz. Ich erteile es ihr.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin!

Zuerst vielleicht eine Klarstellung: Zuwanderung ist nichts Neues in Wien. Migranten haben Wien immer schon gestaltet und verändert, und das tun sie auch heu-te noch. Vor allem ist das ja auch ein Zeichen dafür, dass sich jetzt hintereinander drei Gemeinderätinnen hier im Hohen Haus zu Wort melden, die woanders als in Wien auf die Welt gekommen sind, aber jetzt alle gemeinsam für Wien, für die Wienerinnen und Wiener arbeiten, gemeinsam arbeiten. 

Grundsätzlich sind MigrantInnen arbeitsfreudige Menschen, die ihre Heimat verlassen haben, um in Österreich etwas zu schaffen. Diese Dynamik hat Wiens Wirtschaft viel Positives gebracht. Darüber hinaus bringen MigrantInnen Vielfalt in das Leben und das Stadtbild, der enge Horizont wird dadurch bereichert. Viele Wienerinnen und Wiener schätzen diese Bereicherung als wertvoll für Lebensgefühl, Kultur und Flair. Und das aus gutem Grund: Der Vergleich mit anderen Millionenstädten stellt Wien ein ausgezeichnetes Zeugnis aus. In Wien sind Ghettos genauso unbekannt wie Slums. Das kulturelle Gefüge der Stadt wird von einem dichten Netzwerk an Organisationen mitgetragen. Das soziale System ist ausgebaut und funktioniert.

Warum ist das so? - Weil Wien eine bewährte Politik der Anreize und der Freiwilligkeit verfolgt. Das unterscheidet uns von der Politik der ÖVP, der FPÖ und des BZÖ, zum Beispiel bei den Sprachkursen: Meine Damen und Herren, unsere Sprachkurse werden jährlich von rund 3 000 Personen in Anspruch genommen, und heuer haben wir es sogar verdoppelt. Das bedeutet, 6 000 Menschen werden heuer von unserer Sprachoffensive Gebrauch machen. Zum Vergleich die Zahlen des Bundes: Österreichweit haben im Jahr 2004 2 586 Zuwan-derInnen an Zwangs-Deutschkursen laut Integrationsvertrag teilgenommen. Auch die jetzigen Neuerungen bilden bei den Deutschkursen eine Mogelpackung, weil einfach nicht ausreichend Deutschkurse vom Bund angeboten werden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wie wichtig uns eine erfolgreiche Zuwanderungspolitik ist, beweist allein die Tatsache, dass wir eine Stadträtin haben, die dafür zuständig ist. Das beweist auch die Gründung der MA 17, der Magistratsabteilung für Integrations- und Di-versitätsangelegenheiten. Damit ist erstmals eine eigene Magistratsabteilung geschaffen worden, die sich der Durchdringung des Integrationsgedankens in allen Be-reichen der Stadtverwaltung widmet. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Diversitätspolitik ist nicht gleich Integrationspolitik. Denn für Integration sind grundsätzlich alle, sie meinen damit aber ganz verschiedene Dinge. Für viele heißt Integration Anpassung und Assimilation, für andere heißt es ein bloßes Nebeneinander, für Dritte wiederum heißt es Bereicherung durch Vielfalt. Diversität bedeutet Vielfalt; Diversitätspolitik, Di-versitätsmanagement ist also ein Ansatz, der von den vielen Verschiedenheiten ausgeht, ohne die Einheit aus den Augen zu verlieren. Er sieht Vielfalt als Bereicherung und als Chance, aber er verkennt nicht, dass diese Vielfalt auch Risken in sich trägt und daher Management erfordert, um den Nutzen zu maximieren und die Risken zu minimieren. 

Im Diversitätsgedanken geht es letztlich um ein verändertes Selbstverständnis der Stadt selbst. Die Frage heißt: Was ist Wien? Wer ist ein echter Wiener? Wer ist eine echte Wienerin? Bleiben MigrantInnen AusländerInnen, auch wenn sie Jahrzehnte in Wien leben und die Staatsbürgerschaft angenommen haben? Kann es eine echte Österreicherin mit schwarzer Hautfarbe geben? - Das sind die Themen, um die es im Kern der Diversitätspolitik geht. 

In den klassischen Einwanderungsländern USA und Kanada werden diese Frage mit einem ganz klaren Ja beantwortet. In Österreich, das die Regierungsmehrheit trotz ständiger Einwanderung nicht als Einwanderungsland sehen will, bestehen noch viele Hürden. Wer sich aber der Realität nicht verweigern will, sehr geehrte Damen und Herren, muss erkennen, dass der einzig vernünftige Weg über eine Diversitätspolitik führt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn die Stadt, wenn die Verwaltung, wenn der Staat Zuwanderer als Bürger sieht, dann ist das ein tägliches Zeichen der Wertschätzung und des Respekts, einer Wertschätzung, die wiederum zu einer noch engeren Bindung der Zuwanderer an Wien und Österreich führt. Viele positive Rückkoppelungen für das soziale Gefüge sind die logische Folge. 

Die klassische Integrationspolitik ist eine spezifische Politik für ZuwanderInnen. Sie will deren gesellschaftliche Eingliederung erleichtern und bietet daher zum Beispiel Beratung und Sprachkurse, wie es der Wiener Integrationsfonds viele Jahre lang erfolgreich getan hat. Solche Maßnahmen waren sehr erfolgreich und sind weiter notwendig. Der Nachteil dieses Ansatzes heißt aber: MigrantInnen werden zu einer Zielgruppe, der bei der Überwindung eines Defizits geholfen werden muss. Ohne es zu wollen, hat eine solche Politik immer auch einen stigmatisierenden Effekt. Sie will das Beste für die Benachteiligten, doch es gelingt ihr nicht, in MigrantInnen zunächst einmal auf selbstverständliche Weise normale BürgerInnen zu sehen. 

Diversitätspolitik leugnet nicht, dass es Benachteiligungen für ZuwanderInnen gibt. Sehr wohl verzichtet Diversitätspolitik jedoch darauf, ZuwanderInnen von vornherein als Problemgruppe zu definieren und ihnen Eigeninitiative sowie Verantwortungsbewusstsein abzusprechen. Natürlich geht das nicht von heute auf morgen. Gut Ding braucht Weile, und zum Glück können wir auf einer soliden Basis aufbauen. Viele erfolgreiche Jah-re Integrationspolitik haben dafür gesorgt. 

Wer die Augen aufmacht, kommt zu dem Schluss, dass die Situation in Wien einzigartig ist. Die Zuwanderungsrate in Wien ist hoch, und trotzdem funktioniert das Zusammenleben. Zustände wie in Pariser Vororten sind bei uns undenkbar, meine Damen und Herren! Gegenden, in die man aus Sicherheitsgründen besser nicht geht, gibt es in Wien nicht. Das alles ist Ausdruck des Erfolges der Bemühungen Wiens um das Miteinander der Kulturen. (Beifall bei der SPÖ.)
In Wien haben heute rund 25 bis 30 Prozent der Wiener Wohnbevölkerung einen Migrationshintergrund. Die meisten ZuwanderInnen, auch ohne österreichische Staatsbürgerschaft, sind schon mindestens 10 bis 20 Jahre hier, oft in der zweiten und dritten Generation. Aber auch die Herkunftsregionen ändern sich, bereits 40 Prozent der ausländischen Staatsangehörigen stammen nicht aus den klassischen Gastarbeiterländern des ehemaligen Jugoslawiens oder der Türkei. 

Für den sozialen Zusammenhalt der Stadtgesellschaft ist es unerlässlich, dass sich Politik und Verwaltung darauf einstellen. Menschen mit Migrationshinter-grund sind keine extra zu betreuende Gruppe, sondern gleich wichtige KundInnen der städtischen Dienstleis-tungen. Ihre Bedürfnisse müssen daher ebenso ernst genommen werden wie die der Alteingesessenen. Dies wird umso besser gelingen, je mehr auch die städtische Verwaltung in ihrer Zusammensetzung ein Spiegelbild der Bevölkerung ist. 

Wir nehmen diese Aufgaben der Integrations- und Diversitätspolitik sehr ernst. Deshalb wird das Budget 2006 für Integrations- und Diversitätsmaßnahmen um 21 Prozent erhöht. Vor allem private Vereine zur Sprachförderung und Bildungsförderung erhalten mehr Unterstützung als bisher. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wien übernimmt auch Aufgaben des Bundes. Wo der Bund versagt, springt Wien ein, zum Beispiel im Unterrichtswesen. Wir haben des Öfteren gehört, dass in Wien an die 700 Lehr-erinnen und Lehrer fehlen. Trotz der desaströsen Ergeb-nisse der PISA-Studie spart die Bundesregierung gerade bei der Investition in unsere Zukunft. 

Wien ist anders - ja, das stimmt! Seit dem Schuljahr 1996/1997 sind in Wien vorschulische Vorlaufgruppen eingerichtet. Zielsetzung des Projektes ist die präventive, soziale und sprachliche Unterstützung von Kindern mit Sprachdefiziten als Vorbereitung auf den Schuleinstieg. Wien setzt jetzt einen weiteren bildungspolitischen Meilenstein und startet mit dem Schuljahr 2006/2007 eine große Förderoffensive für alle SchülerInnen. Alle Taferl-klassler, bei denen bei der Schuleinschreibung in einer damit verbundenen, standardisierten Sprachstandserhe-bung Defizite festgestellt werden, erhalten ein spezielles frühsprachliches Förderangebot. Die Kursteilnahme ist selbstverständlich freiwillig. 

Auch die MA 20, Fremdenrechtliche Angelegenheiten, hat Aufgaben des Bundes übertragen bekommen, Aufgaben, die die MitarbeiterInnen ausgezeichnet erfüllen. Ein umfangreiches Beratungs- und Serviceangebot umfasst unter anderem Willkommensmappen mit allen erforderlichen Informationen. Es werden Orientierungsgespräche für NeueinwanderInnen in vielen Sprachen angeboten. Sehr geehrte Damen und Herren, 720 000 EUR wird Wien im kommenden Jahr für diese Maßnahmen zum besseren Miteinander ausgeben!

Wie sehr Zuwanderer unser Leben prägen, sehen wir auf den Wiener Märkten. Die Wiener Märkte sind Lebensqualität pur! Durch einen Wiener Markt zu gehen, ist mehr als nur Einkaufen, es ist ein Erlebnis. Vom Biofleisch bis zum steirischen Kernöl, von orientalischen Gewürzen bis zum Fladenbrot gibt es eine riesige Auswahl an frischer Ware. Wien fördert diese Märkte ganz bewusst. Die Investitionen in die Wiener Märkte stärken die Wiener Nahversorgung. 

Die 21 Wiener Detailmärkte beherbergen auf ihrer 90 000 m² Gesamt-Marktfläche 900 ständige Marktbetriebe, 600 tageweise MarktbezieherInnen sowie 4 000 ArbeitnehmerInnen. Diese erwirtschaften einen Umsatz von 300 Millionen EUR und damit 4 Prozent des Gesamtumsatzes des Wiener Handels. Die Bezirke und das Marktamt haben die Erhaltung der Wiener Märkte 2003 mit 4,3 Millionen EUR unterstützt, 2004 mit 2,4 Millio-nen EUR, und heuer investiert die Stadt weitere 10 Mil-lionen EUR in die Wiener Märkte. Das ist Marktwirtschaft in ihrer besten Form! (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Konsumentenschutz ist den Menschen wichtig. Das zeigt allein die Tatsache, dass der Arbeiterkammer-Konsumenten-schützer Harald Glatz von den ÖsterreicherInnen mit den meisten Stimmen aller Kandidaten in den Publikumsrat des ORF gewählt worden ist. Regelmäßige Kontrollen des Marktamtes und der Lebensmitteluntersuchungsan-stalt sorgen dafür, dass in Wien Zustände wie in Deutschland - Stichwort: verdorbenes Gammelfleisch - nicht auftreten.

Dass es sich trotz des ersten Eindrucks um ein politisches Thema handelt, erkennt man daran, dass die schwarz-orange Bundesregierung dem Verein für Konsumenteninformation Subventionen entzogen hat. Damit wird den Interessen der schwarzen Schafe gedient, nicht denen der KonsumentInnen. Wir sind der Meinung, wer nichts zu verbergen hat, braucht Kontrollen nicht zu scheuen. Im Gegenteil, jede Wirtschaftssparte profitiert davon, dass die Kunden die Gewissheit haben, Qualität zu erhalten, und Gewissheit gibt es nur durch regelmäßige Überprüfungen. Insgesamt hat die Lebensmitteluntersuchungsanstalt im Vorjahr 12 133 Proben untersucht. 20 000 Kundengespräche haben die MitarbeiterInnen geführt. Im kommenden Jahr wird das Budget für diese sinnvolle und notwendige Institution auf 3,95 Millio-nen EUR erhöht. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Geld hat kein Mascherl, sollte man meinen. Wir in Wien wollten es genau wissen und haben Gender Budgeting implementiert. Je-de einzelne Geschäftsgruppe wird vor allem dahin gehend untersucht, wie die Verteilung der Ausgaben und Einnahmen auf Frauen und Männer erfolgt und wem die Beratungen, Hilfestellungen und Informationen zugute kommen. Nur einen Satz - ich weiß, die Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz ist diesbezüglich vorbildlich -: 65 Prozent beträgt der Anteil von Frauen, die an geförderten Sprachkursen teilnehmen; bei fremdenrechtlichen Angelegenheiten ist die Verteilung fifty-fifty. Die Informationen der Lebensmitteluntersuchungsanstalt kommen zu zwei Dritteln Frauen zugute, und 60 Prozent der Beratungen der Tierombudsstelle Wien kommen auch den Frauen zugute. Bei der MA 57 liegt der Anteil bei 100 Prozent.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte mich auch im Namen meiner Fraktion bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sehr herzlich bedanken für die Erstellung dieses Budgets, mit dem Wien weiterhin eine lebenswerte, eine liebenswerte und eine soziale Stadt bleibt. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe mir zuerst überlegt, ob ich das jetzt sagen soll, aber bei der ersten Rede überhaupt zum Gemeinderat darf ich vielleicht darauf hinweisen: Ich bin niederländisch gebürtig, mein Name ist “S-chreuder“. Ich habe oh-nehin schon fast kapituliert, aber ich wollte es einmal gesagt haben, dass mein Nachname so lautet. 

Ich möchte jetzt nach einer sehr emotionalen Debatte zur Integrationspolitik über einen Themenbereich sprechen, der auch in dieses Ressort gehört, der in diesem Ressort behandelt werden muss und nicht weniger selten emotional geführt wird, nämlich die Politik für Lesben, Schwule und Transgender. Sehr emotional geführt: Ich möchte nur daran erinnern, was Volksanwalt Stadler neulich zum Thema lesbisch-schwule Partnerschaften gesagt hat. Das war eine Beleidigung für 10 Prozent der Wienerinnen und Wiener! (Beifall bei den GRÜNEN und den GRen Sandra Frauenberger und Godwin Schuster.)
In Wien - und das ist durchaus erfreulich - passiert Politik für Lesben, Schwule und Transgender, und wir unterstützen das auch. Nichtsdestoweniger habe ich - davon ausgehend, dass ein Budget die in Zahlen gegossene Politik ist - einfach einmal im Budgetverzeichnis alphabetisch nach den Budgetzahlen für die Antidiskriminierungsstelle gesucht. Unter A wie Antidiskriminierung habe ich festgestellt, dass diese nicht vorkommt. Das fällt auf, ich war wirklich neugierig. Ich meine, mir ist schon klar, sie arbeiten nicht ehrenamtlich und bekommen hier gutes Geld dafür, aber es gibt kein Budget, das für Initiativen und Vereine zur Verfügung steht und das einen eigenen Posten für diese Projekte darstellt. 

Das ist ein Wunsch von mir, den ich schon länger haben, weil ich auch glaube, dass Politik für Lesben, Schwule und Transgender ein Teil der Diversitätspolitik ist. Es ist eine Querschnittsmaterie, es gehört auch in allen Ressorts behandelt: Es ist Kulturpolitik genauso wie Wohnpolitik, wie Sozialpolitik, wie Frauenpolitik und so weiter und so weiter. Daher mein Wunsch, es in Zukunft wirklich als Teil der städtischen Diversitätspolitik zu behandeln. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Aber ich weiß schon, den Hauptgrund für Diskriminierungen von Lesben, Schwulen und Transgender haben wir der Bundesregierung zu verdanken. Denn die ÖVP - wir haben ja mittlerweile 18 Prozent Repräsentanz der Bundesregierung, jetzt muss ich Sie ansprechen - weigert sich seit Jahren beharrlich und kontinuierlich, irgendeine Gleichstellung hervorzubringen. Es passiert genau nichts! Und wenn eine Justizministerin sich ansatzweise überlegt, vielleicht doch etwas zu machen, ist es wieder die ÖVP, die sich weigert, in Lebensgemeinschaften, wie sie es sich vorstellen kann, etwas gleichzustellen. Aber von wirklichen Gleichstellungen im Erbschafts- und Steuerrecht, im Fremdenrecht und so weiter ist keine Rede. 

Es tut mir Leid, auch das ist eine Beleidigung, es ist auch eine Beleidigung für 10 Prozent der Wienerinnen und Wiener. Ich bin ja selbst davon betroffen. Es passiert mir immer wieder, dass ich auf Formularen "ledig" ankreuzen muss, obwohl es nicht der tatsächlichen Realität entspricht. Ich bin nicht ledig, ich muss es aber ankreuzen, weil die Bundesregierung es von mir verlangt. Das ist einfach absurd.

Daher fordern wir neben einem Zivilpakt, der für gleichgeschlechtliche Paare und verschiedengeschlechtliche Paare geschaffen werden soll, auch die Öffnung der Ehe für Lesben und Schwule. 

Bei aller Kritikwürdigkeit des Instituts und bei aller Reformbedürftigkeit, die die Ehe natürlich hat, stelle ich daher den Antrag – und das wäre wirklich eine Möglichkeit, dass von Wien ein ganz starkes Signal an den Bund gerichtet wird –, die Ehe auf Bundesebene zu öffnen.

Ich fordere dann die sofortige Abstimmung. 

Ich bitte einfach um Zustimmung, denn ich glaube, dass eine Öffnung der Ehe wirklich bedeuten würde, dass sozusagen die letzte Bastion fällt, die manchmal sakrosankt genannt wird, obwohl es zum Glück die Trennung von Kirche und Staat gibt und die staatliche Ehe einfach etwas anderes ist als die kirchliche Ehe. Daran muss man auch wieder einmal erinnern, und ich hoffe auch, dass die ÖVP diesmal einmal wirklich umdenkt in dieser Richtung. Man bekommt zwar manchmal Signale von einzelnen ÖVP-Politikerinnen und -Politikern, schüchtern, na ja, vielleicht sollte man doch etwas machen, aber der nächste ÖVP-Politiker, die nächste ÖVP-Politikerin legt sich wieder quer. Also man könnte den Verdacht bekommen, es gibt in der ÖVP da ein ziemliches Realo-Fundi-Problem. 

In dem Sinne bitte ich um Zustimmung zu unserem Antrag. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Puller. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! – Entschuldigen Sie, ich habe jetzt die Reihenfolge verwechselt. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das macht nichts!) Danke schön. 

Bei mir geht es ganz kurz. Ich bringe zwei Resolutionsanträge ein, über die schon StRin Vana in ihrer Rede ausführlich berichtet hat.

Der erste betrifft die Förderung der Väterkarenz.

„Die zuständigen Stellen der Stadt Wien mögen Maßnahmen zur Förderung der Väterkarenz entwickeln.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal.“

Der zweite Antrag ist ein gemeinsamer Antrag mit Frau Mag Sandra Frauenberger, SPÖ, betreffend Einführung eines Papamonats.

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung, insbesondere das zuständige Regierungsmitglied, Sozialministerin Haubner, sowie den Staatssekretär im Bundesministerium für Finanzen, Dr Alfred Finz, auf, die rechtlichen Rahmenbedingungen zur Einführung eines Papamonats für alle Beschäftigten zu schaffen.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Das war es auch schon. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Zu Wort gelangt die amtsf StRin Mag Wehsely. – Bitte schön.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Herzlich begrüßen möchte ich auch die wenigen, die es vielleicht gibt, die uns per Internet heute zuschauen und sich damit befassen, wie es budgetär im nächsten Jahr in dieser Stadt weitergeht.

Die heutige Debatte zeigt es, aber auch all jene, die sich wirklich mit dem grünen Buch und dem Budget auseinandergesetzt haben, sehen es sehr eindeutig, dass eines in meiner Geschäftsgruppe verwirklicht ist, nämlich dass sie sehr vielfältig und sehr bunt ist. Das hat man in der heutigen Debatte gesehen, und das macht allen jenen, insbesondere auch mir, Freude, die in der Vielfalt etwas Positives sehen.

Insbesondere die Kolleginnen Frauenberger und Yilmaz haben viele Vorhaben für das nächste Jahr bereits vorgebracht. Ich möchte daher relativ konkret auf einige Wortmeldungen eingehen.

Beginnend mit der Frauenpolitik, liebe Kollegin Vana, stimmt es, dass man das Glas halbvoll oder halbleer sehen kann, allerdings ist nicht alles, was hinkt, ein Vergleich. Die konkreten Zahlen sind nämlich schlicht und ergreifend falsch zitiert, und das muss ich hier richtig stellen. 

Es ist so, dass 61 Prozent der Frauen Wien als frauenfreundlich beurteilen, allerdings nur 5 Prozent der Frauen Wien als nicht frauenfreundlich beurteilen, und das andere sind durchschnittliche Noten. Das ist ein sehr schönes Ergebnis, ein Ergebnis, das natürlich auch anspornt, noch besser zu werden, aber es sind nur ganz wenige, die Wien als eine nicht frauenfreundliche Stadt empfinden.

Kollegin Feldmann, bei Ihnen bin ich manchmal ein bisschen überrascht über Ihre Darstellungen, da wir ja doch gerade in unserer Geschäftsgruppe – mir ist das ganz besonders wichtig, und ich sage auch, dass mir das in der jetzt begonnenen Legislaturperiode eine wichtige Grundlage meiner Arbeit sein wird – mit allen Fraktionen sehr eng zusammenarbeiten, und gerade und insbesondere im Frauenbereich ist es mir ein großes Anliegen, sehr transparent all das, was wir tun, zu diskutieren. 

Wir haben ja in diesem Bereich alle gemeinsam, aber insbesondere wir Kolleginnen, einen sehr schönen Erfolg errungen, indem jetzt eine Vorlage eines Anti-Stalking-Gesetzes vorliegt, an dem man Kritik anbringen kann – ich denke, es ist insbesondere bei der Frage der Durchsetzbarkeit hier noch einiges zu tun –, aber wo es ohne die Initiative der Frauen aller hier vertretenen Parteien nicht möglich gewesen wäre, dass es dieses Gesetz gibt. Das heißt, es ist unser gemeinsames Verdienst, und das zeigt auch sehr schön, was man hier gemeinsam über die Parteigrenzen hinweg erreichen kann. 

Umso mehr wundert es mich und befremdet es mich ein bisschen, wenn Sie jetzt hier sagen, dass gerade im Frauenbereich das Budget intransparent wäre. Da biete ich gerne einmal mehr an, wenn irgendwelche Dinge nicht klar sind, schlicht und ergreifend nachzufragen. Die Möglichkeit besteht im Ausschuss, aber auch sonst. Ein solches Klima gibt es bei mir in der Geschäftsgruppe. Wir haben ja eine sehr begehrte Einrichtung, was den Frauenbereich betrifft, nämlich den Arbeitskreis Frauen, der unter der Leitung der Frau Kollegin Ludwig regelmäßig tagt, zu dem auch im nächsten Jahr wieder eingeladen werden wird und in dem ja diese Stalking-Initiative zum Beispiel auch begründet worden ist und alle wesentlichen Fragen im Frauenbereich diskutiert werden. 

Also ich wüsste nicht, wo es hier Intransparenz gibt. Mir ist auch nicht bekannt, dass irgendetwas in meinem Büro nachgefragt wurde, was nicht beantwortet wurde. Sollte das der Fall sein, können wir das einfach auf kurzem Weg klären.

Sonst habe ich ein bisschen den Eindruck bei Ihrer Wortmeldung: Weil nicht sein kann, was nicht sein darf! Es gibt schlicht und ergreifend, auch wenn das vielleicht für die Opposition nicht erfreulich, weil nicht angenehm, ist, keine Stadt in unserer Republik, die mehr für Frauen tut als Wien. Und wenn Sie hier das Arbeitsmarktmarktservice kritisieren, dann höre ich das mit großen Ohren und staunendem Interesse. Ich würde Sie bitten, sich mit dieser Information an den Arbeitsminister Bartenstein zu wenden, der für diese Frage zuständig ist. Vielleicht kön-nen Sie ihm dabei dann auch gleich mitteilen, was sehr wichtig wäre, dass insbesondere die frauenpolitischen Anliegen, die wir von Wien an den Bund gerichtet haben und die das Arbeitsmarktservice finanzieren sollte, noch nicht bearbeitet sind. Daher ist es wichtig, dass man Kritik auch an den Adressaten richtet, der zuständig ist.

Sie beklagen weiters die Problematik beim Wiedereinstieg. Frau Kollegin, ich bin hier hundertprozentig Ihrer Meinung. Wissen Sie, es ist aber nicht sozialdemokratische Propaganda, dass daran eine ganz, ganz große Schuld das Kinderbetreuungsgeld hat, sondern das ist das Ergebnis einer Studie des Wirtschaftsforschungsinstitutes, das mit der Sozialdemokratie original nichts zu tun hat. Diese Studie zeigt ganz eindeutig, dass, seit es das Kinderbetreuungsgeld gibt, der Wiedereinstieg deutlich verschlechtert ist. Also ich bin gerne bereit, machen wir gemeinsam eine Initiative für die Flexibilisierung des Kinderbetreuungsgeldes. Das ist eine langjährige Forderung von mir und der SPÖ.

Und wenn Sie beklagen, dass die Kinderbetreuungseinrichtungen notwendig sind, damit Frauen beschäftigt sein können, sage ich, no na net. Das war in dieser Stadt auch schon immer klar, das war schon klar, als die ÖVP noch die Kampagne "Nein zur Zwangstagesschule" geführt hat.

Damit möchte ich zum zweiten Bereich kommen, der heute einen sehr großen Raum eingenommen hat, was gut ist. Es ist immer schwierig zu sagen, was ist wichtig und was ist noch wichtiger, aber gerade der Integrationsbereich ist einer, der mir auch ganz besonders am Herzen liegt. Da bitte ich Sie, Frau Kollegin Ekici, zur Kenntnis zu nehmen – ich weiß nicht, ob Ihnen das niemand von Ihrer Fraktion gesagt hat –, dass Sie hier einem Irrtum aufsitzen, wenn Sie meinen, dass das Budget der MA 17 nur die Hälfte von dem ist, was der Integrationsfonds hatte. Das ist nämlich eine budgettechnische Frage, dass das, was Sie unter dem Ansatz der MA 17 finden, nur die Sachkosten sind, während die Personalkosten der MA 17 im Sammelansatz der Geschäftsgruppe zu finden sind. Wenn man die beiden Punkte zusammenrechnet, ergibt sich eine deutliche Erhöhung des Budgets, das der WIF hatte, weil der Wiener Integrationsfonds ja als Ganzes unter Sachkosten ausgewiesen war und die Personalkosten keine waren, die in der Stadt Wien angeführt worden sind. Also das ist schlicht und ergreifend ein Informationsmangel.

Und wenn Sie davon sprechen, dass es im Politikbereich wichtig ist zu evaluieren, sage ich, na selbstverständlich. Das haben wir getan, und da kamen wir auch zu dem Schluss, dass es im Jahr 2004, als diese Entscheidung gefallen ist, nicht mehr auf der Höhe der Zeit war, zu sagen, für ein Viertel oder ein Drittel der Wienerinnen und Wiener in unserer Stadt, die Migrationshintergrund haben, ist ein Fonds zuständig und nicht die Stadtverwaltung. Das war genau das Ergebnis dieser Evaluierung, dass es notwendig ist, dass die Stadt hier selbst verantwortlich ist, und daher haben wir diese Entscheidung auch mit einer breiten Mehrheit hier getroffen. 

Dass es um Qualität in der Integration geht, ist ein ganz wichtiger und ganz richtiger Punkt. Sie kommen jetzt, wie man in Wien sagt, ein bisschen wahrscheinlich auch wie die Jungfrau zum Kind, aber, Frau Ekici, Sie müssen sich als Vertreterin der ÖVP schon gefallen lassen, dass ich Ihre Aussagen kritisiere. Denn wenn Sie von Qualität in der Integration sprechen, muss Ihnen bewusst sein, dass Ihre Partei es ist, die das bis 1999 äußerst erfolgreiche und auch funktionierende Modell der Begleitlehrerinnen und Begleitlehrer massiv gekürzt und zerstört hat. 

Ihre Partei, nämlich die ÖVP-Wien, ist es, die es unmöglich gemacht hat, dass am 23. Oktober des heurigen Jahres erstmals Menschen mit Migrationshintergrund, AusländerInnen, hätten wählen dürfen, denn dieses Gesetz wurde von den Grünen und von der SPÖ im Wiener Landtag beschlossen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)

Ihre Partei, Frau Kollegin Ekici, ist es, die ein Staatsbürgerschaftsgesetz verabschiedet hat, das zum derzeit schärfsten Staatsbürgerschaftsgesetz, das bereits in Geltung ist, weitere Hürden aufbaut und absolut integrationsbehindernd ist. Das hat Name und Adresse, und das ist die ÖVP. Daher würde ich Sie bitten, dass Sie sich zunächst einmal mit Ihrer Partei beschäftigen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)

Zum Kollegen von der Freiheitlichen Partei, zum Kollegen Lasar, möchte ich zunächst sagen – ich weiß nicht, ob er jetzt da ist, er ist nicht da, glaube ich, vielleicht können Sie ihm nur etwas ausrichten (GR Dr Herbert Madejski: Ich werde es ihm ausrichten!) –, dass wir als MA 17 oder auch als Stadt Wien mit Diversion gar nichts zu tun haben. (Ironische Heiterkeit bei den Grünen.) Unter Diversion versteht man nämlich eine Möglichkeit im Strafrecht, von der Durchführung eines förmlichen Strafverfahrens Abstand zu nehmen, und für Strafverfahren ist die MA 17 nicht zuständig, wie auch sonst eigentlich auch der Integrationsfonds nicht zuständig war. Es geht um Diversität. Da sieht man wieder, wie wichtig es ist, mehrere Sprachen zu beherrschen. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)

Diversität bedeutet eben Vielfalt – und jetzt muss ich Sie leider von Ihrem Wunschbild, das Sie offenbar von Wien entwickeln, befreien –, Vielfalt, die in Wien Realität ist. Wir haben in Wien rund 18 Prozent Menschen, die nicht die österreichische Staatsbürgerschaft haben, und wenn wir noch all jene dazuzählen, die Migrationshintergrund haben, so ist das über ein Viertel der Wienerinnen und Wiener. Da rede ich noch nicht von den Wehselys, die auch irgendwann einmal zugewandert sind, sondern da rede ich von denen, die noch nicht so lange da sind.

Kolleginnen und Kollegen! Das ist eine Realität. Das ist eine Realität, die in einem demokratischen Rechtsstaat auch unveränderlich ist. Und das soll man auch ganz klar aussprechen: Dass all diejenigen, die nicht wollen, dass in Wien ein Viertel der Menschen, die legal hier leben, Migrationshintergrund haben, an Dinge denken müssen, die mit einem demokratischen Rechtsstaat nicht in Verbindung gebracht werden können. Das sind nämlich Menschen, die hier leben, die sich legal hier aufhalten, die daher Wienerinnen und Wiener sind. (GR Mag Wolfgang Jung: Aber gegen die Kriminalität muss man schon was machen!) Herr Kollege Jung, mein Problem ist, ohne Kapperl erkenne ich Sie immer so schlecht. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)

Unsere Aufgabe als Stadt Wien, die Aufgabe der Politik ist es, Rahmenbedingungen zu schaffen, in der diese Vielfalt positiv gelebt werden kann. Ich bin nicht naiv. Diese Vielfalt bedeutet nicht Wonne, Waschtrog, sondern die Vielfalt bedeutet auch Probleme. (GR Mag Wolfgang Jung: Die wir eben aufgezeigt haben!) Meine Aufgabe und die Aufgabe all jener, die hier als Volksvertreterinnen und Volksvertreter sitzen, ist es, Probleme, die es gibt, zu lösen, konstruktive Vorschläge zu machen, um Probleme zu lösen, und nicht Probleme zu schaffen. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Sagen Sie doch, was Sie dagegen machen!) 

Wenn hier zum Beispiel angeführt wird, dass es Sprachprobleme bei Migrantinnen und Migranten gibt, dann sage ich dazu nicht Nein, sondern sage Ja. Und wissen Sie, was ich gemacht habe? Die Zahl der geförderten Sprachkursplätze verdoppelt. Wissen Sie, was Sie gemacht haben, Kolleginnen und Kollegen von der FPÖ? Sie haben keinem einzigen Sprachkurs zugestimmt. (GR Mag Wolfgang Jung: Weil sie in der Form nicht zielführend sind!)
Ich bin weiters der Meinung, dass interkulturelle Kompetenz niemals Beliebigkeit bedeuten darf. Das heißt für mich, dass Genitalverstümmelung von Frauen oder Zwangsverheiratungen von Mädchen oder auch Burschen inakzeptabel sind – für mich als Frauenstadträtin, für mich als Demokratin, für mich als Sozialdemokratin, für mich als Mensch. Wissen Sie, was ich daher gemacht habe? Beim letzten Gemeinderatsausschuss ei-nen Antrag vorgelegt, dass wir eine Wohngemeinschaft von Kolping unterstützen, wo genau jene Mädchen Zuflucht finden können. Wissen Sie, was Sie gemacht haben? Sie haben diesem Antrag nicht zugestimmt. Das heißt, es geht Ihnen nicht darum, Probleme, die bestehen, zu lösen, sondern es geht Ihnen darum, Probleme zu schaffen. 

Wenn hier in der Debatte immer wieder das Wort "Leitkultur" gefallen ist, dann möchte ich wissen, was Sie unter Leitkultur verstehen. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren, unter Leitkultur zum Beispiel verstehen, dass bei der Anzahl von Gemeinderäten, die die Freiheitliche Partei hat, nur zwei Frauen vertreten sind, dann sage ich, das verstehe ich nicht als Leitkultur, das halte ich für falsch, und ich möchte, dass das zum Beispiel in meiner Partei niemals so ist. 

Wenn Sie als Leitkultur verstehen, dass Menschen, die aus zufälligen Gründen über viele Generationen in unserer Stadt leben, irgendwie besser, höherrangiger, wertvoller sind als die, die kürzer da sind, dann will ich das nicht, denn das verstehe ich nicht als Leitkultur. 

Und wenn Sie, meine Damen und Herren von der FPÖ, heute mehrmals davon gesprochen haben, dass schon zum Teil Aggression vorhanden ist, dann muss ich Ihnen sagen, dass ich in den letzten Monaten, insbesondere in diesem Gemeinderatswahlkampf, nur von einer einzigen Seite Aggression verspürt habe, nämlich von der FPÖ. Und ich habe festgestellt, dass Sie in den letzten Monaten alles darangesetzt haben, Menschen gegeneinander auszuspielen, Menschen gegeneinander aufzuhetzen und auf dem Rücken derer, die es eh nicht leicht haben, Politik zu machen. 

Mit dieser Leitkultur will ich nichts zu tun haben, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)

Ich lade Sie sehr herzlich ein, an der Integrations- und Diversitätspolitik dieser Stadt teilzuhaben, konstruktive Vorschläge für das Miteinander in dieser Stadt zu liefern, aber auch – und das ist die Grundvoraussetzung dafür – die Realität in unserer Stadt zu erkennen. Dafür ist es notwendig, dass wir die Vielfalt auch in allen Lebensbereichen abbilden. Das ist ganz besonders wichtig, das ist auch das Ziel unserer Diversitätspolitik, wo wir den Prozess jetzt eingeleitet haben. Da gibt es auch Pilotdienststellen wie zum Beispiel die MA 2, das Personalamt, oder die MA 10, die Kindertagesheime, um der Diversität wirklich zum Durchbruch zu verhelfen. Und zu der mit nicht verständlichen tatsächlichen Berichtigung bezüglich des ORF kann ich nur sagen: Natürlich ist es ganz wichtig, dass in allen Lebensbereichen Menschen mit unterschiedlichem sozialen Hintergrund, Menschen mit unterschiedlichem Geschlecht und auch Menschen mit unterschiedlicher ethnischer Herkunft zu sehen sind, denn das ist die Realität in unserer Stadt.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte mich abschließend bei den hervorragenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in meiner Geschäftsgruppe bedanken, die es möglich gemacht haben, dass wir ein sehr gutes Arbeitsjahr hatten und auf ein noch erfreulicheres blicken werden. Es sind viele Bereiche, die sehr wichtig für diese Stadt sind, heute nicht angesprochen worden. Ich sage ihnen allen herzlichen Dank. Wir werden auch im nächsten Jahr dafür arbeiten, dass Wien eine offene, eine bunte, eine vielfältige, eine moderne und eine soziale Stadt bleibt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön, Frau Stadträtin!

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. 

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm. – Bitte, Herr Stadtrat, Platz zu nehmen.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Beginnen möchte ich ganz kurz, obwohl wir morgen einen entsprechenden Tagesordnungspunkt haben, mit dem Rechnungshofbericht. Der ist nicht uninteressant, weil sich ja ein ganz großer Teil dieses Rechnungshofsberichtes mit der Stadtentwicklung, mit der Stadtplanung auseinander setzt. 

Herr Stadtrat, ein ganz ein wichtiger Punkt, den auch wir immer wieder genannt haben und der leider in all Ihren Strategieplänen, Masterplänen, Stadtentwicklungsplänen nicht vorkommt, ist die Verbindlichkeit der Planungsinstrumente. Auch der Rechnungshof hat in seiner Letztstellungnahme darauf hingewiesen, dass es sehr sinnvoll wäre, hier eine Verbindlichkeit für gewisse Planungsinstrumente festzulegen.

Ich möchte ein sehr schönes Beispiel bringen, wo diese Verbindlichkeit, die Sie gar nicht haben, ad absurdum geführt wird Sie haben 1993 und 1994 – nicht Sie, sondern einer Ihrer Vorgänger – in Wien ein generelles Maßnahmenprogramm zum Verkehrskonzept beschlossen. Das Hauptziel war die Verbesserung der Lebensqualität, Reduktion der Schadstoffemissionen und eine Veränderung der Verkehrsmittelwahl, Modal-Split, wurde angestrebt. Bis 2010 sollte der motorisierte Individualverkehr von 40 auf 25 Prozent reduziert werden. Als Sie dann 2002 das erste Mal evaluiert haben, hat sich allerdings herausgestellt, dass innerhalb der immerhin acht Jahre der motorisierte Individualverkehr nur um 4 Pro-zent zurückgegangen ist und der Radverkehr, den Sie an sich immer so betrieben haben, gleichgeblieben ist. Das heißt, wir haben 2002 noch immer 36 Prozent motor-isierten Individualverkehr in Wien gehabt und immer noch nur 3 bis 4 Prozent Radverkehr. Im gleichen Zeit-raum ist die Kohlendioxidemission um 29 Prozent ge-stiegen. Im Innenstadtbereich gab es eine deutliche Ent-lastung durch die Parkraumbewirtschaftung, allerdings nicht im restlichen Wien. Die Rückgewinnung des Stra-ßenraumes für den öffentlichen Verkehr, die Fußgänger und die Radfahrer gelang nur punktuell. 

Das ist der Vorwurf des Rechnungshofes, dem ich mich wirklich nur anschließen kann, und der sich auch in Zukunft, wenn man das nächste Budget anschaut, sicher so fortsetzen wird. 

Gleichzeitig hat sich der PKW-Verkehr in Wien um 15 Prozent auf 640 000 erhöht. Der öffentliche Verkehr hat stagniert – das sind alles Zahlen aus dem Rechnungshofbericht – außer der U-Bahn, das möchte ich hier betonen. Daher hat man seitens der SPÖ flugs Folgendes gemacht – man ist ja nicht verbindlich –, man hat die Ziele geändert. Im Masterplan Verkehr 2003 wurden plötzlich die Ziele neu artikuliert. Sie haben zwar die Ziele von 1994 übernommen, aber Sie haben sie locker um zehn Jahre verlängert. Jetzt muss bis 2020 der motorisierte Individualverkehr nur 25 Prozent betragen, und der Radverkehr soll bis 2020 auf ca 8 Prozent angehoben werden. 

Ich sage Ihnen, Herr Stadtrat, es wird Ihnen weder das eine noch das andere gelingen, wenn man hier die Hochrechnung – ich brauche es ja nur fortzuschreiben – mathematisch verlängert. Denn gleichzeitig – auch das sagt der Rechnungshof und das haben wir immer so gesagt –, hat im Quell-, Ziel- und Transitverkehr mit den osteuropäischen Handelspartnern eine Verschiebung der Verkehrsmittelwahl eindeutig zugunsten der Straße stattgefunden.

Jetzt können Sie natürlich sagen – ich kenne das, ich weiß ja schon, was Sie sagen werden –, na ja, der Bund hat die Bahnstrecken nicht ausgebaut, die Straßen nicht ausgebaut, es ist ja alles so furchtbar. Nein, Sie haben versagt, jetzt nicht Sie ad personam, Herr Stadtrat, weil Sie damals noch gar nicht tätig waren, aber 1993 haben Sie sich die Ziele gesetzt, vor 12, jetzt fast 13 Jahren, geschehen ist relativ wenig. (Beifall bei der FPÖ.)
Da bringt es auch nichts, Herr Stadtrat, wenn Sie jetzt mit einer 50 km/h-Zone in ganz Wien daherkommen. Man beginnt ja schon, die Tafeln abzubauen. Dieser Abbau und Aufbau kostet ca 400 000 EUR, da rede ich ja noch gar nicht von den Ampelschaltungen, aber das hängt ja alles zusammen. Wir haben morgen Nachmittag beim Dringlichen Antrag der Freiheitlichen die Chance, darüber intensiv zu reden. Nur ganz kurz: Mir hat ein Kollege, ein Geschäftspartner, der aus Belgrad heraufgekommen ist und der jetzt im Buffet sitzt, erzählt, er hat auf der Triester Straße versucht, mit 50 zu fahren. Vollkommen unmöglich, vollkommen unmöglich, meine Damen und Herren, noch dazu, wo die LKW ja dort massivst fahren. 

Und der EU-Gerichtshof freut sich auch schon. Wissen Sie, warum? Sie haben nämlich in Ihrer Verordnung, im Gesetz ganz am Schluss drinnen stehen – ich weiß es jetzt nicht auswendig, ich bin nicht so ein Formalist, aber irgendwo am Schluss steht es – ein Verbot aller LKWs in Österreich, die vor dem 1.1.1992 zugelassen wurden. Na, das schau ich mir an. Ich freue mich schon auf die lettischen, litauischen, estischen, griechischen, portugiesischen LKW, die alle dann fahren werden, weil sie nämlich vorher bewilligt waren. Die können Sie dann nicht so einfach von der Straße nehmen. Das ist ein Irrtum. Es muss nämlich laut EU in der gesamten EU Rechtsgleichheit herrschen. Die herrscht nicht. Das heißt, der EU-Gerichtshof wird Ihnen zumindest diese Passage herausstreichen. (Beifall bei der FPÖ.)
Herr Stadtrat, ich könnte noch viel aufzählen, aber die 15 Minuten sind wirklich ein sehr begrenzter Zeitraum. Das wird jeder Redner, der hier gesprochen hat, feststellen. Wir werden uns in Zukunft als Opposition vielleicht wieder auf die 20 Minuten einigen, denn es ist unmöglich, in 15 Minuten all diese Probleme aufzuzeigen. 

Meine Damen und Herren! U-Bahn und das Problem Sicherheit. Heute in der Zeitung ist wieder gestanden, dass ein Zug stehen blieb, weil es einen Abrieb gegeben hat, der zu brennen begonnen hat. Erinnern Sie sich, das war eine Dringliche Anfrage von mir vor zwei Jahren, wo wir gesagt haben, es gibt echte Problemfälle bei U-Bahnen, insbesondere bei ganz gewissen U-Bahn-Zügen. Es ist in diesem Jahr – ich habe es mir ausgehoben – 18 Mal passiert bei der U-Bahn, dass es kleine Brände gegeben hat, Rauchgas gegeben hat, Evakuierungen stattgefunden haben. Das ist einer Großstadt wie Wien unwürdig, wenn Sie immer davon reden, wie gut die U-Bahn in Wien funktioniert.

U2: Der Stopp ist noch immer da. Ich erinnere mich, bei der Angelobung, das war vor ungefähr einer Woche oder vor zehn Tagen, ist uns gesagt worden, es wird alles weitergebaut, dieses Enteignungsverfahren ist ja schon fast abgeschlossen. Nichts ist abgeschlossen. Es ist noch immer so, das steht noch immer, und ich garantiere Ihnen: Sie und ich gemeinsam, wir werden nicht mit der U-Bahn zum Stadion fahren, sondern wir gehen vielleicht Hand in Hand auf der Prater Hauptallee dorthin, aber wir fahren sicher nicht mit der U-Bahn. 

U1, Rothneusiedl: Sie haben kein Konzept. Sie wissen bis heute nicht, kommen dort Wohnungen, kommt ein Gewerbepark, Industrie, Unterhaltungs-Center, Sportplatz, was auch immer. Sie wissen nicht einmal, ob die U-Bahn dorthin kommt. Also was ist denn das überhaupt für ein Konzept?

Dass die U4 nach Auhof noch immer nicht verwirklicht wurde, davon möchte ich gar nicht reden, denn das wollen Sie einfach nicht.

Und von Stammersdorf möchte ich ja schon überhaupt nicht mehr reden. Das ist schon eine alte Geschichte. Die sozialistischen Bezirksvorsteher, die das schon lange gefordert haben, die sind auch schon Legionen. Sie sind nicht imstande, diese U-Bahnen zu verlängern.

Oder ich lese Ihnen jetzt etwas vor, Herr Stadtrat, und Sie können dann raten oder nachdenken, worum es da geht. Ich lese Ihnen vor und ich lasse die Summen und die Namen aus: „Flächenumwidmung: Schließlich wurde vom Gemeinderat einstimmig eine integrierte Flächenumwidmung der gesamten Liegenschaft in Bauland beschlossen samt Bebauungsplan, der unüblicherweise kein konkretes Bauprojekt, sondern nur eine Textierung enthält, die den Verbau einer Bruttogeschoßfläche von rund x Quadratmetern, also eine erhebliche Verbauungsdichte ermöglichte. Einwendungen wurden vom Tisch gewischt. Damit werden Ortsbild und Gemeindeentwicklungsplan nur dem Investor zugesprochen." Und so weiter. Aber juristisch war alles sehr sauber, denn es gab ja gar keine Aufwertung, denn man muss ja auch die Investitionen des Investors hinzurechnen. Also es war alles super. 

Erinnert Sie das an etwas, Herr Stadtrat? Klingelt es bei Ihnen? Prater? Hohe Warte? Das war genau das gleiche Konzept. Ich muss Sie aber enttäuschen. Wissen Sie, was das ist? Der Onkel Frank Stronach hat in Kärnten mit der gleichen Masche, die Sie im Prater und auf der Hohen Warte angewendet haben, in Maria Wörth, in Reifnitz ein riesiges Grundstück gekauft, und dort sagen alle, das ist unheimlich gut. Also regen Sie sich in Zukunft nie mehr auf über einen Landeshauptmann, regen Sie sich überhaupt über niemand anderen in Österreich mehr auf. Die Methoden sind überall gleich, egal, ob in Wien oder in Kärnten. Die sind nämlich furchtbar, und ich würde sagen, so kann man mit den Bürgern bei der Flächenwidmung nicht umgehen. Sie unterscheiden sich in gar nichts von Herrn Lhptm Haider. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Garagen. Die Grünen haben ja immer gegen die Garagen gestimmt, das ist durchaus in Ordnung (GR Mag Rüdiger Maresch: Volksgaragen!), weil sie immer gesagt haben, die brauchen wir nicht. Ist durchaus in Ordnung. Wir haben den Volksgaragen immer zugestimmt. Wir sind auch weiterhin der Meinung, dass ein solches Konzept in Ordnung ist, allerdings hat das Kontrollamt jetzt festgestellt – und das muss man anerkennen –, dass es in den letzten Jahren, wie ich in einem Bericht in der Zeitung lese, furchtbare Skandale gegeben hat, und darüber werden wir noch lange diskutieren. Herr Stadtrat, da werden wir noch lange diskutieren. 

Das einzige, was Sie und der Herr Kollege Theuermann bis jetzt gemacht haben, Sie haben den Namen geändert. Es gibt in Zukunft keine Volksgarage mehr, sondern der Name ist geändert. Mir ist es jetzt entfallen, wie Sie es nennen. Das ist aber auch vollkommen wurscht, denn in Wirklichkeit ist es ohnehin das Gleiche. Da hat es keine Überwachung gegeben. Das ist ja wirklich unglaublich! Da glaubt die eine Dienststelle, die andere überprüft das Ganze, und die MA 5 sagt, die andere hätte das überprüfen sollen. Herr Stadtrat, damit müssen Sie sich wirklich auseinander setzen. Was da passiert ist, ist skandalös. Wir werden aber in der Zukunft noch darüber diskutieren können, die Zeit läuft sonst hier ab. 

Straßenumbauten. Herr Stadtrat, der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Straßenumbauten in großer Form, die Sie angekündigt haben, weder den Fußgängern noch den Radfahrern noch sonst wem zugute gekommen sind. 

Ich sage Ihnen zwei Beispiele. Das eine ist, Sie probieren zwar, Radwege überall in ganz Wien zu bauen, sogar durch Stationen bei Straßenbahnen und sonst wo – das ist wieder eingestellt worden –, aber aus eigener Erfahrung darf ich Ihnen sagen, wie sich eine einzige straßenbauliche Maßnahmen auswirkt in Wien, und zwar beim J-Wagen. Ich fahre nämlich jeden Tag dort, aber nicht nur ich, es fahren viele Magistratsbeamte, es fahren viele Arbeitnehmer mit dem J-Wagen in den Dienst. Da hat man vor einem halben Jahr die Station des J-Wagens beim Rathaus aufgedoppelt – was noch durchaus in Ordnung ist –, man hat aber leider eine Spur vernichtet, indem man in die Josefstädter Straße einen Meter hinausgebaut und den Fließverkehr gestoppt hat. Jetzt stehe ich jeden Tag – nicht nur ich, sondern es stehen Hunderte – ungefähr eineinhalb bis zwei Minuten im J-Wagen, weil nämlich die Autos, die rechts in die Lastenstraße einfahren wollen, in der J-Wagen-Spur stehen. Früher sind sie auf der Straße gestanden. Das können sie nicht mehr, denn Sie haben da nämlich aus unerklärlichen Gründen einen Meter hinausgebaut. Da hat sich wieder irgendwer von Ihnen verwirklicht. Jetzt stehen die vielen Menschen, jetzt stehe ich jeden Tag zwei Minuten. Ich habe mir das ausgerechnet. Ein Arbeitnehmer, ein Beamter, der 20 Jahre ins Rathaus in seinen Job fährt, verbringt insgesamt 6,2 Tage im J-Wagen. 

Meine Damen und Herren! Daheim ist es schöner. Da sitze ich besser, da ist es wärmer, und im Sommer ist es vielleicht kühler als im J-Wagen. Das ist wirklich ein Skandal! Sie nehmen den Bürgern, die mit dem öffentlichen Verkehr fahren, 6,2 Tage weg, und dann wundern Sie sich, dass die Leute mit dem Auto fahren, wenn sie nicht einmal mit dem J‑Wagen in ihren Job kommen. Es ist wirklich unglaublich, Herr Stadtrat. Ich warte auf eine Antwort, dass Sie das dort wieder wegreißen. Das ist wirklich skandalös. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aber es ist ja klar, warum Sie das machen. Das Wahl- und Parteiprogramm der SPÖ sieht vor: Mit Vollgas zu einem autofreien Wien. Das haben Sie geschrieben – ich weiß nicht, ob Sie, aber halt Ihre Leute –, und da steht all das, was ich jetzt gesagt habe, als Ihr Ziel. Sie wollen die Autofahrer schikanieren. Sie wollen abkassieren mit diesen 50 Stundenkilometern. Sie bringen nicht einen einzigen gesundheitlichen Aspekt mit den 50 Stundenkilometern. 

Der Kollege Valentin hat heute eine Presseaussendung gemacht, und das ist ja unglaublich, was er da geschrieben hat: Beschleunigungs- sowie Abbremsvorgänge werden immer weniger, wenn man langsamer fährt, daher ist das gesundheitlich unheimlich wirksam. Das ist alles ein Blödsinn. Kollege Valentin, ich schätze Sie wirklich, denn Sie sind an sich fachlich sehr gut, wir kennen uns, aber das hätten Sie sich sparen können. Das ist falsch. Die 50 Stundenkilometer bringen in Wien überhaupt nichts – wir werden morgen darüber diskutieren –, das ist wissenschaftlich eindeutig, vor allem stimmen Ihre Zahlen nicht. Sie haben nämlich alles zusammengerechnet aus der ganzen Verordnung. Sie haben nämlich die Fahrverbote, die LKW, Baumaschinen, Bagger, Heizöl und was immer aufgezählt und dazu noch 50 Stundenkilometer. Sie sind ja nicht auf die 50 Stundenkilometer eingegangen, und das mit Recht. Die ganze Verordnung ist in Ordnung, wenn Sie die 50 Stundenkilometer herausnehmen, denn die bringen nichts. Alles andere unterschreibe ich vollkommen, auch das, was gestern die Frau StRin Sima über diese Sauger gesagt hat. Sie ist jetzt nicht da, aber selbstverständlich werden diese Sauger bei den Gemeindebauten von der Hausbetreuungs GmbH der Stadt Wien, die zu 100 Prozent im Eigentum von Wiener Wohnen ist, noch immer benützt. Also sagen Sie nicht, die Stadt Wien benützt das alles nicht.

Herr Stadtrat! Wir können daher diesem Budget, weil sich ja alles so fortsetzt, nicht zustimmen. Ich sage Ihnen, die erste Auswirkung Ihrer Autofahrerpolitik hat die StRin Sima schon einstecken müssen. Sie wissen ja, Sie erinnern sich, bei der Abstimmung hat die StRin Sima ein sehr schwaches Ergebnis gehabt. Sie hat ja eine Stimme weniger gehabt als die SPÖ Mandatare hat, obwohl alle da waren. Das dürfte der einzig übriggebliebene Autofahrer gewesen sein, der Sie wahrscheinlich nicht mehr gewählt hat, vermute ich einmal. 

Herr Stadtrat! Die SPÖ und Sie sind nicht die Lösung der Verkehrspolitik, Sie sind das Problem. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl Ing Gretner. – Bitte schön.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Stadtplanung ist als Geschäftsgruppe im Budget zwar ziemlich knapp bemessen – da gibt es andere Budgetposten, die deutlich mehr an Mitteln zur Verfügung haben –, aber ich glaube, es ist uns allen klar, dass stadtplanerische Entscheidungen höchst relevante Entscheidungen für das Wiener Budget sind. Wenn man beispielsweise Siedlungen abseits von Entwicklungsachsen errichtet, kommt das die Allgemeinheit sehr teuer. Das heißt, Fehlentscheidungen in der Stadtplanung sind sehr budgetrelevant. 

Ich möchte deshalb an drei Projekte der Wiener Stadtplanung des letzten Jahres erinnern, um Ihnen ungefähr zu zeigen, wohin sich die SPÖ-Stadtplanung bewegt. 

Das erste ist der Beschluss des Stadtentwicklungsplans. Der ist hier auch schon ausführlich diskutiert worden. Ich möchte nur noch einmal grob unsere Kritik anbringen. Und zwar war das so, dass im Stadtentwicklungsplan irgendwie ein Brief ans Christkind, eine Wunschliste geschrieben wurde, wie man sich die Stadt vorstellt, aber mit keinem Satz erwähnt wurde, mit welchen konkreten Maßnahmen, Instrumenten, Förderungen diese Ziele erreicht werden wollen. 

Eine Lieblingsstelle möchte ich Ihnen zitieren. Im Zusammenhang mit dem Zielgebiet City, Weltkulturerbe, heißt es zum Beispiel, Attraktivierung durch Belebung. Was immer das heißen mag, wie immer man das erreichen will, ist offen. Ich meine, die entscheidende Frage wäre gewesen: Wie kommt man dorthin? Welche Instrumente braucht man? Sind die Instrumente, die die Stadtplanung zur Verfügung hat – also Flächenwidmungsplan, Bebauungsplan –, noch zeitgemäß, um auf die jetzige dynamische Entwicklung der Stadtplanung in Wien zu reagieren?

Ein großer Fehler war sicher auch, dass bei der Erstellung nicht geschäftsgruppenübergreifend diskutiert wurde. Es ist eigentlich ein Papier, das vor allem aus der Feder der MA 18 stammt, jedoch die Exekutive sozusagen, die MA 21, war schon viel weniger einbezogen, ganz zu schweigen von einer anderen Geschäftsgruppe, Wohnbau zum Beispiel, die Baupolizisten oder auch der Wohnfonds von Wien hätten sicher Interessantes beizutragen gehabt. Die Bodenpolitikthematik zum Beispiel, wie man eben Ziele erreichen kann, ist nicht einmal gestreift worden. 

Ein zweites großes Problem ist sicher auch, dass man Trends zwar kurz angerissen, aber die wirklich großen Probleme wie zum Beispiel die dynamische Entwicklung der Einkaufszentren eher verharmlost hat und sich irgendwie mit dem Satz begnügt hat, wir machen irgendwann ein überregionales Einzelhandelskonzept, ohne darauf hinzuweisen, wann genau das sein soll und mit welchen KollegInnen aus welchen anderen Bundesländern et cetera. 

Etwas, was ich auch für ganz besonders wichtig halte, ist die Bevölkerungsprognose für die innerstädtischen Bezirke, die von einem deutlichen Bevölkerungsrückgang spricht. Das ist auch sehr budgetrelevant, denn gerade in den innerstädtischen Bezirken gibt es gut ausgebaute Infrastruktur, öffentlichen Verkehr, Schulen, Kindergärten et cetera, aber man tut wenig bis gar nichts, um zu verhindern, dass die Menschen in die äußeren Bezirke beziehungsweise in das Stadtumland abwandern.

Die budgetrelevanteste Sache, bei der es total verabsäumt wurde, sie auch nur anzudiskutieren als eines der Instrumente, wäre der Planwertgewinn gewesen. Wir haben auf unsere Anregung, warum diskutieren wir nicht über die Instrumente, immer nur gehört, im STEP wird keine Instrumentendiskussion geführt. Keine Ahnung, warum, aber jedenfalls meine ich, dass das eine Chance gewesen wäre. Das müsste eigentlich auch den Finanzstadtrat sehr interessieren, dass man in anderen Städten, zum Beispiel in Deutschland, jahrelang schon mit so genannten städtebaulichen Verträgen arbeitet oder eben dem Planwertgewinn, wo Grundstückseigentümer, deren Grundstücke durch die Umwidmung aufgewertet werden, über Gesetze dazu angehalten werden, sich an den Infrastrukturkosten zu beteiligen. Das heißt, der Gewinn, den wir hier durch Umwidmung schaffen, wird besteuert, was aber wieder direkt dem Gebiet zugute kommt. 

In München beispielsweise werden Investoren die Herstellungskosten für Erschließungsanlagen oder auch für die soziale Infrastruktur angerechnet. Kosten für Gutachten, Wettbewerbskosten werden mitgetragen, oder es gibt auch eine Bindung an den sozialen Wohnungsbau. Dennoch ist es nicht so, dass deshalb alle Investoren von München davonlaufen und sagen, oh, wie schrecklich, wie wirtschaftsfeindlich, sondern da gibt es eine berechenbare Größe. Man weiß, worauf man sich einlässt, man weiß, dass man mindestens ein Drittel des Wertzuwachses behalten kann, und es herrscht Rechtssicherheit. 

Das wäre doch eine wirklich wichtige Maßnahme, dieses Instrument einzuführen, um Rechtssicherheit in der Stadt zu schaffen. Es gibt keine Antwort, warum diese Diskussion nicht einmal ernsthaft geführt wird in Wien.

Das zweite Thema, das letztes Jahr doch ziemlich stark war, waren diese Feierlichkeiten zu "100 Jahre Grüngürtel". Da möchte ich auch auf den Rechnungshofbericht verweisen, den wir morgen diskutieren werden. Da braucht man eigentlich nur zu zitieren: Bei der Ausgestaltung der Maßnahmen, die wir hier gemeinsam beschlossen haben, wurde maximal ein Viertel, beim Ankauf erst 8 Prozent und im Nordosten Wiens sogar erst 3 Prozent tatsächlich umgesetzt. Da frage ich mich dann schon: Wie ernst nehmen Sie sich und Ihre Beschlüsse selbst? Ich meine, die Beschlüsse müssen verbindlicher werden, so wie es auch der Rechnungshof in seiner Kritik anmerkt. Beispielsweise müsste man die Siedlungsgrenze, die im STEP nur eingezeichnet wurde, auch per Gesetz verordnen. 

Abschließen möchte ich noch mit dem dritten Thema, dem so genannten Architekturjahr 2005, das StR Schicker letztes Jahr plötzlich ausgerufen hat. Ich denke, wohl deshalb, weil er vor der Wahl die Unzufriedenheit vieler Planerinnen und Planer ein bisserl zu besänftigen versucht hat. Was war das Resultat dieses Architekturjahres? Es gibt jetzt eine Website, wo man Veranstaltungen einsehen kann. Es gibt einen Newsletter, den man zugesandt bekommt. Aber was man doch dazusagen muss, ist, dass die Veranstaltungen, die hier angekündigt werden und die sich die Stadt Wien somit auch auf ihre Fahnen schreibt, in keinster Weise unterstützt werden. Das hat schon großen Unmut bei den Institutionen und Vereinen erzeugt, die sich für Baukultur engagieren, die dann auch noch vereinnahmt werden und keine Unterstützung bekommen. 

Höhepunkt bisher – ich hätte fast vergessen, dass es das Architekturjahr gibt, hätte es nicht gestern dieses OTS gegeben – war dann noch diese Architekturdeklaration eine Woche vor der Wahl, die unter anderem beinhaltet, wie wichtig es ist, eine breite Diskussion über Planungskultur in Wien zu führen. Seit dieser Deklaration ist kein Wort mehr dazu gesagt worden. Es gibt auch überhaupt keine verbindlichen Beschlüsse, und auch diesmal scheint es nicht so zu sein, dass das passieren wird. 

Meine Schlussfolgerung: Wien braucht dringend eine Stadtplanung mit mehr Mut und Konsequenz, um unser Budget nicht durch weitere Fehlentscheidung nachhaltig zu schädigen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Das Budget gibt Anlass, nicht nur über die wahren Einnahmen der Stadt zu reden, nämlich diejenigen, die sie selbst einnimmt im eigenen Wirkungsbereich, und diejenigen, die sie im eigenen Wirkungsbereich ausgibt, sondern das Budget gibt auch Anlass, darüber nachzudenken: Wieviel erhält die Stadt vom Bund? Es lohnt sich, das einmal näher darzulegen, was die Stadt alles vom Bund bekommt und wieviel dieser in die Infrastruktur von Wien investiert. 

Die Infrastrukturinvestitionen des Bundes in den Jahren 2001 bis 2005, das heißt, in den letzten fünf Jahren, betrugen insgesamt 2 Milliarden EUR, die sich aufteilen wie folgt:

Bereich Schiene: Hier wurden in den vergangenen fünf Jahren insgesamt 1,5 Milliarden EUR investiert, und zwar konkret für den Ausbau der S7 Wien/Rennweg, für die Bahnhofsumbauten Wiener Westbahnhof im Kundenbereich; Wien-Nord, Umbau der Halle sowie der Gleis- und Bahnsteiganlagen; Wien-Jedlersdorf, ein nah-verkehrsgerechter Ausbau der Bahnsteige; Wien-Inzers-dorf, Umbau der Gleisanlagen; Wien-Leopoldau, nahver-kehrsgerechter Ausbau der Bahnsteige; Wien-Mitte, Er-richtung des Terminals für den City-Airport-Train. 

Weiters wurden im Bereich Schiene vom Bund noch folgende Anlagen revitalisiert: Stellwerksanlagen in Floridsdorf, Heiligenstadt, Süßenbrunn, Donaukai Bahnhof, Donauufer Bahnhof, Wien-Matzleinsdorf, Ostbahnhof und Westbahnhof. 

Weiters wurden Mittel für die Planung und Teilfertigstellung des Lainzer Tunnels aufgewendet.

Weiters wurden von Seiten des Bundes jährlich rund 0,73 Millionen EUR für Investitionen in die Wiener Lokalbahnen, sprich in die Badner Bahn, aufgewendet.

Last but not least wurden von Seiten des Bundes jährlich 109 Millionen EUR in den Ausbau der Wiener U-Bahn investiert. 

Im Bereich der Straße waren es für die Autobahnen und Schnellstraßen in den vergangenen fünf Jahren insgesamt 300 Millionen EUR, die investiert worden sind. 

Für ehemalige Bundesstraßen wurden rund 170 Mil-lionen EUR an das Land Wien direkt überwiesen. Diese Mittel wurden aufgewendet für die A2, Südautobahn, Generalsanierung zwischen Inzersdorf und der Landes-grenze zu Niederösterreich; für die A23, Verbreiterung des Knotens Prater bis Landstraße, Generalerneuerung der Praterhochstraße; für die A4 Simmeringer Haide, Deckenerneuerung, Schrägseilbrücke, Anschlussstelle Prater, Deckensanierung; für die A4, Leitschienentausch; für die A22, Verlängerung der Nordbrücke; für den Regionenring. – Das nur als kleiner Auszug für den Bereich Straße.

Im Bereich Wasser wurden in den vergangenen fünf Jahren rund 14 Millionen EUR von Seiten des Bundes aufgewendet. Wofür? Für den Hochwasserschutz in Wien, Entlastungsgerinne und Begleitmaßnahmen linkes und rechtes Donauufer, für Dammerrichtungen, die dort gemacht wurden, für die Grundwasserbewirtschaftung, für die Erhaltung der Neuen Donau und die betriebliche Instandhaltung dort. Für das Hochwasserschutztor Freudenau gibt es eine Förderungszusage für den Zeitraum 2005 bis 2007 über 7,25 Millionen EUR, davon für 2005 allein 1,5 Millionen EUR. 

Weiters wurden Mittel aufgewendet für die Donau-Hochwasserschutzkommission, und zwar in Form eines Beitrages des Bundes zur Erhaltung des Donaukanals, der Kaimauern, der Schleusen und des Wehrgebäudes Nußdorf.

Meine Damen und Herren! Diese Investitionen des Bundes in die Infrastruktur von Wien bedeuten, dass der Bund im Bereich der Schiene in Wien ein Drittel aller Aufwendungen tätigt, und das bedeutet im Bereich der Straße, dass in den vergangenen fünf Jahren rund 60 Prozent des Straßenbudgets in Wien vom Bund kommen. Im Jahr 2005 waren es insgesamt sogar 75 Prozent, die der Bund alleine für die Infrastrukturmaßnahmen Straße in Wien bezahlt hat. 

Meine Damen und Herren! Wenn der Bund in Wien nicht so viel investieren würde für die Infrastruktur, wäre Wien eine Kleinstadt. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Das endet natürlich in dem Satz: Das ist die Leistung des Bundes für Wien, weil Wien dem Bund wichtig ist und weil Wien den Bund aushungert und nicht umgekehrt. (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Andreas Schieder: Das ist kein Geschenk des Bundes! Das ist eine Aufwendung, die der Bund Wien genauso wie ganz Österreich schuldig ist! )
Das ist der Punkt. Weil Sie Geschenke bekommen, die Sie in Wirklichkeit als Stadtregierung gar nicht verdienen würden, aber die Menschen dieser Stadt verdienen es, und die brauchen nicht die politische Auseinandersetzung, die Sie da immer haben wollen, sondern die brauchen die Förderungen des Bundes. Und dafür sind wir da und leider nicht Sie. (Beifall bei der ÖVP.)
Der Bereich Verkehr war Ihnen in der letzten Regierungserklärung nämlich eine ganze Seite wert. Das ist das, was dem Bürgermeister an Erklärungen zum ganzen Bereich Verkehr eingefallen ist. (Der Redner hält ein Blatt Papier in die Höhe.) Es gibt kein Regierungsprogramm mehr zum Bereich Verkehr, wie es auch für andere Kapitel kein Regierungsprogramm gibt. Sie haben es sich sehr einfach gemacht. Sie sagen einfach, Sie machen alles so wie in den vergangenen Jahren, und haben dabei vergessen, welche Ziele sie sich selbst gesetzt haben. 

Sie haben sich das Ziel gesetzt, dass die U-Bahn schneller ausgebaut werden soll. Was ist die Tatsache? Wir müssen heute daran zweifeln, dass die U-Bahn rechtzeitig bis zur EM 2008 ausgebaut werden wird, nämlich die U2. 

Sie haben sich vorgenommen, dass Sie nicht nur die U-Bahnen schneller ausbauen, sondern dass Sie auch die S-Bahnen stärker ausbauen, dass Sie die Straßenbahnen stärker ausbauen. Was ist die Tatsache? Wir haben in der vergangenen Periode eineinhalb Jahre da-rauf gewartet, dass Sie einen Verkehrsdienstevertrag mit dem Bund abschließen, und ich möchte Sie jetzt bereits daran erinnern: Vergessen Sie nicht, der nächste ist bald wieder abzuschließen. Denken Sie daran, dass Sie in die nächsten Verhandlungen gehen und dass Sie enorm und gut und viel für die Wiener Infrastruktur investieren und nicht nur einen Satz sagen: Der Bund soll alles zahlen, Sie sind nicht dafür verantwortlich. 

Nein, Wien ist dafür verantwortlich zu geteilten Händen, und es ist schön, wenn der Bund im Bereich der Straße im Jahr 2005 sogar 75 Prozent und nicht nur 50 Prozent investiert hat. Aber vergessen Sie nicht, auch Ihren Beitrag zu leisten. Es ist notwendig für die Infrastruktur dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Sie haben in der letzten Periode bereits erklärt und haben es sich diesmal wieder zum Ziel gesetzt, Wien zur Stadt der kurzen Wege zu machen. Doch die letzte Periode und die Anklänge hier zeigen uns eher, dass Sie nicht eine Stadt der kurzen Wege machen, sondern dass Sie mit den Plänen, die Sie ausgearbeitet haben, und dem, was Sie in der Praxis bewirkt haben, Wien zur Stadt der unendlichen Studien und langer Stauzeiten gemacht haben. Das ist nicht das, was sich die Wienerinnen und Wiener wünschen.

Meine Damen und Herren! Eine Seite haben Sie für den Verkehr in Wien übrig, wovon die Hälfte ungefähr Lob ist, das an die eigene Adresse gerichtet ist, während fast die ganze andere Hälfte einfach eine Fortführung alter Projekte zum Ausdruck bringt. Konkrete Projekte lassen sich bis auf ein paar U-Bahn-Verlängerungen, nämlich die U2-Verlängerung Richtung Norden bis zum Flugfeld Aspern, die U1-Verlängerung nach Rothneusiedl und die U2-Verlängerung zum Karlsplatz, nicht ausfindig machen.

Insbesondere vermisse ich hier Ausführungen zur Verdichtung des Straßenbahnnetzes, insbesondere vermisse ich Verdichtungen im Intervallnetz, nicht nur bei den Straßenbahnen, sondern auch bei den Autobussen der Stadt Wien, ebenso vermisse ich Ausbauten im Bereich der U-Bahn, nämlich in der Intervallverdichtung, und vor allem vermisse ich den Vorschlag der Wiener ÖVP, der Ihnen wirklich die Chance gäbe, den Modal-Split zu erreichen, den Sie sich seit zehn Jahren vornehmen, den Modal-Split zu einer Verbesserung des Verhältnisses motorisierter Individualverkehr zum öffentlichen Verkehr so zu verbessern. Das erreichen Sie nämlich nur, wen Sie eine Intervallverdichtung machen, wie wir es vorgeschlagen haben. Zwei Minuten für die U-Bahnen, drei Minuten für die Straßenbahnen und vier Minuten für die Autobusse im dichten Früh- und Abendverkehr – das muss das Ziel sein für die Stadt Wien, dann schaffen Sie es auch, zu den entsprechenden Umsteigerelationen zu kommen und gleichzeitig die Bevölkerung dazu zu bringen, dass der Umstieg auch vollzogen wird.

Meine Damen und Herren! Der öffentliche Personen- und Nahverkehr in Wien muss verbessert werden, und Sie müssen seitens der Stadt auch in die Verhandlungen einsteigen. Es ist Ihre Aufgabe – und ich erwarte mir das auch von Ihnen –, dass Sie in die Verhandlungen des Bundes für ein neues ÖPNV-Gesetz im Jänner auch wirklich einsteigen und dass Sie sich nicht nur hier herausstellen und kritisieren, wie die Verhandlungen sind oder dass sie nicht geführt werden. Es liegt an Ihnen, diese Verhandlungen aufzunehmen, so wie es an Ihnen liegt, auch die Verhandlungen für die Finanzierung der U-Bahnen aufzunehmen. Sie müssen in das Finanzministerium marschieren, Sie müssen zum Finanzminister gehen und ihm sagen, was Sie noch ganz konkret brauchen. Der Bund hat Ihnen zugesichert, jedes Jahr 109 Millionen EUR für die U-Bahn zu finanzieren. Es liegt an Ihnen, sie abzurufen. Mit Nichtstun wird es nicht besser. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Ich habe einen Forderungskatalog dessen, was ich mir für den Voranschlag 2006 eigentlich erwarten würde, so wie ich es mir vorstellen könnte, dass man in einer Regierungserklärung auch darauf einginge, was man alles im Jahr 2006 macht. Ich glaube, es wäre notwendig, hier den Schritt zu setzen, einmal ein bisschen aufs Gas zu steigen, auch wenn Sie auf Tempo 50 reduzieren, aber bei Ihrem Reformtempo sollten Sie mehr Gas geben. (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist eine Verbesserung der Sicherheitssituation bei den Wiener Linien erforderlich, insbesondere auf den U-Bahn-Linien, es gehören die Intervalle verdichtet, es gehört die U-Bahn nach Auhof und nach Rothneusiedl verlängert, es bedarf einer Verbesserung der Erschließung der Stadtteile jenseits der Donau, der Stadtrandgebiete, es gehören die großen Bahnhofsprojekte auf Schiene gebracht. 

Es ist notwendig eine Garantie für eine Verlängerung der U2 zur Europameisterschaft zu haben. 

Es ist notwendig, dass Ersatzverkehre bei der Sperre von U-Bahn-Stationen und bei Wartungsarbeiten gegeben sind. 

Es ist notwendig, dass in der Parkraumbewirtschaftung ein Stopp des Abzockens gegeben ist, insbesondere, was das Beispiel um die Stadthalle betrifft. 

Es ist notwendig, dass sie endlich die Nachtfahrtparkplätze umsetzen. 

Es ist notwendig, dass das Herunterfördern von bestehenden Parkplätzen in Parkgaragen zu Bürgergaragenplätzen endlich ein Ende findet und stattdessen ausreichend Parkplätze zur Verfügung gestellt werden. 

Es ist notwendig, dass das Volksgaragenausbauprogramm forciert und umgesetzt wird. 

Es ist notwendig, dass die Park and Ride-Anlagen nicht nur in einem Regierungsprogramm stehen, sondern konkret ausgeführt werden. 

Es ist notwendig, dass Sammelladezonen für Geschäftsleute errichtet werden. 

Es ist notwendig, dass alle Halte- und Ladezonen auf ihre Plausibilität und Notwendigkeit durchforstet und vielleicht neue errichtet werden. 

Es ist notwendig, dass die Lärmschutzmaßnahmen verstärkt werden.

Es ist notwendig, dass Sie Gas geben bei der Nordostumfahrung.

Es ist notwendig, dass Sie die Fußgängeroffensive, die Sie angekündigt haben, auch ernst nehmen und Gehsteigbreiten sicherstellen. 

Es ist notwendig, dass der Fahrradverkehr sicherer wird.

Es ist notwendig, dass Sie die Tempo 50-Verordnung zurücknehmen. 

Es ist notwendig, dass Sie einen Radwegschluss im Wiental planen. 

Es ist notwendig, dass Sie weiterhin Wohnstraßen in sensiblen Gebieten sicherstellen. 

Es ist notwendig, dass Sie die alternative Fahrzeugtechnologie in Wien fördern. 

Es ist notwendig, dass Sie das Baustellenmanagement verbessern, insbesondere das Einbautenmanagement, und damit sicherstellen, dass nicht alle drei Monate oder alle sechs Monate derselbe Straßenzug mehrmals aufgegraben wird. 

Es ist notwendig, dass eine Ankaufspolitik bei den Ampeln und bei vielen anderen Ausschreibungen verbessert wird, sodass Sie sich nicht länger den Vorwurf machen lassen müssen, dass Sie eine Oligopolausschreibung haben. 

Es ist notwendig, dass Busspuren für die Motorräder nicht nur beispielhaft, sondern generell geöffnet werden. 

Es ist notwendig, dass die mehr für die Sicherheit der einspurigen Verkehrsteilnehmer in Wien machen. 

Es ist notwendig, dass Sie den Wirtschaftsverkehr in Wien fördern, indem Sie Logistikzentren errichten. 

Es ist notwendig, dass Sie das EU-Projekt für Paketdienste endlich realisieren. 

Es ist notwendig, dass Gefahrenguttransporte endlich besser kontrolliert werden. 

Es ist notwendig, dass Sie den Umstieg auf den Donautransport fördern. 

Es ist notwendig, dass Sie den Anschluss an das Transeuropäische Netzwerk garantieren. 

Es ist notwendig, dass Sie die Flughafenverbindung ausbauen. 

Es ist notwendig, dass Sie rasche Verbindungen nach Preßburg – noch mehr als die ÖBB das nun bereits gefordert und gemacht hat – auch durchsetzen. 

Es ist notwendig, meine Damen und Herren, dass die 50 km/h umgehend rückgängig gemacht werden, weil es viel, viel bessere Maßnahmen gäbe, um dasselbe Ziel zu erreichen. 

Im Detail gehe ich darauf morgen im Rahmen der Dringlichen ein und bringe deshalb hier in diesem Zusammenhang nun diesen Beschlussantrag ein, dass sich der Gemeinderat dafür ausspricht, dass demnächst in Kraft tretende Bestimmungen der Verordnung über ein generelles Tempolimit von 50 km/h auf allen Straßen außer auf Schnellstraßen und Autobahnen Wiens aufgehoben werden sollen.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Schieder. Ich erteile es ihm.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das Kapitel Stadtentwicklung und Verkehr umfasst zwei wichtige Bereiche unserer Stadt.

Zuerst einmal vielleicht zum Bereich Stadtentwicklung. Die Stadtentwicklung ist jener Bereich, der die Grundlage schafft für die Positionierung der Stadt Wien sowohl in der Region, in der Vienna Region, als auch in der Europaregion CENTROPE, nämlich die Positionierung als wirtschaftliches, kulturelles, geistiges und auch wissenschaftliches Zentrum, das es jetzt schon ist. Es sind aber keine Zustände, die vom Himmel fallen, sondern sie haben mit langfristigen Grundlagenentscheidungen zu tun, wie sie eben in der Stadtentwicklung getroffen werden.

Die Stadtentwicklung sorgt in Wien erfolgreich dafür, dass wir eine integrierte Stadt haben, eine Stadt der hohen Lebensqualität, mit einer hohen sozialen Durchmischung hinsichtlich aller Faktoren, sowohl der Einkommens- und Gesellschaftsschichten als auch in baulicher Hinsicht, mit einem hohen Grünanteil, mit einer hohen Parkdurchmischung und auch mit einer guten, flächendeckenden, leistbaren, hochqualitativen und mit kurzen Intervallen ausgestatteten Verkehrsverbindung.

Stadtentwicklung in Wien heißt aber auch schon seit Jahren, dass es eine geschlechtsspezifische Betrachtungsweise dieser Politik gibt, sodass Gender Main-streaming und Gender Budgeting eigentlich im Bereich der Stadtentwicklung schon seit Jahren selbstverständ-licher Bestandteil sind, wie man ja auch am Stadtentwicklungsplan 05 und am Masterplan im Detail nachvollziehen kann. 

Der Stadtentwicklungsplan 05, den wir uns erst kürzlich gegeben haben als Stadt Wien, definiert die Politikfelder für die nächsten Jahre, definiert 13 Zielgebiete mit den Entwicklungsschwerpunkten für diese Stadt. Dazu gehören das Wiental und der Gürtel als traditionelle Stadtachsen, auch als Achsen zwischen Altem und Neuem. Sie gehen auch ein zum Beispiel auf die Frage des Weltkulturerbes, den Schutz unseres baulichen Erbes, allerdings auch in einer Definition des Schutzes vom baulichen Erbe, dass wir sagen, wir wollen auch eine lebendige, moderne Stadt ermöglichen und wir wollen auch in dieser Stadt ermöglichen, dass es eine eigenständige Architektur der Gegenwart, der Zukunft des 21. Jahrhunderts gibt. Wir wollen das nicht nur zulassen, sondern auch ganz bewusst fördern unter dem Leitbegriff, dass wir hohe international beachtliche Qualität in dieser Stadt schaffen, und auch hier wiederum unser integrativer Ansatz, hohe architektonische Qualität in allen Bereichen von Betriebsanlagen, Bau in verschiedenster Weise, vom öffentlichen Verkehrsanlagenbau bis hin zum sozialen, leistbaren Wohnbau.

Architektur ist für uns Sozialdemokraten eben auch gebaute Kunst, und wir wollen ganz bewusst nicht nur die renommierten, existierenden, alteingesessenen Architekturbüros beschäftigen, sondern auch der Jugend eine Chance geben und junge Architekten fördern.

Es ist aber auch die Aufgabe des Architekturjahres gewesen, nicht nur im Bereich der aktiven Politik, sondern auch im Bereich der Vermittlung aktiv zu sein. So hat es gerade das Architekturjahr ja sehr stark auch mit sich gebracht, dass es niederschwellige Vermittlungsansätze gegeben hat in der Serie im Fernsehen, in "Wien heute", in verschiedensten Tageszeitungen, durch Fahrten, durch verschiedenste Diskussions- und Informationsveranstaltungen, mit niederschwelligem, aber auch hochkarätigem Ansatz, mit Berichten. Und so glaube ich, dass das Architekturjahr auch in Form der Architekturdeklaration ein sehr erfolgreiches war, und ich halte es für sehr richtig, was auch vorgesehen ist im Regierungsprogramm, was der Herr Stadtrat ja auch angekündigt hat, dass 2006 dieser Architekturschwerpunkt fortgesetzt wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein weiterer Bereich dieser Schwerpunkte, wo ich nicht auf alle näher darauf eingehen werde, einen Teil wird auch die Kollegin noch übernehmen, ist der Donaukanal, jener Bereich, jene Wasserkante zwischen der Altstadt und dem 2. und dem 20. Bezirk und Teilen auch des 3., des 19., des 18. und des 9. Bezirkes vor allem, ihn als pulsierende Ader des urbanen Lebens zu etablieren. Und hier gibt es ja einige Projekte, die sogar schon ansehnlich und in Fertigstellung sind, wie das Zaha-Hadid-Projekt, wie die Summerstage, aber auch neue Projekte, wie zum Beispiel die erste U-Bahn-Station, die unterhalb eines fließenden Gewässers angesiedelt ist, der Flex Pavillon, die Kaffeerösterei in dem historischen Gebäude, ein Wellness-Schiff soll kommen, die ADRIAWIEN gibt es ja schon, mit dem MS Supermirror soll auch ein eigener Kulturschwerpunkt, ein Kulturschiff etabliert werden, die "Strandbar Herrmann" zählt dazu und auch das Badeschiff. Der Donaukanal soll aber auch eine Aufwertung erfahren, indem die Blue Danube DDSG in Zukunft vom Donaukanal eine Schiffsverbindung, ähnlich einer bestehenden Busverbindung, nach Bratislava beziehungsweise von Bratislava nach Wien errichtet.

Weitere Gebiete sind zum Beispiel die klassischen Entwicklungsgebiete Floridsdorf und Donaustadt, die U1-Verlängerung, die U2-Verlängerung, das Flugfeld Aspern, die Siemens-City, die Praterachse, die Waterfront, der Erdberger Mais oder aber auch zum Beispiel der Bahnhof Wien-Europa Mitte, der beides ist, nämlich sowohl ein wichtiger Impuls für die Stadtentwicklung, gerade im Bereich 10. Bezirk, als auch für den 3. und 4. Bezirk, der die Chance für die Stadtentwicklung bietet, aber natürlich auch für die Verkehrsachsen und die Verkehrswege in dieser Stadt sehr wichtig ist. Das haben wir ja auch schon sehr oft hier diskutiert, und wir sind sehr froh, dass jetzt damit begonnen wird.

Ich möchte aber in dem Zusammenhang schon auch daran erinnern, dass uns als Vertreter dieser Stadt daran gelegen ist, dass viele andere Bahnhofbereiche und Bahnhofsanierungen zügig vorangehen. Der Praterstern ist zum Glück schon in Arbeit, und es gibt auch schon einen sehr merkbaren Fortschritt dort. Aber ich möchte schon auch erwähnen: Wenn der Bund, wie der Kollege Gerstl das sieht, sein glorreiches Füllhorn permanent, vor allem im Schienenbereich, über die Stadt ausschüttet, sollte er endlich einmal aufwachen und den Bahnhof Hütteldorf bearbeiten, weil der verkommt inzwischen ja schon in eine desolate, unanständige, manchmal schon grausliche Situation. Der Bahnhof Penzing gehört hier ebenso dazu, und auch beim Westbahnhof erhoffe ich mir, dass sehr bald der Eigentümer, nämlich die Österreichischen Bundesbahnen, und deren Eigentümer, nämlich die Republik Österreich und der Bund, hier endlich einmal aktiv werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich habe hier mit herausgenommen das Regierungsprogramm der Regierung und habe gedacht, vielleicht habe ich mich geirrt, aber ich habe gesehen, was Sie hier mitgehabt haben als einseitige Erklärung zum Thema Verkehr. Das dürfte eine Rathauskorrespondenz-Meldung gewesen sein. Ich zähle hier ganze fünf Seiten zum Thema "Ein intelligentes Verkehrsangebot", was die Überschrift dieses Verkehrskapitels der Regierungserklärung betrifft, und auch daran sieht man schon: Eins zu fünf ist das Verhältnis in der Verkehrspolitik anscheinend zwischen dem, was Sie sehen, und dem, was wir glücklicherweise umsetzen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Eins zu fünf ist aber auch das Verhältnis des Stimmanteiles. Die beiden Parteien der Bundesregierung haben ja bei den letzten Wiener Wahlen nicht einmal 20 Prozent der Wiener Wähler auf sich vereinigen können. Das heißt, nur jeder fünfte Wiener Wähler findet, dass die Bundesregierung hier so Gutes für Wien tut. 80 Prozent der Wiener Wähler sehen das anders.

Der Masterplan Verkehr ist ein Schwerpunkt, nämlich ihn umzusetzen und weiter fortzusetzen, die Reduzierung des Individualverkehrs von 35 auf 25 Prozent, die Anhebung des öffentlichen Personennahverkehrs auf 40 Prozent, des Radverkehrs auf 8 Prozent bis 2010, die anderen Maßnahmen bis 2020, und auch die Erhöhung des öffentlichen Personennahverkehrsanteiles für Pendlerinnen und Pendler auf 50 Prozent, auch zum Beispiel durch die Umsetzung von Park and Ride-Anlagen und alles das.

Wir haben hier eine hervorragende Ausgangssituation in Wien. Wir arbeiten auch sehr intensiv daran weiter, und die Schwerpunkte, die wir setzen, oder die Gedanken, die dem zugrunde liegen, sind zwei:

Das eine ist die Verkehrssicherheit. Wir wollen bis 2020 50 Prozent der Verkehrsunfälle reduzieren. Wir haben eine Vision Zero, das heißt, wir haben die Vision, dass kein Mensch in Wien an einem Verkehrsunfall sterben soll. Das lässt sich natürlich nicht nur durch die Politik bewirken, aber es ist die Leitschnur unseres politischen Handelns. 

Und der zweite Aspekt ist ganz klar der Umweltaspekt. Wir wollen vermeidbare Verkehre, vor allem vermeidbare Autoverkehre reduzieren und die Leute zum Umsteigen bewegen, und wir wollen den Anteil am öffentlichen Personennahverkehr erhöhen.

Zum Umweltkapitel oder zum Bereich Umweltaspekt in der Verkehrspolitik auch noch zu der 50 km/h-Frage ein paar kurze Anmerkungen. Es sind ja hier Maßnahmen, die die Bundesländer nach einem Gesetz, nämlich dem IGL, also dem Immissionsgesetz Luft, zu erlassen haben und erlassen haben, auch deshalb, weil in Wien ja die Feinstaubdebatte der letzten Jahre gezeigt hat, dass es hier Maßnahmen gibt. Wir wissen auch, dass am Feinstaub in Wien Wien allein nicht schuld ist, sondern ja hier Immissionen und Emissionen sind. 

Nichtsdestotrotz hat das Land Wien hier zwei Maßnahmenpakete erlassen, um die Luftqualität zu verbessern, mit einer breiten Palette. Und breite Palette heißt Industriebereich, heißt Partikelfilter für Baumaschinen, wobei ich hier anmerken muss, ich würde mir wünschen, dass die Straßenverkehrsordnung auch einmal greift. In vielen Bereichen gibt es ja Fahrzeuge, die nicht einmal die jährliche Pickerlüberprüfung brauchen und hier ein Schadstoffausstoß ermöglicht wird, der auch einmal bundesgesetzlich verringert gehört. 

Wir haben auch ein Verbot von Heizöl leicht in Betriebsanlagen, eine Verbesserung im Winterdienst, aber auch natürlich im Bereich Verkehr erlassen, und hiezu gehört eben auch diese 50 km/h-Maßnahme. Unser Ziel ist es, 113 t Feinstaub pro Jahr einzusparen. Unser Ziel ist es, 805 t Stickoxide und Vorläufersubstanzen einzusparen. Und was uns auch nicht stört: Durch eine solche Maßnahme profitiert auch die Verkehrssicherheit. Es ist natürlich so, dass die Sicherheit und der Verkehrsfluss hier profitieren und sich auch die lärmgeplagten Bewohner vieler dieser Strecken, zum Beispiel auf der Hadikgasse, seit gestern freuen über die Entlastung, die sie schon seit Jahren wollen. Und sie spüren dies auch, weil allein durch diese Reduzierung um die 20 km/h vier Dezibel Lärm eingespart werden können und sich auch hier eine messbare und spürbare und auch akzeptierte Verbesserung für die Bevölkerung ergeben hat. 

Eines sei hier auch noch erwähnt: Staatssekretär Mainoni, der bisher ja sonst eh nicht aufgefallen ist, hat es genial geschafft, auch einmal Bekanntheit zu erlangen, aber mit dem 160-Ansatz, wie verrückt überall herumzurasen und das zu ermöglichen und das auch noch für Wien anzudenken, schafft man nur zwei Dinge: Eine erhöhte Verkehrsunsicherheit und eine höhere Belastung der Luft und der Umwelt. Beides wollen wir nicht. Wir gehen einen vernünftigen Weg und auch einen Weg, der für die Menschen gut ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Ich erteile es ihm.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Werter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Sie wünschen, wir widmen. Das war das Resümee der U-Kommission zum Wiener Flächenwidmungsskandal, der im Jahr 2003 stattgefunden hat. Es war natürlich nicht das offizielle Resümee von SPÖ und ÖVP. Die haben einen Mehrheitsbericht verfasst am Schluss, haben klugerweise aus ihrer Sicht keinen Minderheitenbericht zugelassen, der wäre etwas anders ausgefallen. 

Sie wünschen, wir widmen hat sich aber der einfache Bürger gedacht, der politisch Interessierte, der Mann von der Straße, der das politische Geschehen in den letzten Jahren in Wien verfolgt hat und diesen Skandal, wie man ihn wohl oder übel bezeichnen muss, verfolgt hat. 

Der Mehrheitsbericht hat schlussendlich so ausgesehen: Es hat nie Mauscheleien gegeben bei Flächenwidmungen. Es gibt auch keine Absprachen mit roten und schwarzen Wohnbauträgern, und es wird auch in Zukunft keine Absprachen geben und keine Vorfälle bei Flächenwidmungen, auf die das Wort dubios zutrifft wie kein zweites. 

Und es hat natürlich auch keine politische Verantwortung gegeben, es hat keine politische Einflussnahme gegeben, weder vom StR Swoboda noch vom glücklosen Ex-VP-Planungsstadtrat Görg. StR Schicker ist in diesem Fall etwas außer obligo. Er ist erst später ans Ruder gekommen. Aber diese Schlussfolgerungen von SPÖ und ÖVP – und da möchte ich kurz die Tante Jolesch bemühen – sind so falsch, dass nicht einmal das Gegenteil davon stimmt. Das Gegenteil davon würde nämlich bedeuten, dass es bei den Flächenwidmungen in den Planungsabteilungen immer Mauscheleien gibt, dass immer etwas falsch läuft. Das ist natürlich nicht der Fall. Der Löwenanteil der Beamten, fast durchwegs, möchte ich sagen, macht seine Arbeit korrekt und gut, aber schlussendlich sind sie alle nur Diener ihrer Herren, und wer die Herren hier im Haus sind, in Wien, wissen wir leider nur allzu gut. 

Aber wenn man sich die Aussagen in der Kommission noch einmal vor Augen führt – ich bin damals mit der Sabine Gretner, die im Moment nicht hier ist, als so genannter fachkundiger Mitarbeiter auch in der Kommission gesessen –, wer diese Aussagen gehört hat, die waren teilweise wirklich haarsträubend, der weiß ganz genau, dass es einen Skandal gegeben hat, dass es Mauscheleien gegeben hat, dass es Einflussnahmen, ganz massive Einflussnahmen roter und schwarzer Wohnbauträger gegeben hat und dass es natürlich politisch Verantwortliche gegeben hat, die dagegen nichts unternommen haben oder diese Umtriebe, möchte ich fast sagen, auch noch tatkräftig unterstützt haben. 

Ich möchte hier zwei Aussagen beispielhaft anführen, aus denen man ersehen kann, wie sich in der Kommission teilweise die Balken gebogen haben.

Die eine Aussage war – das Balkenbiegen möchte ich für die nächste dann heranziehen – vom damaligen Planungsstadtrat Görg, damaligen nicht mehr, er hat nachher, nach seiner Amtszeit, aussagen müssen oder aussagen dürfen. Er hat gesagt: Bei seinem Amtsantritt ist er vor einem anderen hohen Beamten gewarnt worden, dem Leiter einer Planungsabteilung. Ihm ist gesagt worden, wörtlich: „Vorsicht, Herr Planungsstadtrat! Der Mann hat Nehmerqualitäten!" Dieser Mann hat aber nie geboxt. Was gemeint war mit den Nehmerqualitäten, kann sich jeder ausrechnen. Der StR Görg ist zwar gewarnt worden, er war aber letztendlich zu schwach, um gegen diese Sachen vorzugehen und diesen Sachen, diesen Missständen, entschlossen entgegenzutreten. Er hat schlussendlich bei diesem üblen Spiel mitgemacht, und das ist wirklich zu verurteilen, meine Damen und Herren von der ÖVP. Sie waren damals auch dabei! (Beifall bei der FPÖ.)

Die zweite Aussage, und da wird es dann wirklich krass. Es hat bei einer dieser Fälle, die untersucht worden sind, ein Dienstmemorandum gegeben einer Leiterin einer Abteilung, der MA 18, das sich dann im Akt wiedergefunden hat, und sie hat darin an einen Mitarbeiter, an ihren Stellvertreter, geschrieben, der sie bei einer wichtigen Sitzung, bei der entscheidenden Sitzung vertreten musste. Ich möchte das wörtlich zitieren: „Auch wenn es uns nicht passt, das Ding ist gelaufen. Mit Hollein wurde vorweg gesprochen." Sie hat ihren Stellvertreter weiters angewiesen, keinen Widerstand gegen die Baulandwidmung zu leisten. 

Sie ist dann in der U-Kommission auf diese Aussage, auf dieses Dienstmemo angesprochen worden, hat darauf geantwortet, sie war damals emotional erregt, sie ist in die Kindersprache verfallen, und wenn sie gesagt hat, auch wenn es uns nicht gefällt, hat sie eigentlich damit gemeint, wenn es Ihnen nicht gefällt. Also Ihnen. Sie hatte ihren Stellvertreter damit gemeint und hat dann in der Kindersprache gemeint: Auch wenn es uns nicht gefällt, das musst du jetzt machen. 

Das hat sie allen Ernstes vor der Kommission behauptet, und darum habe ich vorher gesagt, manchmal haben sich die Balken wirklich gebogen. Diese Aussage war kühn bis frech. Aber bewundert habe ich eines dabei: Die sozialistische Fraktion, vor allem den Kollegen Deutsch, der dann immer wieder sich herstellen und ohne rot zu werden diese Sachen als glaubwürdig darstellen musste. Er hat keine Miene verzogen, er hat praktisch eine gute Miene zum bösen Spiel gemacht. Er hat damit zwar der SPÖ einen guten Dienst erwiesen, aber der Wahrheit und der Demokratie hat er wahrlich einen schlechten Dienst damit erwiesen. (Beifall bei der FPÖ.)
Und darum war jedem, der in dieser Kommission gesessen ist, und auch dem politisch interessierten Beobachter klar, dass einiges im Argen liegt bei der Flächenwidmung der Stadt Wien und dass die Verantwortlichen nicht hier sitzen, hier im Raum. Es ist nicht der Planungsstadtrat, es ist auch nicht der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr, es ist nämlich der Bürgermeister. Die wahren Verantwortlichen sind die roten und schwarzen Wohnbauträger, das sind Leute mit Geld im Hintergrund und die bestimmen. Das ist das Traurige daran, weil der StR Schicker könnte es besser als gelernter Raumplaner, glaube ich, er könnte es besser, er darf nur nicht. Genauso der Kollege Schieder als neuer Vorsitzender des Planungsausschusses. Er wird in den nächsten Jahren sicherlich das zeigen können, was er wirklich drauf hat, nur wird er ein reiner Erfüllungsgehilfe sein der Männer mit Geld, der Frauen mit Geld, der roten und schwarzen Wohnbauträger. 

Und das ist eigentlich das Verwerfliche daran und darum appelliere ich an den Stadtrat, an den Kollegen Schieder: Befreien Sie sich vom Joch der roten und schwarzen Wohnbauträger! Nehmen Sie die Zügel endlich selbst in die Hand und machen Sie Politik im Interesse der Bürger und nicht im Interesse des Mammons! (Beifall bei der FPÖ.)

Warum sage ich das jetzt hier und heute bei der Budgetdebatte? Sie werden sagen, das ist schon zwei Jahre her. Aber das System SPÖ hört nicht auf. Dieses System geht weiter, auch im Bereich der Flächenwidmung weiter, leider. 

Ich möchte das an einem kleineren Beispiel im Bezirk darlegen, wieder aus der Donaustadt. Da gibt es die Firma Glorit. Die ist im Jahr 1992 schon einmal in die Insolvenz geschlittert, hat dann nachher wieder nach einigen Jahren frisch begonnen und baut jetzt an allen Ecken und Enden des Bezirkes, Reihenhäuser, Einfamilienhäuser, Doppelhäuser. Die schauen alle miteinander gleich aus. (Zwischenruf von GR Karl Dampier.) Die schauen miteinander gleich aus, sind alle gelb, hie und da rutscht einmal ein blaues rein. Die haben alle genau das gleiche Dachl. Es ist echt fad. An allen unmöglichen Stellen und möglichen Stellen des Bezirkes werden diese Häuser hinbetoniert. Die bekommen überall die Baugenehmigungen.

Und eine Baugenehmigung und die dazu passende Flächenwidmung war besonders interessant: Das war am Schilfweg, und zwar ist eine Flächenwidmung gemacht für eine Fläche von schätzungsweise 5 000 m², extrem klein. Da sind dann hingepflastert worden von der Firma Glorit sechs Häuser, die sind hingepfercht worden, die haben mit Ach und Krach dort Platz gehabt. Das war ein Paradebeispiel einer Anlasswidmung, einer Anlassbaugenehmigung. Die Leute schauen sich gegenseitig ins Kuchlfenster rein. Aber nicht nur das, das ist ihre eigene Entscheidung, wenn sie sich dort ein Haus nehmen. Aber es sind dort gefährliche Situationen entstanden. Es liegt an einer vielbefahrenen Strecke, der Schilfweg ist leider oder Gott sei Dank, wie man es halt nimmt, ein Zubringer zum Biberhaufenweg, damit ein Zubringer zur A22 und zur Südosttangente. Dort fahren jeden Tag sehr viele Leute, vor allem zu den Verkehrsspitzen. Und der eine Garten, der direkt an die Straße angebaut worden ist, hat dort das zweifelhafte Vergnügen gehabt – bis jetzt noch nicht gehabt, Gott sei Dank, man hat jetzt eine massive Betonbaumauer hingestellt, wenn dort einmal ein LKW oder ein PKW nur leicht die Kontrolle verloren hätte und ins Rutschen gekommen wäre, wäre der nicht nur im Garten, nicht nur auf der Terrasse, sondern gleich im Wohnzimmer gestanden, so nahe ist an die Straße gebaut worden. Das war das klassische Beispiel einer Anlasswidmung, damit die Firma Glorit möglichst viel Geld dort scheffeln kann, und diese Sachen waren augenscheinlich.

Wir haben dagegen protestiert, die Bevölkerung hat dagegen protestiert. Jetzt ist sogar die Einbahn dort umgedreht worden. Eine Einbahnregelung, die genau wegen dieser Verkehrsproblematik gemacht worden ist, musste nachher, nach Protesten aus der Bevölkerung, unterstützt von uns, wieder aufgehoben werden. 

Ich möchte damit sagen: Das System SPÖ, das solche Anlasswidmungen nach wie vor möglich macht und massiv betreibt, dieses System SPÖ in der Stadtplanung muss endlich der Vergangenheit angehören, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 
Wenn wir schon bei den Widmungen sind, bevor das Flugfeld Aspern angesprochen worden ist: Dort werden in nächster Zeit, wenn der Masterplan einmal fertiggestellt ist, viele Widmungen notwendig werden. Das ist ein großes Gebiet, allerdings nicht so groß, dass man gleich zwei Entwicklungsgesellschaften dafür aus dem Boden stampfen müsste, Nord und Süd. Mich hat es nur gewundert, dass nicht Ost und West oder Westnordwest auch noch gemacht worden ist. Da hätte man noch mehr Posten, Büros und vielleicht ein paar schwarze Einsprengsel schaffen können. So groß ist das Gebiet wieder nicht. Aber es werden viele Flächenwidmungen dort notwendig sein, und ich hoffe, hier geht man mit Augenmaß vor. Denn dort bieten sich wirklich große Chancen für den Nordosten Wiens, lieber Kollege Parzer, für den Bezirk, auch für die ganze Stadt, deswegen so große Chancen – ich möchte das noch einmal wiederholen –, weil die FPÖ gemeinsam mit Bürgerinitiativen und der Bevölkerung die von SPÖ und ÖVP propagierte Innentrasse, die Durchfahrung des Bezirkes, verhindert hat, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 
Der Kollege Parzer betreibt ja seit gut zwei Jahren – er versucht es zumindest – Kindesweglegung. Er sagt nämlich, ich war nicht dabei, ich war immer für die schnellste, realisierbare Trasse. Er hat ganz massiv Lobbying betrieben, auch schriftlich in der Bezirkszeitung, für die Innentrasse, er hat gemeinsame Sache gemacht mit der SPÖ, ist zumindest bis zum Schluss zu ihrer Entscheidung gestanden, die wollen die Autobahn durch den Bezirk bauen, die wollen eine Shopping City Ost, eine Shopping City Nordost entwickeln. Er hat es natürlich abgestritten, aber es war augenscheinlich, sonst braucht er dort nicht die Autobahn, wir haben eine gute Anbindung schlussendlich mit der B3d, wenn sie einmal gebaut wird. Diese Autobahn wäre ein Overkill gewesen und hätte das Ortsbild, hätte die gesamte Siedlungsstruktur, hätte die Lebensqualität in diesem Bereich von Wien auf immer und ewig zerstört. Und darum sind wir froh, unsere Trasse durchgesetzt zu haben, und wir hoffen nun, weil ich vorher den Masterplan angesprochen habe, dass einige unserer Ideen, die wir schon vorgestellt haben in den letzten Monaten für die Entwicklung des Flugfeldes Aspern, Einfluss finden in dem Masterplan und schlussendlich auch umgesetzt werden. Denn wir haben hier wirklich ein Projekt entwickelt, das Ideen hat, das eine Vision hat, mit dem man nicht gleich zum Arzt muss. 

Ich habe Ihnen kurz etwas mitgebracht. (Der Redner hebt einen Plan in die Höhe.) Sie werden ihn vielleicht schon gesehen haben (GR Karl Dampier: Er wird immer kleiner!), unseren Großraum-Thermenpark am Flugfeld Aspern, wo eine Kurhalle vorgesehen ist, viel Grünraum, das ist etwas für die GRÜNEN, eine Kirche (GR Mag Rü-diger Maresch: Die ist nur mehr so groß wie eine Ka-pelle!), und ein Pfarrheim als Zuckerl für die Schwarzen. Wir haben 10 000 Leute dort vorgesehen in einer sanften Entwicklung zu einer Großfeldsiedlung II. Wir haben ein Thermenzentrum vorgesehen, wir haben eine Schul-stadt, vor allem mit einer AHS, aber natürlich auch mit einem Campus für die TU vorgesehen. Wir haben eine Kultur- und Shopping-Meile vorgesehen. Wir haben wirk-lich für jeden Geschmack etwas vorgesehen, und vor al-lem haben wir Vorsorge getroffen, dass die Bevölkerung in den Ortsteilen ringsum in Breitenlee, Aspern, Hirsch-stetten und Eßling nicht unter die Räder kommt, wenn dort Industrie angesiedelt wird, wie es die ÖVP will, wenn dort 25 000 Leute angesiedelt werden, wie es die SPÖ will, oder wenn dort gar nichts passiert, wie es die GRÜ-NEN wollen.

Wir haben hier Vorsorge getroffen, wir haben eine intelligente Planung entworfen. Wir wissen natürlich, dass wir sie nicht zu 100 Prozent umsetzen werden, vielleicht werden es nicht einmal 50 Prozent werden, aber wenn es 25, 30 Prozent sind, und die kommen der Bevölkerung zugute, dann sind wir zufrieden und haben einen Erfolg für die Bevölkerung erzielt. (Beifall bei der FPÖ.) 
Ich habe nur mehr sehr kurz Zeit und ich möchte nicht so wie bei meiner Jungfernrede allzu lange überziehen, eigentlich gar nicht. Ich möchte nur kurz zum Prater kommen, wo es jetzt seit kurzem zum Prater eine Resolution gibt, ein leeres Vorhaben. Es steht alles und nichts drin. Da steht drin, der Praterbesucher ist König, es wird viele Attraktionen, viele Unternehmen geben. Das könnte jeder von uns unterschreiben. Welche Rechtskraft eine Resolution schlussendlich haben wird, was dabei rauskommt, das steht in den Sternen. Es wurde nämlich jetzt – das möchte ich positiv anmerken – ein Praterforum geschaffen, wo die Praterunternehmer zweimal eine Stimme haben und die Wirtschaftskammer und die Stadt Wien eine über das Stadtmarketing. Was für eine Kompetenz dieses Praterforum aber haben wird, das wird die Zukunft weisen. Wir wollen nur eines von der SPÖ: Dass die alteingesessenen Praterunternehmer und die Anrainer, die seit Jahren unter den Bautätigkeiten und unter Schikanen leiden, die auch im Verband mit der Firma Novomatic sind, die gegen die Praterunternehmer gesetzt werden, dass diese Praterunternehmer auch in Zukunft einen gesicherten Platz im Prater haben und dass unser Prater seinen – so, jetzt fällt mir das Wort nicht ein – Charakter behält, so wie er ihn in den Jahrzehnten gehabt hat, und dass dieser Prater nicht zu einem Nullachtfünfzehn-Themenpark verkommt, wie er in aller Welt auch stehen könnte. Und dafür werden wir uns in den nächsten Monaten und Wochen massiv einsetzen. – Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Es ist immer gut, wenn man nach der FPÖ nachreden kann, weil ich hab bis jetzt zum Beispiel nicht gewusst, dass der Kollege Parzer ja eigentlich ein roter Agent ist in Wirklichkeit, was die Autobahn betrifft. (GR Robert Parzer: Bitte keine Unterstellung!) Ich weiß eh, Robert, aber noch einmal: Es war unglaublich, wie du dich eingesetzt hast für die SPÖ-Variante. Toll. Unglaublich. 

Die nächste Geschichte war, das ist ja interessant, dann kommt der Kollege Mahdalik heraus und erzählt uns, er hat endlich seine Variante durchgesetzt. Also um ganz genau zu sein, war ich jetzt nicht sicher, welche Variante die FPÖ gemeint hat. Die bei Fischamend? Das war ja die eigentliche FPÖ-Variante. Ach, das ist die 7. Variante. (GR Dr Herbert Madejski: Die 7. Donauquerung!) Ah, sehr gut. Ich hab mir gedacht, das wird in Wirklichkeit die 17. oder 46. Donaubrücke.

Also noch einmal die Außenvariante, und da werden sich die Bürger in Eßling und in der Donaustadt bei Ihnen bedanken, weil die wird in Wirklichkeit dort als Speckgürtelvariante gehandelt. Das ist das, wo dann die Sachenmärkte der Reihe nach kommen, und zwar genauer gesagt von Groß-Enzersdorf bis Süßenbrunn wird sich eine Kette, eine Perlenkette von Sachenmärkten aneinander reihen. Die werden die Wiener Wirtschaft ein bisschen ruinieren und die Arbeitsplätze, und die Kommunalsteuer wird hinausfließen. Und das ist eigentlich das, was Sie gerne wollen. Wunderbar. Das ist genauso interessant wie Ihre resignierte Geschichte von der Thermensiedlung, die wahrscheinlich jetzt immer kleiner wird und irgendwann einmal die Größe eines Marterls haben wird, weil Sie martern uns nämlich die ganze Zeit mit einer Geschichte, obwohl Sie wissen, wie hoch der Salzgehalt in diesem Wasser ist, und dass sich das eigentlich überhaupt nicht auszahlt, sondern von Ihnen als Wahlkampfschlager für die Maulwürfe auf dem Flugfeld Aspern gebraucht wird. Und zwar nur mehr für die Maulwürfe. So. 

Nächste Geschichte. Kommen wir noch einmal auf die Lobau-Autobahn zurück. Die Lobau-Autobahn kostet zwischen 3 und 4 Milliarden. Das wird viel Geld sein. Damit werden wir uns einige Dinge in Österreich nicht leisten können. Zum Beispiel könnten wir sie für die Bil-dung brauchen, für Wissenschaft und Forschung, für die Pensionen. Aber wir haben es ja, und sie soll gebaut werden. 

Es ist zwar die Außenvariante, nicht die von der Stadt Wien präferierte, aber die Außenvariante immerhin. So. Was bringt sie den Wienerinnen und Wienern? Neben dem bekannten Speckgürtel bringt sie auch laut SUPerNOW-Studie 35 000 Autofahrerinnen und Autofahrer aus dem Weinviertel in die Donaustadt. Die werden dort Parkplätze brauchen. Das wird sich nicht ganz ausgehen mit den Park and Ride-Anlagen an allen möglichen Stellplätzen. Und dann werden wir ein bissel darüber philosophieren müssen, wo stehen die Autos, und wir werden dann eine Parkraumbewirtschaftung haben in der Donaustadt. Das weiß man jetzt schon. Es gibt ja schon Leute, die sich Sorgen machen in der Nordrandsiedlung und in der Großfeldsiedlung. Was passiert mit den Leuten, die dann in die Park and Ride-Anlage nicht einfahren wollen, sondern einfach ihr Auto gratis wohin stellen wollen? Das gibt das Problem. So. 

Und wie werden wir das angehen? Wir werden es angehen, indem wir in allen Wahlbroschüren schreiben, ob ÖVP, SPÖ oder FPÖ: Na, City-Maut in keinem Fall. Ui, City-Maut, das ist der Teufel. Um Gottes Willen. Da werden wir die Wahl verlieren. Stauen wir halt. Alles wurscht. Autofahrer aller Länder vereinigt euch und kommt bitte in die Donaustadt. Da gibt es Platz, unglaublich. So. 

Verkehrsvermeidungsmaßnahmen gibt es nicht. Das darf man nicht sagen, weil sonst ist man gleich in der bösen ÖAMTC-Geschichte drinnen, und der ÖAMTC, der geißelt dann. 

Das einzige, was ich mir in Wirklichkeit vorstellen kann oder wo ich mich wundere, ist, dass zum Beispiel die SPÖ Schuld am Stau hat. Das hat die ÖVP plakatiert. Ich würde den Kollegen Schicker oder den Herrn StR Schicker nicht irgendwie verteidigen, aber das stimmt so nicht, dass die SPÖ allein schuld ist mit ihrer Verkehrspolitik am Stau. Schuld sind in Wirklichkeit solche Leute, die glauben, dass man den Nahverkehr, den Personennahverkehr im Umland eigentlich niederkonkurrenzieren muss durch groß angelegte Autobahnphantasien und durch Nichtfinanzierung von regionalen Verkehrslinien. 

Oder zum Beispiel, so wie es der Lhptm Pröll vorexerziert: Zweimal Spatenstechen für dieselbe Schnellbahnlinie nach Wolkersdorf. Endlich ist sie zweispurig, elektrifiziert ist sie bis Laa an der Thaya nicht, man muss umsteigen in Mistelbach und stündlich kann man von Mistelbach nach Wien fahren und von Laa an der Thaya zweistündlich. Ein toller Rhythmus für alle aus dem Weinviertel kommenden Pendler und Pendlerinnen. So. 

Und damit bin ich schon ein bissel bei der Parkraumbewirtschaftung, die wir in Wien ja sehr interessant finden. Lange hat man ja gezögert in der Sozialdemokratie, ob man, so wie es damals in der Verkehrskommission im 15. Bezirk war, die Parkraumbewirtschaftung auf den ganzen 15. Bezirk ausdehnen soll oder nicht. Dann hat der ÖAMTC ein bissel gewunken und gesagt, der StR Schicker müsste eigentlich zurücktreten, wenn er das wirklich machen sollte. Dann hat es lange gedauert, die Berge haben gekreißt und es wurde eine Kurzparkzone um die Stadthalle geboren. Und die wird evaluiert werden. Und dann darf die SPÖ endlich ihrem Wunsch nachgehen, und zwar in einem Teil vom 19. Bezirk die Parkraumbewirtschaftung einführen. Wir sagen dazu: Gut, okay, wunderbar, spät aber doch wird sie kommen. 

Interessant ist natürlich nur: Was machen dann alle anderen Bezirke, wo so etwas auch kommen soll? Die müssen warten, bis die Evaluierung ist. Und vielleicht werden wir Schritt für Schritt Parkraumbewirtschaftung an neuralgischen Punkten haben. So. 

Dann stellt sich der Kollege Gerstl heraus und sagt – wie war das so schön? –: Wir haben Parkgaragen notwendig. Das brauchen wir unbedingt. Und noch viel mehr Parkgaragen bauen wir nicht. Das einzige, was der Kollege Gerstl vergessen hat, ist, dass die Entdeckung des Goldesels noch nicht stattgefunden hat. Es ist nicht so, dass man irgendwo anzieht und dann rollen die Golddollars, Goldeuros irgendwo heraus und dann kann man sich das alles leisten, sondern das kostet viel Geld, und zwar 21 800 EUR pro Stellplatz. 

Jetzt kann man natürlich hergehen und sagen: Er hat es sich ja leicht gemacht. Er gibt ja auch Gas bei der Lo-bau-Autobahn. Aber er gibt Gas vor allem bei der Errichtung dieser Stellplätze. Wenn man sich das aber genau anschaut, dann schreibt die "Presse" in ihrer heutigen Ausgabe zu dieser Geschichte mit den Volksgaragen: "Förderdunst bei Wiener Volksgaragen." Wenn man die-sen Artikel genau durchliest, dann ist es so, dass es zwar fertige Volksgaragen gibt seit fünf Jahren. Aber seit fünf Jahren gibt es keine Endabrechnung. Wir wollten immer eine Endabrechnung sehen. Aber vergessen. Es gibt keine Kontonummern, es gibt keine Endabrechnungen. Es gibt einen Garagenkoordinator, der nicht weiß, wie er heißt, wahrscheinlich. Aber er weiß, wo die Garagen hinkommen. Er weiß zum Beispiel ganz genau, wo wir Garagen brauchen, aber er findet die Endabrechnungen nicht. Schlimme Geschichte. Wenn das einem Häuslbauer passiert, kommt die Bank und nimmt ihm das Haus weg. Was machen wir denn mit der Volksgarage? Nehmen wir ihm jetzt die Volksgarage weg oder wie ist das? Weiß man nicht so genau. Wir werden sehen. Es wird eine Gelegenheit geben demnächst bei der Parkometerabgabe, bei dem neuen Gesetz, vielleicht ein bisschen länger zu diskutieren. Faktum ist, den Goldesel vom Herrn Kollegen Gerstl, den gibt es ganz sicher nicht.

Und dann, Lieblingsgeschichte vom Kollegen Gerstl, endlich einmal freie Fahrt für freie Bürger. Man muss auch in Wien schneller fahren können. Das BZÖ war früher FPÖ. Also das heißt, der Herr Vizekanzler Gorbach war ja früher auch einmal ein FPÖ-Minister, er war, glaube ich, auch ein FPÖ-Landeshauptmannstellvertre-ter. Nein, ich glaube, es heißt dort Landesstatthalter, in Vorarlberg. Ich glaube, das heißt so, wenn ich mich nicht täusche. Landesstatthalter in Vorarlberg. Und da ist er schneller gefahren mit dem Auto. Und jetzt möchte er überall 160 fahren. Jetzt einmal 12 km in Kärnten, weil dort gehört ihnen der Landeshauptmann. Aber da kann man dann so richtig Gas geben. Man fängt auf der einen Seite zum Fahren an von den 12 km, und 20 Sekunden später ist man einfach 2 Sekunden schneller dort. Glaubt er. Beamen, glaube ich, heißt das. Aber das geht sich nicht ganz aus. 

Und weil die FPÖ ja eigentlich eine Partei ist und die ÖVP ja auch eine Partei ist, die FPÖ ist ja eigentlich jetzt nicht mehr in der Regierung mit der ÖVP, aber die ÖVP hat so das Gefühl, ein bissel schneller fahren wie einen 50iger in der Stadt, das wäre schon super. Der Kollege Schüssel – Kollege, sage ich jetzt, in Wirklichkeit war es ein Schnellfahrer vom Herrn Schnellfahrer-Minister – sagt dann drauf: Na ja, er fährt auch manchmal schneller als 130. Wahrscheinlich schlaft ihm der Fuß am Gas ein, und dann wird er so viel schneller. Also das heißt, 50 Stundenkilometer in Wien ist ihm einfach zu wenig. Man muss einen 60er fahren können, oder einen 70er oder einen 160iger. Er vergisst aber dabei, dass natürlich ein bissel Feinstaub hinten herauskommt beim Auspuff und ein bissel Stickoxide und ein bissel Vorläufersubstanzen für Ozon. Und wenn man es sich genau überlegt, sterben ja die Österreicher acht Monate früher. Auch der Herr Bundeskanzler ist da nicht ausgenommen. Und es ist auch so, dass es zum Beispiel 30 000 mehr Asthmaanfälle im Jahr gibt. Und dann gibt es zum Beispiel viel mehr Kinder, die dann irgendwie schlechter entwickelte Lungenflügel haben. Aber das macht ja überhaupt nichts. Hauptsache, wir können fahren. Fahren wir, fahren wir, fahren wir. 

113 t Feinstaub könnten eingespart werden, sagt der Kollege Schieder. Wenn man bedenkt, dass es nicht auf die Masse ankommen, sondern auf die Größe der Feinstaubpartikel, dann denke ich mir, Sie könnten sich einmal ausrechnen, wie groß das ist, 2,5 Mikrometer, und wie viel da hineingehen in 113 t Feinstaub. Das geht sich also aus, wie gesagt, dass laut Studie der WHO in Österreich – das werden wir ja morgen noch einmal hören, das werde ich Ihnen noch einmal sagen – 2 500 Leute einfach an den Folgen sterben. Und zwar jedes Jahr. 

Aber das ist dem Kollegen Gerstl ja wurscht, weil er möchte da schneller fahren. Und möglicherweise, ich meine, vielleicht geht sich das auch noch aus, mit dieser Cable Railway über die Wien. 
Wie auch immer: Der Kollege Gerstl hat sich heute gezeigt als ein Auskenner bei Volksgaragen, weil da will er mehr, als Erfinder des Goldesels und als Gern-Schnellfahrer. Und damit, denke ich mir, wollte ich nicht die Sozialdemokratie verteidigen, sondern ein bissel die Aussagen des Herrn Gerstl beleuchten. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. Ich erteile es ihm.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Eine genaue Planung mit entsprechender Budgetierung ist die Basis für allfälliges und zielorientiertes Handeln, in unserem Fall für Planung. Was nützen dagegen Studien und Modelle, wenn sie nicht in Projekte umgewandelt werden? 

Wenn man sich die vergangenen fünf Jahre ansieht, dann hat StR Schicker die Rolle des Präsentators von Machbarkeitsstudien und Architekturmodellen übernommen. Grundsätzlich inkludiert der Aufgabenbereich selbstverständlich die Präsentation von Planungen, aber eine Beschränkung darauf ist nicht Sinn und Aufgabe ei-nes Stadtplanungsressorts. Worauf es ankommt, sind Er-gebnisse. Von Visionen allein kann man nicht leben. Was bringt es dem Steuerzahler und der Stadt Wien, wenn Machbarkeitsstudien da präsentiert werden, aber die Projekte nicht umgesetzt werden?

In unserem Ausschuss wurden in der letzten Periode allein rund 50 Studien beschlossen. Von den wenigsten hat man den Eindruck, dass sie in die Stadtplanungsrealität dieser Stadt eingeflossen sind. Manche von ihnen sind überhaupt in diversen Schubladen verschwunden. An sich ist nichts gegen Kreativität zu sagen, aber Kreative haben leider oft wenig Verständnis für die budgetäre Realität. In Zeiten wie diesen, und da stimmen Sie mir sicher alle zu, kann es nur darum gehen zu fokussieren, Konzentration auf das Wesentliche, Bündelung der Ressourcen auf die wichtigsten Projekte und die dafür zu 100 Prozent perfekt umgesetzt. (Beifall bei der ÖVP.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Nur so kann es geschafft werden, eine Verschwendung von Steuergeldern durch unnötige und teure Studien zu verhindern und die Gelder der Stadtplanung im Sinne der Bürger einzusetzen. (Beifall bei der ÖVP.)
Dass mein Vorwurf des Stillstandes gerade in der Stadtplanung treffend ist, werde ich Ihnen an fünf Beispielen kurz aufzeigen: Die Fiat-Gründe, den Schönbrunner Vorplatz, das Asperner Flugfeld, den Zentralbahnhof Wien-Europa Mitte und das Stadterweiterungsgebiet Rothneusiedl. 

Was ist zur Neugestaltung der Fiat-Gründe zu sagen? Eine pompös zu nennende Präsentation der Modelle für die Neugestaltung der Fiat-Gründe gehört zum Auftakt der Amtszeit von StR Schicker. Obwohl eine Fertigstellung bis 2005 geplant war, tut sich bei diesem Herzeigeprojekt bis heute – wir haben Dezember 2005 – herzlich wenig. 

Neben der Neugestaltung der Fiat-Gründe warten wir auf die Realisierung eines anderen Langzeitprojektes, die Neugestaltung des Schönbrunner Vorplatzes. Es ist eine Schande für die Tourismusstadt Wien, dass außer einiger kosmetischer Korrekturen eine Gesamtlösung nicht erreicht wurde. (Beifall bei der ÖVP.) Im Gegenteil, derzeit präsentiert sich der Vorplatz als Steinwüste. Traurig für Wien, traurig für eine der bekanntesten europäischen Sehenswürdigkeiten. 

Beim dritten Beispiel können wir beinahe von einem Jahrhundertprojekt sprechen. Was die Dauer der Bearbeitung der Stadt Wien betrifft, ist das Asperner Flugfeld wirklich bemerkenswert. Schon in den 80er Jahren hat die Stadt Wien Grundstücksflächen für die Stadtentwicklung sichergestellt. Geschehen ist bisher herzlich wenig. Daran haben auch in der letzten Legislaturperiode gestartete Aufwärmversuche – der Kollege der FPÖ hat das gerade berichtet – bei Planungsgenossenschaften nichts geändert. Es gilt auch hier: Viel Lärm um Nichts. (Beifall bei der ÖVP.)
Etwas jüngeren Datums, aber leider nicht ergebnisorientierter, gestalten sich die Vorarbeiten für das Projekt Zentralbahnhof am Gelände des Südbahnhofes. Obwohl dieses Projekt für den gesamten Wiener Südraum von eminenter Bedeutung ist, läuft auch hier in der Vorbereitungsphase einiges schief. Zum einen mangelt es an der Implementierung der Bezirkswünsche, zum anderen bleibt die Frage der Grundstücksentwicklung, der Finanzierung nach wie vor ungeklärt. Einziger Nutzen, leider nur für den Stadtrat, ist die mediale Vermarktung. 

Ich habe auch hier mit dem Kollegen Gerstl einen Antrag mit der formellen Zuweisung an den Ausschuss eingebracht.

Bleibt man im Südraum Wiens, so stößt man auf ein weiteres Stillstandsgebiet. Das Entwicklungsgebiet Roth-neusiedl schläft einen stadtplanerischen Dornröschen-schlaf. Dieses Projekt steht geradezu für mangelhafte, unkoordinierte Vorgangsweise. Die Ankündigung des Bauvorhabens der U-Bahn-Verlängerung, eines Stadions und eines Einkaufszentrums durch Bgm Häupl und den Planungsstadtrat haben nur eines erreicht: SPÖ-nahe Spekulanten, wie man annehmen könnte, haben die Grundstückspreise in die Höhe getrieben. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die fünf Beispiele zeigen es. Es geht, wenn auch nur langsam, etwas weiter. Wir von der ÖVP nennen das Stillstand. (Beifall bei der ÖVP.)
Auch in dem Bereich der Stadtplanung schlägt sich die Behäbigkeit einer absoluten Mandatsmehrheit nieder. Sie führt dazu, dass mehr verwaltet als gestaltet wird. Aber gerade das Planungsressort muss ein Gestaltungsressort sein. (Beifall bei der ÖVP.)
Der Bereich, in dem der politische Umsetzungsstil in dieser Stadt besonders stark zu sein scheint, ist der Bereich der Widmungen. Diese, so könnte man meinen, sind getragen von Sorglosigkeit. Als Gefälligkeitsgutachten würden sie andere bezeichnen. 

Ein kleines Beispiel dafür: Wien-Mitte. Hier hätte man sich viel Ärger erspart, wenn der Stadtrat rechtzeitig eingegriffen hätte und Eingriffe in ein Weltkulturerbe frühzeitig verhindert hätte. Doch nicht alle lernen aus gemachten Fehlern, und so haben wir es heute mit einer ähnlichen desaströsen Flächenwidmung wie beim Wiener Prater-Stadion zu tun. Die Details sind bekannt und wurden von meinem Kollegen in der ÖVP bereits mehrfach aufgezeigt.

Solche Widmungen, die gegen die eigenen früheren Stadtplanungsentwürfe verstoßen, nur um nahestehende Firmen zu befriedigen, sind ein Skandal und würden anderswo zu entscheidenden Konsequenzen führen. 

Wien verliert ununterbrochen Arbeitsplätze in der Produktion. Bei aller Freude über einen kleinen Arbeitsplatzzugewinn im Dienstleistungssektor, Wien braucht auch eine industrielle Struktur, um Wertschöpfung und Arbeitsplätze zu halten. Wir müssen um jeden Betrieb in Wien kämpfen, in manchen Bezirken wie etwa in Floridsdorf und der Donaustadt entwickelt sich das Verhältnis zwischen Arbeitsplätzen und Bewohnern immer mehr auseinander. 

Daher fordert die Volkspartei seit langem, dass das Projekt Aspern als Mischgebiet für Betriebsansiedlungen und Arbeitsplätze ausgerichtet wird. 

Mit dem Geschäftssterben unmittelbar verbunden ist leider auch die soziale Verödung ganzer Stadtteile. Immer mehr Menschen kehren gewissen Stadtteilen den Rücken, weil es dieser Stadtregierung nicht gelingt, die Lebensqualität der Wohnumgebung zu halten. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Diesem Trend muss entgegengewirkt werden mittels eines konsequenteren Stadtteilmanagements. 

Es gäbe noch viele Punkte zu besprechen, die ich mir erlaube, auf Grund der fortgeschrittenen Zeit nur mehr stichwortartig aufzuführen.

Keine sichtbaren Fortschritte bei der überregionalen Kooperation mit dem Wiener Umland bei Betriebsansiedlungen. 

Oder: Der Umgang mit dem Weltkulturerbe und dem Denkmalschutz ist mangelhaft.

Die derzeitige Zukunftspolitik des Planungsressorts ist noch weit entfernt von einem klaren Plan mit nachvollziehbaren und überprüfbaren Zielen und Umsetzungsstrategien.

Das Stadtplanungsressort ist auch das Zukunftsressort dieser Stadt. Wir sind es, die die Zukunftsentwicklungen dieser Stadt positiv beeinflussen können.

Das vorgelegte Budget ist leider der Beleg dafür, dass auch 2006 nicht die nötigen Schwerpunkte gesetzt werden können, die zu einer Optimierung der Stadtplanungspolitik führen. Daher können wir diesem Budget keine Zustimmung geben.

Im Übrigen meine ich, Wien hungert den Bund aus. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Schrödl. Ich erteile es ihr.

GRin Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Laut einer internationalen Studie belegt Wien im Vergleich aller Großstädte der Welt den dritten Platz im Bereich Lebensqualität. Jeder Gast, der ausländische Metropolen besucht, wird zugeben müssen, dass Wien eine der bestverwalteten Städte der Welt ist. Sogar die Opposition gibt das manchmal in Sonntagsreden zu. 

Der Budgetansatz der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr zeigt, dass wir den Weg, der unsere Stadt so erfolgreich gemacht hat, weitergehen werden. Stadtentwicklung ist mehr als das Aneinanderreihen von Bauvorhaben. Uns geht es darum, in unserer Stadt mit qualitativ hochwertiger moderner Architektur und sorgfältigem Umgang mit dem historischen Erbe Antworten auf die Bedürfnisse der Wienerinnen und Wiener zu geben.

Mit verantwortungsvoller Stadtentwicklung und einer positiven sozialen Durchmischung in unserer Stadt vermeiden wir Geschehnisse wie in Frankreich im Herbst dieses Jahres. Es darf in Wien keine Ghettos, weder für soziale Randgruppen noch für Menschen mit Migrationshintergrund, geben. 

Unser Ziel ist eine mobile, soziale und umweltverträgliche Stadt mit kurzen Wegen, die den Bürgerinnen und Bürgern und vor allem auch einer ständig wachsenden Gruppe, das sind im Allgemeinen Senioren, ungehinderten Zugang zu allen Einrichtungen bietet. Schätzungen zufolge wird der Anteil der Wienerinnen und Wiener über 75 in den nächsten 20 Jahren um über 40 Prozent steigen. Das heißt, im Jahr 2020 wird der Bevölkerungsanteil dieser Gruppe im Jahr bis 10 Prozent betragen. 

Daraus ergibt sich, dass den spezifischen Anforderungen der Seniorinnen und Senioren erhöhte Bedeutung zugemessen werden muss. Wir werden darauf ach-ten, dass auch weniger mobile Menschen entsprechende Chancen zur Bewältigung des täglichen Lebens und auch in der Freizeit angeboten werden können. In der Weiterentwicklung des 2005 begonnenen Schwerpunkt-themas werden im Folgeprojekt 2006 selbstbestimmtes Leben in urbanen Räumen und die bereits herausgear-beiteten Felder vertieft und angewendet werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Auch eine Aufbereitung des Projekts "Integration im öffentlichen Raum", in welcher die Nutzbarkeit von Plätzen für alle Bevölkerungsschichten untersucht wurde, wird im Jahr 2006 erfolgen. Ziel dabei ist es, die Verbesserung des Wohnumfeldes und der sozialen Lebenschancen zu erreichen. 

Dazu soll auch eine Ausstellung der Wiener Planungswerkstatt und eine Publikation in der Reihe "Der Stand der Dinge im öffentlichen Raum in Wien" abgehalten werden beziehungsweise erstellt werden. Das Thema soll geschäftsgruppenübergreifend bearbeitet werden. Die Fertigstellung ist für 2007 vorgesehen. Ein Bud-get der Investitionen und der nachfragewirksamen Aus-gaben unterstützt auch die Arbeitssuchenden in unserer Stadt. Ich erwähne nur das Stadterweiterungsgebiet Do-naufeld sowie die Gebietsplanungen am 23 ha großen Flugfeld Aspern. Für die Neugestaltung läuft jetzt ein international ausgeschriebenes Verfahren. In diese Phase dürfen leider keine Informationen herausgegeben werden.

Die Mitglieder der Jury halten sich auch daran, denn wir wollen ja in Wien keine Klagen haben. (Beifall bei der SPÖ.)
Auch darf Stadtentwicklung nicht kleinkariert betrachtet werden. Die Wiener Umlandgemeinden werden mit einbezogen, wie das zum Beispiel in der Planungsgemeinschaft Ost und in den bundesländerübergreifenden Arbeitsgruppen geschieht.

Die Zusammenarbeit mit unseren Partnern in Niederösterreich wird verstärkt werden, um gemeinsame Lösungen für Verkehrsfragen zu finden. Das Entwicklungskonzept Umland-Nordost wird die Steuerung einer geordneten Entwicklung im Nordosten von Wien, Stichwort Speckgürtelproblematik, ebenso zum Thema haben wie die Betreuung von grenzüberschreitenden Kleinregionen sowie die Verbesserung und Optimierung des angebotenen öffentlichen Verkehrs.

Weil Kollege Gerstl gemeint hat, wir sollen Gas geben bei der Nordostumfahrung, möchte ich ihn erinnern, dass die Planung und Ausführung der Nordostumfahrung der ASFiNAG obliegt. Die jetzige Außenvariante ist ein Kompromiss, der im Sinn der Bevölkerung geschlossen wurde. Was die Umweltverträglichkeit und die Abschirmung von Lärm und Schadstoffen betrifft, werden wir in Wien der ASFiNAG sehr genau auf die Finger schauen. (GR Christian Oxonitsch: Genau!)
Gestatten Sie mir, als Donaustädter Mandatarin doch ein bisschen in meinem Bezirk zu verweilen. Parallel zu den Planungen für eine künftige Bebauung auf dem Flugfeld Aspern wird auch die Erschließung mit öffentlichem Verkehr vorangetrieben. Bei einem Variantenvergleich wurde ermittelt, dass eine Verlängerung der U2 über die derzeit vorgesehene Endstelle Aspernstraße hinaus erfolgen sollte. Die vorgesehene Trasse berührt die S80 bei der Station Hausfeldstraße, um somit auch eine Verbesserung der Anbindung des Umlandes an die öffentlichen Verkehrsmittel zu erzielen. 

Die Finanzierung des Baues in diesem Abschnitt ist jedoch noch abhängig vom Abschluss des vierten U-Bahn-Ausbaupaketes mit dem Bund. Ich hoffe sehr, dass der Infrastrukturminister zur Kenntnis nimmt, dass wir in der Donaustadt lieber die U-Bahn weiter ausbauen als auf der Donauuferautobahn 160 fahren. 

Sehr wichtig für eine umweltbewusste Weltstadt ist auch die Förderung des Radverkehrs. Auch dem trägt dieses Budget Rechnung. So wird im Jahr 2006 weiter am Hauptradwegenetz gebaut. Im 1., 4., 12., 14. und 21. Bezirk werden neue radspezifische Infrastrukturen geschaffen.

Die Erschließung der Bezirke mit Radfahrmöglichkeiten ist ein weiteres Ziel. Entsprechende Detailbesprechungen mit den Bezirken Margareten, Meidling und Donaustadt konnten bereits abgeschlossen werden und gehen nun in die Umsetzungsphase. Auch mit dem Bau der Zufahrtsstraße zum Lainzer Tunnel ist eine begleitende Radfahrverkehrsanlage vorgesehen. Ein wichtiger Bestandteil dieser Radroute ist eine niveaufreie Querung der Mauerbachstraße. Mit dem Ausbau der U1 werden entlang der neuen Strecke auch neue Radverkehrsanlagen errichtet, die ein Umsteigen vom Rad zur U-Bahn leichter machen sollen. 

Bevor ich zum Schluss komme, möchte ich noch auf einen Punkt eingehen, den wir für selbstverständlich halten, obwohl wir im Zeitalter der Medien doch eigentlich täglich feststellen können, dass er das nicht ist: Die Arbeit der MA 33, Öffentliche Beleuchtung. Unbemerkt und leider oft auch unbedankt wird hier mit sorgfältigstem Einsatz aller Mittel dafür gesorgt, dass wir in Wien, und das ist besonders für uns Frauen wichtig, überall den Schein von funktionierenden Straßenbeleuchtungen haben. Das ist ein wichtiger Beitrag für die Sicherheit in dieser Stadt und erhöht die Lebensqualität enorm. (Beifall bei der SPÖ.)
Stadtentwicklungs- und Verkehrsorganisation unterliegt ständigen Änderungen der Anforderungen. Sie werden durch die Globalisierung in einem ständig zusammenwachsenden Europa stark beeinflusst. 

Wir werden gemeinsam mit den engagierten MitarbeiterInnen der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr und gemeinsam mit der Bevölkerung die Planungs- und Verkehrspolitik dieser Stadt zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger so weiterführen und dafür sorgen, dass Wien auch in Zukunft so lebenswert bleibt, wie es ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Bitte schön.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Ich möchte eigentlich einige wenige Minuten nur nützen, um einen Antrag einzubringen, der in keine einzige Geschäftsgruppe passt und uns ein bisschen aus Wien oder aus Österreich hinausführt. 

Es zieht einem immer das Herz zusammen, wenn man in der "Zeit im Bild" oder allzu selten in den Medien Berichte sieht, wie es derzeit den Bebenopfern in Pakistan geht. Ich habe neulich in der "Neuen Zürcher Zeitung“ etwas gelesen, wo die Intensität der Berichterstattung über das Beben in Pakistan gemessen wurde, wo neben den Zehntausenden Toten noch immer dreieinhalb Millionen Obdachlose zu verzeichnen sind, und die Tsunami-Katastrophe. Ich glaube, das war die tausendfache Berichterstattung über den Tsunami, weil dort Touristen waren, dass Journalisten dort waren und in viele Bereiche von Pakistan niemand kommt.

Und wo es einem immer das Herz zusammenzieht und was ich nie versteh: Auf welcher Ebene wird das diskutiert, wenn berichtet wird, welche Zusagen von Staaten hat es gegeben an Hilfsmitteln? Es sind aber erst 10 oder 12 Prozent ausgezahlt, und vor wenigen Wochen hat es geheißen: Der Winter steht vor der Tür. Wie werden diese dreieinhalb Millionen Menschen in einer Region, wo es kälter ist als derzeit draußen, den Winter verbringen?

Ich habe im Internet ein bisschen recherchiert, wo auch Österreicherinnen und Österreicher teilweise in unglaublich aufopfernder Art tätig sind. Ich möchte jetzt beispielhaft für viele NGOs, einfach weil solchen Leuten auch eine politische Plattform gehört, zwei Zivildiener nennen, die schon im Sommer vor dem Erdbeben nach Pakistan gekommen sind. Einer davon ist 22 und hat in einem SOS-Kinderdorf seinen Zivildienst abgeleistet. 

Dann kam das Erdbeben, und er hat gesagt: Ich muss da jetzt etwas tun! Er hat eine Website ins Leben gerufen, die Sie sich unter www.direkthilfe.at anschauen können. FM4 und Standard Online haben darüber berichtet. Dieser junge Mann hat über ein Netzwerk an Freunden und Bekannten einige Tausend Euro zusammen bekommen und hilft jetzt vor allem in den Gebieten außerhalb der Städte, wo es bei einem Wetter wie hier noch immer im besten Fall Zelte gibt, damit die Menschen über den Winter kommen.

Ich sage in Richtung reiche Welt: Ich finde es skandalös, dass wir uns das anschauen und halt zur Tagesordnung übergehen! Jetzt ist mein Beruf Gemeinderat. Ich weiß, wir sind hier nicht der Nationalrat und nicht die Europäische Union, aber immerhin die Stadt Wien, und die Stadt Wien gibt viel Geld sinnvoll aus, und über manche Dinge diskutieren wir, aber jedenfalls sind wir eine reiche Stadt.

Deswegen will ich jetzt einen Antrag betreffend Winter-Soforthilfe für pakistanische Bebenopfer einbringen, für die man zwischen nichts und unendlich etwas tun kann. Ich habe mir lange überlegt, was eine realistische Zahl ist, die man hier vertreten und in einer Budgetdebatte beschließen kann. Ich habe dann ein wenig kopfgerechnet, bis jetzt hat sich sonst niemand hier mit einer anderen Summe eingebracht, und daher habe ich mir gedacht: 20 Cent pro Einwohner ist eine vertretbare Summe. 

Grob multipliziert: Die Stadt Wien stellt 230 000 EUR Soforthilfe zur Verfügung, um pakistanischen Beben-opfern das Überleben des Winters zu ermöglichen. Ganz bewusst nenne ich keine spezifischen NGOs, ich glaube, es gibt etliche erfahrene NGOs, die dort tätig sind, um die Lebens- und Überlebensbedingungen im Bebengebiet in diesem Winter zu verbessern.

Um nur ein bisschen eine Größenordnung zu geben: Ich habe mir gedacht: Was sind 230 000 EUR? – Das ist auf der einen Seite viel. Im Planungsausschuss habe ich mir dann gedacht, dass ich zum Vergleich einen Aufwand suche, wo die Stadt Wien etwa 230 000 EUR ausgibt Ich meine das nicht zynisch, sondern ich finde, dass wir uns das leisten können!

Im letzten Planungsausschuss betraf Postnummer 18 die Bewachung und Betriebsaufsicht für die Opern- und die Albertina-Passage und das Verkehrsbauwerk Schottentor, und ich fand heraus, dass für drei Passagen für ein Jahr lang Betriebsaufsicht und Bewachung 390 000 EUR aufgewendet werden!

Ich finde schlicht und einfach, dass das, was uns ein Jahr die Bewachung und Betriebsaufsicht - nicht die Reinigung, das ist das ganze mal zwei - des Jonas-Reindls, der Opern- und Albertina-Passage wert sind, das können wir für die Bebenopfer in Pakistan auch zur Verfügung stellen. In diesem Sinn: Wien ist eine reiche Stadt, und ich bitte Sie um Zustimmung. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Es liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Ich erteile dem Herrn Stadtrat das Wort.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Ich möchte ein paar Minuten dafür verwenden, nicht nur auf die Fragen beziehungsweise die Kritik der Opposition einzugehen, sondern auch ein paar Anmerkungen zur Entwicklungsphilosophie für diese Stadt zu machen.

Ich habe nur ganz wenige Punkte aus den Wortmeldungen der Opposition herausgehört, die sich überhaupt mit der Zukunft beschäftigt haben. Ich habe sehr viel über die Abhandlung von Flächenwidmungen aus den 90er Jahren und über die Abhandlung in Untersuchungskommissionen gehört, die sich mit meinen Vorgängern beschäftigt haben. All das ist aber immerhin schon mindestens viereinhalb bis fünf Jahre oder länger her!

Wir versuchen, dieses Wien, diese Stadt im südlichen Zentraleuropa, als Zentrum, als Drehscheibe und als Interaktionspunkt zu positionieren und in diesem Wien die Möglichkeiten zu schaffen, dass die neuen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union und die alten Mitgliedsstaaten der Europäischen Union miteinander in Kontakt treten und Verbindungen herstellen können. Das bedeutet, das gesamte Modell der städtischen Entwicklung mit den internationalen Ebenen abzustimmen. Das betrifft die Bahnhöfe, vor allem den neuen Bahnhof Wien-Europa Mitte, das betrifft sämtliche sonstigen Infrastruktureinrichtungen, und das betrifft natürlich auch die Weltoffenheit dieser Stadt, Offenheit für Investitionen, Offenheit für die Welt nicht nur im kulturellen Bereich, sondern auch auf dem Gebiet der wirtschaftlichen Entwicklung, der Forschung, der Technologie, des Technologiestandortes Wien.

Genau diese Punkte sind im Unterschied zu früheren Jahren im Stadtentwicklungsplan 2005 ganz explizit enthalten und stellen Schwerpunkte dar. Wer sich damals im aufkeimenden Wahlkampf nicht damit beschäftigt hat, kann ja jetzt noch nachlesen, dass wir uns ganz intensiv damit beschäftigt haben, wie man die Position des Standortes Wien festigen, ausweiten und für die Zukunft absichern kann.

Daher ist es auch notwendig, dass wir die künftige Situation dieser Stadt zunächst einmal skizzieren und da-raus ablesen, wie viel Zuwachs an Bevölkerung – auch durch Zuwanderung – diese Stadt denn künftig haben wird, welche Notwendigkeit an Ausweitung des Wohn-raums besteht. Wir wissen, dass wir, grob gerechnet, 60 000 Wohneinheiten in den nächsten zehn Jahren be-nötigen werden. Wir wissen, dass wir in dieser Stadt auch die Integration verschiedenster Bevölkerungsgruppen erreichen müssen und dass der soziale Ausgleich zwischen den Bevölkerungsgruppen weiterhin Bestand haben muss.

Genau darum geht es auch im Stadtentwicklungsplan. Es geht hiebei nicht darum, große Würfe zu machen, die dann für Investoren besonders interessant sind, aber die Bevölkerung links und rechts davon überhaupt nicht berücksichtigen und keinen Bedacht darauf nehmen, dass es auch Gruppen gibt, die innerhalb einer Stadt andere Interaktionsmuster haben, als ins Auto zu steigen und dann möglichst schnell davonzubrausen. Vielmehr geht es vor allem auch um die Gruppen, die den öffentlichen Raum und ihre Bewegungsfreiheit brauchen, die dort unter Umständen Spiele betreiben wollen, die dort einkaufen, zum Arzt und in die Apotheke gehen müssen.

Kurz: Es geht um eine durchdachte Stadt, in der auf die verschiedensten Bevölkerungsgruppen Rücksicht genommen werden kann. Genau darauf gehen wir im Stadtentwicklungsplan 2005 ein.

Dieser Stadtentwicklungsplan 2005 geht auch höchst sorgsam mit den natürlichen Ressourcen dieser Stadt um. Wir berücksichtigen darin, dass wir einen Nationalpark Donauauen haben und dass der Wienerwald durch einen Wald- und Wiesengürtel vor 100 Jahren ordentlich abgesichert wurde; diesen Wald- und Wiesengürtel haben wir inzwischen verdoppelt. Das sage ich für alle, die es nicht nachgelesen haben. Ich glaube, Frau Gretner war es, die gemeint hat, dass da noch überhaupt nichts geschehen ist. – Dazu stelle ich fest: In diesen 100 Jah-ren seit Bestehen des Wald- und Wiesengürtels ist des-sen Fläche verdoppelt worden!

Die rechtliche Absicherung des Naturraumes in Wien erfolgt doppelt: Er ist einmal über die Naturschutzgesetzgebung abgesichert, und er ist zweitens durch die Wiener Bauordnung abgesichert. Der Wald- und Wiesengürtel ist Bestandteil des Flächenwidmungs- und Be-bauungsplanes im Rahmen der Wiener Bauordnung, und damit genau dort verankert, wo jene hinschauen, denen man immer unterstellt, dass sie sich um den Grünraum nicht kümmern.

In diesem Stadtentwicklungsplan sind auch die Grenzen enthalten, bis wohin wir uns die Siedlungsentwicklung vorstellen können. Das ist ein Novum. Diese Möglichkeit gab es im alten Stadtentwicklungsplan nicht. Es ist daher vollkommen klar, dass der 1 000-Hektar-Plan betreffend den Norden Wiens vom Bisamberg bis zum Nationalpark natürlich wieder im Stadtentwicklungsplan eingearbeitet ist. Dass wir nicht nur die Natur unter Schutz stellen, sondern auch für die Landwirtschaft und für den Erholungsraum ausreichend Platz lassen, ist in diesem Stadtentwicklungsplan auch dokumentiert.

Daher meine ich, dass man nicht davon ausgehen kann, dass dieser Stadtentwicklungsplan nur eine große Sammlung von wolkigen Erzählungen ist, sondern dass in diesem Stadtentwicklungsplan sehr genau und detailliert beschrieben ist, in welche Richtung die Entwicklung gehen soll, was wir absichern wollen und wo wir zukünftig sozusagen Gas geben wollen für neue Stadtteile und für neue Schwerpunkte in dieser Stadt.

Zur Frage der Verbindlichkeiten: Ich verstehe schon, dass Beamte des Rechnungshofes gerne hätten, dass neun Bundesländer eine einheitliche Vorgangsweise ha-ben. Aber Wien ist eben anders, auch in der Entstehungsgeschichte: Wien ist zunächst Gemeinde und in zweiter Linie erst Bundesland, und das bedeutet, dass dieses Gremium von 100 Personen sich im Landtag eine Rechtsverbindlichkeit geben müsste, die dann im Gemeinderat eingehalten werden muss. Diese Entwicklung ist zum Beispiel in Niederösterreich sehr sinnvoll, denn dort gibt es über 1 000 Gemeinden und für diese mehr als 1 000 Gemeinden müssen im Landtag Regelungen geschaffen werden. In Wien sind Sie es selbst, die sich diese Regeln geben und diese Regeln dann auch – davon gehe ich aus, genauso wie wir das im Stadtsenat tun – einhalten. Daher ist die Rechtsverbindlichkeit diesfalls eine Angelegenheit der Beckmesserei. Ob Sie etwas hier als Landtagsabgeordneter oder als Gemeinderat oder Gemeinderätin beschließen, ist eigentlich egal. Für uns und für die Magistratsbediensteten ist das jedenfalls bindend, und es besteht die Verpflichtung, sich daran zu halten und Sie darauf aufmerksam zu machen, wenn wir vom Stadtentwicklungsplan bei Aktivitäten auf dem Gebiet der Flächenwidmung abweichen wollen.

Ich finde es auch immer nett, wenn Planungserfahrene, die viele Jahre im Ausschuss waren, oder jemand, der es studiert hat und sich daher eigentlich auskennen sollte, immer drauf hinweisen, dass wir doch endlich den Planwertausgleich machen sollen. – Klar ist doch: Wir haben verfassungsrechtlich nicht die Situation, wie sie die Bundesrepublik Deutschland oder Italien haben. Daher macht es keinen Sinn, hier darüber zu reden. Es gibt den Nationalrat: Der soll sich damit einmal beschäftigen und die entsprechenden Adaptierungen machen! Er ist herzlich eingeladen, eine Anpassung vorzunehmen, sodass wir den Planwertausgleich auch hier in dieser Stadt anwenden könnten, und zwar in einer Form, die auch die rechtliche Absicherung dafür bietet.

Sie wissen ganz genau, dass wir hier derzeit mit dem Projekt “Mehrwert Simmering“ sehr mühsam, aber doch begonnen haben. Dabei geht es nicht nur um den Bau von Straßen, sondern auch um den Bau von Parkanlagen und um soziale Infrastrukturmittelabschöpfung, allerdings im rechtsfreien Raum und auf Basis reiner Freiwilligkeit jener, die dort Grundeigentümer sind.

Sich also hierher zu stellen und immer wieder dasselbe zu verlangen, und das über Jahrzehnte, wie es manche der Kollegen hier tun, macht wenig Sinn. Es geht doch darum, dass wir trotz dieser fehlenden Rechts-grundlage in der Umsetzung und in der tagtäglichen Praxis diese Regeln zumindest zu simulieren versuchen, und das tun wir. 

Betreffend die moderne Architektur und die Aktivitäten auf dem Gebiet der Architektur möchte ich doch mit viel Stolz darauf hinweisen, dass es uns im vergangenen Jahr gelungen ist, sehr, sehr weit zu kommen, was moderne Architektur und Städtebau versus Weltkulturerbe und Erhaltung des städtebaulichen Bestandes betrifft. Mittlerweile laufen drei Projekte im ersten Bezirk: Es wird der Totalabbruch eines Hauses vorgenommen werden und ein neues Bauvorhaben, das nicht von Spitzen‑ Top‑Architekten, sondern von Architekten, die ganz normal am Wettbewerb teilgenommen haben, geplant wurde, realisiert werden. Dabei konnten wir erreichen, dass die Akzeptanz in der Öffentlichkeit so hoch ist, dass wir darüber nicht die übliche Diskussion führen müssen, ob denn überhaupt etwas verändert werden darf.

Es ist mittlerweile zum Standard geworden, dass in dieser Stadt Weltkulturerbe sowohl Erhaltung des Alten, aber auch Präsentation des Neuen und Entstehenden bedeutet, und darüber bin ich sehr froh. Wir haben dafür auf internationaler Ebene beim UNESCO-Kongress ent-sprechend Schritte setzen können. Das Wiener Memorandum wurde von der UNESCO weltweit mittlerweile als Richtschnur dafür anerkannt, wie man in gewachsenen, belebten, bewohnten Städten mit dem kulturellen Erbe umgehen kann, ohne es zu beleidigen, aber auch ohne Entwicklungen zu verhindern.

Lassen Sie mich noch ein paar Worte zum Bereich Verkehr verlieren: Ich finde es sehr spannend, wenn man zwei Jahre nach Beschluss des Masterplans Verkehr im Jahr 2003 noch immer das Verkehrskonzept 1994 als Richtschnur heranzieht. Ich werde Kollegen Madejski noch einmal ein Exemplar des Masterplans Verkehr zur Verfügung stellen, damit er das alte Konzept endlich einmal wegschmeißen kann. Wir haben etwas Neues, und er war damals mit dabei bei der Beschlussfassung. Vielleicht kann man ihn kurz daran erinnern! Die eigene Fraktion kann ihm das erzählen, wenn er jetzt gerade nicht im Raum sein sollte.

Dieser Masterplan Verkehr setzt die Veränderungen im Modal-Split fort, wie wir das schon im alten Verkehrskonzept hatten, gibt aber realistische Zeiträume an. Wir haben festgestellt, dass man innerhalb einer Periode von etwa sechs bis sieben Jahren eine Veränderung im Modal-Split von etwa 5 Prozent in Richtung öffentlicher Ver-kehr erreichen kann. Man kann aber keine großen Sprünge machen, und es wird dann die Erreichung jedes Prozentpunkterls immer schwerer, weil man natürlich letztlich zu den sehr resistenten Autofahrern kommt, die die Straßenbahn nur von außen kennen und nicht einmal wissen, wie man einen Fahrschein löst. Diesen werden wir eine entsprechende Hilfestellung durch betriebliches Mobilitätsmanagement und Ähnliches bieten.

Jedenfalls finde ich es bemerkenswert, dass man dann auf ein altes Verkehrskonzept rekurriert. Ich war auch etwas verwundert, in welcher Form Kollege Gerstl sich hier heraus stellt und das Rumpelstilzchen für Tempo 50 spielt. Aber wahrscheinlich hat das etwas damit zu tun, dass sein Bundesparteiobmann zugibt, dass er ger-ne mit über 160 Stundenkilometern auf der Autobahn fährt und damit seinem Vizekanzler mit Ablaufdatum bei seiner irrwitzigen Idee, die Autofahrer zum Rasen zu bringen, beigesprungen ist. (Zwischenruf von GR Dr Wolfgang Gerstl.) Wissen Sie, Herr Kollege Gerstl, ich habe mir auch die Zahlen angeschaut, die Sie hier zum Besten gegeben haben. Es ist ja ganz gut, wenn man die Zahlen, die der Bund ausgibt, auch im Protokoll des Wiener Gemeinderats wieder findet. Ich nehme an, Sie haben diese Zahlen hier zur Verlesung gebracht. Einen anderen Sinn kann ich daran nicht sehen! Denn Sie wissen ganz genau, dass die Investitionstätigkeit dieser Stadt in diesem Jahrzehnt Jahr für Jahr höher war als die Investitionstätigkeit der Bundesregierung für ganz Österreich, und das bei einem wesentlich kleineren Budget als es die Bundesregierung zur Verfügung hat. Daher macht es wenig Sinn, wenn Sie uns hier vorhalten, dass man nun endlich, nach diesem Jahrfünft der Nichtaktivität für die Österreichischen Bundesbahnen, nachdem man alle Bahnhöfe hergerichtet und um 150 Millionen EUR auch den Bahnhof St Anton für eine Gemeinde mit 2 000 oder 2 500 Einwohnern neu gebaut hat, auch in Wien einmal zu den Bahnhöfen kommt und diese Bahnhöfe zur Sanierung bringt. (GR Dr Gerstl: Das stimmt nicht!) 

Ihr Kollege Hoch hat dann auch noch einen Antrag eingebracht, dass die Stadt Wien doch mit in diese Bundesgesellschaft hineingehen soll, weil die Bundesbahn ja allein mit ihren Grundstücken nicht zu Rande kommt. – Okay! Wir erkennen an, dass das Vertrauen zu den ÖVP-nahen Funktionären an der Spitze der Österreichischen Bundesbahnen bei der ÖVP-Fraktion nicht sehr hoch ist. Das ist okay! Sie müssen allerdings bedenken: Die Stadt Wien hat – und ich kann das wirklich auf meine Fahnen heften – durch meine Person dieses Projekt gepusht und betrieben. Ansonsten würde dieses Projekt ja gar nicht kommen! Wir haben uns in diesem Zusammenhang, im Unterschied zu dem, was wir normalerweise tun, bereit erklärt, die Herstellung von Kanal-, Wasser- und Stromanschlüssen, den Straßenbau und die Errichtung der Grünanlagen aus der Tasche der Stadt Wien zu zahlen, aus unserem Budget, und nicht dem Investor anzulasten, damit die arme Bundesbahn, die vom Bund ausgehungert wird, endlich die Möglichkeit bekommt, eine gescheite Infrastruktur und einen neuen Bahnhof hinzustellen, der einer Millionenstadt auch würdig ist.

Zum Glück haben wir mit dem Vizekanzler dieses Projekt vereinbaren können, und derzeit geht es wunderbar weiter. Wir haben gemeinsam mit den Österreichischen Bundesbahnen hier auch schon die nächsten Schritte setzen können und werden das auch weiterhin tun.

Eine Kleinigkeit möchte ich auch noch zu Kollegen Hoch anmerken, der hier gemeint hat, es gibt keine Kontakte und keine Gespräche mit den Bezirken. Interessant ist dabei, dass er einen Bezirk in dieser Auflistung vergisst: Er hat den 3. Bezirk einfach unter den Tisch fallen lassen. Ich weiß schon: Der große Horizont der Minderheitsparteien im 10. Bezirk reicht nicht über das Arsenal hinüber! Aber ich kann Ihnen sagen: Der 3. Bezirk ist von der Entwicklung dieses neuen Bahnhofs wesentlich mehr betroffen als zum Beispiel der 4. Bezirk. Wir werden mit diesem Bahnhof eine neue Drehscheibe im Personenverkehr für ganz Österreich beziehungsweise für die ge-samte Region CENTROPE schaffen können. Daher halte ich Kritik an der Vorgangsweise dort für vollkommen un-gerechtfertigt! Letztere zeigt nur, dass es Ihnen offen-sichtlich nicht darauf ankommt, hier eine geordnete Poli-tik mit zu unterstützen, sondern dass es Ihnen darauf an-kommt, Dinge zu skandalisieren, und liegen Sie auch be-reits in den 90er Jahren oder noch weiter zurück.

Wir jedenfalls versuchen, für diese Stadt die Voraussetzungen zu schaffen, dass sie sich entsprechend weiterentwickeln kann, in Zukunft auch prosperiert und genügend Beschäftigung für die bietet, die hier wohnen, und dass auch die Forschung und die Technologieentwicklung nicht nur in Wien, sondern in Österreich insgesamt betrieben werden kann.

Lassen Sie mich noch zu den einzelnen erwähnten Projekten kommen. – Flugfeld Aspern: Ich finde es nett, wenn man sich hinsichtlich des Flugfelds Aspern darauf versteift, dort eine Thermensiedlung zustande zu bekommen, und einmal Frau Trammer namens BZÖ, das andere Mal die Freiheitliche Partei und das dritte Mal wieder irgendjemand anderer entsprechende Projektskizzen präsentiert. – Ich habe dem auf diesem Feld nichts anderes hinzuzufügen, als dass wir dort, Herr Kollege Mahdalik, gemeinsam mit den Anrainerinnen und Anrainern ein Beteiligungsverfahren begonnen haben, und das ein Jahr bevor das Projekt in den konkreten Wettbewerb der Fachleute gegangen ist. In der Jury sitzen Vertreter der Bürger und Bürgerinnen aus dem Bereich Aspern und Eßling, sie arbeiten sehr, sehr intensiv mit, und dabei wird es auch bleiben, darin lasse ich mich nicht beirren!

Ich sage Ihnen noch einmal: Würden Sie nicht dort wohnen, dann wären Sie auch der Meinung, dass die innen liegende Variante die bessere wäre. Sie haben sich aber persönlich betroffen gefühlt. Okay. Wir haben diesen Kompromiss mit dem Bund geschlossen, und man hat die außen liegende Trasse gewählt. Ich sage Ihnen aber gleich: Die Erschließung des Bereichs zwischen Aspern und Eßling wird es trotzdem geben müssen. Wir hätten Ihnen wahrscheinlich ein Straßenstück erspart, aber so wird es in dieser Gegend halt im Zusam-menhang mit der B3d eine Erschließung geben müssen. Wir nehmen das zur Kenntnis, und wir werden der ASFiNAG entsprechend auf die Finger schauen, dass es dort ganz sicher nicht zu einer Verschlechterung der Umweltqualität kommt, und zwar auf der gesamten Strecke, nicht nur auf der Strecke des Gebiets des Nationalparks, sondern auch dort, wo Menschen wohnen. Es wird nicht gehen, dass man den Tunnel nur unter dem Nationalpark und unter der Donau baut, sondern es wird sehr wohl Einhausungen geben müssen, damit die Gartenheimsiedlung und andere nahe Wohnbereiche entsprechend abgesichert sind. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es gäbe noch viel zu dem zu sagen, was hier über die Garagen zum Besten gegeben worden ist. Kollege Gerstl hat davon gesprochen, dass man natürlich Stellplätze und Garagen braucht. Ich bitte Dich nur, lieber Wolfgang: Sag das auch der designierten Bezirksvorsteherin des 1. Bezirks! Dort gibt es nämlich ein von der Bezirksvertretung schon beschlossenes Projekt, das sie jetzt auf einmal in Frage stellt. Macht euch das bitte allein aus! (GR Franz Ek-kamp: Er ist ja nicht da!) Ich schaue mir das einmal aus der Loge des Stadtrates an, wenn ihr die Entscheidung betreffend die Frage getroffen habt: Wer ist stärker innerhalb der ÖVP: Ich oder ich? – Dann werden wir über dieses Projekt weiter reden! (Beifall bei der SPÖ) 

Zur Angelegenheit Vorplatz Schönbrunn und Fiat-Gründe: Herr Kollege Hoch! Sie sind eh groß genug, Sie können über den Zaun sehen, der dort in Meidling beim Grünen Berg noch steht: Da können Sie erkennen, dass der Wohnbau dahinter auf dem Gebiet der Fiat-Gründe bereits die Dachgleiche erreicht hat und 2006 bezogen werden kann. Sie behaupten, da sei nichts weitergegangen. Ich sage: Es ist sehr wohl etwas weitergegangen! Also schauen Sie sich das an, fahren Sie einmal vorbei, vielleicht finden Sie einen Parkplatz, steigen Sie aus, schauen Sie über den Lattenzaun, und nehmen Sie das dort zur Kenntnis!

Was den Vorplatz Schönbrunn betrifft: Wissen Sie, es ist schon spannend! – Da hat eine Schlossgesellschaft mit uns gemeinsam einen Wettbewerb gemacht, und man ist dabei zu einem allgemein anerkannten und international bestens beschriebenen Ergebnis gekommen. Wir einigen uns darauf, dass wir schrittweise in die Realisierung gehen: Die Schlossgesellschaft macht ein kleines Fleckerl und lässt sich bejubeln. Die Stadt Wien macht einen großen Teil, den gesamten Vorplatz, genau nach dem Konzept wie im Wettbewerb. Ergebnis: Die Schlossgesellschaft ist nicht zufrieden und schickt ihre befreundete Parteiorganisation auf Trab, um entsprechend Wirbel zu schlagen.

Ich kann Ihnen nur sagen: Das, was wir am Vorplatz Schönbrunn gemacht haben, entspricht dem Wettbewerbskonzept, nämlich den Platz frei zu machen, den freien Blick auf das Schloss Schönbrunn zu gewährleisten und damit eine Verbesserung für die Touristen, aber auch für die Wienerinnen und Wiener zu erreichen. Und wenn die Schlossgesellschaft gerne eine Garage für Busse hätte, die die Spitzenlast erreicht, dann soll mir das recht sein! Sie wird einen Betreiber finden, der ihr dort 100 Stellplätze unterirdisch vergräbt. Soll mir recht sein! Wenn sie ihn findet, wird es in der Widmung Platz haben! Ich kann Ihnen aber sagen: Wirtschaftlich ist das nicht! Wirtschaftlich ist, eine Garage zu bauen, in der man mit 30 bis 40 Busstellplätzen das Auslangen findet; das ist nämlich der Normalbetrieb.

Ich wünsche der Schlossgesellschaft viel Glück! Natürlich bin ich gesprächsbereit wie immer. Es kann aber nicht sein, dass man, wenn dort eine Sportstätte ist, einfach sagt: Lieber Verein! Da habt ihr ein paar Hundert Euro, verschwindet von dort, dann haben wir den Grund frei! Das Wiener Sportstättengesetz sieht anders aus: Man muss Ersatz für diese Sportstätte schaffen. Ich stehe nicht an, das als Planungsstadtrat auch in der Wid-mung entsprechend zu dokumentieren. Daran führt kein Weg vorbei, und das wird auch die Schlossgesellschaft Schönbrunn bei allen Erfolgen, die sie bisher hatte, zur Kenntnis nehmen müssen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich darf mich bei den Mitarbeitern meines Ressorts herzlich bedanken, dass wir in den vergangenen viereinhalb Jahren so viel zustande bringen konnten. Ich gehe davon aus, dass wir das auch in der gerade begonnenen Legislaturperiode schaffen können, und ich lade die Opposition ein, ernsthaft daran mitzuarbeiten, dass diese Stadt ihren Qualitätsstandard hält und wettbewerbsfähig und für alle lebenswert bleibt. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheit, Soziales.

Ich schlage vor, bei der Debatte der Geschäftsgruppe Gesundheit, Soziales auch die Postnummer 4, das ist der Wirtschaftsplan der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund für das Jahr 2006, mit einzubeziehen. Die Abstimmung wird natürlich getrennt vorgenommen. – Ich nehme an, Sie sind alle damit einverstanden.

Nun gelangt Herr GR Lasar zu Wort. – Bitte.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir wissen alle, dass die soziale Situation in Wien immer angespannter wird, zum einen durch die demographische Entwicklung, auf Grund welcher es immer mehr pflegebedürftige Menschen in unserer Stadt gibt, aber auch durch die hohe Arbeitslosigkeit. Zusätzlich werden natürlich auch auf Grund des Zuzugs die Sozialhilfekosten in der nächsten Zeit weiter ansteigen. In Deutschland spricht man in diesem Zusammenhang zum Beispiel bereits vom “Zuzug ins soziale Netz“.

Erst am 6 Dezember konnte man im “KURIER“ unter dem Titel "Ausländer haben künftig Anspruch auf Sozialhilfe" lesen, was auf diese Stadt in diesem Bereich noch zukommen wird. Da hilft es auch nicht, dass Frau StRin Brauner vom “Schreckgespenst Unsinn“ redet und zu verharmlosen versucht. Tatsache ist, dass, worüber wir in den letzten Jahren unzählige Male gesprochen haben, die so genannte Freizügigkeitsrichtlinie der EU zu einem weiteren Anstieg der Sozialhilfe führen wird. Die Durchschnittslöhne im Osten sind sogar niedriger als bei uns die Sozialhilfe, und die Möglichkeiten, die Regelungen dieser Richtlinie zu umgehen, sind auch schon evident und natürlich bestens bekannt. Ich warte jetzt eigentlich nur mehr darauf, dass Sie, Frau Stadträtin, sagen: Das konnte niemand voraussehen, das konnte niemand ahnen! Dann werde ich Sie aber an unsere Initiativen und Wortmeldungen erinnern!

Kommen wir nun aber wieder zum Voranschlag zurück. – Wir wissen, dass die Kosten für die Behandlung von Personen, die keine Krankenversicherung haben, enorm hoch sind. Leider – das muss ich wirklich betonen – finden wir diese Zahlen nicht mehr im Budgetvoranschlag. Früher, als der Krankenanstaltenverbund die-se Kosten für uneinbringliche Aufwendungen noch im Ausschuss beschließen lassen musste, hatten wir einen ungefähren Überblick über die Situation. Heute bekommen wir als Gemeinderäte keine Informationen mehr. Und auch im Wirtschaftsplan – und das muss ich Ihnen auch ankreiden! – finden wir gar nichts mehr darüber.

Ich frage mich angesichts dieser Zahlen im Voranschlag, wie Sie von uns eigentlich verlangen können, dass wir einem solchen Budget zustimmen! Und ich wun-dere mich auch sehr, dass der Krankenanstaltenverbund angesichts dieser Budgetziffern überhaupt zustimmen kann und zustimmt.

Zudem frage ich mich, wie wir dem Wirtschaftsplan zustimmen sollen, denn auch dieser Wirtschaftsplan wirft viele offene Fragen auf, zum Beispiel die Frage nach der Pflegemilliarde, nach den leer stehenden Einrichtungen, nach den Schwesternheimen, die um teures Geld saniert werden, für die der Krankenanstaltenverbund sich in Schulden gestürzt hat und die jetzt leer stehen, und die Frage nach den Sonderverträgen.

Dass die Investitionen im Pflegebereich nicht ausreichen werden und dass Sie die Investitionen, die selbstverständlich sein sollen, als Pflegemilliarde verkaufen werden, ist – das muss ich Ihnen sagen – eigentlich auch absehbar. Gerade nach den letzten Jahren, nachdem eine Untersuchungskommission deutlich aufgezeigt hat, welche Investitionen notwendig wären, ist das eine ganz große Katastrophe für die Wiener Patienten, die pflegebedürftig sind und die in den Einrichtungen der Gemeinde behandelt werden. Diesbezüglich war zum Beispiel die Frau StRin Pittermann – das muss ich Ihnen ehrlich sagen – schon sehr mutig. Sie hat einen Vorstoß in der Sache gewagt und veranlasst, dass endlich einmal eine ehrliche Analyse über die Situation erfolgt. Sie hat erstmals die Weisung erteilt, dass auch die städtischen Pflegeheime kontrolliert werden sollen. Sie hat auch eine mutige Entscheidung getroffen und hat den Pflegeombudsmann Dr Vogt eingesetzt.

Wenn ich mir allerdings jetzt das Pflegeheimgesetz ansehe, Frau Stadträtin, dann muss ich feststellen, dass Sie den Pflegeombudsmann wieder nicht gesetzlich verankert haben. In Anbetracht dessen muss ich Ihnen ehrlich sagen: Das verstehe ich wirklich nicht, denn der Pflegeombudsmann hat sehr viele Dinge aufgezeigt, die mittlerweile umgesetzt werden konnten und zu einer deutlichen Verbesserung geführt haben! Ich befürchte, dass Sie seine Position dadurch auf lange Zeit schwächen wollen. Ich muss es Ihnen noch einmal sagen: Das verstehe ich gar nicht! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte nachdrücklich noch einmal festhalten: Ich hoffe, dass es sich vielleicht doch noch ergibt, dass Sie den Pflegeombudsmann in der nächsten Zeit gesetzlich verankern!

Auch im Zusammenhang mit dem Wiener Krankenanstaltenverbund verdient die angebliche Investitionsoffensive ihren Namen nicht. Der Investitionskostenzuschuss, der im heurigen Jahr massiv gekürzt wurde, wird 2006 lediglich dem früheren Niveau angenähert. Ein Zweijahresvergleich zeigt jedoch, dass der Investitionskostenzuschuss der Stadt trotz Offensive um 7 Millionen EUR hinter dem Budget 2004 zurückbleibt. Und die vom Herrn Bürgermeister versprochene Pflegemilliarde fehlt eigentlich komplett im Voranschlag 2006. Unsere Spitäler – und das ist das Traurige dabei – können damit im nächsten Jahr nicht mehr alle notwendigen Ersatzinvestitionen durchführen, und das bedeutet nichts anderes, als dass der Austausch von veralteten Behandlungsinstrumenten oder kaputten Geräten auch 2006 nicht im medizinisch erforderlichen Ausmaß erfolgen kann.

Sie haben aus der Vergangenheit wirklich nichts gelernt! Im Gegenteil: Sie machen ganz genau so weiter, Sie verkaufen sich allerdings dieses Mal besser. Aber Sie können uns glauben: Wir werden es immer wieder schaffen, das aufzuzeigen, so wie wir es einst mit einem Prüfverlangen an den Rechnungshof gemacht haben. – Jetzt liegt der Bericht vor, und für den Sozialbereich muss Folgendes festgehalten werden – ich werde Ihnen das jetzt anhand einiger Beispiele zitieren –: „Die 1999 angestrebten Ziele einer Neuorganisation der damaligen Magistratsabteilung 12 wurden nicht erreicht. Im Bereich der Sozialhilfe war das veraltete Informationstechnologie‑Programm nicht geeignet, Daten für Planung und Dokumentation in zweckmäßiger Weise zu liefern. Bei der Einrichtung von Wohnplätzen für Behinderte fehlten wettbewerbsfördernde Elemente gegenüber den Trägerorganisationen; Schwächen traten weiters hinsichtlich der diesbezüglichen Kontrolle beziehungsweise des Qualitätsmanagements auf. Beim Behindertenfahrtendienst bestanden Mängel in der Organisation. Die Auswertung der Entgeltstrukturen zeigte ein für die Stadt Wien nachteiliges Tarifmodell auf. Geänderte Tarif‑ und Abrechnungsvarianten würden Einsparungen bis zu 2,3 Millionen EUR jährlich ergeben.

Ab dem Haushaltsjahr 2002 wurden im Magistrat Geschäftsgruppenbudgets eingerichtet. Auf Grund der vorgegebenen Gliederung der Rechenwerke nach haushaltswirtschaftlichen, funktionellen und ökonomischen Gesichtspunkten war ein unmittelbarer Vergleich der Ergebnisse der Haushaltsoperate mit jenen der Geschäftsgruppen nicht möglich. In den Rechnungsabschlüssen 2002 und 2003 fanden die bei der Magistratsabteilung 12 aufgezeigten Mängel in Form beträchtlicher Überschreitungen ihren zahlenmäßigen Niederschlag. Ursache für die Abweichung vom Gesamthaushalt in den Rechnungsabschlüssen 2002 und 2003 in der Größenordnung von je rund 30 Millionen EUR war vor allem eine unrichtige Interpretation anlässlich der erfolgten Umstellung der Budgetierung im Unternehmensbereich von Brutto- und Nettoveranschlagung.“

Sehr geehrte Damen und Herren! Aus Zeitgründen habe ich nur einige Beispiele gebracht. Jedenfalls ist es aber auf Grund der Fakten und Beispiele, die ich Ihnen gebracht habe, sowie auf Grund der dürftigen Unterlagen, die wir als Gemeinderäte bekommen, seriöserweise nicht möglich, diesem Voranschlag zuzustimmen. Im Übrigen – das möchte ich auch noch hier anbringen – können aber auch Fachleute in diesem Budgetvoranschlag nicht erkennen, wo sich die Elemente einer Pflegemilliarde befinden. Daher, meine Damen und Herren, können wir diesen Voranschlag nicht unterstützen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde heute nicht das wiederholen, was wir einander ohnehin, Frau Stadträtin, immer wieder im Ausschuss und auch in diesem Kreis schon erzählt haben, nämlich die Fakten über die Wirtschaftlichkeit des Krankenanstaltenverbundes, den Umstand, dass die Zahl der Akutbetten zu hoch ist und so weiter und so weiter. Ich werde auch nichts zur Pflegemilliarde und schon gar nichts zum Pflegeombudsmann sagen. Dazu haben wir andernorts Gelegenheit.

Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! Heute möchte ich Sie mit zwei besonders ärgerlichen Beispielen von Geldverschwendung beziehungsweise von Fehlsteuerung und Fehlinvestition im Gesundheitswesen konfrontieren. Man sollte nämlich die Politik der Gemeinde Wien und der Gesundheitsstadträtin daran messen, welche Missstände sie abstellt, welche Strukturprobleme sie löst und wo sie wirklich mit einer gerechten Gesundheitsversorgung ernst macht. Und gerechte Gesundheitsversorgung bedeutet, dass man in Zeiten der zunehmenden Defizite darauf achtet, dass die Menschen gut versorgt sind, die es im Gesundheits‑ und Sozialsystem schwer haben und die keinen mächtigen Fürsprecher für ihre Interessen haben.

Dass dem nicht so ist und dass diese Menschen buchstäblich und systematisch in der Gemeinde Wien allein gelassen werden, beweisen die Einführung des Spitalskostenbeitrages, der Umstand, dass wir nach wie vor eine Fließbandabfertigung bei der Dialysebehandlung haben und dass es in den Pflegeheimen – das wissen wir alle hier – nach wie vor ein Bitte-warten-auf-bessere-Verhältnisse gibt. 

Ich kann Ihnen heute zwei Beispiele zu Gehör bringen, wie die Gemeinde Wien eine sehr mächtige Gruppe im Gesundheitswesen, einzelne Ärzte beziehungsweise Gruppen von Ärzten und Ärztinnen, mit einer Politik der Großzügigkeit unterstützt, die nicht zu dulden ist. 

Erstes Beispiel – wir haben hier noch nicht darüber geredet –: Der Rechnungshof hat im vergangenen Frühjahr die Universitätskliniken, unter anderem auch das AKH, untersucht und hat festgestellt, dass die Sondergebühren dort nicht den Bundesgesetzen entsprechen, sprich: Die Regelung, die der Landesgesetzgeber für die Abrechnung der Privathonorare der leitenden Ärzte im AKH und in den anderen Gemeindespitälern zulässt. Es ist gut so, dass es Privatpatienten und -patientinnen gibt, die in den öffentlichen Krankenhäusern behandelt werden. Wir wollen, dass sich die Zahl derer, die nicht in die Goldene Meile, also in Privatspitäler, geht, erhöht und dass die öffentlichen Krankenhäuser Privatpatienten und -patientinnen als Kunden im Haus haben.

Jetzt sollte man meinen, dass es im Interesse des Krankenhausträgers und damit der Gemeinde liegt, diese Privathonorare, die hier lukriert werden, gewinnbringend für das Haus und gerecht unter dem Gesundheitspersonal aufzuteilen. Stattdessen erlaubt die Regelung, die die Stadt Wien nicht nur eingeführt hat, sondern nach wie vor gegen den Rechnungshof verteidigt, dass die leitenden Ärzte in öffentlichen Spitälern der Stadt private Verrechnungsgesellschaften gegründet haben. Diese privaten Verrechnungsgesellschaften haben einen Abrechnungskreis außerhalb des Krankenhauses für ihre Honorare installiert, und niemand darf hineinschauen, der Rechnungshof nicht, obwohl er es gerne tun würde, und das Kontrollamt nicht. Sie bekommen einen Kaffee serviert, aber keine Abrechnungen. Und der Stadt Wien und der Frau Stadträtin – und das ist das besonders Ärgerliche daran – ist es, wie sie mir in einer Anfragebeantwortung auch zugeben musste, egal, dass die Abrechnung außerhalb ihrer Kenntnis läuft. Sie hat mir lapidar mitgeteilt: Ich weiß es nicht, ich habe keine Ahnung, und ich will auch nicht wissen, was hier an Privathonoraren eingenommen wird.

Im AKH gibt es eine Besonderheit in diesem Zusammenhang, denn in den anderen Gemeindespitälern ist es Gott sei Dank Faktum, dass das Spital, das die Ressourcen stellt, bei Erzielung dieser Honorare einen Infrastrukturbeitrag aus dem Honorartopf bekommt. Nicht so im AKH. Im AKH können diese Privathonorare mit einer nach oben offenen Grenze vereinnahmt werden, und das Krankenhaus selbst bekommt bloß eine Anstaltsgebühr von der Versicherung. 

Auch die Aufteilung der Privathonorare unter den Ärzten und Ärztinnen ist ein Anlass für ständige und wiederholte Kritik. Es gibt Fächer, da schaut man durch die Finger. Wenn man das Falsche studiert hat, weil man meinte, in der Psychiatrie oder in der Kinderheilkunde das große Geld machen zu können, dann ist das eine dumme Sache! Man hätte Laborarzt oder -ärztin werden sollen, dort ist Geld zu holen, und auch die Radiologen können viel einnehmen.

Aber nicht nur das: Sie zahlen keinen Infrastrukturbeitrag. Innerhalb der Ärzteschaft erfolgt eine ungerechte Verteilung. Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus der Ärzteschaft in den Abteilungen haben keinen Informationszugang, damit sie wissen, nach welchem Schlüssel die Honorare unter der Ärzteschaft überhaupt verteilt werden. Und das übrige Gesundheitspersonal, das mitnichten nichts tut für die Behandlung dieser Patienten, sondern – im Gegenteil – einen großen Beitrag leistet, geht völlig leer aus. 

Man kann viel verdienen, wenn man Arzt oder Ärztin in leitender Position im AKH ist. Sie lukrieren nicht nur die Privathonorare im Spital, sondern 60 Prozent aller leitenden Habilitierten sind auch noch in Privatordinationen oder anderen Krankenhäusern auf der Goldenen Meile tätig. Dort wird das Geld gemacht.

Man muss sich vorstellen, eine Bank würde ihren Mitarbeitern, die gut im Kreditgeschäft und Experten und Expertinnen sind, erlauben, dass sie schlicht in ihrer Freizeit in eine andere Bank gehen und für diese Bank Aktien verkaufen und sozusagen für die Konkurrenz gute Geschäfte machen. In jeder Bank wäre das ein Problem. In der Gemeinde Wien ist es keines! Achselzuckend nimmt die Gesundheitspolitik hin, dass die großen Einnahmen, wie beschrieben, gemacht werden, und das zu Lasten des intensiv tätigen Personals im öffentlichen Krankenhaus selbst. 

Andere Universitätskliniken, etwa jene in Innsbruck, haben, wie der Rechnungshof festgestellt hat, mit dieser Praxis Schluss gemacht. Dort gibt es nur mehr 23 habilitierte Ärzte, die Privatordinationen haben, im AKH in Wien sind es mehr als 260 Ärzte.

Wer einen Privatpatienten dann endlich im eigenen Haus zugunsten der eigenen Honorarerzielung behandelt, hat natürlich Anlass, ihn oder sie lange Zeit zu behandeln, und auch das hat der Rechnungshof festgestellt: Die Verweildauer von Privatpatienten und –pa-tientinnen im AKH liegt bei 9,0 Tagen, während Patienten und Patientinnen der allgemeinen Klasse schon nach 7,3 Tagen gesund werden. Oh Zufall, oh Zufall: Sind die Privatpatienten so viel kränker? Oder kann man so die Einkünfte maximieren?

Die Möglichkeit, dass man hier privat verdienen kann, hat nach oben – wie ich schon gesagt habe – keine Grenzen. In Graz gibt es eine Klinik, wo man Privathonorare einnehmen kann, aber da hat man eine gewisse Schamhaftigkeitsgrenze eingezogen. Dort darf ein leiten-der Arzt im Jahr 175 560 EUR an Privathonoraren ein-nehmen. Jetzt überlegen Sie sich bitte einmal, wie viele Familien von diesem Geld leben könnten, das hier zusätzlich zu einem normalen Akademikergehalt verdient werden kann! In Wien zieht man diese Grenze nicht, da können noch höhere Beträge eingenommen werden und niemand schreitet ein. 

Frau Stadträtin! Der Rechnungshof hat Ihnen empfohlen, hier Klarheit zu schaffen und auch zugunsten des öffentlichen Spitals einen Riegel vorzuschieben. Er hat Ihnen empfohlen, dass die Anstalt, die Privathonorare einhebt, diese nach einem gerechten Bezugssystem an das Gesundheitspersonal und insbesondere an die Ärzte aufteilt. – Sie zucken jedoch mit den Achseln und sagen in Ihrer Stellungnahme zum Rechnungshofbericht: Dum-merweise ist der Bund Dienstgeber der Ärzte und Ärztinnen, da kann ich gar nichts machen! 

Frau Stadträtin! Sie sind in Ihrer politischen Verantwortung Miteigentümerin im AKH, und Sie müssen ein Interesse daran haben, dass es einen Infrastrukturbeitrag gibt, denn Sie brauchen dieses Geld. Sie brauchen dieses Geld – weiß Gott! – für die Modernisierung und die Versorgung aller Patienten, und Sie müssen ein Interesse daran haben, dass die Energie und der Fokus Ihrer Ärzteschaft im Haus ist und dass es Gerechtigkeit gibt und nicht Streit unter dem Personal.

Ich habe daher heute einen Beschlussantrag einzubringen, der sich an den Bürgermeister richtet. Es ist nämlich keine Kleinigkeit, wenn der Rechnungshof sagt, dass die landesgesetzliche Regelung verfassungswidrig ist. Ich meine, dass der Bürgermeister, der letztlich auch für die ordentliche Gebarung des AKH zuständig ist, die-sen verfassungskonformen Zustand herstellen soll und gemäß dem Rechnungshof hinsichtlich der Abwicklung der Sondergebühren im AKH handeln muss. – Das ist der erste Antrag.

Im zweiten Antrag geht es um den Infrastrukturbeitrag der leitenden Ärzte im AKH: Diesbezüglich soll der Krankenanstaltenverbund beauftragt werden, einen angemessen Infrastrukturbeitrag auch im AKH einzuheben und für eine gerechte Aufteilung der Sondergebühren unter dem für die Privatpatientinnen und Privatpatienten zuständigen Gesundheitspersonal zu sorgen.

Meine Damen und Herren! Das war das erste Beispiel für die unglaubliche Verschwendung und Ungerechtigkeit im Gesundheitssystem. Das zweite Beispiel veranlasst mich, das Kontrollamt zu beauftragen, und ich werde am kommenden Freitag ein Prüfersuchen einbringen, dass das Kontrollamt folgenden Umstand prüft:

Am 30.11.2005 wurde ein privates Magnetresonanztomographie-Institut in der Orthopädie Speising eingerichtet, und dort gibt es ein paar Seltsamkeiten. Seltsamkeit Nummer 1: 2001 gab es im Großgeräteplan noch kein zusätzliches Gerät, 2003 wurde dieses plötzlich als Fußnote in den Großgeräteplan aufgenommen. Bereits 2001 spricht die Wiener Gebietskrankenkasse in ihrer Stellungnahme jedoch von einer Sättigung des Marktes und einer Überversorgung der Wiener mit Magnetresonanzgeräten. Wir sind wieder mal unfreiwillig oder freiwillig Europaspitze. Wir haben nämlich im Vergleich zu Schweden, Deutschland und den Niederlanden mindestens um ein Drittel mehr Geräte. Und die Weltmeister sind schon wieder die Wiener, denn in Wien werden doppelt so viele Menschen magnetresonanzmäßig untersucht, obwohl ich nicht annehme, dass die Wiener kränker sind als die Niederösterreicher. Die Gebietskrankenkasse sagt ganz klar: Wir brauchen kein Gerät. Die Amtsärztin hat sich diesem Befund angeschlossen. Gleichwohl: Der Akt wurde genehmigt.

Das Kontrollamt wird daher ersucht zu prüfen, warum man diese Bewilligung gegeben hat. Welch ein Zufall, dass der ehemalige Staatssekretär Wanek schon 2001 als in dieses Institut involviert genannt wurde und auch in den Akten aufscheint! Warum wurde gerade zum Zeitpunkt der Tätigkeit des Staatsekretärs Wanek im Großgeräteplan eine Fußnote „Speising wird ein MRT im Zu-sammenhang mit Hietzing errichten“ eingefügt? Warum wird dieser Universitätsprofessor jetzt im Akt seitens des Amtes, das es geprüft hat, der MA 13, als einer der Vertreter dieses Privatinstituts genannt? – Das scheint uns nun doch sehr aufklärungsbedürftig! Und das Kontrollamt soll uns sagen, wieso hier Geld in überflüssige Geräte, an denen man gut verdienen kann, statt in eine gute Gesundheitsversorgung investiert wird.

Ich habe noch einen letzten Antrag einzubringen: Er betrifft den ärgerlichen Umstand, dass das Finanzierungsabkommen zwischen der Gemeinde Wien und dem Unternehmen Krankenanstaltenverbund ausständig ist. Man weiß, dass dieses bis 2006 abzuschließen ist. Man hat es aber bis jetzt nicht geschafft, dieses Übereinkommen abzuschließen, obwohl viele und zunehmend drängende Probleme im Gesundheitswesen nicht gelöst sind. Daher fordere ich Frau StRin Brauner auf, unverzüglich ein schlüssiges Spitalsentwicklungskonzept für Wien vor-zulegen und das überfällige Finanzierungsübereinkom-men bis Ende 2006 dem Gemeinderat vorzulegen. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜ-NEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Korosec. – Bitte schön.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP‑Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Kollegin Pilz! Ich teile vollinhaltlich Ihre Kritik im Zusammenhang mit dem Infrastrukturbeitrag für die leitende Ärzteschaft im AKH, aber auch betreffend Sonderklassenhonorare und Krankenanstaltenverbund. Darüber brauche ich, wie ich glaube, gar nichts zu sagen, denn Sie wissen, dass diese Kritik auch von uns immer vorgebracht wird. Sie können also mit unserer Zustimmung rechnen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir behandeln heute das letzte Kapitel, und mein Resümee vor allem zur Generaldebatte lautet, dass die Kolleginnen und Kollegen von der Sozialdemokratie sich in ihrer Analyse sehr oft mit der Bundespolitik beschäftigen und wie immer falsche Schlüsse gezogen haben. Aber auch betreffend die Politik der Alleinregierung in Wien haben Sie, meine Damen und Herren, eine Reihe von blinden Flecken, und Sie kaschieren das sehr oft mit einer gewissen Arroganz und Überheblichkeit.

Wenn man sagt – und das hören wir ja immer, und ich halte das auch für sehr wichtig –, dass Gesundheit und Soziales das Herzensanliegen der Sozialdemokratie ist, dann bin ich eigentlich ein bisschen verwundert, warum man das als letztes Kapitel abhandelt. Frau Stadträtin! Vielleicht ist das doch nicht so wichtig! Die Oppositionsparteien, und zwar nicht nur ein Redner, sondern mehrere Rednerinnen und Redner, haben in den letzten zwei Tagen die Ideenlosigkeit und die mangelnde Transparenz aufgezeigt. Das gilt natürlich nahtlos auch für das Kapitel Gesundheit und Soziales. “Verwalten statt gestalten“ ist offenbar der Grundsatz in diesem Budget.

Frau Stadträtin! Ich weiß, Sie können es nicht mehr hören, und Sie wollen es nicht mehr hören, aber ich frage trotzdem: Wo ist denn wirklich die Pflegemilliarde? Bei einem Budget, das für die Stadt vorgelegt wird, erwarte ich mir, dass dies im Einleitungskapitel steht. Die Zusage betreffend Pflegemilliarde wurde immerhin höchstpersönlich vom Herrn Bürgermeister gegeben.

Frau Stadträtin! Was geschieht zusätzlich, bitte? Ich höre immer: Es wird eh so viel gemacht. Aber was geschieht zusätzlich für Umbauten, Renovierungen, Neubauten im Pflegebereich und für sonstige Pflegemaßnahmen, und zwar – wie gesagt – additiv, Frau Stadträtin? Herr VBgm Dr Rieder hat gemeint: Es geschieht ja eh so viel! – All das sind aber Maßnahmen, die schon vor Jahren diskutiert worden sind und die selbstverständlich abgewickelt werden müssen. Diese Milliarde, die der Herr Bürgermeister zugesagt hat, ist aber eine zusätzliche Milliarde!

Wo ist der Wiener Geriatrieplan? Es gibt keine Konzepte und keine Maßnahmen! Und damit komme ich natürlich auch wieder zur Verankerung des Pflegeombudsmannes. Auch das ist ein persönliches Versprechen des Herrn Bürgermeisters. Jetzt muss ich fragen: Sind Versprechen unseres Bürgermeisters inhaltsleere Worte, die nicht umgesetzt werden? – Das will ich ja doch nicht hoffen!

Meine Damen und Herren! Ideenlosigkeit und mangelnde Transparenz ziehen sich durch das gesamte Budget, und das muss natürlich betroffen machen. (Beifall bei der ÖVP.)
Dieses Budget ist ein Buch mit sieben Siegeln. Ein Budget, das im Hinblick auf Intransparenz und inhaltliche Unübersichtbarkeit rekordverdächtig ist.

Beispiele: Natürlich kommt man da sofort wieder zum Fonds Soziales Wien und ich bringe es noch einmal in Erinnerung, man kann es nämlich gar nicht oft genug sagen: Die grundsätzliche Idee, die MA 12 und die MA 47 zusammenzuführen, wurde von der Wiener ÖVP immer positiv bewertet. Warum? Die Chancen, Reibungsverluste auszuschließen und die Chance, dass in der Folge hinsichtlich der Anbieter sozialer Dienstleistungen einheitliche Standards getroffen werden, kann man nur positiv bewerten. Also die Idee ist gut, allerdings war das Werden schon sehr viel schwieriger. Ich erinnere daran, wie viele Dringliche Anfragen, Anträge und mündliche Anfragen von der Opposition gestellt werden mussten, um überhaupt - also durchgesehen haben wir da ja nie - ein bisschen was zu erfahren. Daher war von Transparenz bereits beim Werden keine Rede.

Überhastet wurde dann der Fonds eingerichtet, vieles war ungeklärt und sehr vieles ist auch heute noch sehr ungeklärt. Und der Kern, der Hauptkern unserer Kritik war und ist der Umstand, dass unter dem Deckmantel "Ausgliederung" die parlamentarischen Kontrollrechte vollkommen entzogen werden. Mitwirkungsrecht des Gemeinderats hat lediglich der Beirat, die direkte Information der Mitglieder, und jeder Profi weiß, was von Beiräten zu halten ist. Der Geschäftsführer berichtet über Beschlüsse vom Kuratorium und vom Präsidium. Also die operative und die exekutive Tätigkeit sind im Kuratorium und im Präsidium und dort ist die Opposition mit Absicht ausgeschlossen. Ich sage Ihnen, so oft ich darüber rede, ärgere ich mich immer mehr. Ich halte das wirklich für ungeheuerlich! Und das nenne ich lebendige Demokratie und das nenne ich lebendige Kontrollmöglichkeiten? (Beifall bei der ÖVP.) 

Man muss ja auch die Größenordnung sehen. Das Sozialbudget hat ungefähr eine Milliarde und mehr als eine halbe Milliarde wird vom Fonds Soziales Wien dotiert, das heißt 60 Prozent des Sozialbudgets liegen beim Fonds Soziales Wien und es existiert keine Budgethoheit mehr, sondern nur mehr auf dem Papier.

Und apropos Papier – das hat ja gestern die Frau Kollegin Vassilakou auch angeführt -, vom Fonds Soziales  Wien wurde uns von Ihnen, Frau Stadträtin, am 1. De-zember ein Papier, zwei Seiten, überreicht, der so genannte Budgetentwurf 2006. Es geht nur um 758 Millio-nen EUR, ich sage nur, das ist die Größenordnung, es geht nur um 758 Millionen EUR. Und, meine Damen und Herren, dieses Papier brauchen wir auch nicht zu be-kommen. Das ist wirklich eine Zumutung. Keine weitere Information! Wir wissen nur, dass vom Wiener Budget 535 Millionen EUR an den Fonds dotiert werden und das Gesamtbudget des Fonds 758 Millionen EUR beträgt. (GRin Erika Stubenvoll: Aber das werden wir ja heute noch hören!) Das werden wir... (GRin Erika Stubenvoll: Das werden wir heute noch hören!) Bitte schön, wo werden wir es hören, Frau Präsidentin? Wo werden wir es hören? Wo werden wir es hören? (GR Johann Herzog: Im neuen Jahr! Im nächsten Jahr werden wir es hören!)
Wenn Sie das unter Demokratie verstehen, wie die Mitglieder im Gemeinderat zusammenarbeiten können, so ist das unglaublich! In anderen Bereichen sind ja die Oppositionsparteien im Kuratorium vertreten. Wieso gerade in dieser so wichtigen Gruppe, das Herzstück, das soziale Herz, was Sie immer so herausstreichen, nicht? (GRin Erika Stubenvoll: Kein einziger Politiker ist dort!) Da schließen Sie die Opposition total aus und lassen uns in einem Debattierklub... (GRin Erika Stubenvoll: Sie sind im Beirat!) Bitte? (GRin Erika Stubenvoll: Sie haben ja alle Informationen! Sie sind ja im Beirat!) Bitte im Beirat... Das ist ein Debattierklub! Der Beirat ist nicht mehr als ein Debattierklub! (Aufregung bei GR Kurt Wagner. - Beifall bei der ÖVP.) So ist es.

Herr Kollege Wagner, was können Sie im Beirat verändern? Es wird vom Geschäftsführer berichtet, was im Präsidium und was im Kuratorium entschieden wurde (GRin Erika Stubenvoll: Sie bekommen alle Informationen so wie ich!), entschieden wurde! Und wir dürfen es uns anhören! Das ist es! Nicht mehr und nicht weniger.

Ich halte das, ich sage es noch einmal, ich halte das für einen demokratiepolitischen Skandal! (Beifall bei der ÖVP.) Sie haben als Alleinregierung ganz bewusst, ganz bewusst diese Regelung geschaffen! Und Sie allein sind dafür auch verantwortlich. Es könnten ja auch blöde Fra-gen gestellt werden und das wollen Sie nicht, also daher sind wir ausgeschlossen.

Frau Präsidentin, Sie sind da natürlich eine Ausnahme, weil Sie ja informiert sind. (GRin Erika Stubenvoll: Sie bekommen die gleichen Informationen wie ich!) Aber ich frage auch die Kolleginnen und Kollegen der Alleinregierung: Ich wundere mich eigentlich, dass Sie sich das so bieten lassen, weil ich davon überzeugt bin, dass Sie genauso uninformiert sind wie zum Beispiel wir als Oppositionsparteien, außer jenen, die eben im Beirat ein bissel etwas erfahren. Und da sitzen immerhin 100 Ge-meinderäte, die über ganz wesentliche Bereiche der So-zialpolitik nicht informiert werden. Das ist wirklich unge-heuerlich und ich frage Sie auch: Wo ist Ihr Selbstbewusstsein als selbstständige Mandatare? (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Bgm Häupl hat in der Regierungserklärung gesagt, ich zitiere wörtlich: „Höchste medizinische und pflegerische Qualität ist zu bieten." Hundertprozentig kann man dem zustimmen. Das wollen wir alle, das wollen vor allem alle Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt. Aber es ist keine Genesung des Gesundheitswesens in Sicht... (GRin Mag Sonja Ramskogler: Wir garantieren es!) Bitte? (GRin Mag Sonja Ramskogler: Wir garantieren es!) Sie garantieren? Also da muss ich sagen, auf das verlasse ich mich nicht. Das garantieren Sie schon seit Jahrzehnten und schauen Sie sich an, gerade im Pflegebereich, was sich da abspielt! Was wollen Sie garantieren? Dass es weiter so geht? Um Gottes willen. Das wäre entsetzlich! (GR Dr Matthias Tschirf: Entsetzlich! Entsetzlich! Das ist eine gefährliche Drohung! - Beifall bei der ÖVP.)

Erlauben Sie mir... (GR Kurt Wagner: Sie sind fünf Jahre in der Regierung auch drinnen gesessen! Das sollten Sie nicht vergessen!) Bitte? (GR Kurt Wagner: Sie sind fünf Jahre auch in der Regierung gesessen und das sollten Sie nicht vergessen!) Bitte, man kann nicht in fünf Jahren all das verändern, was Sie jahrzehntelang versäumt haben! (Beifall und Aufregung bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Krankenanstaltenverbund, der seit 1.1.2002 besteht. Die Finanzierungsgrundlage hat man damals bis zum Jahre 2005 geschaffen, man sollte 18 Monate vorher eine Neuvereinbarung treffen. Das hat man auch nicht gemacht. Warum, weiß man nicht, man weiß es zwar fünf Jahre, man trifft sie trotzdem nicht. Daher ist es so, dass mit 1.1.2006 alles offen ist. Die Frau Stadträtin hat zwar auf meine Frage gemeint, es gibt ein gutes Gespräch. Aber ein gutes Gespräch ist halt zu wenig.

Wir beschließen heute ein Budget, aber wir wissen nicht, wie es mit dem Krankenanstaltenverbund weitergeht. Es gibt einen Antrag der GRÜNEN, den wir unterstützen können.

Aber wenn man sich da anschaut, wie war es 2002? Da hat es Rücklagen gegeben, er wurde mit Rücklagen von 300 Millionen ausgestattet. Heute? Die Rücklagen sind weg! Aus der Gewinn- und Verlustrechnung sieht man, dass der operative Jahresverlust 2003 130 Millio-nen EUR war, 2004 159 Millionen EUR und auch die Quartalsberichte von 2005 lassen nichts Besseres erwarten. Daher gibt es auch ein negatives Eigenkapital von Ende 2004 von 201 Millionen EUR, obwohl das Eigenkapital am 1.1.2002 256 Millionen EUR war. Also auch wieder eine halbe Milliarde, die einfach weg ist.

Und sehr interessant war, der Herr Vizebürgermeister hat sich ja gestern sehr lobend über das Gesundheitswesen ausgesprochen. Da habe ich mich sofort daran erinnert, dass er im Untersuchungsausschuss etwas sehr Kritisches gesagt hat und das kann ich Ihnen jetzt nicht ersparen. Ich zitiere wörtlich: „Ich sage das jetzt nicht als ehemaliger Gesundheitsstadtrat, das auch, aber als Finanzstadtrat wundert mich, wie es dem Krankenanstaltenverbund gelungen ist, innerhalb eines Jahres einen mehrstelligen Millionen-Euro-Rücklagenbetrag auf-zubrauchen.“ Zitat Ende. Kommentar überflüssig.

Frau Stadträtin, an sich müssten Sie schlaflose Nächte haben, wenn man das ein bissel analysiert. Wir bringen daher auch einen Beschlussantrag ein, gerade über die Evaluierung des Qualitätsmanagements, weil auch hier vieles zu tun ist: 

„Der Gemeinderat möge beschließen, dass die in Spitälern und Pflegeheimen des KAV durchgeführten Projekte, Studien und Qualitätsmanagement jedes Jahr zusammenfassend vorgelegt werden. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Wo sehen wir die möglichen Ansatzpunkte? Es gibt eine Reihe: Deckungsbeiträge bei Spitalsambulanzen et cetera et cetera, endlich die Rechnungshofempfehlungen und Kontrollamtsberichte umzusetzen, massiver Ausbau von tagesklinischen Strukturen und so weiter.

Das vorliegende Budget negiert alles, was nicht erst gestern, sondern schon vor Jahren hätte begonnen werden müssen. Es wird wieder negiert. In elf Tagen ist Weihnachten. Meine persönlichen Wünsche ans Christkind habe ich natürlich längst abgeschickt. Aber, Frau Stadträtin, wir wünschen uns von Ihnen und ich bin überzeugt, da bin ich das Sprachrohr von vielen Menschen: Weniger Worte, dafür mehr Taten! (Beifall bei der ÖVP.)
Im Übrigen meine ich auch: Wien hungert den Bund aus und es fällt mir nicht schwer, diesem Budget nicht zuzustimmen und dafür erwarte ich auch Ihr Verständnis. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber nachdem ich ein immer positiv denkender Mensch bin: Vielleicht ist das der erste Schritt der Wiener Alleinregierung, auch über Vorschläge der Opposition, grundsätzlich der Oppositionsparteien, nachzudenken. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Gemeinderätin, Frau Präsidentin, bitte!

GRin Erika Stubenvoll: Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Hu, jetzt muss ich das erst einmal verdauen, Frau Kollegin Korosec, was Sie da gesagt haben: Ideenlosigkeit, mangelnde Transparenz, demokratiepolitischer Skandal. Das finde ich überhaupt am schärfsten. Für mich ist der einzig wirklich große demokratiepolitische Skandal der ORF in Österreich, wo die ÖVP dominiert und auch nicht zulässt, dass dort überhaupt andere ihre Meinungen sagen können. Aber die WählerInnen haben ja jetzt gezeigt und zwar die Sozialdemokraten, was sie können und was sie wollen, dass dort im ORF geschieht. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich sehe keinen demokratiepolitischen Skandal, denn Sie haben immer die Möglichkeit, sowohl im Beirat als auch an den Geschäftsführer bei unseren Ausschusssitzungen Fragen zu stellen und das zu erfahren, was Sie zum Thema Fonds Soziales Wien wissen wollen. Ideenlosigkeit, denke ich mir und ich muss es heute wieder sagen, obwohl es schon sehr oft auch von meinen Kolleginnen und Kollegen gesagt wurde, orte ich bei der Bundesregierung und das ist nicht ein Satz, der von mir stammt. Die Regierung betreibe Aufmerksamkeitsverweigerung gegenüber dem Thema Armut. Diese Worte sind ein Zitat von Caritas-Direktor Landau, der dafür prompt auch sehr, sehr viel Kritik aus der Koalitionsregierung geerntet hat. Sehr schade, denn er ist wirklich einer, der auf die Probleme in dieser Gesellschaft aufmerksam macht. Und Ihre Seniorensprecherin im Parlament, die Frau Wendl, hat dazu eigentlich auch nichts zu sagen gewusst. Sie hat nur gesagt, der Herr Landau ignoriere offensichtlich die Anhebung der Mindestpension. Auch das nenne ich Ideenlosigkeit. 

Die übrige Regierung beschäftigt sich mit so wichtigen Themen wie Tempo 160: Ja oder nein. Sie beschäftigt die ganze Nation damit, aber sie beschäftigt sich zum Beispiel nicht mit der Harmonisierung und Modernisierung der Sozialhilfegesetze. Unsere Frau Stadträtin hat sich wiederholt auch dafür eingesetzt, dass die Sozialhilfe in Österreich harmonisiert wird, dass es ein einheitliches, bundesweites Sozialhilfegesetz gibt, wo wir dann sehr, sehr viel auch besser machen können und vor allem auch das Thema bedarfsorientierte Grundsicherung. Auch hier gibt es vom Bund nur Ideenlosigkeit, keine konstruktiven Vorschläge. 

Leider verlangt die Grüne Fraktion mit ihrem Antrag jetzt wieder eine Lösung von Wien. Wir streben hier aber auch eine bundeseinheitliche Lösung an und sind gerne bereit, dazu auch unsere Ideen einzubringen. 

Eine wichtige Grundlage zur Finanzierung der Pflege ist die Pflegemilliarde, die versprochen wurde. Wir haben das wiederholt diskutiert und ich will das hier gar nicht näher noch ausführen. Wir versuchen, für die Menschen in Wien, für die ältere Generation in Wien bessere Bedingungen zu schaffen. Wir haben das gemeinsam lange genug in der Geriatriekommission diskutiert. Sie konnten dort Ihre Ideen einbringen. Es gibt ein Konzept. Sie wissen, dass die Frau Stadträtin auch versprochen hat, bis 2008 die Betten so weit zu reduzieren, dass wir zumindest nur mehr Vierbettzimmer haben. Aber es ist auch ganz, ganz wichtig, dass die Versorgungssicherheit gewährleistet ist. Wir können ja die Menschen nicht unversorgt lassen und man kann auch nicht so schnell so viele Häuser aus dem Boden stampfen. Wir bemühen uns darum. Wir haben eine Reihe von privaten Trägern beauftragt, kleinere Pflegeeinheiten zu bauen, um die Menschen dort wirklich auch so unterzubringen, wie das unseren Vorstellungen entspricht.

Eine wichtige Grundlage zur Finanzierung der Pflege ist das Pflegegeld. Das findet zwar auch die Frau Sozialministerin Haubner. Aber ob das Pflegegeld jetzt der Inflation angepasst wird, was dringend notwendig wäre, was wir auch immer fordern, das lässt sie offen. Wahrscheinlich, weil Sie ohnehin bald abgelöst wird. Und der frühere FPÖ-Finanzminister nennt sich jetzt unabhängig und setzt sich hier wieder einmal gegen das Sozialministerium durch.

Übrigens, Frau Kollegin, die ÖVP in Oberösterreich macht sich bei Heimplätzen jetzt für eine Mitzahlverpflichtung der Kinder, also der Angehörigen, stark. Wien hat noch nie von Angehörigen einen Regress verlangt und ich glaube, das ist auch eine soziale Großtat! 

Der Finanzminister ist auch verantwortlich dafür, dass die Pensionisten in Österreich durch die geringen Pensionsanpassungen in den letzten Jahren 8 Prozent ihrer Kaufkraft eingebüßt haben. Und wenn wir heute schon sehr viel über Armut gesprochen haben - bei zwei Millionen Pensionisten wirkt sich das natürlich auch sehr negativ auf die Wirtschaft aus. Noch 1999 war das Wachstum beim privaten Konsum bei 2,4 Prozent und heuer, trotz Steuerreform, nur mehr bei 1,2 Prozent! Und die ÖVP mit ihrem neuen Seniorenbundobmann Khol hat nichts dazu getan und war nicht einmal in der Lage, einen Heizkostenzuschuss des Bundes auf die Beine zu stellen. Das ist nur ein kurzer Einblick in das Szenario, mit wem wir hier als Bundesland Wien auf der Bundesebene konfrontiert sind. 

Wien hebt sich trotz der widrigen Umstände, die uns die Bundespolitik vorgibt, positiv ab. Wien will mit vielen Maßnahmen seine Position als soziale Stadt weiter ausbauen: Mit einem dicht geknüpften Sozialnetz, das in allen Lebenslagen Unterstützung bietet, mit einer breiten Palette von privaten und präventiven Angeboten, das versucht, Schäden, Krankheiten und sozialen Absturz zu vermeiden, zum Beispiel die Schuldnerberatung. Das sind alles Maßnahmen, die über den Fonds Soziales Wien koordiniert werden: Die Delogierungsprävention, die Drogenprävention, die Frauengesundheit - das sind alles Dinge, die auf dem präventiven Weg versuchen, spätere Ausgaben zu verhindern – und das Pflegenetzwerk, das im Vergleich mit allen anderen Bundesländern wirklich auch gigantisch ist. Und unser Bürgermeister hat auch gesagt, „...um den Menschen ein Verbleiben in der eigenen Wohnung zu ermöglichen und so mit guter Betreuung auch in Würde altern zu können“: 4,5 Mil-lionen Betreuungsstunden für 23 000 Personen in Wien und natürlich auch die Gewährleistung der Versorgungssicherheit für die Menschen, die außerhäusliche Pflege brauchen. Ich bin sehr froh, dass auch die Teilunternehmung 4 gegründet wurde und dass sich der Herr Dr Paukner hier wirklich auch vehement für den Ausbau der außerhäuslichen Pflege einsetzt. Ich bedanke mich recht herzlich dafür. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ja, Sie haben das alles letztes Mal auch schon gehört: Der Neubau von Liesing und die Heranführung der privaten Träger für die Führung von Geriatriezentren, die neuen Projekte im Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser mit Pflege im Appartement, betreutes Wohnen und Demenzwohngemeinschaften. Persönliche und individuelle Beratung sind durch die Servicestelle Pflegeplätze und durch die Sozial- und Gesundheitszentren jenen Menschen garantiert, die einen Pflegeplatz brauchen. Übrigens werden auch acht Tageszentren und sieben von privaten Vereinen über den Fonds Soziales Wien finanziert und ich denke, das wissen Sie alle sehr genau, dass das auch zu den Leistungen des Fonds Soziales Wien gehört. 

Und noch einmal vielleicht zur Wiederholung: Der Fonds Soziales Wien ist ein Instrument der Stadt zur sozial gerechten Umverteilung und zur Umsetzung der Wiener Sozialpolitik. Die zentrale Aufgabe des Fonds ist es, über die Förderung von rund 300 Einrichtungen und Vereinen die Quantität und die Qualität der Dienstleistungen des Wiener Sozialsystems zu sichern und weiter auszubauen. Das Budget ist hoch - wir haben das heute schon erwähnt - und die Verteilung erfolgt künftig im Rahmen eines Fördersystems, in das sämtliche Leistungsverträge übergeführt werden. Die Förderrichtlinien übrigens wurden mit allen Einrichtungen, mit Trägerorganisationen und mit betroffenen Menschen ausreichend diskutiert. Ich habe noch nie in diesem Haus erlebt, dass über eine solche Maßnahme so lange und ausführlich mit allen Betroffenen und allen Beteiligten diskutiert wurde. Ich finde das gut so, denn damit ist auch die größte Zufriedenheit gegeben. 

Ja, der Begriff Case-Management wurde eingeführt, das heißt, für jeden eben die passende Leistung zu vermitteln. Ein Schlagwort des Fonds Soziales Wien, und das gilt auch, das kann man sagen, für die Mandatarinnen und Mandatare: “Wir sind da, um für Sie da zu sein.“ Sie können das ja auch nützen, dieses Angebot des Fonds Soziales Wien, weil ich weiß, dass alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter immer gerne Auskunft zu allen Fragen des Bereichs Pflege, Wohnen, Behindertenarbeit, Suchterkrankung und Gesundheitsförderung auch tatsächlich geben.

Zur Pflege habe ich doch schon einiges gesagt. Ich möchte jetzt vielleicht noch zu den Menschen mit Behinderung kommen. Die Stadt Wien bietet rund 3 400 Menschen mit unterschiedlichem Behinderungsgrad an mehr als 75 Standorten ein Angebot an tagesstrukturierender Beschäftigung. Zusätzlich gibt es acht Trägereinrichtungen im Rahmen der Arbeitsassistenz und der technischen Assistenz, sodass wir die Leute befähigen, sozialversicherungspflichtige Dienstverhältnisses zu erlangen. Ich glaube, das ist der richtige Weg. Wir haben uns auch schon sehr oft in der Behindertenkommission darüber unterhalten, wie wir die Menschen fähig für den ersten Arbeitsmarkt machen oder zumindest für einen geschützten Arbeitsplatz. 

Der Fahrtendienst wurde heute seitens der FPÖ hier angesprochen. Der Fahrtendienst wurde weiter ausgebaut und erneuert. Es können mehr als 1 600 Personen 60 000 Regelfahrten pro Monat in Anspruch nehmen. Und als freiwillige Leistung der Stadt Wien der Freizeitfahrtendienst mit etwa 35 000 Freizeitfahrten. 

Es wird ein neues Mobilitätskonzept über der Donau geben, und zwar werden wir versuchen, die Vereine einfach dazu zu befähigen, dass sie mit den Menschen, die zum Beispiel sehr gut ein öffentliches Verkehrsmittel benützen können, dieses Fahrtraining machen, aber dass sie auch sehr wohl selbst einen Fahrtendienst für jene, die das nicht können, organisieren können. Es werden ca 360 KlientInnen nach diesen neuen Richtlinien unterwegs sein.

Das Wohnungsangebot wurde schon im abgelaufenen Jahr ausgebaut. Es gibt 1 550 Plätze bei 22 Trä-gerorganisationen und ich denke, das ist ein sehr gutes Angebot, das ich in anderen europäischen Großstädten in diesem Ausmaß noch nicht gesehen habe. Ein lang gehegter Wunsch von uns, persönliche Assistenz, hat den Modellversuch gestartet und wir werden in diesem Modellversuch 25 Personen unterstützen. Dieser Versuch wird auch mit einer begleitenden Evaluierung 2006 begonnen. 

Die Wohnungslosenhilfe ist mir auch ein ganz wichtiges Anliegen. Auch hier arbeitet der Fonds mit vielen Trägerorganisationen zusammen. Als neues Projekt gab es die Eröffnung eines Hauses, das ausschließlich für psychisch belastete Frauen konzipiert wurde und hier wird für diese Zielgruppe das Wiener Hilfswerk die Leistung anbieten. Das Wohnangebot für Frauen wird auch mit dem dreistufigen Frauenwohnzentrum der Caritas erweitert, das Mitte Jänner 2006 in Vollbetrieb geht. 

Ich könnte Ihnen jetzt noch sehr, sehr viele Aktivitäten des Fonds Soziales Wien nennen. Mein Kollege Wagner wird sich kurz auch mit der Drogenpolitik beschäftigen. Leider reicht meine Zeit nicht, um auch noch auf die Gesundheitsförderung und das hervorragende Frauengesundheitsprogramm einzugehen. 

Ich hoffe, ich habe Ihnen einen kleinen Überblick über die sozialen Leistungen dieser Stadt bieten können und denke, dass wir mit Hilfe dieser budgetpolitischen Weichenstellungen in Wien in der Lage sein werden, den hohen sozialen Standard in dieser Stadt sicherzustellen, damit Wien weiter eine soziale Musterstadt bleibt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Erlauben Sie mir, sozusagen als Neuerer im Gesundheits- und Sozialausschuss ein paar generelle Wort zu sagen. Wir sprechen heute vom Voranschlag für 2006, also sprechen wir über das Steuergeld der Wienerinnen und Wiener, das verwaltet und verwendet werden soll, Steuergeld und nicht Privatgeld. Und deswegen ist es für uns als Oppositionspartei schon von massiver Bedeutung, dass das möglichst transparent passiert, weil Transparenz ist Demokratie und höchstmögliche Transparenz ist meiner Meinung nach angesagt. 

Leider zeigen die letzten Jahre in Wien, zeigt die sozialistische Alleinregierung eher stark gegenteilige Tendenzen. Es herrscht so eine Art Flucht aus dem Budget vor. In den letzten Jahren sind immer mehr kommunale Dienstleistungen wie beispielsweise Wiener Wohnen mit 1.1.2000, wie die Wiener Spitäler mit 1.1.2002 und der Fonds Soziales Wien mit 1.7.2004 ausgegliedert worden. Auch im Bereich der Stadtentwicklung gibt es ausgegliederte Entwicklungsgesellschaften: Aspern-Nord-AG, Bahnhof-Wien-Gesellschaft, es gibt die Wien Holding, es gibt eine Unzahl. Die Budgethoheit des Wiener Gemeinderats wird in diesem nun entstehenden, sagen wir einmal, Konzern Stadt Wien immer mehr ausgehöhlt. 

Das mag ja jetzt aus Sicht der sozialistischen Mehrheitspartei eine Effizienzsteigerung sein, aber das beschränkt eindeutig - und da folge ich natürlich auch der Kollegin Korosec - die demokratisch oppositionellen Mitspracherechte. 

Das vorliegende Wiener Budget wird durch diese laufenden Ausgliederungen immer mehr zu einem Torso. Ich möchte auch auf das Beispiel Fonds Soziales Wien eingehen, weil auch unserer Meinung nach die SPÖ durch den Fonds Soziales Wien den Gemeinderat ausschaltet. Mit der Gründung ist sozusagen der bisherige Höhepunkt der Flucht aus dem Budget erreicht. Mit 1.7.2004 wurden praktisch alle sozialen Dienstleistungen der Stadt der Kontrolle durch den Gemeinderat entzogen. Die Stadtregierung flieht damit einerseits aus der politischen Verantwortung, aber gleichzeitig ohne den ausgegliederten Fonds entsprechende Mittel zu geben und sie mit entsprechenden Mitteln auszustatten. Wenn man sich das ansieht, dann wird die Dotation des Fonds von 2005 auf 2006 auf Grund dieser Vorinformation brutto ungefähr um 1,2 Prozent steigen, also unterhalb der Inflationsrate, das heißt, es wird der Fonds Soziales Wien schon im zweiten Jahr seines Bestehens ausgehungert. Und was wird das bedeuten? Das wird natürlich Leistungskürzung und drastische Gebührenerhöhungen bedeuten. Das werden unausweichliche Folgen sein. 

Die Opposition erhält nun vor der Budgetdebatte eine kleine Vorinformation, zwei Seiten, über das Budget des Fonds Soziales Wien. Aber das Mindesterfordernis der Budgethoheit des Gemeinderats wäre es, wenn der Fonds Soziales Wien gleichzeitig mit dem Stadtbudget sein Budget fürs nächste Jahr vorlegt. Derzeit beschließt er sein Budget mit Jahresende und die Vertreter der Opposition werden dann erst zu Beginn des nächsten Jahres im laufenden Budgetjahr gnadenhalber, da stimme ich Ihnen zu, darüber informiert. Der vorgesehene Beirat, dem ich in Zukunft auch angehören werde, hat keinerlei satzungsmäßigen Rechte und verletzt damit un-serer Meinung nach die Budgethoheit des Wiener Ge-meinderats. 

In anderen Fonds, wie beispielsweise im Wiener Wirtschaftsförderungsfonds und im Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds, gibt es sehr wohl für Oppositionsparteien Sitz und Stimmrechte im budgetbeschließenden Organ. Dieses Sitz- und Stimmrecht ist unserer Meinung nach ein Mindesterfordernis der Budgethoheit des Gemeinderats. Genau dieses Sitz- und Stimmrecht der im Gemeinderat vertretenen Parteien fehlt im Fonds Soziales Wien. Daher verstößt dieser Fonds nicht nur gegen das Bundesvergabegesetz, sondern schaltet vor allem auch die Budgethoheit des Gemeinderats aus. Das kann man nicht oft genug erwähnen, meine Damen und Herren. 

Und noch etwas ist für die Transparenz wichtig: Die Finanzpläne. Im Jahr 1997 hat die Stadt Wien das letzte Mal einen Finanzplan vorgelegt. Seither weigert sich die Stadtregierung, die Finanzplanung offen zu legen. Aber ein solcher Finanzplan ist dagegen beim Bund und in den anderen Bundesländern selbstverständlich. Mehrjährige Finanzpläne für den gesamten Konzern Stadt Wien, sagen wir es so, sind ein Steuerungsinstrument, um Fi-nanzierungslücken aufzuzeigen und die Budgethoheit des Gemeinderats sicherzustellen. In einem Finanzplan des Krankenanstaltenverbundes wäre etwa die Finanzierungslücke der Wiener Spitäler und der Pflegeheime ersichtlich und der Handlungsbedarf ableitbar. Aus einem Finanzplan Fonds Soziales Wien wäre der Reformbedarf der Sozialdienstleistungen der Stadt deutlich ersichtlich. Ein solcher Finanzplan, meine Damen und Herren, ist international üblich und würde den Gemeinderat schon frühestmöglich in die politische Steuerung ein-beziehen und seine Budgethoheit sicherstellen. Aber das ist offenbar im sozialistischen Wien nicht gewollt. 

Aber die mangelnde Transparenz ist nur ein Punkt unserer Kritik, weshalb wir dem Voranschlag selbstverständlich nicht zustimmen. Darüber hinaus gibt es aber noch eine gewisse soziale Kälte, die sich in zweierlei Art manifestiert, einerseits wann immer man über Erhöhungen von Gebühren und Leistungen der Stadt redet, heißt es: Na ja, der Bund ist schuld, der Bund ist immer an allem schuld. Und auf der anderen Seite werden gleichzeitig laufend die Belastungen größer. 

Kollege Wagner schaut so. Ich denke zum Beispiel an die Kürzung bei der Aktion “Essen auf Rädern“ mit 1. Jänner 2002. Die kräftige Erhöhung der Tarife bei den Wiener Linien ab 1. Juni 2002 um bis zu 25 Prozent, trifft auch die sozial Schwächeren. Erhöhung der städtischen Kindergartengebühren ab 1. September 2002 auf bis zu 200 EUR im Monat. Erhöhung des Spitalskostenbeitrags bei den Wiener Spitälern ab 1. Jänner 2003. Erhöhung der Gaspreise ab 1. Juni 2003. Es kommen noch mehrere Erhöhungen der Gaspreise, aber ich fange einmal so an. Erhöhung der Ambulatoriumsbeiträge in den Wiener Spitälern ab 1. Jänner 2004 um bis zu 6 Prozent. Erhöhung der Rettungsgebühren ab 1. Jänner 2004. Erhöhung der Pflegegebühren in den Wiener Spitälern ab 1. Jänner 2004. Verteuerung der Applikationsgebühr bei allen Impfungen um 25 Prozent ab 1. Jänner 2004. Kürzung der Behindertenbeihilfe, Freizeitfahrtendienst ab 1. Jänner 2004. Erhöhung der Sonderklassegebühren ab 5. Jänner 2005 und damit Verteuerung der privaten Krankenzusatzversicherungen. Kürzung der MA 56-Zu-schüsse für Schulschikurse an sozial schwache Eltern um 20 Prozent ab 1. Februar 2004. Kürzung der MA 56-Zuschüsse für Schullandwochen für sozial schwache El-tern um 20 Prozent ab 1. Februar 2004. Erhöhung der Strompreise, trifft auch die sozial Schwachen besonders, ab 1. November 2004 um 8 Prozent, weitere werden fol-gen. Erhöhung der Gaspreise in Wien ab 1. Novem-ber 2004. Jetzt kommt die nächste große Gaspreiser-höhung, eine gewaltige, wissen wir, steht uns schon ins Haus. Verteuerung der Gebühren für die alten Menschen in den Wiener Pensionistenwohnheimen um 5 Prozent ab 1. Jänner 2005. Erhöhung der Pflegegebühren für die Wiener öffentlichen Krankenanstalten ab 1. Jänner 2005 um bis zu 8 Prozent. Erhöhung der Gebühren für die Inanspruchnahme der Wiener Rettung ab 1. Jän-ner 2005. Erhöhung der Gebühren für die Wiener Spitä-ler für die Untersuchungs- und Behandlungskosten ab 1. Jänner 2005. Verteuerung der Spitalskostenbeiträge von 8 auf 10 EUR ab 1. Juli 2005 und damit Anhebung des Selbstbehalts um 25 Prozent. Man kann diese Liste beliebig fortsetzen.

All das zeigt, meine Damen und Herren, dass in Wien die Belastungen durchaus auch auf Kosten der ärmeren Bevölkerungsschicht größer wurden. Und wann immer man das aufzeigt, heißt es: Der Bund ist schuld. Wir können nichts dafür. Es ist immer der Bund. 

Aber im Windschatten des Bundes erhöht Wien, was es kann. Wir jedenfalls können so einem Voranschlag nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Cammerlander. Bitte.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Wir sind jetzt nach zwei Tagen Beratungen zum Bud-get fast am Ende einer sehr langen Sitzung. Wie Sie aus den Wortmeldungen der Kolleginnen meiner Fraktion wissen, werden wir dem Budgetvoranschlag 2006 heuer nicht zustimmen. Insofern ist die Sache gelaufen. Dennoch ersuche ich Sie, trotz allgemeiner Ermüdungserscheinungen um ein paar Minuten Ihrer geschätzten Aufmerksamkeit. 

Der Bericht über die soziale Lage 2003/2004, den die Bundesregierung vorgelegt hat, ist in weiten Teilen ein Armutsbericht, der neben den auch für Wien alarmierenden Zahlen einen besorgniserregenden Trend aufweist, für den nicht nur die Bundesregierung Verantwortung trägt, sondern der teilweise auch hausgemacht ist. Das ist die starke Zunahme an SozialhilfebezieherInnen in den letzten Jahren. Dieser Umstand ist zum Teil darauf zurückzuführen, dass viele Langzeitarbeitslose, darunter auch viele Alleinerzieherinnen, eben aus der aktiven Arbeitsmarktpolitik und den laufenden Programmen her-ausfallen und verstärkt die Sozialhilfe der Länder in Anspruch nehmen müssen. Diesen und auch anderen Berichten entnehmen wir, dass immer größere Teile der Wiener Bevölkerung armutsgefährdet sind oder bereits unter der Armutsgrenze leben.

Zur gleichen Zeit wie diese Zahlen veröffentlicht werden, stellt sich dieses Wien als immer wohlhabender und lebenswerter dar. Wohin dieser Trend, dieses Auseinanderdriften steigender Armut und zunehmendem Reichtum und vor allem die mangelnde Solidarität und der fehlende Wille zur Umverteilung führt, können wir an den Spannungsfeldern anderer europäischer Metropolen ablesen.

Vielleicht hatten Sie die Gelegenheit, vergangenen Sonntag den Ausführungen von Caritas-Präsident Küberl in der Pressestunde zu folgen, der zur zunehmenden Verarmung breiter Bevölkerungsschichten - wir sprechen über eine Million Menschen in Österreich und ca 80 000 Personen in Wien -, ein paar wirklich bemerkenswerte Dinge gesagt hat. Nach Herrn Küberl gilt es, im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit verstärkte Anstrengungen zu unternehmen wie eine Wiederauferstehung des sozialen Wohnbaus, Maßnahmen gegen Bildungsbenachteiligung der Armen, Gesundheitsversicherung der Sozialhilfeempfänger und eine bedarfsorientierte Existenzsicherung in Höhe der Mindestpension.

Ja, es stimmt, manche dieser Forderungen sind durchaus an die Adresse der Bundesregierung gerichtet und Herr Küberl hat die Bundesregierung in einer Schärfe kritisiert, die Respekt abnötigt. Doch auch Wien hat seine Hausaufgaben in diesen Bereichen nicht gemacht. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Zwei Maßnahmen sind in diesem Bereich wichtig und Maria Vassilakou hat sie bereits angesprochen. Das ist einerseits die Grundsicherung, die wesentlich zu Armutsbekämpfung und Armutsvermeidung beitragen würde und andererseits wäre ein kleiner, aber wichtiger Schritt mit nicht nur symbolischer Wirkung die Einführung eines Aktivpasses, wie wir das als Antrag im letzten Jahr unter dem Titel “Begünstigtenausweis“ hier im Gemeinderat eingebracht haben. Ein solcher Aktivpass würde genau jene Probleme zu lösen versuchen, ich betone, versuchen, die auch Aufgabe einer integrativen Sozialpolitik ist. 

Armut kann und darf nicht nur am Erwerbseinkommen festgemacht werden. Armut manifestiert sich auch in unterschiedlichen Lebensbedingungen und der Möglichkeit der sozialen und kulturellen Teilhabe und der Chance, Bildungsangebote wahrzunehmen. Auch die Möglichkeit, Freunde zum Essen einladen zu können oder die Frequenz, mit der es sich eine Familie leisten kann, Fleisch auf den Speiseplan zu setzen, werden in der modernen Armutsforschung miteinbezogen. 

Aus grüner Sicht ergeben sich drei wichtige Anliegen: Aktive Arbeitsmarktpolitik und Weiterbildung, die Umsetzung einer bedarfsorientierten Grundsicherung und ein Powerment, das die soziale und kulturelle Teilhabe sichert. Vor diesem Hintergrund entstand die Idee, ein Ver-günstigungssystem für sozial benachteiligte Menschen in Wien zu konzipieren. Inspiriert vom Linzer Modell des Aktivpasses, zielt die Konzeption einer solchen Karte darauf ab, alle Menschen am reichhaltigen Angebot der Stadt teilhaben zu lassen. Auch einkommensschwache Menschen sollen mobil sein und in den Genuss von kulturellen Angeboten wie Museumsausstellungen, aber auch von öffentlichen Sportstätten, Schwimmbädern oder Weiterbildungsangeboten kommen.

Eine wichtige Rolle für die Teilnahme spielt der öffentliche Verkehr. Mobil sein heißt, dazu gehören und bedeutet, seine Wege erledigen zu können. Die Preispolitik der Wiener Linien geht auf unterschiedliche Einkommen nicht ein. Der Fahrpreis ist für alle, ausgenommen PensionistInnen und einiger weniger Spezialgruppen, gleich hoch. Wer nichts hat, zahlt genau so viel, wie die/der im Wohlstand Lebende. 

Für eine Kommune, die seit immer und ewig fest in roter Hand ist, eigentlich eine erstaunliche Sache. Dabei wäre eine soziale Staffelung leicht machbar. Was fehlt, ist der politische Wille. So bleiben finanzschwache Menschen entweder ausgeschlossen oder fahren schwarz, was böse ins Auge gehen kann, wenn sie erwischt werden. Deshalb bildet die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel einen zentralen Bestandteil dieser Karte. 

Armut spielt sich nicht nur in Sphären ab, die sich in Zahlen gießen lassen. Auch soziale Partizipation sowie kulturelle Teilhabe spielen eine Rolle, vor allem, was Themen, die den sozialen Aufstieg oder umgekehrt, die Zementierung des Status über Generationen hinweg an-belangt. Eine Stadt, die für sich beansprucht, anders zu sein, muss dies erkennen und aktive Maßnahmen in Richtung sozialer Integration und in Enpowerment setzen.

Wenn wir diese Teilnahme den Menschen ermöglichen, ist das nicht nur eine solidarische Umverteilung von Reichtum, damit vielleicht der eine oder andere ins Theater, Kino oder sonstwo hingehen kann. Nein, die Bedeutung dieser Maßnahme ist unter den Bedingungen des modernen Arbeitsmarktes, wo es um lebenslanges Lernen, Weiterbildung, Mobilität und so weiter geht, ein eminent wichtiger Faktor, um den steigenden Anforderungen des Arbeitsmarktes gewachsen zu sein. Das ist besonders in Wien so, wo der Anteil der im Dienstleistungssektor arbeitenden Menschen besonders hoch ist. Ein einfacher und vor allem leistbarer Zugang zur Aus- und Weiterbildung für alle in Wien lebenden Menschen ist deshalb ebenfalls ein zentraler Bestandteil des Aktivpass-Konzepts.

„In unserer heutigen Dienstleistungs- und Informationsgesellschaft ist Wissen die zentrale Ressource sowohl für den individuellen als auch den gesellschaftlich ökonomischen Erfolg eines Landes.“ Das sagte niemand Geringerer als SPÖ-Parteiobmann Gusenbauer vergangenen Freitag anlässlich der Eröffnung einer Wissenschafterkonferenz hier in Wien. Ich gebe ihm Recht und frage mich allerdings, frage Sie, Frau Stadträtin: Wann lässt die SPÖ in Wien diesen Worten auch Taten folgen? - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Praniess-Kastner, bitte.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Alison ist 40 Jahre alt, Alison ist Künstlerin, Alison erzieht ihr 6-jähriges Kind allein und Alison ist schwer körperbehindert. Alison Lapper lebt in London und sie erhielt kürzlich den Womens-World-Award, den Frauenweltpreis. 

Meine Damen und Herren! Wäre diese Erfolgsgeschichte auch in Wien für eine behinderte Frau möglich? In Wien könnte Alison einen Pass beantragen, diesen aber nicht selbstständig von jedem Magistratischen Bezirksamt abholen. In Wien ist es auch nicht sicher, dass sie Unterstützung bekäme, um Ihren Sohn alleine aufzuziehen, da persönliche Assistenz leider nur sehr vereinzelt im Modellversuch, wie wir heute gehört haben, und nicht flächendeckend angeboten wird und... (GR Kurt Wagner: Vor einer Flächendeckung kommt immer ein Modell, sonst weiß man ja nichts!) Das Modell wird von den Oppositionsparteien bereits seit drei Jahren beantragt und es gibt jetzt einen Modellversuch für 25 Per-sonen, wie Sie wissen, aber eben nicht flächendeckend. Und in Wien ist es auch nicht sicher, ob Alison einen Arbeitsplatz hätte, weil nicht einmal die Stadt Wien, und die Stadt Wien ist hier der größte Arbeitgeber - wir haben heute gehört, die Stadt Wien beschäftigt 65 000 Be-dienstete -, ihre Einstellverpflichtung für behinderte Men-schen wahrnimmt und damit fehlt natürlich auch die Vorbildwirkung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich will und werde in den nächsten fünf Jahren dazu beitragen, behinderten Menschen auch in Wien ein selbstbestimmtes Leben in allen Bereich zu ermöglichen. (Beifall bei der ÖVP.)
Dazu gehören für mich im Wesentlichen drei Punkte: 

Erstens: Die Förderung der Integration behinderter Menschen in Schule, Freizeit und Arbeitswelt. 

Zweitens: Nur durch selbstbestimmtes Leben und persönliche Assistenz ist dieses selbstbestimmte Leben für behinderte Menschen möglich.

Drittens: Der Abbau von Barrieren in Wien.

Schauen wir uns doch gleich einmal das Thema Abbau der Barrieren in Wien für behinderte Menschen an. Es gibt noch immer Amtsgebäude der Stadt, die nicht barrierefrei zugänglich sind. Das ist zum Beispiel das Amtshaus für den 6. Bezirk, aber auch das Magistratische Bezirksamt für den 6. und 7. Bezirk, um nur zwei exemplarisch zu nennen. Solche alltäglichen Dinge wie die Beantragung eines Reisepasses sind hier für behinderte Menschen barrierefrei nicht möglich. 

Auch die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel ist für behinderte Menschen, speziell die einen Rollstuhl verwenden, oft ein unmögliches Unterfangen. Baustellen sind für sehbehinderte Menschen nicht gut genug abgesichert. Auch behinderte Menschen haben ein Recht auf selbstbestimmtes Leben und die Lösung dazu, und das wissen wir alle, heißt persönliche Assistenz und muss unbedingt ausgeweitet werden. 

Wichtig ist, dass behinderte Menschen überall dort Hilfe erhalten, wo sie diese benötigen. Durch persönliche Assistenz können Menschen mit Behinderung ihr Leben selbst gestalten. Es darf im Wien des 21. Jahrhunderts nicht länger sein, dass behinderte Menschen noch immer als Almosenempfänger oder in Einrichtungen leben müssen. (Beifall bei der ÖVP.)
Der Alltag im gewohnten Umfeld mit optimaler Hilfestellung muss für sie alle möglich sein. Persönliche Assistenz ist eine der Grundvoraussetzungen, damit behinderte Menschen auch in Wien ein selbstbestimmtes Leben führen können. Und in diesem 3. Punkt, und ich denke, da sind wir uns alle einig, ist die Integration von Menschen mit Behinderung in allen Lebensbereich. Das ist, denke ich, ein zentrales gesellschaftspolitisches An-liegen und ist weit über unsere Parteigrenzen eine For-derung. Nur durch gemeinsame Anstrengung werden wir dieses Ziel auch erreichen können. 

Unabhängig von den bisher erzielten Erfolgen ist es wichtig, die Unterstützungsangebote weiterhin bedarfsgerecht auszubauen und die Rahmenbedingungen dafür zu verbessern. 

Bei der Förderung der schulischen Integration muss selbstverständlich sein, dass alle behinderten Kinder in ihrem gewohnten Lebensumfeld Schule und Kindergarten besuchen können. (GRin Erika Stubenvoll: Nur die Lehrer fehlen uns, Frau Kollegin!) Die Lehrer fehlen nicht! Darauf möchte ich auch ganz gern noch eingehen, Frau Präsidentin. Die schulische Integration, und da kann Wien etwas dazu beitragen, ist gut gemeint, aber leider nicht gut gemacht. Und ich möchte Ihnen gerne ein Beispiel dazu nennen. (Beifall bei der ÖVP. – StR Dr Johannes Hahn: Das kommt öfters in Wien vor!)
Einem Kind mit sonderpädagogischem Förderbedarf sind eine bestimmte Anzahl von Schulstunden vorgeschrieben und diese Schulstunden fallen in den Hauptschulen natürlich auch an den Nachmittagen an. Realität ist aber leider, dass behinderte Kinder zu Mittag nach Hause geschickt werden, da die Mittagsbetreuung nicht integrativ geführt wird. Was macht eine ganztätig berufstätige Mutter dann mit ihrem Kind? Hier handelt es sich leider um keinen Einzelfall, in dem sich die Schulbehörde taub stellt und sich ihrer Verantwortung entzieht. 

Und auch bei der Integration behinderter Menschen in die Arbeitswelt gibt es eine ganz klare Forderung. Die Stadt muss sich ihrer Vorbildwirkung bewusst sein und die Einstellquote nach dem Behinderteneinstellungsgesetz erfüllen (GRin Erika Stubenvoll: Das tun wir ja! - Beifall bei der ÖVP.) und Arbeitsplätze in dieser Stadt für behinderte Menschen schaffen. Die Stadt zahlt 1,6 Mil-lionen EUR an Ausgleichstaxe und Ausgleichstaxen sind Steuergeld. 855 behinderten Menschen in dieser Stadt wird die Chance auf ein Einkommen und auf einen Beruf genommen. (Beifall bei der ÖVP.)
Es gelingt in Oberösterreich, in der Steiermark, in Kärnten, die Zahlen sind hinlänglich bekannt, die Beschäftigungspflicht nach dem Behinderteneinstellungsgesetz zu erfüllen. Warum gelingt das in Wien nicht? (GRin Erika Stubenvoll: Im Bund geling das auch nicht!) Im Bund gelingt das sehr wohl, im Gesundheitsministerium, im Sozialministerium, also im Ministerium für soziale Sicherheit und Generationen, da ist die Einstellpflicht bereits übererfüllt! (GRin Erika Stubenvoll: Im Magistrat auch!) Aber wir können gern noch über die genauen Zahlen sprechen. (GRin Erika Stubenvoll: Das werden wir noch diskutieren!) In den nächsten fünf Jahren werde ich den Verhinderern auf die Finger schauen und wenn es sein muss, auch auf die Zehen treten. Ich werde... (Beifall bei der ÖVP.)
Ich werde lästig sein, bis wir unser Ziel erreicht haben, um behinderten Menschen in dieser Stadt die Steine aus dem Weg zu räumen. Alison Lapper hat es geschafft. In Zukunft soll das keine Erfolgsstory sein, sondern eine Geschichte, die für jeden Menschen in dieser Stadt möglich ist. Bauen wir gemeinsam Barrieren ab, in unseren Köpfen und im Alltag. Spenden Sie nicht nur für “Licht ins Dunkel“, wir können uns von der Verantwortung nicht freikaufen. Spenden Sie doch gemeinsam Ideen für die Aktion “Ein besseres Leben für behinderte Menschen in dieser Stadt“. (Beifall bei der ÖVP.) Und denken Sie daran: Es geht nicht nur um Geld, es geht um Möglichkeiten. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Wagner.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Wenn man jetzt bei einigen Vorrednern der Oppositionsparteien zugehört hat, und ich hab jetzt sehr genau aufgepasst, zum Beispiel beim Kollegen Ebinger, der von der sozialen Kälte gesprochen hat, von der Unterversorgung, da müsste ich jetzt direkt an ihn die Frage stellen: Herr Kollege, Sie leben aber anscheinend nicht Wien, weil an Ihnen dürfte im heurigen Jahr, im vorigen Jahr und im vorvorigen Jahr eines spurlos vorüber gegangen sein, und zwar, dass Wien bei der Reihung der lebenswertesten und qualitätsmäßig hochwertigsten Städte im-mer unter die ersten drei gereiht war. Wären die soziale Kälte und die Unterversorgung so, dann gäbe es diese Reihung nicht, das heißt also, Sie müssen in einer anderen Stadt leben, aber nicht in Wien, weil da ist es sicherlich nicht so.

Wenn man sich jetzt einzelne Beiträge in der abgelaufenen Diskussion angehört hat und ich habe mir gestern und vorgestern die Mühe gemacht, ein bisschen in den Protokollen zu blättern, dann hat unser legendärer Finanzstadtrat Hans Mayr bei einer Budgetdebatte zum Gesundheitsbereich von dieser Stelle aus einmal einen legendären Satz gesagt, indem er meinte: „Meine Damen und Herren der Oppositionsparteien, ich verstehe Sie nicht. Ich glaube, Sie sprechen über Urwaldkrankenhäuser und nicht über die Spitäler in Wien!“

Genau an das Gleiche erinnert mich das ein bisschen, wenn wir heute hier diskutieren.

Meine Damen und Herren, mit dem Budget für das Jahr 2006 zeigt die sozialdemokratische Stadtregierung einmal mehr, dass man trotz widriger Begleitumstände, Sie wissen, mit dem Bundesbudget, mit den kommunizierenden Gefäßen, ein gescheites, innovatives, effizientes Budget zusammenbringen kann, wo sogar auf Gender Budgeting besonderer Wert gelegt wird.

Meine Damen und Herren, wenn hier gestern der Kollege Strache gemeint hat, der Wiener Finanzstadtrat erinnert ihn doch bei Asterix und den Galliern an den Troubadix, dann hat er die Geschichte nicht ordentlich gelesen. Der Herr Finanzstadtrat, wenn man diese Geschichten liest, erinnert mich vielmehr an den Druiden, der eigentlich alles möglich macht. So gelingt es trotz dieser Umstände unserem Finanzstadtrat, ein Budget vorzulegen, dem man nur zustimmen kann. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, Hoher Gemeinderat, ein Winzer würde es folgendermaßen ausdrücken: Je länger Finanzstadtrat Sepp Rieder dieses Amt verwaltet, umso besser wird er und umso besser ist er.

Wenn hier gestern in der Generaldebatte wider besseres Wissen Vorwürfe wegen der Beschäftigungspolitik gefahren wurden, so vergessen dabei viele aus Ihren Reihen die Verursacher dieser Umstände, die nicht hier im Wiener Rathaus, sondern drüben am Ballhausplatz und in der Himmelpfortgasse sitzen.

Die Geschäftsgruppe Gesundheit und Spitalswesen zeigt auch beim heurigen Budget, im Unterschied zum Bund, wieder sehr eindrucksvoll, wie sorgsam mit den zur Verfügung stehenden Mitteln umgegangen wurde und wird. In Wien, meine Damen und Herren, gibt es keinen Kahlschlag im Gesundheits- und Sozialbereich. Die Wiener Landesregierung geht nicht auf Tauchstation, wenn Probleme auftreten. Der Wiener Bürgermeister und die zuständige Stadträtin verschweigen sich nicht, wie dies der derzeitige Bundeskanzler und Finanzminister zur Lieblingsbeschäftigung erklärt haben. Wien ist sehr stolz auf seine Leistungen im Gesundheitswesen. Trotz dieser Bundesregierung kann zum Unterschied von den meisten Ländern in Europa und der Europäischen Union den Wiener Spitälern eine quantitative Leistungssteigerung bei einer umfassenden Qualitätssicherung nachgewiesen werden und sie wird auch für das künftige Budget gewährleistet.

Meine Damen und Herren, die Personalsituation konnte in den letzten zehn Jahren nicht nur weiter ausgebaut und abgesichert werden. Wenn hier Beispiele wie Oberösterreich genannt werden, dann dürften Sie vergessen haben, dass Oberösterreich zum Beispiel keine Pflegepersonen mehr ausbildet. Das ist schlicht und ein-fach vor einigen Jahren eingestellt worden. Sie brauchen sie nicht mehr. Wien bildet diesbezüglich weiter aus. Das ist keine Selbstverständlichkeit. Es gibt auch genügend Arbeitsplätze für die Ausgebildeten. Das ist so dank einer starken Gewerkschaftsorganisation und zäher Verhand-lungen vom Kollegen Rudi Hundstorfer mit seinem Team, aber auch durch das Engagement unserer Stadträtin, die für diese Dinge natürlich immer ein offenes Herz hat.

Meine Damen und Herren, wir treten in Wien für eine leistbare und für jedermann und jede Frau zugängliche Gesundheitspolitik ein. Wir glauben auch, es ist gescheiter und für die Volkswirtschaft wesentlich vernünftiger, in das Gesundheitswesen als in sinnlose Tunnelbautenprojekte in den südlichen Bundesländern Geldmittel zu investieren.

Meine Damen und Herren, Hohes Haus, heute und hier liegt der Voranschlag für das Jahr 2006 des Unternehmens Wien. Man muss bei dieser Gelegenheit allen handelnden Personen in den Magistratsabteilungen ein großes Lob für dieses Budget aussprechen. Das Budget ist ausgewogen, die Kennziffern stimmen, die budgetäre Tendenz ebenfalls. Ein Lob, das natürlich in Richtung Finanzstadtrat und Gesundheitsstadträtin geht.

Meine Damen und Herren, zu Beginn meiner Rede möchte ich zwei Magistratsabteilungen heute besonders hervorheben, die bei den letzten Budgetdiskussionen eher vernachlässigt wurden. Es sind dies zwei Magistratsabteilungen, denen ich besonderen Dank aussprechen möchte, nämlich die MA 70, die Wiener Rettung, und die MA 68, die Wiener Berufsfeuerwehr, auf die die Wienerinnen und Wiener berechtigt stolz sind und wo man aus guten Gründen in Wien ruhig schlafen kann, weil man weiß, wenn man diese beiden Einrichtungen braucht, dann sind sie verlässlich und sind auch hier.

Meine Damen und Herren, die Ausgaben betragen bei der Wiener Feuerwehr 111 200 000 EUR und stehen Einnahmen von 6 417 000 EUR entgegen. Trotz gestiegener Einsatzzahlen konnte der Personalstand gehalten werden und in Wien ist das notwendig. Trotz Strukturänderungen und Verbesserungsmaßnahmen konnten gemeinsam, und das ist der Unterschied zum Bund, mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, und nicht gegen sie, diesbezüglich Verbesserungen und Qualitätsanhebungen durchgeführt werden.

Meine Damen und Herren von der linken Seite, Ihnen würde ich den Rat geben, verhandeln Sie mit den Beschäftigten bei der ÖBB genauso wie wir das hier in Wien mit unseren Bediensteten tun! Sprechen Sie mit den Leuten und Beschäftigten im Hauptverband genauso wie wir das in Wien tun und behandeln Sie die Mitarbeiter in den Sozialversicherungseinrichtungen ebenfalls in diese Richtung! Das wäre ein guter Ratschlag.

Ein weiterer Schwerpunkt, meine Damen und Herren, im Bausektor der Wiener Feuerwehr ist die Generalsanierung der Feuerwache Simmering, wo im nächsten Budget eine Baurate von 800 EUR präliminiert ist. Auch die Fahrzeuge werden erneuert und verbessert und schlagen mit 4,418 Millionen EUR zu Buche. Ebenso hat der EDV-Einsatz vor der Feuerwehr nicht Halt gemacht. Auch hier gibt es um 500 000 EUR erste Investitionen für eine Verbesserung.

Ebenso ist es bei der Wiener Rettung, die im Jahr 2006 wahrscheinlich rund 144 000 verrechenbare Transporte haben wird. Hier stehen Einnahmen von 16,4 Millionen EUR Ausgaben von 46 Millionen EUR gegenüber. Da soll man aber wissen, rund 72 Prozent des Gesamtbudgets werden für den Personalaufwand ausgegeben. Ich glaube, dieses Geld ist gut eingesetzt und aufgehoben. Auch die Wiener Rettung ist als Investor Motor der Beschäftigungspolitik. So werden im nächsten Jahr 1,7 Millionen EUR hier ausgegeben.

Meine Damen und Herren, die jetzige Bundesregierung hat mit einigen Reformankündigungen die Wiener Bevölkerung auch im Gesundheitssektor eher verschreckt, als im Prinzip in ihrer Meinung gefestigt. Diese in der Öffentlichkeit oft geführten Diskussionen leisten keinen Beitrag zur Gesundheitsversorgung und zur Prävention. Die sind tatsächlich verzichtbar. Sigmund Freud sagte einmal: „Die Stimme der Vernunft ist leise." Ich glaube, gerade im Gesundheitswesen sollte diese Stimme oft sehr leise erhoben werden.

Meine Damen und Herren, der Wiener Krankenanstaltenverbund hat beeindruckende Zahlen, mit etwa 31 000 Beschäftigten ist er in Wien einer der größten Arbeitgeber von sicheren Arbeitsplätzen, mit seinen Investitionen auch im Jahr 2006 wird er einen wesentlichen Beitrag zur Beschäftigungssicherungspolitik leisten. 

Ein Bestandteil im Wiener Gesundheitsversorgungssystem ist das Allgemeine Krankenhaus. Hier soll man bei allen Beschwerden, die es geben kann, wissen, dass es sich um ein Riesenkonstrukt handelt. Wer von uns weiß denn eigentlich, dass die Ausbildung von mehr als zwei Drittel aller österreichischen Medizinstudenten im Allgemeinen Krankenhaus existiert? Eine große Anzahl von Ärztinnen und Ärzten wird ausgebildet, von 1 400 in ganz Österreich allein 855 im AKH. Es gibt bei all dieser Differenziertheit natürlich auch unterschiedliche Beschäftigungsstrukturen, nämlich Bundesbedienstete, Gemeindebedienstete, Klinikbeschäftigte. Das AKH hat 27 Uni-versitätskliniken, 49 klinische Abteilungen, 61 allgemeine Ambulanzen, 307 Spezialambulanzen, 83 Normalpflege-stationen, 20 Intensivstationen und 52 Operationssäle. 46 000 Operationen werden pro Jahr durchgeführt. Diese Aufzählung könnte man noch fortsetzen. Das alles spricht für die Gesundheitsversorgung, spricht für das AKH, aber auch speziell für den Wiener Krankenanstaltenverbund! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, ebenfalls vorbildlich kann auch die Drogenarbeit und die Drogenprävention in Wien bezeichnet werden. Mein besonderer Dank für die geleistete Arbeit im Bereich der Drogenprävention gilt dem Wiener Drogenkoordinator, Michael Dressel, und seinem Team, der durch Umsichtigkeit, viel Geduld und Aufklärungsarbeit den Wienerinnen und Wienern die Wege eröffnet, die möglich sind und so zu Verständnis und Toleranz in unserer Gesellschaft beiträgt.

Wien geht seit 1992 einen sehr konsequenten konstruktiven Weg im Bereich der Drogenarbeit und diesen Weg werden wir sicherlich weitergehen!

Meine Damen und Herren, die Sucht in unserer Gesellschaft macht vor keiner Tür Halt. Sie macht nicht Halt vor dem Kind, vor einem Universitätsprofessor genauso wenig wie vor einem Kind von einem einfachen Arbeiter. Niemand von uns sollte die Möglichkeit ausschließen, einmal auch als betroffener Angehöriger mit diesem Problem konfrontiert zu werden. Aus diesem Grund muss man bei aller Kritik auch für diese Arbeit großes Verständnis haben.

Meine Damen und Herren, ein wichtiger Bestandteil in den letzten Jahren war natürlich auch der Psychosoziale Dienst in Wien. Hier ist es gelungen, durch die Umwidmung der Wiener Geschützten Werkstätten in die Fir-ma Reintegra 40 neue Rehabilitationsplätze zu schaffen. Insgesamt sind jetzt fast 200 Menschen dort beschäftigt. Damit zählt Reintegra zu der größten Rehabilitations-einrichtung für psychisch kranke Menschen in Europa. Ich glaube, dazu kann man nur gratulieren. Es kommt auch im Jahr 2006 zu einem weiteren Ausbau der mo-bilen Dienste des PSD. Auch die psychiatrische Frauenberatungsstelle wird im Jahr 2006 in Wien 3, Hainburger Straße 168 in Vollbetrieb gehen. Ich glaube, meine Damen und Herren, eine stolze Leistungsbilanz, die sich sehen lassen kann!

Ich möchte jetzt noch zu meinen Vorrednern, zu den vorliegenden Anträgen etwas sagen.

Zum Antrag der Kollegin Korosec: Hier wird im Prinzip ein Beschlussantrag zur sofortigen Abstimmung vorgelegt. Meine Fraktion wird diesem Antrag aus einem einfachen Grund nicht die Zustimmung erteilen. Es ist bereits jetzt im Bereich des Krankenanstaltenverbundes diesbezüglich eine eigene Abteilung unter der Leitung der Kollegin Generaloberin Staudinger eingerichtet, die sich mit dieser Problematik beschäftigt und die die Aufgabe hat, genau das, was Sie hier verlangen, umzusetzen. 

Wir werden auch dem Beschluss- und Resolutionsantrag der Kollegin Sigrid Pilz, betreffend Finanzierungsübereinkommen der Gemeinde Wien mit dem Wiener Krankenanstaltenverbund, aus einem einfachen Grund unsere Zustimmung nicht geben. Diesbezüglich ist es notwendig, den Bundesstrukturplan zu haben. Da ist die Frau Bundesministerin noch säumig, weil frühestens nächstes Jahr damit zu rechnen ist. Und so ein Finanzierungsübereinkommen läuft bereits. Hier finden bereits definitive Gespräche statt.

Der nächste Antrag ebenfalls von Ihnen, Infrastrukturbeitrag durch leitende Ärzteschaft im AKH: Den werden wir ebenfalls aus einem einfachen Grund ablehnen. Wie ich Ihnen schon vorher erklärt habe, sind die Ärzte Bundesbedienstete und keine Gemeindebediensteten. Damit sind wir nicht die richtige Anredestelle, meine Da-men und Herren. Betreffend die Sonderklassenhonorare im Unternehmen Krankenanstaltenverbund darf ich Ihnen auch eine Information geben. Hier handelt es sich um privatrechtliche Vereinbarungen, wo wir diesbezüglich nicht viel mitzureden haben. Eine Einsichtnahme, wie Sie schreiben, ist von den Ärzten jederzeit möglich.

Zum Schluss meiner Rede, meine Damen und Herren, möchte ich Ihnen noch einen Beschluss- und Resolutionsantrag vortragen und diesen einbringen:

„Beschluss- und Resolutionsantrag der GRe Marianne Klicka, Kurt Wagner und Genossen zu Post 1 betreffend die Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften in der Sitzung des Wiener Gemeinderats am 13. Dezember 2005:

Der Wiener Gemeinderat fordert den Nationalrat, den Bundesrat der Republik Österreich auf, gleichgeschlechtliche und verschiedengeschlechtliche Lebensgemeinschaften im österreichischen Recht gleichzustellen. Es soll darüber hinaus die Möglichkeit einer eingetragenen Partnerschaft geschaffen und eine allgemeine Gleichstellung nichtehelicher Lebensgemeinschaften sichergestellt werden.", und so weiter. Ich bitte, das dann dem Antrag zu entnehmen und nachzulesen.

Meine Damen und Herren, zum Schluss meiner Wortmeldung möchte ich Ihnen noch Folgendes sagen, zwei kurze Bemerkungen: Weitere Qualitätsverbesserun-gen, Quantensprünge für die Wiener Patienten, dazu kommt von unserer Fraktionsseite ein klares Ja, Änderungen zu lassen und gegen den Nutzen der Wiener Pa-tientInnen, wie Selbstbehalte, ein entscheidendes Nein. Eine Gesundheitspolitik der Vernunft, Sparsamkeit mit Augenmaß und keine gesundheitspolitischen Kahlschläge auf Bundesebene: Diesen Ziele fühlen wir uns weiterhin verpflichtet und verbunden. 

Wir werden diesen Weg gemeinsam mit unserer StRin Renate Brauner unbeirrbar fortsetzen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bevor ich dem letzten Redner in der Geschäftsgruppe vor der Frau Stadträtin das Wort erteile, möchte ich um etwas mehr Ruhe bitten. Es ist wie in einem Bienenhaus. Ich weiß, es ist anstrengend, aber es dauert nicht mehr lange. Ich bitte um Aufmerksamkeit.

Jetzt erteile ich Herrn GR Dipl Ing Margulies das Wort. - Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Eigentlich habe ich mir gedacht, ich mache jetzt tatsächlich noch einmal eine Auseinandersetzung mit dem Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbundes und er-wähne, glaube ich, zum vierten Mal im Zuge eines Bud-getvoranschlages das strukturelle Defizit, aber ich bin zur Erkenntnis gekommen, es bringt nichts. Weil die letzten zwei Tage haben eines eindeutig gezeigt, und ich sage das jetzt wirklich stellvertretend für die Opposition, auch zu euch einmal: Ihr seid so super! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ihr seid so etwas von super! (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Aber der Ellensohn hat das besser gesagt!)
Jede Art der Kritik, die es tatsächlich gibt, wird abgeschmettert. 

Liebe Frau Stadträtin, lieber Herr Stadtrat, darf ich mich bei dir bedanken. Du bist so super! (Beifall und Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Es ist vollkommen egal, ob man darüber spricht, dass demokratische Grundbedingungen wie die Vorlage eines Budgets über 500 Millionen EUR nicht stattfinden. Da geht es um Sozialpolitik und Gesundheitspolitik. Nichts kann diskutiert werden, weil nichts vorliegt.

Aber, liebe Renate Brauner, du bist so super! (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - GRin Nurten Yilmaz: Das wissen wir eh!)

Nicht nur, liebe Renate Brauner, auch lieber Mailath-Pokorny, auch lieber Rudi Schicker! Bei einer Einzigen nicht, und da habe ich mir echt gedacht: Was hat die Frau StRin Laska euch getan? (Heiterkeit bei den GRÜ-NEN.) Niemand von der Sozialdemokratie ist heraus-gegangen und hat sich bedankt. (GR Christian Oxonitsch: Weil Sie schon gestern dran war!) Niemand hat gesagt: „Liebe Grete Laska, du bist so super!"

Es war eh ganz egal, dass in Wirklichkeit die Budgetmittel und die gesamte Geschäftsgruppe explodiert sind, alles hinten und vorne nicht gestimmt hat. Bei jedem Voranschlag, bei jedem Rechnungsabschluss hat es immer geheißen: „Liebe Grete Laska, insbesondere du bist super, weil wir sind super!" (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Und dieses Mal ist niemand herausgegangen. Muss mir das zu denken geben? (GR Mag Andreas Schieder: Warst du da überhaupt schon da?) Ist etwas los in der Sozialdemokratie? 

Kollege Schieder, man muss nicht immer im Raum anwesend sein, wenn die wunderschöne Technologie des Internets es erlaubt, auch von fern den Worten der Sozialdemokratie zu folgen. (GRin Mag Maria Vassilakou: Den Worten zu lauschen!) Das ist wichtig, weil alles, was die Opposition sagt, insbesondere das, was die GRÜNEN sagen, ist eh egal. Es ist vollkommen egal. Jede Kritik wird zurückgewiesen, prallt ab, weil man hat 55 Mandate und daher ist es wurscht. Sie sind eh so gut. Tatsächlich ist es vollkommen wurscht, ob die Wirtschaftsförderung gekürzt wird, es ist vollkommen egal, dass im Kulturbereich mit Ausnahme des Mozartjahrs alles andere im Großen und Ganzen gekürzt wird, dass bei Forschung und Entwicklung gekürzt wird. Die Kritik tropft ab. Den ökologischen Hochwasserschutz habt ihr längst vergessen und dass bei den gemeinnützigen Wohnungen, wie mein Kollege Ellensohn wunderschön gesagt hat, gerade die wunderschönen Terrassenwohnungen immer schon weg sind, wenn irgendein normaler Bürger eine haben will, ist total in Ordnung. Daher wirklich danke, danke, danke! Ihr seid so super! Danke! (Beifall und Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Nach dieser Kabaretteinlage bitte ich jetzt die Frau StRin Brauner um ihr Schlusswort.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Nachdem wir jetzt der Selbstdarstellung der persönlichen Psychohygiene des Kollegen Margulies folgen durften (Heiterkeit bei der SPÖ.) - kein Problem, auch dafür ist in dem Ressort Gesundheit Platz (GR Kurt Wagner. Wir haben sogar ein Kuratorium dafür!) - können wir jetzt meiner Ansicht nach zum Thema kommen. Persönliche Psychohygiene ist wichtig für die Gesundheit. Bitte, nehmt das ernst. Das wollen wir unterstützen. Wenn es uns nicht allzu viel Zeit kostet, sind wir gern bereit, dafür auch ein paar Minuten zu opfern.

Aber ich würde meinen, schwerpunktmäßig sollten wir uns vielleicht doch mit den Inhalten befassen, die in meinem Ressort behandelt werden. Ich denke, sie sind es wert, denn sie sind sehr wichtig. Wichtig ist mir das Prinzip der Sozialhilfe. Wie wichtig sie in den vergangenen Jahren geworden ist, können wir leider an den Zahlen erkennen, dass wir mit einer Verdoppelung der Sozialhilfeempfänger zu kämpfen haben, oder eigentlich So-zialhilfeempfängerinnen, um es präziser zu sagen, denn es sind leider überwiegend Frauen, die Alleinerzieher-innen mit Betreuungspflichten sind. Das heißt, wir haben seit dem Jahr 2000 mit einer Verdoppelung dieser So-zialhilfeempfängerinnen und -empfänger zu kämpfen. 

Mir ist es deswegen umso wichtiger, noch einmal das Grundprinzip der Sozialhilfe deutlich zu machen, das mir ein höchstpersönliches Anliegen ist. Es geht natürlich darum, niemanden, der Unterstützung braucht, im Stich zu lassen. Es geht natürlich darum, dass jeder und jede, die in Not geraten, auch entsprechende Unterstützung bekommen. Aber es geht mir vor allem auch darum, dass wir die Sozialhilfe, und das ist eigentlich nicht ihr ureigenster Sinn, so ist sie historisch nicht entstanden, verstärkt dazu nützen, um Menschen wieder in ein eigenständiges Leben zurückzuführen, um ihnen wieder die Möglichkeit zu geben, ein selbstbestimmtes Leben im ersten Arbeitsmarkt zu führen. Das ist keine Selbstverständlichkeit, weil eigentlich ist die Sozialhilfe zur Überbrückung gedacht. Aber es haben sich unsere gesellschaftlichen Verhältnisse verändert und insofern müssen wir mit einer Veränderung der Instrumentarien darauf reagieren. 

Dazu habe ich schon angekündigt, dass wir sicher in der nächsten Legislaturperiode auch das Wiener Sozialhilfegesetz verändern, um genau diesen Prinzipien Rechnung zu tragen, und da gibt es auch viel im Sozialhilfegesetz, wie zum Beispiel die Zuverdienstgrenze, zu verändern, wenn es darum geht, in unterstützten und geförderten Projekten zu arbeiten. Das heißt, hier haben wir in der kommenden Legislaturperiode sicher eine wichtige und auch sehr grundlegende Veränderung des Sozialhilfegesetzes vor uns, sinnvollerweise ein österreichweit einheitliches. Ob wir das schaffen werden, wird sich zeigen. Das liegt nicht nur an uns. 

Jedenfalls denke ich, dass diese Schritte, die zu setzen sind, keine bundesweite Grundsicherung darstellen können. Ich glaube, diejenigen bei den GRÜNEN, die sich ernsthaft mit dem Thema befassen, wissen das auch ganz genau. Das ist eine Abstimmung verschiedener Systeme, die österreichweit auf Bundesebene erfolgen muss, aber die jedenfalls auch eine Verbesserung der Situation bei uns bedeuten würde. Das werden wir selbstverständlich mit diesem Ziel, verstärkte Unterstützung zu eigenständigem Leben, auch machen.

Dass der Freiheitlichen Partei zum Thema Sozialhilfe nichts anderes einfällt, als genau das, was ich im Gespräch mit dem "KURIER"-Journalisten schon befürchtet habe, nämlich den Teufel an die Wand zu malen, "jetzt kommen alle Ausländer und werden bei uns Sozialhilfe kassieren", war zu erwarten und ist nicht wirklich überraschend. So wie es nicht überraschend ist, ist es falsch, denn Sie wissen ganz genau, dass die Sozialhilferichtlinie betreffend Drittstaatsangehörige und die Gleichstellung dieser Drittstaatsangehörigen eine sehr strenge Voraussetzung im Fremdenrecht hat, dass diese spezielle Gleichstellungsrichtlinie nur für jene Menschen gilt, die schon lange hier leben, die eine soziale Absicherung haben, dass explizit im Gesetz steht, dass sie diesen speziellen Aufenthaltsstatus als gleichberechtigte Drittstaatsangehörige nur dann bekommen, wenn sie nicht von der Sozialhilfe abhängig sind. Das steht sogar explizit drinnen. Das heißt, wenn Sie in Zukunft hier den von mir schon angesprochenen Teufel an die Wand malen, wenn Sie behaupten, dass es einen Sozialhilfetourismus geben kann und Ausländer verstärkt Sozialhilfe beziehen können, dann sehr verehrte Damen und Herren, tun Sie dies wider besseren Wissens! Deswegen möchte ich das sehr deutlich zum Ausdruck bringen und klarstellen, wie die Wahrheit ausschaut!

Zu der Diskussion über die Frage der Ärzte und Bedingungen, wie es denn in einem rechtlichen Verhältnis zwischen Ärzten und Privatpatienten ausschaut, hat mein Kollege Wagner schon einiges gesagt. Erlauben Sie mir nur eine Bemerkung, Frau Dr Pilz. Man kann natürlich sagen: „Frau Stadträtin, Sie müssen doch ein Interesse haben, eine Regelung zu finden und man müsste doch und man sollte doch..." - Nur mit "müsste" und "sollte" und Schlagworten kommt man nicht über die Tatsache hinweg, dass es eine völlig klare Regelung im Allgemeinen Krankenhaus gibt. Diese Regelung des AKH sagt, dass die ärztlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Bundesbedienstete sind. Das ist für unseren Herrn Direktor Krepler eine nicht immer leicht zu lösende Situation, weil wir oft auch in der Situation sind und wir mussten das in der Vergangenheit erleben. Wir haben jetzt glücklicherweise eine Regelung mit dem Bund gefunden, sowohl über die Fertigstellung des AKH als auch über die weitere Finanzierung, über die Reinvestitionen. Jedoch mussten wir vorher erleben, dass der Bund, ohne uns ein Wort zu sagen, ohne darauf Rücksicht zu nehmen, was das für die Versorgungssicherheit bedeutet, einfach 100 Dienstposten der Ärzte abgebaut hat. Wir konnten leider nichts dagegen unternehmen, weil eben die ärztlichen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im AKH Bundesbedienstete sind. Da kann man sich mit noch so vielen moralischen Appellen leider nicht darüber hinwegsetzen. Der Kollege Wagner hat das im Detail auch schon erklärt. Ich denke, Politik heißt schon auch, wenn man sie ernst nimmt und ernsthafte Vorschläge macht, zu schauen, wie denn die Rahmenbedingungen sind, was möglich ist. Das, was hier vorgeschlagen wird, ist jenseits dessen, was in irgendeiner Art und Weise möglich ist.

Eine ganz kurze Bemerkung nur zur Frage des Spitalskonzepts. Das wurde schon beantwortet, nur damit es auch alle im Detail wissen, es gibt einen österreichischen Strukturplan Gesundheit, der diese Planungsvorgaben, an sich eine vernünftige Sache, nicht nur wie früher in Betten, sondern in Form von Leistungseinheiten im Bereich der Spitäler vorgibt. Schön wäre es auch im niedergelassenen Bereich, aber soweit sind wir leider noch nicht. Das ist an sich ein vernünftiger Schritt, dass man weg von der Bettenplanung hin zu einer Leistungsplanung kommt. 

Was in der nächsten Bundesstrukturkommission beschlossen wird, ist ein ausschließliches Festhalten der Ist-Situation. Die Zielvorgaben werden erst Mitte nächsten Jahres festgelegt.

Bei den Qualitätskriterien hat Wien im Übrigen wieder einmal sehr gut abgeschnitten, bei der Evaluierung des alten österreichischen Krankenanstaltenplans hat Wien sehr gut abgeschnitten, weit besser als viele andere Bundesländer. Das heißt, diese Qualitätskriterien, die jetzt noch intensiviert werden sollen, werden ebenfalls erst im Juli beschlossen werden, wobei ich skeptisch bin, ob das gehalten werden kann, aber das ist die Zielvorgabe. Erst dann ist es möglich, diesen österreichweiten Rahmenplan mit einer Wiener Detailplanung zu erfüllen. Das wird dann selbstverständlich passieren, sicher auch mit Hilfe des ÖBIG, denn diese Planung ist eine höchst komplexe und kann, denke ich, auch nur mit wissenschaftlicher Begleitung erfolgen. Das wird selbstverständlich passieren, aber dann, wenn es möglich ist, wenn die Rahmenbedingungen seitens des Bundes ge-klärt sind.

Die Diskussion über die Pflegemilliarde und den Pflegeombudsmann möchte ich in dieser Form eigentlich nicht mehr lange führen. Wir haben das Zitat schon so oft diskutiert, wo unterstellt wird und das von mal zu mal anders ist. Einmal wird behauptet, der Bürgermeister hätte behauptet, es wird ein Extrahäufchen mit Geld von einer Milliarde geben, dann wird behauptet, der Finanzstadtrat hätte davon gesprochen. Je häufiger behauptet wird, wird es deswegen auch nicht wahrer. Tatsache ist, ich kann das Zitat mittlerweile auswendig, weil wir es schon oft diskutiert haben. Der Herr Vizebürgermeister und Finanzstadtrat hat gesagt: „Wenn wir die Investitionsrate des Krankenanstaltenverbundes des letzten und kommenden Jahres zusammenzählen, ist das allein schon mehr als eine Milliarde, die hier investiert wird." - So ist das korrekte Zitat. Das ist erfüllt und wird vor allem mit dem vorliegenden Budget des KAV belegt, das aus guten Gründen eine Rekordinvestitionsquote nicht nur erfüllt, sondern übererfüllt.

Auch das Versprechen des Herrn Bürgermeisters, dass der Pflegeombudsmann die rechtlichen Rahmenbedingungen, die er für seine Arbeit braucht, bekommt, ist durch die Heimkommission erfüllt. Ich weiß, dass das manche aus der Opposition anders sehen, aber ich denke, diese Sache ist sehr klar. Ich freue mich, dass die Heimkommission, für die wir wirklich namhafte Experten und Expertinnen gewinnen konnten, sehr bald das erste Mal tagen und ihre Arbeit aufnehmen wird. 

Zur grundsätzlichen Frage der Transparenz und des Budgets: Sie haben alle in Ihren Beiträgen selbst zitiert, dass wir Ihnen sehr wohl einen Budgetentwurf seitens des Fonds Soziales Wien zur Verfügung gestellt haben. Ich habe mir jetzt, während ich zugehört habe, noch einmal zu dem, wie ich es schon das erste Mal gemacht habe, die Mühe gemacht, diesen Budgetentwurf und seine Aufteilung mit den alten Budgetdaten zu vergleichen, die in unserer Unterlage, in unserem grünen Buch, nachzulesen sind. Es sind, wie ich gern zugebe, Fragen wie Zinserträge nicht in dem Budget des Fonds Soziales Wien extra ausgewiesen, aber die wichtigen Dinge, nämlich die Leistungsförderung und Finanzierungen des Per-sonals, die Fremdleistungen, der Betriebsaufwand sind genauso, wie es im grünen Buch früher geschrieben war, jetzt für den Budgetentwurf des Fonds Soziales Wien auf dieser Seite, die wir Ihnen zur Verfügung gestellt haben, genau in denselben Kategorien, wie es auch früher war: Stationäre Pflege, ambulante Pflege, Behindertenhilfe, Wohnen, Grundversorgung, Sucht und Drogen, Frauen- und Gesundheitsprogramme. Das ist in den einzelnen Kostenstellen extra ausgewiesen. Das heißt, der Vorwurf, dass es hier keine Informationen gäbe, ist schlicht und einfach nicht richtig. 

Alle, die im Beirat des Fonds Soziales Wien sitzen, wissen, dass diese Fülle und dieser Detailreichtum an Informationen, die dort zur Verfügung gestellt werden, meiner Ansicht nach, und ich war schon in vielen Vorständen von Vereinen und Organisationen, einzigartig und vorbildlich sind. Es gibt ein eigenes Intranet, das nur den Beiratsmitgliedern zur Verfügung steht. Also, sehr geehrte Damen und Herren, die Behauptung der In-transparenz kann ich wirklich nur in die Ebene parteipolitischen Streitens abtun! Mit einer Sachlichkeit hat das wirklich nichts zu tun! Wenn Sie ehrlich sind und sich die Unterlagen anschauen, die Sie zur Verfügung bekommen, so sind diese mehr als ausreichend! (Beifall bei der SPÖ.)
Noch zwei Bemerkungen, die zum Thema Sozialpolitik angesprochen wurden: Es wurde auf den Linzer Aktivpass hingewiesen, der ein interessantes Modell ist, das wir uns sicher sehr gern noch genauer anschauen werden. Aber wir haben es uns schon angeschaut und ich erlaube mir schon, darauf hinzuweisen, dass vielleicht der Name - darüber bin ich gern bereit nachzudenken - "Aktivpass" besser und weniger diskriminierend ist als "Sozialpass". Aber den Sozialpass mit den Inhalten haben wir, Frau Kollegin. Das, was Sie angesprochen haben, haben wir in einem sehr hohen Ausmaß: Die Ermäßigung in den Bädern, in den Pensionistenklubs, bei den Ausflügen, bei den Freizeitfahrten. Mir fällt jetzt gar nicht alles ein, was an diesen Sozialpass geknüpft ist. Das heißt, den gibt es. Da bin ich gern für weitere Verbesserungen zu haben. Ich bin auch gern bereit, aber das, denke ich, muss in ein größeres Konzept eingebaut sein, darüber nachzudenken, ob nicht der Begriff "Aktivpass" weniger stigmatisierend ist als der Begriff "Sozialpass", obwohl es sicher einen historischen Grund hat, warum der Sozialpass so heißt. 

Aber von der Grundidee her ist es mir schon wichtig zu sagen, dass es diese Einrichtung gibt, dass es sehr viele Ermäßigungen gibt, dass es sehr viel Unterstützung gibt, wenn wir uns gerade die Einrichtung der Seniorenklubs, der Pensionistenklubs, der Seniorentreffs, wie wir sie jetzt nennen, anschauen, weil wir weg von diesen reinen Aufenthaltsräumlichkeiten hin zu mehr Aktivierung der Senioren und Seniorinnen kommen wollen. Deswegen dieser Begriff "Seniorentreff" mit Internetanschluss und allem Drum und Dran. Also da, denke ich, hat Wien wirklich einiges zu bieten.

Der letzte Punkt, bevor ich zu meinem Abschluss komme, ist die Frage, wie wir denn in der Stadt Wien Menschen mit besonderen Bedürfnissen, Menschen mit Behinderungen unterstützen. Die Frau Kollegin Praniess-Kastner hat das angesprochen. Sie haben gefragt, warum denn ein anderes Land als Wien seine Einstellungsverpflichtung erfüllen kann und Wien nicht. Das kann ich Ihnen schon sagen: Weil Wien nicht nur Land ist, sondern weil wir auch Kommune sind. Wenn Sie das in Wien hernehmen, was zum Beispiel mit dem von Ihnen zitieren Land Oberösterreich zu vergleichen ist, also den hoheitlichen Bereich, hat Wien seine Einstellungsverpflichtung nicht nur erfüllt, sondern weit übererfüllt. Wo wir Schwierigkeiten haben, der Einstellungsverpflichtung nachzukommen, ist in jenem Bereich, wo wir als Kommune, als Gemeinde agieren. Jawohl, wir haben Schwierigkeiten, behinderte Menschen bei der Feuerwehr anzustellen. Jawohl, wir haben Schwierigkeiten, behinderte Menschen bei der Rettung anzustellen. Aber nicht, weil wir nicht wollen, sondern weil wir hier einfach an gewisse Grenzen stoßen. Deswegen haben wir auch unsere Sonderaktion für behinderte Menschen gemacht, um ihnen zusätzliche Chancen zu bieten. 

Also ich freue mich, wenn Sie sich hier konstruktiv in die Diskussion einbringen, aber ich bitte Sie, Frau Kollegin, auch zu sehen, dass Wien nicht mit den anderen Bundesländern zu vergleichen ist, sondern dass wir die spezielle Situation haben, dass wir eben Land, Kommune und Gemeinde gleichzeitig sind und von daher eben auch viele andere Aufgaben haben, Straßenbahnfahrer, U-Bahn-Fahrer, die zitierte Feuerwehr, die zitierte Rettung. Das gibt es alles in einem Bundesland wie Oberösterreich oder anderen natürlich nicht, weil sie diese kommunalen Aufgaben logischerweise nicht erfüllen. Das ist die Antwort auf die Frage, die Sie gestellt haben, warum das dort leichter als in der Stadt Wien ist. Genau das ist die Antwort. Ich glaube, das ist eine nicht polemische, sondern sehr sachliche und gut zu begründende.

Grundsätzlich denke ich, dass wir viel tun, um jene Menschen zu unterstützen, die unsere Unterstützung ganz besonders brauchen. Wir haben über 2 000 Wohnplätze. Wir haben über 3 000 Therapieplätze für Beschäftigung. Wir haben Frühförderung. Wir haben die Arbeitsunterstützung. Wir haben, und auch das ist mir sehr wichtig, weil dieses Prinzip der Selbstbestimmung gilt gerade für Menschen mit Behinderung, eine eigene Stelle, wo wir die Selbsthilfegruppen unterstützen. Wir haben jetzt eine Evaluierung unserer Wohnplätze im Laufen. Da haben wir nicht irgendein supergescheites Institut engagiert und wir sagen nicht, jetzt kommen drei Oberamtsräte und machen das, sondern wir sagen, die Behinderten sollen das selbst machen. “NOVA“ ist ein Projekt, das der FS Wien unterstützt, wo wir uns mit unseren Angeboten der Evaluierung der Betroffenen selbst unterwerfen und von den Betroffenen im Sinne der Selbstbestimmtheit selbst hören wollen, wie sie denn in Zukunft unser Wohnangebot verbessern und verändern wollen. 

Was Sie gesagt haben, Frau Kollegin, kann ich in vielen Bereichen unterschreiben, nur Sie rennen mit viel Schwung. Über den Schwung freue ich mich, aber Sie laufen durch offene Türen. Die persönliche Assistenz haben wir. Sie wissen ganz genau, das ist ein höchst komplexes Modell bis hin zu Fragen, wie denn die arbeitsrechtliche, aber auch die höchst persönliche und menschliche Beziehung zwischen dem persönlichen As-sistenten oder der Assistentin und dem betroffenen Be-hinderten ist, der hier in Arbeitgeberfunktion auftritt, gleichzeitig aber in äußerst intimen, verletzlichen Situationen zum Teil sehr eng mit diesem Angestellten zusammenlebt, kann man fast sagen. Das ist ein höchst komplexer Bereich. Jawohl, es hat eine lange Vorbereitung dazu gegeben, aber wir haben es jetzt und wir müssen es in der Praxis ausprobieren. Das ist mit den Betroffenen auch so besprochen, weil ich denke, diese Praxiserprobung ist im Interesse aller. 

Zum Abschluss, sehr geehrte Damen und Herren, zwei Prinzipien, die mir in der Vergangenheit wichtig waren, die mir in der Gegenwart wichtig sind, auch in Zukunft wichtig sein werden und die Grundsätze für das vorliegende Budget sind: 

Das eine ist, dass dieses ganze Budget sehr intensiv auf die Geschlechtergerechtigkeit überprüft ist. Gender Budgeting ist für uns nicht nur ein Schlagwort, nicht etwas, das wir in Berichte oder in schöne Anträge schreiben, sondern wir leben es. Gerade im Sozialbereich, denke ich, ist es ganz wichtig, jede Maßnahme da-hin gehend zu überprüfen, wie sie denn auf die Geschlechter unterschiedlich wirkt. Gerade im Gesundheitsbereich, wo wir noch viel Arbeit vor uns haben, denn erst in letzter Zeit sind Dinge, ich will nicht sagen, zur Selbstverständlichkeit geworden, aber immer wichtiger und immer akzeptierter geworden, dass auch medizinische Fragen Geschlechterfragen sind, und zwar auch rein von der medizinischen Seite, dass zum Beispiel Herzinfarkte bei Frauen sich anders als bei Männern äußern, das lange nicht erkannt wurde und Frauen deswegen schlechter behandelt wurden. 

Das Thema Gewalt an Frauen ist ein Thema, das ganz extrem auch ein gesundheitspolitisches ist. Ich habe mich sehr gefreut, dass der Herr Generaldirektor Marhold ein klares Zeichen gesetzt hat, indem er persönlich an der Enquete Curriculum gegen Gewalt teilgenommen hat, eine Maßnahme, die denke ich, ein Signal dafür ist, dass wir in den Spitälern des KAV dieses Thema sehr ernst nehmen. 

Das heißt, Gender Budgeting ist für uns kein Schlagwort, sondern Gender Budgeting wird gelebt! Das vorliegende Budget ist ein Beweis dafür! (Beifall bei der SPÖ.)
Und der zweite Punkt, sehr geehrte Damen und Herren, der mir ein persönliches Anliegen ist, und der, glaube ich, eine Überlebensfrage ist, gerade in diesem wichtigen Ressort, ist der der MitarbeiterInnenorientierung. Alle Maßnahmen, die wir setzen, setzen wir nicht über die Köpfe der Betroffenen hinweg, sondern gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Ich kann Ihnen sagen, entgegen dem, was heute hier dargestellt wurde, ist sehr viel in Bewegung, gerade im KAV, es ist sehr viel in Bewegung im FSW und es sind sehr viele Strukturmaßnahmen auch im Krankenanstaltenverbund in Bewegung. Ich möchte von dieser Stelle aus sehr deutlich sagen, dass die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen natürlich genau wissen wollen, was passiert. Sie wollen Information, sie wollen Transparenz, sie wollen Ehrlichkeit. Aber sie sind absolut veränderungsbereit, reformwillig und für jede gute Idee nicht nur zu haben, sondern bringen sie auch selbst ein. Ich erlebe unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, auch deren Interessenvertretung, nicht, wie es oft bösartig unterstellt wird, als Reformhindernis, sondern ganz im Gegenteil als diejenigen, die im Interesse des Unternehmens an Reformen höchst interessiert sind. Ich versichere von dieser Stelle aus noch einmal, dass es diese Reformen geben wird, aber dass es sie ganz sicher mit den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen gemeinsam geben wird.

Für diese gute Zusammenarbeit an alle, von der Rettung über die Feuerwehr über den KAV über die MA 15 mit ihren wichtigen behördlichen Aufgaben und dem FSW mit allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen ein herzliches Dankeschön!

Ich glaube, wir legen ein gutes Budget vor. Zu wirklichem Leben erweckt wird es durch unsere ausgezeichneten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. 

Ich erkläre die Debatte zum Voranschlagsentwurf für das Jahr 2006 und zum Gebührenprüfungsantrag, das sind die Postnummern 1 und 2 der Tagesordnung, für geschlossen. 

Der Berichterstatter, Herr VBgm Dr Rieder, hat das Schlusswort.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde die nicht so ganz wie in den vergangenen Jahren fortgeschrittene Zeit nicht dazu benützen, um ausführlicher zu sein. Ich sehe in den Reihen zustimmendes Nicken. Das bestärkt mich darin, dass ich mich auf einige wenige Feststellungen beschränken kann. 

Eine Bemerkung sei mir aber doch gestattet: Wir haben hinter uns eine sehr komprimierte und im Großen und Ganzen, glaube ich auch, sehr sachlich geführte Diskussion über die Entwicklung des Voranschlags 2006 unter Bedingungen, die dadurch gekennzeichnet sind, dass nicht nur in Wien, sondern insgesamt die öffentlichen Haushalte stagnieren, also es nicht beliebig möglich ist, die Einnahmen zu steigern und daraus Ausgaben zu bedecken. 

Es ist auffallend, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass von den 35 Anträgen, die im Zuge dieser Debatte eingebracht worden sind, zumindest 11 Anträge mit einer substanziellen Mehrbelastung verbunden sind. Nun wäre es denkbar, dass in diesen Anträgen entweder die Möglichkeit gesucht wird, im Wege der Zuweisung an den jeweiligen Ausschuss die erforderlichen Bedeckungsvorschläge dafür noch nachzureichen oder aber gleich dem Antrag den entsprechenden Bedeckungsvorschlag zur Verfügung zu stellen. Beides ist nicht der Fall. All diese Anträge sind eigentlich auf sofortige Abstimmung ausgerichtet und enthalten keine wie immer geartete Erklärung, wie denn die ohnehin schon sehr enge Einnahmensituation diese zusätzlichen Ausgaben eigentlich absichern soll. Soviel sei zum Verlauf der Debatte angemerkt.

Zweitens bin ich auf Grund der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien verpflichtet, auf Folgendes hinzuweisen: Der Voranschlagsentwurf 2006 wurde in der Zeit von 1. Dezember 2005 bis einschließlich 9. Dezem-ber 2005 zur öffentlichen Einsicht aufgelegt, wobei die Auflage in der Stadtinformation im Wiener Rathaus, Schmidthalle, in allen Außenstellen des Bürgerdienstes sowie in den Magistratischen Bezirksämtern für den 1. und 8. sowie den 6. und 7. Bezirk erfolgte. Die Auflagefrist war in der "Wiener Zeitung" und durch Anschlag in den Magistratischen Bezirksämtern verlautbart. Von dem Recht der Einsichtnahme hat kein Gemeindemitglied Gebrauch gemacht, eine Stellungnahme zum Voranschlagsentwurf wurde nicht abgegeben. Daher ist eine sonst erforderliche Antragsstellung nicht notwendig. 

Ich komme daher zur Antragsstellung. Ich ersuche Sie, zur Postnummer 1, das ist der Voranschlag 2006, zu den Anträgen, die Sie auf den Seiten XX und XXI des grünen Buchs finden, die Zustimmung zu geben. 

Zur Postnummer 2 ersuche ich Sie um Zustimmung zum Antrag, nämlich dass der Magistrat beauftragt wird, die einzelnen Geldleistungen dahin gehend zu überprüfen, ob und inwieweit hier Änderungen vorzunehmen sind. 

Ich bitte Sie um Zustimmung zu diesen Anträgen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön, Herr Vizebürgermeister.

Bevor wir zur Abstimmung kommen, unterbreche ich die Sitzung für 15 Minuten zur Beratung der insgesamt 35 Anträge.

Es ist jetzt 17.43 Uhr, also treffen wir uns 3 Minuten vor 18 Uhr wieder. 

(Die Sitzung wird um 17.44 Uhr unterbrochen und um 18.01 Uhr wieder aufgenommen.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren! 

Wir nehmen die unterbrochene Sitzung wieder auf und kommen nun zur Abstimmung.

Wir stimmen zuerst über die Postnummer 1 der Tagesordnung ab. Es ist dies der Entwurf des Voranschlags der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2006. 

Es wurden keinerlei Gegen- oder Abänderungsanträge eingebracht.

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem auf den Seiten XX bis XXI des Voranschlagsentwurfs abgedruckten, nunmehr aus 16 Punkten bestehenden Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mit Mehrheit mit den Stimmen der Sozialdemokratie so geschehen.

Wir kommen nun zur Abstimmung der vorliegenden Beschluss- und Resolutionsanträge zur Postnummer 1. 

Ich darf gleich mitteilen - ich weiß, dass teilweise ja die Abstimmungslisten der Klubs untereinander getäuschelt worden sind -: Die Nummer 34 - das ist der Antrag der ÖVP betreffend die Evaluierung des Qualitätsmanagements - lasse ich bei Postnummer 4 abstimmen, weil auch das Original so eingebracht wurde. Es gab ein Vorwegexemplar, wo es noch bei Postnummer 1 gestanden ist, aber das Original von Frau Korosec war zu Postnummer 4, und demzufolge lasse ich das auch dann bei Postnummer 4 abstimmen.

Ich beginne mit dem ersten, von den GRÜNEN eingebrachten Antrag betreffend Einführung einer Grundsicherung in Wien. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den Antragstellern unterstützt, somit nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Der zweite Antrag, von der ÖVP eingebracht betreffend transparentes Budget der Stadt Wien.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den drei Oppositionsparteien unterstützt, somit nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Nächster Antrag: Von der ÖVP betreffend Anschaffung von Kehrwägen mit Solesprüheinrichtungen. Hier wird die Zuweisung an den zuständigen Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Nächster Antrag: Von der ÖVP betreffend Förderung der Forschung und Wissenschaft in Wien. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird nur von den Antragstellern unterstützt, somit nicht ausreichend und ist daher abgelehnt.

Nächster Antrag: Von den GRÜNEN betreffend Erhöhung des Budgets für Förderungen von Forschung und Wissenschaft im Voranschlag 2006. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den drei Oppositionsparteien unterstützt, somit nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Nächster Antrag: Von den GRÜNEN betreffend Informationen zur Wissenschafts- und Forschungsförderung auf der Website der Stadt Wien. Es wird sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls von den drei Oppositionsparteien unterstützt, nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Antrag von der ÖVP betreffend Informationsgespräch mit dem Direktor des Museums Wien. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den drei Oppositionsparteien unterstützt, nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Antrag von der ÖVP betreffend Einführung eines kostenlosen Kindergartenjahres vor dem Schuleintritt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von der ÖVP und von den Freiheitlichen unterstützt, nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Antrag von den GRÜNEN betreffend Kinderarmutsbericht. Hier wird die Zuweisung an den Gemeinderats-ausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Antrag von den GRÜNEN betreffend Kinderhöchstzahl und Betreuungsschlüssel in Krippen, Kindergärten und Horten. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den GRÜNEN und von der ÖVP unterstützt, nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Antrag von den GRÜNEN betreffend Bundesrahmengesetz zur Qualitätssicherung elementarer und außerschulischer Bildungseinrichtungen. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Antrag von den GRÜNEN betreffend Taschengeld für PflegegeldbezieherInnen im betreuten Wohnen. Hier wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Antrag von der ÖVP betreffend finanzielle Aufstockung der Mittel für die Volksbildung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von der ÖVP, von den Freiheitlichen und von den GRÜNEN unterstützt, nicht ausreichend und so-mit abgelehnt.

Antrag von der ÖVP betreffend Generalsanierungsplan für Pflichtschulen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den Oppositionsparteien unterstützt, nicht ausreichend und somit abgelehnt.

Antrag von der ÖVP betreffend Schulentwicklungsplan für die Pflichtschulen der Stadt Wien.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von der ÖVP, den Freiheitlichen und den GRÜNEN unterstützt, nicht ausreichend und somit abgelehnt.

Antrag von der ÖVP betreffend Klassenschülerhöchstzahlen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den Freiheitlichen, der ÖVP und den GRÜNEN unterstützt, nicht ausreichend und somit abgelehnt.

Antrag von den Freiheitlichen betreffend Sicherheitstüren und -fenster in Kleingartenhäusern. Hier wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig angenommen, ohne die Stimmen der ÖVP.

Antrag von den Freiheitlichen betreffend Baumilliarde. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von allen Parteien mit Ausnahme der ÖVP unterstützt und somit angenommen.

Wieder ein Antrag von den Freiheitlichen betreffend Wohnbauförderung. Hier geht es um einen längerfristigen Wirtschaftsplan für Wiener Wohnen. Hier wird die Zuweisung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen.

Antrag von den GRÜNEN betreffend Öffnung der Gemeindebauten für lang ansässige Nicht-EU-Auslän-derInnen. Hier wird die Zuweisung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den GRÜNEN und der ÖVP unterstützt, somit nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Antrag von der ÖVP betreffend strukturierte Förderung von Gender Mainstreaming durch die Stadt Wien. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von der ÖVP und von den Freiheitlichen unterstützt, somit nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Antrag von den GRÜNEN betreffend zahlenmäßige Aufstockung der muttersprachlichen BetreuerInnen, Sprach- und KulturvermittlerInnen, Community Interpreter in Wiener Spitälern. Hier wird die Zuweisung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die Stimmen der Freiheitlichen angenommen.

Antrag von den GRÜNEN betreffend Öffnung der Pensionistenwohnhäuser für lang ansässige Nicht-EU-AusländerInnen. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von der ÖVP und den GRÜNEN unterstützt, nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Antrag von der ÖVP betreffend Qualifikation der dolmetschenden BeraterInnen in den Krankenhäusern der Stadt Wien. Hier wird die Zuweisung an den Personalausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von der ÖVP und von den Freiheitlichen unterstützt, somit nicht ausreichend und daher ab-gelehnt.

Antrag von den GRÜNEN betreffend Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den GRÜNEN unterstützt, somit nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Antrag von den GRÜNEN betreffend Förderung der Väterkarenz. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Antrag von den GRÜNEN und von der SPÖ betreffend Einführung eines Papa-Monats.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die ÖVP mehrstimmig angenommen.

Antrag von der ÖVP betreffend Aufhebung der Tempo 50-Verordnung auf Grundlage des IG Luft.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von der ÖVP und den Freiheitlichen unterstützt, nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Antrag von der ÖVP betreffend rasche Realisierung des Projekts Zentralbahnhof Wien. Hier wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr sowie an FiWi verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von der ÖVP, den Freiheitlichen und den GRÜNEN unterstützt, nicht ausreichend und ist daher abgelehnt.

Antrag von den GRÜNEN betreffend Wintersoforthilfe für pakistanische Bebenopfer. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den GRÜNEN, den Freiheitlichen und der ÖVP unterstützt, nicht ausreichend und somit abgelehnt. (Zwischenrufe bei der ÖVP. – GRin Inge Zankl: Schon erledigt!)
Antrag, eingebracht von der SPÖ, betreffend Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die Freiheitlichen mehrstimmig angenommen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) – Bitte? (GR Christian Oxonitsch: Es sind auch Teile der ÖVP!) - Gut, innerhalb der ÖVP gibt es eine differenzierte Abstimmung. Die Freiheitlichen waren dagegen, die SPÖ ist dafür und die GRÜNEN sind es auch. Demzufolge ist das mehrstimmig angenommen.

Somit ist die Postnummer 1 mit all ihren Beilagen erledigt.

Wir kommen zur Postnummer 2. Sie betrifft die Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten durch den Gemeinderat. 

Wer der Postnummer 2 zustimmen will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig so angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 3. Sie betrifft die Feststellung der Wertgrenzen für das Jahr 2006.

Wir kommen sogleich zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind GRÜNE, SPÖ, Freiheitliche und ÖVP. 

Das ist einstimmig so angenommen.

Wir kommen nun zu Postnummer 4. Sie betrifft den Wirtschaftsplan des KAV.

Die Diskussion hat stattgefunden, wir kommen gleich zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ so angenommen.

Zu Postnummer 4 gibt es vier Resolutionsanträge. 

Der erste betrifft Sonderklassenhonorare im Unternehmen KAV.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP, Freiheitliche und GRÜNE. Das ist somit nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Der zweite Resolutionsantrag: Infrastrukturbeitrag für leitende Ärzte im AKH. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind Freiheitliche, ÖVP und GRÜNE. Das ist nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Dritter Resolutionsantrag betreffend Finanzierungsübereinkommen der Gemeinde Wien mit dem Unternehmen KAV 2006 bis 2009.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den Oppositionsparteien unterstützt, somit nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Und der letzte ist von der ÖVP betreffend Evaluierung des Qualitätsmanagements. Es wird sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von den Oppositionsparteien unterstützt, somit nicht ausreichend und daher abgelehnt.

Wir kommen nun zu Postnummer 5. Sie betrifft den Wirtschaftsplan der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" für das Jahr 2006. 

Die Debatte dazu hat ebenfalls bereits stattgefunden.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig so angenommen.

Somit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung erledigt. Wir haben ein Budget für 2006. 

Ich wünsche einen schönen Abend! Wir sehen uns morgen um 9 Uhr früh wieder. - Danke schön. (Beifall bei GemeinderätInnen der SPÖ. – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Bravo, Rudi!)
(Schluss der Sitzung um 18.12 Uhr.)
